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Unternehmen sind leistungsfähig, wenn ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer motiviert sind: wenn Entscheidungen nicht von oben gefällt werden,
sondern miteinander gesprochen wird. Mitbestimmung ist die entscheidende
Voraussetzung dafür.

Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit

Dahinter verbirgt sich der rechtliche Anspruch auf die betriebliche Mitbestim-
mung, der, anders als das gelegentliche Entgegenkommen der Unternehme-
rinnen und Unternehmer, unabdingbar ist und die Unternehmen verpflichtet,
sowohl die Interessen der Anteilseigner als auch die Belange der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu berücksichtigen.

Demokratie in der Wirtschaft

Dabei geht es nicht darum, parlamentarische Formen der Demokratie zu über-
tragen, sehr wohl aber darum, das demokratische Prinzip zu übernehmen,
Konflikte nicht durch Zwang, sondern durch Dialog und Mitentscheidung bei-
zulegen.

Sozialer Fortschritt

Durch die bessere Berücksichtigung der Arbeitnehmerinteressen bei betrieb-
lichen und unternehmerischen Entscheidungen trägt Mitbestimmung auch
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der arbeitenden Men-
schen bei.

Kontrolle wirtschaftlicher Macht

Wo sich wirtschaftliche Macht zusammenballt, ist die Kontrolle ein wichtiges
Instrument, ihren Missbrauch zu verhindern. Ob es um die Mitwirkung bei
unternehmerischen Entscheidungen oder um Mitsprache in betrieblichen An-
gelegenheiten geht – in jedem Fall lautet der Grundsatz: Mitbestimmung heißt
auch Mitverantwortung. In den Betriebs- und Aufsichtsräten müssen die Be-
schäftigten genau wie auch die Arbeitgeber die langfristige Entwicklung des
Unternehmens im Auge behalten. Deshalb zielen alle Mitbestimmungsgesetze
darauf ab, eine fruchtbare Zusammenarbeit beider Seiten zu ermöglichen und
einen produktiven Interessenausgleich zu schaffen. So gesehen ist Mitbestim-
mung ein bedeutender Faktor zur Stabilisierung unserer Wirtschafts- und
Sozialordnung.

Mitbestimmung – Eine gute Sache
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Dies bestätigt auch der Ende 1998 von der Mitbestimmungskommission der
Bertelsmann- und Hans-Böckler-Stiftung vorgelegte Bericht „Mitbestimmung
und neue Unternehmenskulturen“.

Dem Bericht zufolge hat die Mitbestimmung durch die Entwicklung unter-
schiedlicher Mitbestimmungskulturen den tief greifenden wirtschaftlichen
Strukturwandel in vielen Fällen aktiv unterstützt. Sie muss sich auch in der Zu-
kunft bewähren und den veränderten Organisationsstrukturen, Technologien
und Märkten Rechnung tragen. Dies erfordert – wie die Kommission zutreffend
feststellt – die Identifizierung und Bewahrung der historischen Vorteile der
Mitbestimmung ebenso wie ihre Anpassung – an neue Notwendigkeiten und
ihre Öffnung für neue Chancen.

Die deutsche Mitbestimmung hat die Chance, Modellcharakter für die Aus-
gestaltung der Mitbestimmung auch in Europa zu erlangen. Deutsche Unter-
nehmen erhalten die Möglichkeit, das kooperative Führungsmodell der Mitbe-
stimmung als Leitbild zum Aufbau einer grenzüberschreitenden, beteiligungs-
orientierten und informationsintensiven Unternehmenskultur zu nutzen.
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Die Mitbestimmungsgesetze sichern den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern sowohl bei den Arbeitsbedingungen als auch bei wirtschaftlicher
Planung und Entscheidung Mitsprache zu.

Arbeitnehmerbeteiligung

Die Arbeitnehmerbeteiligung kennt zwei Ebenen: den Betrieb als Stätte zur
Verfolgung arbeitstechnischer Zwecke (Produktion, Vertrieb, Verwaltung,
Dienstleistungen) und das Unternehmen als rechtsfähige organisatorische
Einheit zur Verfolgung wirtschaftlicher oder ideeller Ziele.

Interessenvertreter Betriebsrat

Mitbestimmung und Mitwirkung im Betrieb bedeuten vor allem Einflussnahme
des Betriebsrats auf alle Fragen, die sich für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer unmittelbar an ihrem Arbeitsplatz stellen. Sie berühren die Einfüh-
rung von Kurzarbeit oder von Überstunden, die Aufstellung von Entlohnungs-
grundsätzen oder Akkord- und Prämienzuschlägen, die Einführung neuer tech-
nischer Anlagen oder Arbeitsverfahren oder das Aufstellen von Sozialplänen im
Falle geplanter Betriebsstilllegungen oder anderer Betriebsänderungen. Die
Arbeitnehmerinteressen werden hier durch den Betriebsrat vertreten.

Wirtschaftliche Planung

Mitwirkungsrechte in unternehmerischen Fragen haben wirtschaftliche Pla-
nungen und Entscheidungen zum Ziel. Die unternehmerische Mitbestimmung
findet in den Aufsichtsräten statt.

Während die betriebliche Mitbestimmung grundsätzlich auf alle bundes-
deutschen Betriebe mit privatrechtlichem Rechtsträger anwendbar ist, besteht
das Recht auf Mitbestimmung in unternehmerischen Fragen nur in größeren,
in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft geführten Unternehmen. Die Mit-
bestimmungsebenen ergänzen sich gegenseitig. 

Die Beschränkung der Unternehmensmitbestimmung auf Kapitalgesell-
schaften hat ihren Ursprung zum einen darin, dass in Personengesellschaften
zumindest ein Teil der Gesellschafterinnen und Gesellschafter persönlich haftet
und oftmals in der Geschäftsführung mitarbeitet. Zum anderen liegt es daran,
dass die Organisation von Kapitalgesellschaften mit dem Aufsichtsrat einen
geeigneten Ansatzpunkt zur Arbeitnehmerbeteiligung aufweist.

Mitbestimmung im Überblick
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Ideen und Experimente

Die beginnende Industrialisierung Mitte des 19. Jahrhunderts schaffte
unmenschliche Arbeits- und Lebensbedingungen. Erst allmählich entwickelte
sich aus dem Unmut der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Bewusst-
sein, gemeinsam stärker zu sein als das stampfende Hämmern der Maschinen.
Die Anfänge der Arbeiterbewegung entstanden infolge der Revolution 1848/49.
Das Bürgertum versuchte damals, die Arbeiter in die Wirtschafts- und Gesell-

1919: Anerkennung der Arbeiter-
räte. In schneller Folge werden
Gesetze verabschiedet, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern
betriebliche und – in beschränktem
Umfang – auch wirtschaftliche
Mitbestimmung einräumten.

„Der Arbeiter ist Untergebener und Gehorsam schuldig“. Vom unmündi-
gen Proletarier zum modernen Beschäftigten: Die Entwicklungs-
geschichte der Mitbestimmung ist mehr als 150 Jahre alt. Hier folgt eine
kurze Zusammenfassung.
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schaftsordnung einzubinden. Es dachte an eine Arbeiterselbstverwaltung im
Betrieb unter der Oberaufsicht des Fabrikherrn. Der Spielraum dieser Selbst-
verwaltung beschränkte sich im Wesentlichen auf eine Mitgestaltung sozialer
Arbeits- und Lebensbedingungen. Diese Ansätze blieben jedoch ohne nennens-
werte Wirkung, denn – von wenigen Ausnahmen abgesehen –  lehnten die
Unternehmer derartige Einschränkungen ihrer Entscheidungsgewalt ab. In
einer Denkschrift des „Centralverbands deutscher Industrieller“ aus dem Jahre
1887 heißt es: „Der Arbeiter ist nicht der gleichberechtigte Teilhaber des Arbeit-
gebers .... er ist dessen Untergebener, dem er Gehorsam schuldig ist .... die
Zwischenschiebung einer regelmäßigen Instanz zwischen Arbeitgeber und
Arbeiter ist unzulässig.“ Ein erster Schritt zu einer gesetzlichen Umsetzung der
Arbeiterforderungen wurde in der verfassungsgebenden Nationalversammlung

1933: Die Demokratisierung der
Wirtschaft und die Mitbestimmung
enden. Das Führerprinzip hält auch
in der Wirtschaft Einzug – die
Alleinherrschaft des Unternehmers.
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Stunde Null: 1945 setzten sich
auch die Gewerkschaften für den
Aufbau und die Festigung einer
demokratischen und freiheit-
lichen Staats- und Gesellschafts-
ordnung ein.
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im Jahre 1848 versucht. Zum ersten Mal kamen die Probleme der Arbeiterschaft
auf parlamentarischer Ebene zur Sprache. In der Frankfurter Paulskirche wurde
über den Entwurf einer Gewerbeordnung beraten, die unter anderem auch die
Bildung von Fabrikausschüssen mit bestimmten Mitspracherechten für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vorschreiben sollte. Diese Diskussion
führte zu keinem greifbaren Ergebnis. Nur vereinzelt kam es in den Folgejahren
zur freiwilligen Bildung von Arbeiterausschüssen mit Anhörungsrechten in
sozialen Angelegenheiten. Ausnahme blieb auch die Entscheidung von Ernst
Abbe, die Firma Zeiss 1889 in eine Stiftung umzuwandeln und damit die Ar-
beiterschaft materiell und durch Mitspracherechte am Unternehmen zu be-
teiligen.

Die ersten Gesetze

Durch die Novelle zur Gewerbeordnung von 1891 wurde erstmals eine gesetzli-
che Grundlage für freiwillig gebildete Arbeiterausschüsse geschaffen. Auch
die Novellen des Bayerischen (1900) und des Preußischen Berggesetzes (1905)
waren insoweit Meilensteine, als in ihnen erstmals gesetzlich festgelegt wurde,
dass in Bergbaubetrieben mit mehr als 20 bzw. 100 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern Arbeiterausschüsse gebildet werden mussten. Danach standen
den Arbeitnehmervertretungen Informations- und Anhörungsrechte in sozia-
len und personellen Fragen zu. Die Grenzen waren zwar noch eng gefasst, doch
ein Anfang war gemacht. Allerdings muss festgehalten werden, dass die großen
Arbeitskämpfe in den Jahren 1899 und 1905 viel zu dieser Entwicklung beige-
tragen haben. Den nächsten Eckpfeiler in der Geschichte der Mitbestimmung
stellte das Gesetz über den Vaterländischen Hilfsdienst aus dem Kriegsjahr 1916
dar. Es sah unter anderem vor, dass in kriegswichtigen gewerblichen Betrieben
mit mehr als 50 Beschäftigten Arbeiterausschüsse und bei mehr als 50 Ange-
stellten Angestelltenausschüsse gebildet werden mussten.

Die Rechte dieser Ausschüsse beschränkten sich im Wesentlichen auf An-
hörungsrechte in sozialen Angelegenheiten. Das Gesetz sah jedoch schon die
Anrufung eines Gerichts oder einer Schlichtungsstelle im Falle der Nichteini-
gung vor. Von Mitbestimmung im Sinne von Mitentscheidung konnte jedoch
noch nicht die Rede sein.



Mitbestimmung – Gestern, heute, morgen12

Ausbau der Mitbestimmung

Der 1. Weltkrieg hat nicht nur die politische Weltkarte verändert. Er hat auch
den Umbruch gesellschaftlicher Strukturen mitverursacht. 1919 erkannte die
Weimarer Verfassung in Artikel 165 die Arbeiterräte an: „Die Arbeiter und
Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den
Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an
der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitzuwir-
ken.“ Daraufhin wurden in schneller Folge jene Gesetze verabschiedet, die den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern betriebliche und – in beschränktem
Umfang – auch wirtschaftliche Mitbestimmungsrechte einräumten.

Das Betriebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 brachte den Durchbruch zu
einer Betriebsverfassung im heutigen Sinne. 

In Betrieben und Verwaltungen des privaten und öffentlichen Rechts mit
mehr als 20 Beschäftigten mussten Betriebsräte errichtet werden, die Mit-
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte in zahlreichen sozialen und personellen
Angelegenheiten erhielten. Im Einzelnen sah das Gesetz ein volles Mitbestim-
mungsrecht bei der Schaffung von Arbeitsordnungen vor, auf personellem und
wirtschaftlichem Gebiet enthielt es unterschiedliche Mitwirkungsrechte.
Gleichzeitig kündigte es den ersten Schritt in Richtung Unternehmensmit-
bestimmung in den Aufsichtsräten an. Dieser wurde 1922 per Gesetz vollzogen,
das die Entsendung von Betriebsratsmitgliedern in die Aufsichtsräte der
Kapitalgesellschaften vorschrieb. Zwei Betriebsratsmitglieder, in kleineren
Betrieben nur ein Mitglied, waren in den Aufsichtsrat zu entsenden und hatten
dort volles Stimmrecht. Zu dieser Zeit wurde vor allem in den Gewerkschaften
die Diskussion über Fragen der Wirtschaftsdemokratie vertieft. 1928 legten sie
ein Konzept vor, in dem sie forderten: „Die Demokratisierung der Wirtschaft
bedeutet die schrittweise Beseitigung der  Herrschaft, die sich auf dem Kapital-
besitz aufbaut, und die Umwandlung der leitenden Organe der Wirtschaft aus
Organen der kapitalistischen Interessen in solche der Allgemeinheit.“

Das vorläufige Ende – 1933

Diese ersten Ansätze von Mitbestimmung endeten kurz nach der Machtüber-
nahme durch das nationalsozialistische Regime. Das „Führerprinzip“ hielt auch
in der Wirtschaft Einzug. Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit aus
dem Jahre 1934 unterbrach die demokratische Entwicklung und ersetzte sie
durch eine totalitäre Regelung, die keine Betriebsräte und keine Arbeitnehmer-
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beteiligung in den Aufsichtsräten kannte. An die Stelle der Mitbestimmung trat
wieder die Alleinherrschaft des Unternehmers.

1945 – Ein neuer Anfang zu einer neuen Ordnung

Mit dem Ende der Hitler-Diktatur und dem totalen Zusammenbruch von Wirt-
schaft und Gesellschaft kam die Stunde des Neuaufbaus der Wirtschaft. Die
Alliierten waren sich darin einig, dass die bisherigen wirtschaftlichen Macht-
strukturen zerschlagen und durch eine reformierte, demokratisch organisierte
politische Ordnung und eine umgestaltete Wirtschaftsordnung ersetzt werden
müssten. Für die Gewerkschaften waren die materiellen und ideellen Trümmer
Anlass, die Zersplitterung der Gewerkschaftsbewegung in politisch-weltan-
schauliche Richtungsgewerkschaften zu überwinden. Der Gedanke der Ein-
heitsgewerkschaft wurde geboren. Die „neuen“ Gewerkschaften organisierten
sich durchweg nicht mehr nach dem berufsständischen, sondern nach dem
Industrieverbandsprinzip. Zunächst war es erste und ständige Aufgabe der
Gewerkschaften, sich für den Aufbau und die Festigung einer demokratischen
und freiheitlichen Staats- und Gesellschaftsordnung einzusetzen. 

Neben den drängenden materiellen Grundfragen, dem Wiederaufbau von
Wohnungen und Betriebsstätten sowie der Nahrungsmittelversorgung griff
man die Pläne zur Neuordnung der Wirtschaft auf. Zu jener Zeit waren wirt-
schaftsdemokratische Überlegungen quasi Allgemeingut. Man fand sie in den
meisten politischen Parteien, auch die Kirchen standen hinter solchen
Forderungen.

Selbst Unternehmer an Rhein und Ruhr signalisierten, dass sie bereit seien,
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Grundstoff-Industrien an der
Unternehmensführung zu beteiligen. Das Kontrollratsgesetz Nr. 22 vom 10.
April 1946, das sich am Betriebsrätegesetz aus dem Jahre 1920 orientierte, setzte
einheitliche Maßstäbe zur Bildung und Tätigkeit von Betriebsräten fest. Im glei-
chen Jahr erhoben die Gewerkschaften die Forderung nach Vertretung der
Arbeitnehmer in den Vorständen und Aufsichtsräten der von der Besatzungs-
macht beschlagnahmten und zur Entflechtung bestimmten Ruhrkonzerne.
Diese Forderung wurde im Laufe des Jahres auf alle Wirtschaftszweige ausge-
dehnt. Sie stieß auch bei Unternehmern auf Resonanz, weil sie mit Hilfe der
Gewerkschaften die befürchtete dauerhafte ausländische Kontrolle über die
Montan-Industrie abzuwehren hofften: „Wir wollen uns den Forderungen
einer neuen Zeit nicht verschließen und stimmen einer Beteiligung auch der
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Arbeitnehmerschaft an der Planung und Lenkung sowie an den Aufsichts-
organen für die großen Erwerbsgesellschaften der Eisen- und Stahlindustrie
voll und ganz zu.“ 

Dieser Brief der Stahl-Industriellen Reusch (Gutehoffnungshütte AG), Jarres
(Klöckner-Werke AG) und Hehemann (Otto Wolff) vom 21. Januar 1947 an das
Verwaltungsamt für Wirtschaft machte eine Vereinbarung zwischen der
Treuhandverwaltung für die Werke der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie
in der britischen Besatzungszone und den Gewerkschaften möglich. Auf Ver-
tragsbasis schaffte sie die Grundlagen der paritätischen Mitbestimmung in
den Aufsichtsräten. Zum ersten Mal wurde damit eine gleichgewichtige Un-
ternehmensmitbestimmung verwirklicht. So erhielt schon Anfang 1947 die
neugegründete Hüttenwerke Hagen-Haspe AG einen paritätisch besetzten
Aufsichtsrat und einen Arbeitsdirektor im Vorstand. Andere Unternehmen
folgten diesem Beispiel.

Im Vorfeld der bundesdeutschen gesetzlichen Regelung der Mitbestim-
mung im Jahre 1951 kam es zu harten Auseinandersetzungen. Nachdem sich
in Urabstimmungen über 90 Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Montan-Betrieben für einen Streik zur Durchsetzung der gewerk-
schaftlichen Forderungen aussprachen, wurden die Verhandlungen zwischen
Gewerkschaften und Unternehmern neu aufgenommen, aber wiederholt
unterbrochen. 

Als sich die Situation zuspitzte, schaltete sich der damalige Bundeskanzler
in die Gespräche ein. Am 25. Januar 1951 kam die Einigung zustande. Am
10. April 1951 verabschiedete der Bundestag in dritter Lesung mit großer Mehr-
heit gegen die Stimmen von etwa 50 Abgeordneten das „Gesetz über die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie“.

Das „Montan-Mitbestimmungsgesetz“ trat am 7. Juni 1951 in Kraft. Das
Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 und das Bundespersonalver-
tretungsgesetz vom 5. August 1955 rundeten mit der Regelung der betriebli-
chen Mitbestimmung die Gesetzgebung zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer
in Betrieb und Unternehmen zunächst ab. Das Betriebsverfassungsgesetz von
1952 enthielt auch Vorschriften zur unternehmerischen Mitbestimmung und
galt in diesem Teil bis 30. Juni 2004 (dann abgelöst durch das Drittelbeteiligungs-
gesetz, s. dazu S. 42 ff.). Es gab den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
außerhalb der Montan-Industrie unter bestimmten Voraussetzungen das
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Recht, Vertreter in die Aufsichtsräte zu entsenden. Im Vergleich zum Montan-
Mitbestimmungsgesetz war das Betriebsverfassungsgesetz 1952 auf eine weit
größere Zahl von Unternehmen anzuwenden, weil es alle übrigen Wirtschafts-
zweige erfasste. Allerdings haben die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
nach diesem Modell, das mit dem Drittelbeteiligungsgesetz weitergeführt
wird, die geringsten Durchsetzungsmöglichkeiten, da es ihnen nur ein Drittel
der Aufsichtsratsmandate einräumt.

Die weitere Entwicklung

Als sich in den 50er Jahren die Montan-Unternehmen wieder zu größeren
Konzernen mit mehreren Konzerntöchtern verflochten, entschloss sich der
Gesetzgeber, die Regelungen des Montan-Mitbestimmungsgesetzes auch auf
Konzerne zu übertragen, die selbst keine Montan-Produktion betrieben, aber
Montan-Unternehmen beherrschten. Dieses „Mitbestimmungsergänzungs-
gesetz“ erstreckte 1956 die Montan-Mitbestimmung auf solche Konzernober-
gesellschaften, bei denen die Montan-Töchter mindestens 50 Prozent der
Wertschöpfung des Konzerns erwirtschaften. 1967 und 1971 mussten Siche-
rungsgesetze erlassen werden, die das Ausscheiden aus der Montan-Mitbestim-
mung durch Produktionsänderung oder Umstellung der Unternehmens-
struktur verzögerten.

Zwanzig Jahre nach In-Kraft-Treten des Betriebsverfassungsgesetzes war
eine gründliche Überarbeitung fällig. Es hatte sich zwar zunächst im Großen
und Ganzen bewährt, entsprach aber zuletzt nicht mehr den veränderten wirt-
schaftlichen und sozialen Verhältnissen.

Die Neufassung des Jahres 1972 brachte wesentliche Verbesserungen bei
den Beteiligungsrechten des Betriebsrats in sozialen, personellen und wirt-
schaftlichen Angelegenheiten. Es stärkte zwar die betriebliche Mitbestimmung,
klammerte jedoch die unternehmerische aus, da die entsprechenden Gesetzes-
passagen des ’52er Gesetzes bestehen blieben und weiterhin fortgalten. 

Die Mitbestimmungsdiskussion war damit aber nicht erledigt. Im Gegen-
teil: In den folgenden Jahren wurde hart um eine Weiterentwicklung der unter-
nehmerischen Mitbestimmung gerungen. Die Gewerkschaften waren nach wie
vor dafür, das Montan-Modell auf alle Wirtschaftsbereiche zu übertragen,
zumal auch in einem Regierungsgutachten festgestellt wurde, dass sich das
Gesetz im betrieblichen Alltag bewährt hatte.
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Was dann am 18. März 1976 bei nur 22 Gegenstimmen  als „Gesetz über die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer“ verabschiedet wurde, fand weder den
Beifall der Arbeitnehmerschaft noch der Arbeitgeber. Den Gewerkschaften
ging das Gesetz nicht weit genug. Sie vermissten in wichtigen Punkten gleich-
gewichtige und gleichberechtigte Mitbestimmung. Die Arbeitgeberverbände
wiederum erklärten, dass das Gesetz das Gleichgewicht nachhaltig zulasten
der unternehmerischen Freiheit verschiebe. Ein Jahr später klagten sie vor dem
Bundesverfassungsgericht.

Das höchste deutsche Gericht bestätigte 1979 nicht nur  die Verfassungs-
mäßigkeit des Gesetzes, sondern auch das Mitbestimmungs-Prinzip an sich
(siehe auch Kapitel: Mitbestimmung und Verfassungsrecht).

1981 musste sich der Gesetzgeber wieder mit der Montan-Mitbestimmung
beschäftigen. Da aufgrund wirtschaftlicher und struktureller Veränderungen
wichtige, bis dahin Montan-mitbestimmte Unternehmen die gesetzlichen An-
wendungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllten, sah sich das Parlament ver-
anlasst, eine Übergangsregelung in Kraft zu setzen, wonach die Montan-Mit-
bestimmung noch für sechs Jahre angewendet werden musste, wenn die Voraus-
setzungen weggefallen waren. Dieses „Provisorium“ wurde 1989 durch das
„Gesetz zur Sicherung der Montan-Mitbestimmung“ ersetzt. Es schreibt vor,
dass Montan-mitbestimmte Konzernobergesellschaften die Montan-Mitbe-
stimmung auch nach dem Wegfall der gesetzlichen Anwendungsvoraussetz-
ungen beibehalten müssen, solange der Wertschöpfungsanteil der Montan-
Töchter mindestens 20 Prozent beträgt oder diese Unternehmen zusammen
mehr als 2000 Arbeitnehmer beschäftigen (vgl. hierzu die Ausführungen auf
S. 48 ff.).

Das Gesetz zur Beibehaltung der Mitbestimmung beim Austausch von An-
teilen und bei der Einbringung von Unternehmensteilen, die Gesellschaften
verschiedener Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft betreffen (Mit-
bestimmungs-Beibehaltungsgesetz), enthält die mitbestimmungsrechtliche
Flankierung der steuerlichen EG-Fusions-Richtlinie. Danach werden bestimmte
grenzüberschreitende Vorgänge (Betriebsveräußerungen und Anteilsaus-
tausch) von bis dahin bestehenden steuerlichen Belastungen befreit. Wegen
der Gefahr, dass durch diese grenzüberschreitenden Unternehmensbewegun-
gen die bundesdeutsche Mitbestimmung ausgehöhlt wird, sieht das Mitbe-
stimmungs-Beibehaltungsgesetz Folgendes vor:
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1. Soweit die steuerlich erleichterten grenzüberschreitenden Vorgänge (z. B.
Betriebsübertragung) in einem deutschen Unternehmen den Wegfall des bis-
her bei ihm bestehenden Mitbestimmungsstatus zur Folge hätten, sollen
diese Vorgänge für die weitere Anwendbarkeit dieses Mitbestimmungsstatus’
außer Betracht bleiben (mitbestimmungsrechtliche Fiktion).

2. Wollen Unternehmen diese mitbestimmungsrechtliche Konsequenz nicht
tragen, so können sie stattdessen auf die steuerliche Erleichterung verzichten.

Mit dem Gesetz für kleine Aktiengesellschaften und zur Deregulierung des
Aktiengesetzes werden Aktiengesellschaften mit weniger als 500 Beschäftigen,
die neu gegründet oder aus anderen Rechtsformen umgewandelt werden, von
der Drittelbeteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat freigestellt. Damit
wird die kleine Aktiengesellschaft der GmbH gleicher Größe (Beschäftigtenzahl)
gleich gestellt. Es ist kaum damit zu rechnen, dass dies zu Mitbestimmungs-
verlusten führen wird, da vor allem – schon bisher mitbestimmungsfreie –
GmbHs den Zugang zu der neuen Rechtsform und damit zum Kapitalmarkt
suchen werden.

Mit dem Gesetz über Europäische Betriebsräte wurde die Voraussetzung
dafür geschaffen, dass in größeren gemeinschaftsweit tätigen Unternehmen
und Unternehmensgruppen das Recht der Beschäftigten auf Unterrichtung
und Anhörung über nationale Grenzen hinweg gewährleistet bzw. verbessert
wird.

Mit dem Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes, welches am
28. Juli 2001 in Kraft getreten ist, wurde das seit fast dreißig Jahren nahezu un-
verändert gültige Betriebsverfassungsgesetz den veränderten Bedingungen in
der Arbeits- und Wirtschaftswelt angepasst. Die Betriebsverfassung hat auch
unmittelbare Auswirkungen auf die Unternehmensmitbestimmung. Betriebs-
verfassungsrechtliche Grundstrukturen wie z. B. Betriebsbegriff, Arbeitnehmer-
begriff, Aufhebung des Gruppenprinzips (Arbeiter/Angestellte) gelten auch
dort.

Durch das am 27. März 2002 in Kraft getretene Gesetz zur Vereinfachung
der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat ist im Wesentlichen
das Verfahren über die Wahl der Arbeitnehmervertreter nach dem Mitbestim-
mungsgesetz modernisiert und gestrafft worden. Das Gesetz war Grundlage für
die Neufassung der drei Wahlordnungen zum Mitbestimmungsgesetz.
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Das Zweite Gesetz zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter
in den Aufsichtsrat (Art. 1 Drittelbeteiligungsgesetz, Art. 2 Änderung des Mit-
bestimmungs-Ergänzungsgesetzes), das zusammen mit der Verordnung zum
Zweiten Gesetz über die Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in
den Aufsichtsrat am 1. Juli 2004 in Kraft getreten ist, setzt die Anpassung insbe-
sondere der Wahlverfahren an die veränderten Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen fort. Das Drittelbeteiligungsgesetz ersetzt das Betriebsverfassungs-
gesetz 1952. Die Wahlordnung zum Drittelbeteiligungsgesetz (Art. 1 der Verord-
nung zum Zweiten Gesetz zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmer-
vertreter in den Aufsichtsrat) löst die Wahlordnung von 1953 ab. Auch das im
Drittelbeteiligungsgesetz und der Wahlordnung geregelte Wahlverfahren ist
gestrafft und in Anlehnung an die im Mitbestimmungsgesetz und dessen
Wahlordnungen geregelten Verfahrensvorschriften neu gefasst worden. Die
ebenfalls im Mitbestimmungs-Ergänzungsgesetz vorgenommenen Änderun-
gen vereinfachen das Verfahren über die Wahl der Arbeitnehmervertreter in
den Aufsichtsrat. Darüber hinaus ist der Geltungsbereich des Mitbestimmungs-
Ergänzungsgesetzes entsprechend den Vorgaben des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts vom 2. März 1999 neu geregelt worden. In Anlehnung an die
Vorschrift über das Verhältnis der Umsätze der Konzernunternehmen wird in
§ 3 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes nunmehr auch bei der Arbeitnehmerzahl nicht
mehr auf die absolute Zahl von 2000 Arbeitnehmern, sondern auf ein propor-
tionales Verhältnis abgestellt. Dadurch wird der vom Bundesverfassungs-
gericht geforderte Montan-Bezug hergestellt.
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Angesichts der umfassenden Veränderungen in der Arbeits- und Wirt-
schaftswelt wurde es nach 30 Jahren Zeit, das Betriebsverfassungsgesetz
von 1972 zu reformieren. Mit der Reform wurde das Gesetz den sozialen
und wirtschaftlichen Veränderungen in der Bundesrepublik Deutschland
angepasst. Entscheidende Punkte sind verbessert und modernisiert wor-
den, die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer wurden gestärkt.

Die Inhalte der Reform im Überblick: 

1. Moderne und anpassungsfähige Betriebsratsstrukturen geschaffen 
2. Bildung von Betriebsräten erleichtert
3. Besondere Beschäftigungsformen einbezogen
4. Arbeitsmöglichkeiten des Betriebsrats verbessert sowie Schutz seiner

Mitglieder erweitert
5. Betriebsratsrechte insbesondere bei Beschäftigungssicherung und

Qualifizierung gestärkt
6. Einbindung der einzelnen Arbeitnehmer in die Betriebsverfassung ver-

bessert
7. Betrieblicher Umweltschutz in die Betriebsverfassung integriert
8. Chancengleichheit von Frauen und Männern im Betrieb verbessert 
9. Jugend- und Auszubildendenvertretung gestärkt
10. Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb.

1. Moderne und anpassungsfähige Betriebsratsstrukturen geschaffen

Der Betriebsrat muss auf gleicher Augenhöhe mit den Entscheidungsträgern
des Arbeitgebers im Betrieb oder Unternehmen arbeiten können – und zwar
dort, wo die Entscheidungen getroffen werden. Deshalb wurden die Möglich-
keiten der tarifvertraglichen Regelungen nach § 3 BetrVG ausgeweitet.

Danach können Vereinbarungen über flexible und praxisnahe Betriebs-
ratsstrukturen getroffen werden, wie beispielsweise die Einrichtung von Spar-
ten- und Filialbetriebsräten oder unternehmenseinheitlichen Betriebsräten.
Einer tariflichen Lösung wird dabei der eindeutige Vorrang vor Betriebsverein-
barungen eingeräumt.

Vereinbarungen der Betriebspartner lässt § 3 BetrVG nur zu, sofern keine
tarifvertragliche Regelung gilt.
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Bei Spaltungen und Zusammenlegungen von Betrieben wird ein generelles
Übergangsmandat für den Betrieb festgeschrieben. Der alte Betriebsrat bleibt
grundsätzlich bis zur Wahl eines neuen Betriebsrates im Amt, längstens jedoch
für 6 Monate. Das Übergangsmandat kann durch Tarifvertrag oder Betriebs-
vereinbarung um 6 Monate verlängert werden.

2. Bildung von Betriebsräten erleichtert

Die Wahl eines Betriebsrats wird vereinfacht. Parallel werden Anreize für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geschaffen, sich verstärkt im Betriebs-
rat zu engagieren. 

3 Das vereinfachte Wahlverfahren wird in kleineren Betrieben mit fünf bis 50
Wahlberechtigten, in denen noch kein Betriebsrat existiert, in zwei Stufen
durchgeführt. In einer ersten Stufe werden der Wahlvorstand bestellt und die
Wahlvorschläge gemacht. In einer zweiten Stufe – nach einer Woche – wird der
Betriebsrat in geheimer und unmittelbarer Wahl in einer Wahlversammlung
gewählt. 

3 In Betrieben mit 51 bis 100 wahlberechtigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern kann das vereinfachte Wahlverfahren zwischen dem Wahl-
vorstand und dem Arbeitgeber vereinbart werden. 

3 Die drei Beschäftigten, die die Betriebsratswahl initiieren, erhalten einen
zeitlich befristeten Kündigungsschutz (§ 15 Abs. 3a Kündigungsschutzgesetz).

3 Aufgabe des Gruppenprinzips: In allen Betrieben wählen Arbeiter  und
Angestellte den Betriebsrat gemeinsam.

3 Falls kein Betriebsrat besteht, kann ein bestehender Gesamt- oder
Konzernbetriebsrat in einem Betrieb eines Unternehmens oder eines Konzerns
den Wahlvorstand bestellen („Mentorenprinzip“).

3. Besondere Beschäftigungsformen einbezogen

3 Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer erhalten ab einer Überlas-
sungsdauer von mehr als 3 Monaten das aktive Wahlrecht zum Betriebsrat des
Entleiherbetriebes.

3 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Betriebsrat über den Einsatz externer
Arbeitskräfte im Betrieb (arbeitnehmerähnliche Personen, Fremdfirmen-
arbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer) zu unterrichten. 
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Dadurch kann der Betriebsrat die Beschäftigungssituation in seiner
Gesamtheit erfassen.

4. Arbeitsmöglichkeiten des Betriebsrats verbessert sowie Schutz seiner
Mitglieder erweitert 

Die Betriebsräte werden mit verschiedenen Maßnahmen wieder in die Lage
versetzt, ihre Arbeit sachnah und effizient gestalten zu können. 

3 Die Arbeit im Betriebsrat wird auf mehr Schultern verteilt: Dies geschieht
durch die Absenkung der Arbeitnehmergrenzzahlen zur Bestimmung der
Betriebsratsgröße sowie durch die Erweiterung der Freistellung von Betriebs-
ratsmitgliedern.

Die Zahl der Betriebsratsmitglieder erhöht sich beispielsweise
– in einem Betrieb mit 150 Arbeitnehmern von bisher 5 auf 7 Mitglieder
– in einem Betrieb mit 500 Arbeitnehmern von bisher 9 auf 11 Mitglieder
– in einem Betrieb mit 1.000 Arbeitnehmern von bisher 11 auf 13 Mitglieder.

Künftig erfolgt die vollständige Freistellung eines Betriebsratsmitglieds
von der Arbeit schon in Betrieben mit in der Regel 200 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern – anstelle einer teilweisen Freistellung von der Arbeit unter ent-
sprechender Entgeltfortzahlung. Bislang war erst in Betrieben mit in der Regel
300 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein Betriebsratsmitglied voll-
ständig freizustellen.

Die Zahl der von der Arbeit freigestellten Betriebsratsmitglieder erhöht
sich beispielsweise
– in einem Betrieb mit in der Regel 1.000 Arbeitnehmern von bisher 2 auf 3

Mitglieder und
– in einem Betrieb mit in der Regel 5.000 Arbeitnehmern von bisher 6 auf 7

Mitglieder. 

3 Künftig kann ein Betriebsratsmitglied auch für einen Teil seiner Arbeitszeit
freigestellt werden, da Freistellungen jetzt auch als Teilfreistellungen erfolgen
können. Insbesondere teilzeitbeschäftigte Frauen, aber auch Fachkräfte, die
nicht vollständig aus ihrem Berufsleben ausscheiden wollen, können sich so
verstärkt in der Betriebsratsarbeit engagieren, ohne unangemessene Freizeit-
opfer bringen zu müssen. 

3 Moderne Informations- und Kommunikationstechnik wird ausdrücklich
als erforderliches Arbeitsmittel der Betriebsräte genannt. 
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3 Damit der Betriebsrat betriebsinternes Wissen besser nutzen kann, hat der
Arbeitgeber dem Betriebsrat sachkundige Arbeitnehmer als Auskunftsperso-
nen zur Verfügung zu stellen. 

3 Nach einer Rahmenvereinbarung mit dem Arbeitgeber kann der Betriebs-
rat in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern bestimmte Aufgaben an
Arbeitsgruppen delegieren. 

3 So wird die Stellung der einzelnen Arbeitnehmer in der Betriebsverfassung
gestärkt und der Betriebsrat im Alltagsgeschäft entlastet.

3 Die Versetzung von Betriebsratsmitgliedern bedarf der Zustimmung des
Betriebsrats, wenn sie gegen den Willen des Betroffenen erfolgt und zum Ver-
lust der Mitgliedschaft im Betriebsrat führen würde. So wird der Schutz von
Betriebsratsmitgliedern weiter verbessert.

5. Betriebsratsrechte insbesondere bei Beschäftigungssicherung
und Qualifizierung gestärkt

3 Der Betriebsrat erhält ein Mitbestimmungsrecht für betriebliche Berufs-
bildungsmaßnahmen, wenn ein vom Arbeitgeber verursachter Qualifikations-
verlust droht. So kann er frühzeitig und präventiv betriebliche Qualifizierung
zugunsten der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durchset-
zen, um deren Beschäftigung zu sichern.

3 Der Betriebsrat erhält ein Initiativrecht zur Sicherung und Förderung der
Beschäftigung. Dies ist verbunden mit der Pflicht des Arbeitgebers, die Vor-
schläge des Betriebsrats umfassend mit diesem zu beraten.

3 Wenn der Arbeitgeber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit gleicher
Eignung, die im Betrieb befristet beschäftigt sind, bei unbefristeten Einstellun-
gen nicht berücksichtigt, kann der Betriebsrat seine Zustimmung verweigern.
Damit erhält der Betriebsrat eine Handhabe, befristet beschäftigten Beleg-
schaftsmitgliedern den Übergang in ein sozial gesichertes Dauerarbeitsver-
hältnis zu erleichtern.

3 Um Konflikte innerhalb einer Arbeitsgruppe zu lösen, mögliche Ausgren-
zungen und die sog. Selbstausbeutung zu verhindern, erhält der Betriebsrat ein
Mitbestimmungsrecht bei der Durchführung von Gruppenarbeit. 

3 Das Mitbestimmungsrecht bei personellen Einzelmaßnahmen sowie das
Beteiligungsrecht des Betriebsrats bei Betriebsänderungen besteht nunmehr
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bereits in Unternehmen (bisher in Betrieben) mit in der Regel mehr als 20 wahl-
berechtigten Arbeitnehmern.

In Betrieben mit mehr als 300 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat bei
Betriebsänderungen ohne vorherige Vereinbarung mit dem Arbeitgeber künf-
tig eine Beraterin oder einen Berater hinzuziehen.

6. Einbindung der einzelnen Arbeitnehmer in die Betriebsverfassung
verbessert

Nicht nur die Aufgaben der Betriebsräte, sondern auch die Ansprüche der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an die Betriebsratsarbeit haben sich
verändert. Durch neue Produktionsformen, wie z. B. Gruppenarbeit, haben sie
mehr Verantwortung für das Arbeitsergebnis erhalten. Aus diesem Grund
erhalten die Beschäftigten mehr Einflussmöglichkeiten, sich mit bestimmten
Themen zu beschäftigen. Wenn dies von mindestens 5 Prozent der Arbeitneh-
merschaft unterstützt wird, muss der Betriebsrat darüber beraten. 

7. Betrieblicher Umweltschutz in die Betriebsverfassung integriert

Betrieblicher Umweltschutz wird immer wichtiger. Auch zum Vorteil der
Unternehmen werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer immer häufiger
in den betrieblichen Umweltschutz eingebunden. Der Betriebsrat und seine
Aufgabe als kollektive Interessenvertretung treten hier in Erscheinung.

3 Der Katalog der Aufgaben des Betriebsrats wird um den betrieblichen
Umweltschutz erweitert. Diese Neuregelung beinhaltet erweiterte Unterrich-
tungs- und Beratungsrechte des Betriebsrats.

3 Bei allen für den betrieblichen Umweltschutz relevanten Fragen und
Besichtigungen ist der Betriebsrat vom Arbeitgeber hinzuzuziehen. 

3 Freiwillige Betriebsvereinbarungen können auch ausdrücklich Maßnah-
men des betrieblichen Umweltschutzes zum Gegenstand haben.

3 Im Rahmen seiner Berichtspflichten wird der Arbeitgeber verpflichtet, die
Beschäftigten in der Betriebsversammlung über Fragen des betrieblichen Um-
weltschutzes zu unterrichten. 
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8. Chancengleichheit von Frauen und Männern im Betrieb verbessert

3 Künftig muss das Geschlecht, das im Betrieb in der Minderheit ist, mindes-
tens entsprechend seinem Anteil in der Belegschaft im Betriebsrat vertreten
sein, sofern dieser aus drei oder mehr Mitgliedern besteht. Frauen werden
dadurch in Zukunft stärker in Betriebsräten vertreten sein. 

3 Insbesondere für Teilzeit beschäftigte weibliche Betriebsratsmitglieder
wird ein unangemessener Freizeitaufwand, der bei der Betriebsratsarbeit und
der Teilnahme an Schulungsveranstaltungen außerhalb deren persönlichen
Arbeitszeit anfällt, beseitigt. 

3 Der Betriebsrat hat das Recht, Frauenförderpläne vorzuschlagen und diese
zum Gegenstand der Personalplanung zu machen, über die der Arbeitgeber
mit dem Betriebsrat zu beraten hat. Die Vereinbarkeit von Familie und
Erwerbstätigkeit zu fördern, gehört zu den Aufgaben des Betriebsrats.

9. Jugend- und Auszubildendenvertretung gestärkt

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung wird gestärkt. Die Einbindung jun-
ger Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die betriebliche Mitbestimmung
dient der Vorbereitung auf verantwortungsvolle Aufgaben im Betriebsrat.

3 Auch für die Jugend- und Auszubildendenvertretung gilt das vereinfachte
Wahlverfahren.

3 Die Jugend- und Auszubildendenvertretungen werden vergrößert.

3 In Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern erhält die Jugend- und
Auszubildendenvertretung das Recht, eigene Ausschüsse zu bilden.

3 Es kann eine Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung gebildet
werden.

3 Die Übernahme von Auszubildenden in ein Arbeitsverhältnis  kann von der
Jugend- und Auszubildendenvertretung beim Betriebsrat beantragt werden.

10. Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb

Auch Betriebe sind von  der zunehmenden Gewalt mit rechtsradikalem
Hintergrund betroffen. Um fremdenfeindliche Übergriffe gegenüber ausländi-
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu verhindern, muss dieses
Thema auch in den Betrieben offensiv angegangen werden.
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3 Auf Betriebs- und Abteilungsversammlungen sowie auf Betriebsräte-
versammlungen soll die Integration ausländischer Arbeitnehmer im Betrieb
bzw. Unternehmen thematisiert werden.

3 Der Betriebsrat sowie die Jugend- und Auszubildendenvertretung erhalten
das Recht, Maßnahmen zur Bekämpfung ausländerfeindlicher Tendenzen im
Betrieb zu beantragen.

3 Der Betriebsrat erhält ein Zustimmungsverweigerungsrecht bei personel-
len Einzelmaßnahmen (z. B. Einstellungen und Versetzung) sowie das Recht, die
Entfernung einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers bei rassistischer
oder fremdenfeindlicher Betätigung im Betrieb zu verlangen. 
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Das Betriebsverfassungsgesetz regelt die Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitgeber, Belegschaft, Betriebsrat, Gewerkschaften und Vereinigungen
der Arbeitgeber. Von der Wahl des Betriebsrats über seine Aufgaben bis zu
seinen Rechten – auf den folgenden Seiten lesen Sie alles über die be-
triebliche Mitbestimmung.

Geltungsbereich

Die Wahl der Betriebsräte erfolgt in allen Betrieben der privaten Wirtschaft,
wenn sie ständig mindestens fünf wahlberechtigte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer beschäftigen, von denen drei wählbar sein müssen. Ganz vom
Geltungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes ausgeschlossen sind die
Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstige Institutio-
nen des öffentlichen Rechts. Hier finden das Personalvertretungsgesetz des
Bundes beziehungsweise die einzelnen Landespersonalvertretungsgesetze
Anwendung.

Wichtig: Privatrechtlich geführte öffentliche Unternehmen fallen sehr wohl
unter das Betriebsverfassungsgesetz. Beispiele dafür sind die kommunalen
Versorgungs- und Verkehrsbetriebe. Weiterhin ausgeschlossen sind Religions-
gemeinschaften und ihre karitativen oder erzieherischen Einrichtungen. In
Betrieben, die überwiegend politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen,
karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Zwecken
dienen, gibt es Einschränkungen der betrieblichen Mitbestimmung. Unter
diese Gruppe der Tendenzbetriebe fallen in der Regel sowohl die Selbstverwal-
tungseinrichtungen von wissenschaftlichen oder künstlerischen Vereinigun-
gen als auch die Büros und Betriebe von politischen Parteien, Gewerkschaften,
Arbeitgeberverbänden sowie von Wohlfahrtseinrichtungen. Gleiches gilt für
Pressebetriebe, deren überwiegender Zweck die Berichterstattung oder Mei-
nungsäußerung ist. Es können zwar Betriebsräte gebildet werden, jedoch sind
deren Rechte vor allem in personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten
begrenzt, um diesen Betrieben die Ausübung der im Grundgesetz verankerten
Grundrechte zu gewährleisten. 

Für Seeschifffahrts- und Luftfahrtunternehmen gelten aufgrund verschie-
dener Besonderheiten (Schiffsbesatzungen, fliegendes Personal) Sonderbestim-
mungen. 

Diese werden ebenfalls durch das Betriebsverfassungsgesetz geregelt oder
können Bestandteil von Tarifverträgen sein.
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Wahlmodalitäten

Die Amtszeit des Betriebsrats beträgt vier Jahre. Die regelmäßigen Wahlen fin-
den zwischen dem 1. März und dem 31. Mai statt. Aktives Wahlrecht besitzen
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die mindestens 18 Jahre alt sind,
auch dann, wenn sie sich noch in der Berufsausbildung befinden. Werden
Beschäftigte eines anderen Arbeitgebers länger als drei Monate im Betrieb ein-
gesetzt (z. B. Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer), können sie ebenfalls
ihre Stimme abgeben. Das passive Wahlrecht ist an eine sechsmonatige Tätig-
keit im Betrieb geknüpft. Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer nach
dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz können, auch sofern sie das aktive
Wahlrecht besitzen, nicht gewählt werden.

Leitende Angestellte sind weder wahlberechtigt noch wählbar. Für sie gibt
es eine eigene Vertretung, den Sprecherausschuss.

Die Wahl wird durch einen Wahlvorstand eingeleitet, der aus mindestens
drei Mitgliedern besteht. In Großbetrieben setzt er sich regelmäßig aus einer
größeren ungeraden Zahl von Beschäftigten des Betriebes zusammen. Der
Wahlvorstand wird spätestens zehn Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Be-
triebsrats von diesem bestellt. Existiert noch kein Betriebsrat, wird der Wahl-
vorstand vom Gesamtbetriebsrat oder, falls ein solcher nicht besteht, vom
Konzernbetriebsrat bestellt. Das Gleiche gilt, sofern der Betriebsrat acht Wo-
chen vor Ablauf seiner Amtszeit keinen Wahlvorstand berufen hat. Besteht
weder ein Gesamt- noch ein Konzernbetriebsrat, wird der Wahlvorstand in
betriebsratslosen Betrieben in einer Betriebsversammlung von der Mehrheit
der anwesenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewählt. Der Wahl-
vorstand hat die Aufgabe, eine Wählerliste aufzustellen und bekannt zu geben.
Außerdem muss er ein Wahlausschreiben mit den wichtigsten Daten der Wahl
erlassen. Er wacht über die ordnungsgemäße Wahldurchführung, gibt das
Ergebnis unverzüglich bekannt und lädt die Mitglieder des Betriebsrats zur
konstituierenden Sitzung ein. 

Für die Betriebsratswahl in Kleinbetrieben mit bis zu 50 Wahlberechtigten
ist ein vereinfachtes Wahlverfahren vorgesehen. Das vereinfachte Wahlver-
fahren wird grundsätzlich in zwei Stufen durchgeführt. In einer ersten Stufe
wird der Wahlvorstand gewählt und werden die Wahlvorschläge vorgelegt. In
einer zweiten Stufe – nach einer Woche – wird der Betriebsrat in geheimer und
unmittelbarer Wahl gewählt. Wer nicht zur Wahlversammlung kommen kann,
kann seine Stimme nachträglich durch Briefwahl abgeben. 
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Zu der Wahlversammlung, auf der der Wahlvorstand gewählt wird, kön-
nen in betriebsratslosen Betrieben drei wahlberechtigte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft einladen.
Dieses vereinfachte Wahlverfahren kann in Betrieben mit bis zu 100 Wahl-
berechtigten angewendet werden, wenn der Wahlvorstand dies mit dem
Arbeitgeber vereinbart. 

Das vereinfachte Wahlverfahren erfolgt nach dem Prinzip der Mehrheits-
wahl. D.h. von den Kandidatinnen und Kandidaten werden diejenigen gewählt,
auf die die meisten Stimmen entfallen. Im Übrigen erfolgt die Betriebsratswahl
grundsätzlich nach dem Prinzip der Verhältniswahl. Hier besteht für die Wähle-
rinnen und Wähler  die Möglichkeit, sich zwischen mehreren Vorschlagslisten
zu entscheiden. Auf diese Vorschlagslisten gelangen die Kandidatinnen und
Kandidaten durch Wahlvorschläge der wahlberechtigten Arbeitnehmer oder
der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften. Wahlvorschläge der Arbeitnehmer
müssen von einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten, mindestens aber von
Dreien, unterzeichnet sein. In Betrieben mit in der Regel bis zu 20 Wahlberech-
tigten genügen die Unterschriften von zwei Wahlberechtigten. In jedem Fall
reicht es, wenn 50 Wahlberechtigte durch ihre Unterschrift den Wahlvorschlag
stützen. Die Wahl des Betriebsrats ist ein wesentliches Element der Betriebs-
verfassung. Deshalb hat der Gesetzgeber auch für einen umfassenden Schutz
der Betriebsratswahl gesorgt. So wird die Behinderung oder unzulässige Beein-
flussung der Wahl unter Strafe gestellt. Ein Verstoß gegen Wahlvorschriften
kann zur Anfechtung der Wahl vor dem Arbeitsgericht führen. Wird die Wahl
für ungültig erklärt, muss eine neue angesetzt werden. 

Sämtliche mit dem Wahlvorgang verbundenen Kosten trägt der Arbeit-
geber.

Zusammensetzung und Arbeitsweise des Betriebsrats

Die Größe des Betriebsrats hängt von den regelmäßig beschäftigten wahlbe-
rechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ab

5 – 20 Arbeitnehmer eine Person
21 – 50 Arbeitnehmer 3 Mitglieder
51 – 100 Arbeitnehmer 5 Mitglieder

101 – 200 Arbeitnehmer 7 Mitglieder
201 – 400 Arbeitnehmer 9 Mitglieder
401 – 700 Arbeitnehmer 11 Mitglieder
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701 – 1000 Arbeitnehmer 13 Mitglieder
1001 – 1500 Arbeitnehmer 15 Mitglieder
1501 – 2000 Arbeitnehmer 17 Mitglieder
2001 – 2500 Arbeitnehmer 19 Mitglieder
2501 – 3000 Arbeitnehmer 21 Mitglieder
3001 – 3500 Arbeitnehmer 23 Mitglieder
3501 – 4000 Arbeitnehmer 25 Mitglieder
4001 – 4500 Arbeitnehmer 27 Mitglieder
4501 – 5000 Arbeitnehmer 29 Mitglieder
5001 – 6000 Arbeitnehmer 31 Mitglieder
6001 – 7000 Arbeitnehmer 33 Mitglieder
7001 – 9000 Arbeitnehmer 35 Mitglieder

Danach erhöht sich die Zahl der Betriebsratsmitglieder um zwei für je an-
gefangene weitere 3000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Damit ein
möglichst breites Spektrum an Interessen und Meinungen innerhalb des Be-
triebsrats abgedeckt wird, sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der
einzelnen Organisationsbereiche und der verschiedenen Beschäftigungsarten
in ihm vertreten sein. In Betrieben, die einen Betriebsrat mit mindestens drei
Mitgliedern haben, muss das Geschlecht, welches in der Belegschaft in der Min-
derheit ist, mindestens entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis in der
Belegschaft im Betriebsrat vertreten sein. Hat der Betriebsrat drei oder mehr
Mitglieder, muss aus seinen Reihen ein Vorsitzender und ein Stellvertreter ge-
wählt werden. Die oder der Vorsitzende (beziehungsweise die Stellvertreterin
oder der Stellvertreter) vertritt den Betriebsrat im Rahmen der von diesem gefass-
ten Beschlüsse. Die Aufgaben des Betriebsratsvorsitzenden reichen von der
Führung der laufenden Geschäfte (zumeist bei kleineren Betriebsräten) über die
Einberufung und Leitung der Betriebsratssitzungen einschließlich Festlegung
der Tagesordnung bis zur Leitung der Betriebsversammlungen und der Teilnah-
me an der Arbeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung. Der Betriebsrat ist
nur als Organ in seiner Gesamtheit handlungsfähig. Das heißt, er trifft seine Ent-
scheidungen nur aufgrund in einer Sitzung mehrheitlich gefasster Beschlüsse.
Ein einzelnes Betriebsratsmitglied kann nur dann im Namen des Betriebsrats
sprechen, wenn es dazu ausdrücklich ermächtigt wurde. Für die Mitglieder des
Betriebsrats besteht ein spezieller Kündigungsschutz, außerdem dürfen sie
wegen ihrer Arbeit weder benachteiligt noch begünstigt werden. Wenn ein Be-
triebsrat neun oder mehr Mitglieder hat, so ist er verpflichtet, einen Betriebs-
ausschuss zu bilden, der die laufenden Geschäfte des Betriebsrats führt; dies ist
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in Betrieben mit mehr als 200 Arbeitnehmern der Fall. Diesem kann der Betriebs-
rat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder Aufgaben zur selbständigen
Erledigung übertragen. Die Übertragung muss schriftlich erfolgen.

Neben dem Betriebsausschuss kann der Betriebsrat in Betrieben mit mehr
als 100 Arbeitnehmern weitere Ausschüsse bilden. Damit wird den zahlreichen
Aufgabenfeldern vor allem in Großunternehmen Rechnung getragen, mit
denen ein einzelner Ausschuss überfordert wäre.

Die Bildung eines Wirtschaftsausschusses in Unternehmen mit mehr als
100 ständig beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist zwin-
gend vorgeschrieben. Er setzt sich aus mindestens drei, höchstens sieben Mit-
gliedern zusammen, die dem Unternehmen angehören und von denen min-
destens eines Betriebsratsmitglied sein muss. Auch leitende Angestellte können
ihm angehören. Die Mitglieder werden vom Betriebsrat oder, sofern ein Gesamt-
betriebsrat besteht, von diesem bestellt. Der Wirtschaftsausschuss verfügt über
weit reichende Informations- und Beratungsrechte in wirtschaftlichen und
finanziellen Angelegenheiten des Unternehmens, etwa bei Produktions- und
Absatzzahlen, Investitionsprogrammen oder Rationalisierungsvorhaben. 

An den einmal monatlich stattfindenden Beratungen und dem Informa-
tionsaustausch muss auch die Unternehmerin bzw. der Unternehmer oder
ihre/seine Vertretung teilnehmen. Der Wirtschaftsausschuss informiert den
Betriebsrat detailliert über seine Arbeit. Neben diesen Ausschüssen, deren
Mitglieder ausschließlich vom Betriebsrat benannt werden, besteht auch die
Möglichkeit, paritätische Ausschüsse mit Mitgliedern des Betriebsrats und
Vertretern des Arbeitgebers zu bilden. Ein Beispiel hierfür ist die Bildung einer
Akkordkommission. 

Eine wirksame Betriebsratsarbeit ist in größeren Unternehmen, die meh-
rere Betriebe haben (und damit evtl. mehrere Betriebsräte), nur durch die
Bildung eines Gesamtbetriebsrats möglich, in den alle Betriebsräte Vertreter
entsenden. Die Bildung eines Gesamtbetriebsrats ist bei  Vorliegen der gesetz-
lichen Voraussetzungen zwingend.

In Konzernen, denen mehrere Unternehmen mit Gesamtbetriebsräten an-
gehören, kann ein Konzernbetriebsrat gebildet werden. Gesamt- oder Konzern-
betriebsrat sind zuständig für Aufgaben, die das Gesamtunternehmen, meh-
rere Betriebe oder den Konzern bzw. einzelne Konzernunternehmen betreffen.
Die Aufgaben, die der einzelne Betriebsrat (Gesamtbetriebsrat) wahrnehmen
kann, werden vom Zuständigkeitsbereich des Gesamt- oder Konzernbetriebs-
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rats nicht berührt. Sie sind also den einzelnen Betriebsräten (Gesamtbetriebsrä-
ten) nicht übergeordnet, sondern haben eigene Aufgabenbereiche. Im Rahmen
ihrer Zuständigkeit können Gesamtbetriebsrat und Konzernbetriebsrat auch
betriebsratslose Betriebe oder Unternehmen mit vertreten. Der Betriebsrat
(Gesamtbetriebsrat) kann den Gesamtbetriebsrat (Konzernbetriebsrat) mit der
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beauftragen, eine Angelegenheit für
ihn zu behandeln.

In Betrieben, die mindestens fünf jugendliche Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer oder Auszubildende beschäftigen, werden Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen gewählt, um auch jungen Arbeitnehmern, die noch
keine 18 Jahre alt sind, und Auszubildenden, die noch nicht älter als 25 Jahre
sind, die Möglichkeit einer aktiven Beteiligung am Betriebsgeschehen zu
geben. Deren Größe richtet sich nach der Zahl der im Betrieb beschäftigten
Jugendlichen und Auszubildenden. 

Die Jugend- und Auszubildendenvertretungen setzen sich für die besonde-
ren Interessen der jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Auszu-
bildenden ein. Sie sind kein eigenständiges Organ der Betriebsverfassung.
Vielmehr unterstützen sie den Betriebsrat, der die einheitliche Interessenver-
tretung aller Arbeitnehmer ist. Die Jugend- und Auszubildendenvertretungen
haben innerhalb des Betriebsrats allerdings ein Teilnahme- und Stimmrecht bei
Themen, die junge Beschäftigte und Auszubildende betreffen.

Vor allem in Fragen der Berufsbildung und der Überwachung der Einhal-
tung von Schutzvorschriften, die für Jugendliche und Auszubildende gelten,
liegen ihre Aufgaben. Analog der Regelungen für einen Gesamtbetriebsrat ist
auch eine Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung zu bilden. Bestehen
in einem Konzern mehrere Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretungen,
kann eine Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung gebildet werden.

Die Aufgaben des Betriebsrats

Eine der wichtigen Aufgaben des Betriebsrats ist es, darüber zu wachen, dass
die zugunsten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erlassenen Gesetze,
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsver-
einbarungen eingehalten werden. Außerdem hat er die Interessen der Beschäf-
tigten gegenüber dem Arbeitgeber zu vertreten, Anregungen aus der Beleg-
schaft zu prüfen und an den Arbeitgeber weiterzuleiten. 
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Weitere Aufgaben sind:

3 die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und
Männern sowie der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit

3 die Beschäftigung im Betrieb zu fördern und zu sichern

3 die Förderung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes und des betrieblichen
Umweltschutzes

3 die Förderung der Eingliederung Schwerbehinderter und anderer
besonders schutzbedürftiger Personen

3 die Förderung der Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer

3 die Förderung der Integration ausländischer Arbeitnehmer sowie Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb
zu beantragen.

Der Betriebsrat hat ebenfalls darauf zu achten, dass alle Arbeitnehmer nach
den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere,
dass jede unterschiedliche Behandlung wegen Abstammung, Religion,
Nationalität, Herkunft, politischer oder gewerkschaftlicher Betätigung bzw.
Einstellung sowie wegen des Geschlechts oder ihrer sexuellen Identität unter-
bleibt.

Die Rechte des Betriebsrats

Der Betriebsrat besitzt eine ganze Reihe von Beteiligungsrechten, die er in sei-
ner Arbeit im Betrieb einsetzen und auch durchsetzen kann. Sie unterscheiden
sich in  ihrer Wirkung nach Mitwirkungsrechten (Informations-, Vorschlags-,
Anhörungs-, Beratungsrechte) sowie Mitbestimmungsrechten (Initiativ- und
Zustimmungsverweigerungsrechte). 

Das Informationsrecht ist die schwächste Form der Beteiligungsrechte. Es
gewährleistet die frühzeitige Information über Pläne des Arbeitgebers und
ermöglicht so dem Betriebsrat erst, weitere Rechte geltend zu machen. Deshalb
ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Betriebsrat umfassend und rechtzeitig zu
informieren. Allerdings ergibt sich daraus für ihn keine Beratungspflicht. 

Die Vorschlags-, Anhörungs- und Beratungsrechte sind in ihrer Wirkung
gegenüber dem Arbeitgeber weit reichender, doch auch hier gibt es Abstufun-
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gen. Lediglich zur Kenntnis nehmen und prüfen muss der Arbeitgeber Vorschlä-
ge des Betriebsrats. Dieses  Vorschlagsrecht kann der Betriebsrat außerdem nur
in einer Reihe von Fällen geltend machen. Zum Beispiel bei der Personalpla-
nung, bei der Förderung der Berufsbildung oder der Teilnahme von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern an beruflicher Weiterbildung.

Anhörungsrechte dagegen können Entscheidungen des Arbeitgebers blo-
ckieren, wenn dieser die Meinung des Betriebsrats zuvor nicht einholt. Der
Betriebsrat erhält so die Möglichkeit, auf Entscheidungen des Arbeitgebers ein-
zuwirken. So ist etwa die Kündigung von Arbeitnehmern ohne vorherige
Anhörung des Betriebsrats unwirksam.

In den Fällen, wo Beratungsrechte vorgesehen sind, muss der Arbeitgeber
von sich aus die Meinung des Betriebsrats einholen und mit diesem über die
Sache diskutieren. Beratungsrechte hat der Betriebsrat zum Beispiel hinsicht-
lich der Arbeitsplatzgestaltung, der Personalplanung, in Fragen der Berufsbil-
dung, vor geplanten Betriebsänderungen und bei der Einführung neuer Tech-
niken im Betrieb. Vorschläge des Betriebsrats zur Beschäftigungssicherung hat
der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat zu beraten und, hält er sie für ungeeignet,
dies in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
schriftlich zu begründen.

Gleichberechtigt mitreden und mitentscheiden kann der Betriebsrat nur
durch Mitbestimmungsrechte. Doch auch hier gibt es Abstufungen hinsichtlich
ihrer Wirkung: Bei der vollen Mitbestimmung bedürfen die Entscheidungen
des Arbeitgebers der Zustimmung des Betriebsrats. Sie liegt allein in seinem
Ermessen und kann nicht gerichtlich ersetzt werden. Der Arbeitgeber kann hier
also nicht allein entscheiden, sondern ist von der Zustimmung des Betriebsrats
abhängig. Mitbestimmungsrechte hat der Betriebsrat vor allem im sozialen
Bereich, zum Beispiel bei Fragen der Ordnung des Betriebs, der Lage der tägli-
chen Arbeitszeit, der Einführung und Anwendung technischer Kontrollgeräte,
der Aufstellung des Urlaubsplans, den Grundsätzen über die Durchführung der
Gruppenarbeit sowie der Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtun-
gen. Im personellen Bereich beschränken sich diese Rechte auf die Ausgestal-
tung der Personalfragebögen, Formulararbeitsverträge, Beurteilungsgrund-
sätze und personelle Auswahlrichtlinien.

Hat der Arbeitgeber Maßnahmen geplant oder durchgeführt, die dazu füh-
ren, dass sich die Tätigkeit der betroffenen Beschäftigten ändert und ihre beruf-
lichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr
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ausreichen, so hat der Betriebsrat bei der Einführung von Maßnahmen der
betrieblichen Berufsbildung mitzubestimmen.

Die Aufstellung von Sozialplänen bei Betriebsänderungen unterliegt der
vollen Mitbestimmung, denn auch in diesem Fall stehen die sozialen Belange
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Vordergrund. Doch nicht nur
Reaktion, sondern auch Aktion macht den Betriebsrat zum wirklich gleichbe-
rechtigten Partner des Arbeitgebers. Mit den Initiativrechten kann der Betriebs-
rat von sich aus Entscheidungen herbeiführen und auch durchsetzen.

Vor allem in sozialen Angelegenheiten, beim Ausgleich nachteiliger Ar-
beitsplatzveränderungen, bei der Aufstellung von personellen Auswahlricht-
linien in größeren Betrieben sowie bei der Aufstellung eines Sozialplans greifen
die Initiativrechte des Betriebsrats.

Eine wirkliche Gleichberechtigung des Betriebsrats ist bei den Zustimmungs-
verweigerungsrechten nur insoweit gegeben, als der Betriebsrat Entscheidun-
gen des Arbeitgebers blockieren kann. Bei Einstellung, Eingruppierung, Um-
gruppierung oder Versetzung eines Beschäftigten kann der Arbeitgeber, wenn
der Betriebsrat seine Zustimmung zu dieser personellen Maßnahme verwei-
gert, gezwungen sein, seine Entscheidung vor dem Arbeitsgericht durchsetzen
zu müssen.

Auch das Widerspruchsrecht des Betriebsrats gegen eine ordentliche Kün-
digung einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers zielt in diese Richtung.
Die Entscheidung des Arbeitgebers bleibt zwar bestehen, die Arbeitnehmerin
oder der Arbeitnehmer kann gegen die Kündigung jedoch Klage beim Arbeits-
gericht erheben. Wenn zugleich der Betriebsrat der Kündigung widersprochen
hat, muss der Arbeitgeber die Gekündigte oder den Gekündigten bis zum
rechtskräftigen Abschluss des Gerichtsverfahrens zu unveränderten Arbeits-
bedingungen weiterbeschäftigen. Von der Pflicht zur Weiterbeschäftigung
kann der Arbeitgeber auf seinen Antrag hin, bei Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen, nur durch Entscheidung des Gerichts entbunden werden.

Die Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber

„Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten ..... vertrauensvoll ....... und zum Wohle
der Arbeitnehmer und des Betriebs zusammen.“ So heißt es im Gesetz. Gemeint
ist damit, dass die Austragung von Konflikten nicht durch offene Auseinander-
setzung erfolgen soll, sondern durch ständigen Dialog. Der Ausgleich der
Interessen soll ehrlich und offen geschehen, was nicht damit gleichzusetzen ist,
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dass die sozialen Gegensätze verwischt werden. Auf beiden Seiten muss aber
der Wille zur Einigung bestehen. 

An diesem Grundsatz, der die gesamte Betriebsverfassung bestimmt, müs-
sen sich Arbeitgeber und Betriebsrat bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und
Pflichten orientieren. 

Um eine effektive Zusammenarbeit der Betriebsparteien zu gewährleisten,
muss die Arbeitnehmervertretung auf der Ebene im Unternehmen präsent
sein, auf der Entscheidungen fallen. Dies erfordert, dass die Möglichkeit be-
steht, auf die vielfältigen modernen Unternehmensstrukturen zu reagieren. 

Diese Möglichkeit eröffnet das Betriebsverfassungsgesetz den Tarifvertrags-
parteien. Die Strukturen der Arbeitnehmervertretung können den Unterneh-
mensstrukturen angepasst werden. So ist z. B. die Einrichtung von Sparten- und
Regionalbetriebsräten sowie von zusätzlichen betriebsverfassungsrechtlichen
Gremien möglich, die der unternehmensübergreifenden Zusammenarbeit von
Arbeitnehmervertretungen oder der Erleichterung der Zusammenarbeit mit
dem Arbeitgeber dienen. In Ausnahmefällen, außerhalb des Geltungsbereichs
von Tarifverträgen, können solche Vereinbarungen in begrenztem Umfang von
den Betriebspartnern durch Betriebsvereinbarung getroffen werden.

Die Betriebsvereinbarung

Die Betriebsvereinbarung ist das wichtigste Regelungsinstrument innerhalb
der Betriebsverfassung. Sie wird schriftlich zwischen Arbeitgeber und Betriebs-
rat abgeschlossen und dient in erster Linie der Umsetzung der Mitbestim-
mungsrechte.

Neben diesen erzwingbaren gibt es freiwillige Betriebsvereinbarungen.
Darin können Betriebsrat und Arbeitgeber alle sozialen Fragen, die auch in
einem Tarifvertrag geregelt werden könnten, aufgreifen. So können über die
gesetzlichen Unfallverhütungsvorschriften hinausgehende Vereinbarungen
zum Arbeitsschutz getroffen, Maßnahmen des betrieblichen Umweltschutzes
vereinbart, Sozialleistungen wie Gratifikationen, Beihilfen oder Ruhegelder
festgelegt, die Vermögensbildung gefördert und Maßnahmen zur Integration
ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie zur Bekämpfung
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb geregelt werden. Aller-
dings gibt es keinen durchsetzbaren Anspruch auf den Abschluss freiwilliger
Betriebsvereinbarungen.
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Die Einigungsstelle

Können sich Betriebsrat und Arbeitgeber in mitbestimmungspflichtigen Ange-
legenheiten nicht einigen, so hat jeder von ihnen zur Durchsetzung seiner
Rechte die Möglichkeit, die betriebliche Einigungsstelle anzurufen. Denn es
erscheint sinnvoll, Konflikte dort zu lösen, wo sie entstanden sind: im Betrieb,
und zwar durch betriebsnahe Personen.

Die Einigungsstelle ist eine Institution, die üblicherweise im Bedarfsfall
gebildet wird und sich paritätisch aus Vertretern des Betriebsrats und des
Arbeitgebers zusammensetzt. Hinzu kommt ein unparteiischer Vorsitzender,
der, falls sich die beiden Parteien nicht auf eine Person einigen können, vom
Arbeitsgericht bestellt wird. Die Einigungsstelle entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. In Mitbestimmungsangelegenheiten ersetzt ihr Spruch die Einigung
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. Ansonsten wird die Entscheidung für
alle verbindlich, wenn beide Parteien schon im Vorfeld erklärt haben, dass sie
sich dem Spruch der Einigungsstelle unterwerfen oder wenn sie ihn nachträg-
lich annehmen.

Die Vertretung der leitenden Angestellten – Das Sprecherausschussgesetz

Das Betriebsverfassungsrecht klammert leitende Angestellte aus. Gesetz und
Rechtsprechung definieren sie als Personen, die der Sphäre der Unternehmens-
leitung zuzuordnen sind, also unternehmens- oder betriebsleitende Aufgaben
wahrnehmen und im Wesentlichen frei von Weisungen handeln. Um auch den
leitenden Angestellten eine eigene Interessenvertretung zu gewähren, wurde
das Gesetz über Sprecherausschüsse der leitenden Angestellten verabschiedet.
Danach wählt dieser Personenkreis aus seiner Mitte einen Sprecherausschuss,
wenn mindestens zehn leitende Angestellte regelmäßig im Betrieb  beschäftigt
sind. Das Wahlverfahren ähnelt den Wahlen zum Betriebsrat. Ähnlich wie im
Betriebsverfassungsgesetz ist nach dem Sprecherausschussgesetz ein Gesamt-
sprecherausschuss zu bilden, wenn in einem Unternehmen mehrere Sprecher-
ausschüsse bestehen. Es kann auch ein Konzernsprecherausschuss gebildet
werden. Der Sprecherausschuss arbeitet unabhängig vom Betriebsrat, beein-
flusst dessen Arbeit nicht. Er hat ausschließlich Informations- und Beratungs-
rechte.
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Mitbestimmung gibt es in Kapitalgesellschaften z. B. in Aktiengesellschaf-
ten oder GmbHs. Welchen Einfluss die Mitbestimmung auf die unter-
schiedlichen Entscheidungsgremien in Unternehmen hat, lesen Sie hier.

Beispiel Aktiengesellschaft

Nach dem Aktiengesetz müssen Aktiengesellschaften drei Organe haben,
denen eine Reihe von Rechten und Pflichten zustehen: die Hauptversammlung,
den Vorstand und den Aufsichtsrat.

Als Versammlung der Aktionäre findet die Hauptversammlung einmal
jährlich statt. Das Stimmrecht wird  nach Aktienbesitz, nicht nach der Zahl der
anwesenden Personen, ausgeübt. Zuständig ist die Hauptversammlung für:

3 Kapitalerhöhung und -herabsetzung

3 Umwandlung, Verschmelzung oder Auflösung

3 Satzungsgestaltung

3 Änderung des Gesellschaftszwecks

3 Verwendung des Jahresgewinns

3 Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat

3 Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre

3 Wahl der Abschlussprüfer.

Die Hauptversammlung der Aktionäre hat keine rechtliche Möglichkeit, in
die laufende Geschäftsführung einzugreifen.

Eine weitaus stärkere Stellung nimmt der Aufsichtsrat ein. Seine wichtigste
Funktion besteht in der Überwachung des Vorstands. 

Zu seinen gesetzlichen Aufgaben gehören unter bestimmten Voraussetzun-
gen die Feststellung des Jahresabschlusses gemeinsam mit dem Vorstand, die
Mitentscheidung in Angelegenheiten, die er oder die Satzung seiner Zustim-
mung unterworfen hat, etwa über Rationalisierungsmaßnahmen oder Betriebs-
stilllegungen, die Bestellung oder die Abberufung der Vorstandsmitglieder. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben hat der Aufsichtsrat umfassende Informa-
tionsrechte. Das Gesetz schreibt vier –  mindestes zwei – Aufsichtsratssitzungen
im Jahr vor.

Mitbestimmung im Unternehmen
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Laut Aktiengesetz führt der Vorstand die Geschäfte in eigener Verantwor-
tung. Daraus und wegen der Beherrschung des Verwaltungsapparats, der ihm
unterstellt ist, erwächst seine starke Stellung. Im Vorstand werden die Funktio-
nen aufgeteilt, sodass jedes Vorstandsmitglied für einen bestimmten Aufga-
benbereich, etwa den kaufmännischen, technischen, finanziellen oder sozialen
oder für eine bestimmte Produktgruppe oder Region zuständig ist. Unabhängig
davon ist jedes Vorstandsmitglied jedoch auch für die gesamte Unternehmens-
politik verantwortlich.

Beispiel GmbH und andere Rechtsformen

Bei einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung sieht die Sache im Gegensatz
zur Aktiengesellschaft anders aus.

Dort gehen die Zuständigkeiten der Anteilseignerversammlung (Gesell-
schafterversammlung) deutlich über die der Aktiengesellschaft hinaus. Letzt-
lich kann sie die Unternehmenspolitik bestimmen, da sie direkte Weisungen an
die Geschäftsführung erteilen kann. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Fest-
stellung des Jahresabschlusses. Bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung
obliegt dies allein der Gesellschafterversammlung. Allerdings  hat auch in der
GmbH, wenn sie unter das Mitbestimmungsgesetz oder die Montan-Mitbestim-
mung fällt, der Aufsichtsrat das wichtige Recht der Bestellung und Abberufung
der Geschäftsführer. Außerdem kann er auch bestimmte Geschäfte von seiner
Zustimmung abhängig machen.
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Damit Unternehmen nicht nur im Interesse der Anteilseignerinnen und
Anteilseigner geführt werden, können Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ihre Interessen im Aufsichtsrat vertreten. Wie das funktioniert,
lesen Sie hier.

Förderliche Zusammenarbeit

Welche Form der Arbeitnehmer-Mitbestimmung auf ein bestimmtes Un-
ternehmen anzuwenden ist, hängt insbesondere von drei Kriterien ab: Rechts-
form des Unternehmens, Unternehmensgröße und Wirtschaftsbereich. 

Je nach gesetzlicher Grundlage ist der Grad des Arbeitnehmereinflusses
sehr verschieden.

Aber: Gleich, ob Arbeitnehmer- oder Anteilseignervertreter – alle Aufsichts-
ratsmitglieder haben die gleichen Rechte und Pflichten. Sie sind nicht an Auf-
träge oder Weisungen gebunden, haben gleiches Recht auf Information und
Mitwirkung. Die Aufsichtsratsmitglieder, die Beschäftigte des Unternehmens
sind, dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt werden.

Montan-Mitbestimmung

Das Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951 ermöglicht die paritätische Mit-
bestimmung in den Aufsichtsräten von Unternehmen des Bergbaus und der
Eisen- und Stahl erzeugenden Industrie, wenn sie als Aktiengesellschaft, Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung oder bergrechtliche Gewerkschaft geführt
werden und in der Regel mehr als 1000 Beschäftigte haben. Das Mitbestim-
mungsergänzungsgesetz von 1956 sieht eine leicht abgeschwächte Form der
Montan-Mitbestimmung für die Obergesellschaften von Montan-Konzernen
vor, die selbst keine Montanunternehmen sind. Die Aufsichtsräte bestehen
meist aus 21 Mitgliedern. Bei kleineren Unternehmen gehören dem Aufsichts-
rat 11 oder 15 Mitglieder an. 

Bei einem 21-köpfigen Aufsichtsrat werden je acht Mitglieder von Anteils-
eignern und Beschäftigten benannt. Zu jeder Seite kommen noch zwei „weitere
Mitglieder“, die weder Gewerkschafts- oder Arbeitgebervertreter noch Arbeit-
nehmer oder Inhaber größerer Aktienpakete des Unternehmens sein dürfen. 

Von den acht Arbeitnehmervertretern müssen vier im Unternehmen tätig
sein. Vier Arbeitnehmervertreter und die „weiteren Mitglieder“ der Arbeitneh-
mer werden von den Spitzenorganisationen der im Betrieb vertretenen Gewerk-
schaften vorgeschlagen.

Mitbestimmung – Der rechtliche Rahmen
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Einigungszwang besteht für die Wahl des so genannten neutralen Mit-
glieds des Aufsichtsrats. Dessen Stimmverhalten kann bei Beschlüssen des
Aufsichtsrats die entscheidende Rolle zukommen, wenn sich Arbeitnehmer
und Anteilseigner nicht einigen können.

Um dieser „Schiedsrichterfunktion“ gerecht zu werden, muss das neutrale
Mitglied nicht nur das Vertrauen beider Seiten besitzen, sondern sollte auch
über Erfahrungen in Wirtschaft oder Verwaltung verfügen und als Persönlich-
keit besonders geeignet sein, Meinungsverschiedenheiten auszugleichen.
Können sich beide Seiten nicht auf die Person des neutralen Mitglieds einigen,
setzt ein kompliziertes Verfahren ein, das bis zur Überprüfung vor den Gerich-
ten reicht. Bisher ist dieses Vermittlungsverfahren allerdings Theorie geblieben.

Die Aufsichtsräte nach dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz von 1956
bestehen grundsätzlich aus 15 Mitgliedern. Von den sieben Arbeitnehmermit-
gliedern müssen vier Beschäftigte der Konzernunternehmen sein, drei werden
von den Spitzenorganisationen der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften vor-
geschlagen. Für das neutrale Mitglied gelten die gleichen Modalitäten wie nach
dem Montan-Mitbestimmungsgesetz. Nach dem Montan-Mitbestimmungs-
gesetz wählen die Betriebsräte alle Arbeitnehmervertreter sowie die weiteren
Mitglieder der Arbeitnehmerseite aus und schlagen sie der Anteilseignerver-
sammlung vor. Auch die Kandidatinnen und Kandidaten, die von den Spitzen-
organisationen der im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften benannt
werden, müssen sich der Wahl durch den Betriebsrat stellen. Bei der Bestäti-
gung durch die Anteilseignerversammlung handelt es sich allerdings nur um
eine formelle Wahl, denn sie kann die Vorschläge nicht ablehnen.

Die Aufsichtsratswahl nach dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz erfolgt
in gleicher Weise wie nach dem Mitbestimmungsgesetz. Allerdings gibt es dort
kein Aufsichtsratsmandat für die leitenden Angestellten. Dem Vorstand muss
ein Arbeitsdirektor oder eine Arbeitsdirektorin angehören. Er oder sie kann
nicht gegen die Stimmenmehrheit der Arbeitnehmervertreterinnen und -ver-
treter berufen werden. Daraus folgt, dass der Arbeitsdirektor oder die Arbeits-
direktorin in den Montan-Unternehmen immer das besondere Vertrauen der
Arbeitnehmerbank besitzt. Das Mitbestimmungsergänzungsgesetz enthält
eine solche Schutzklausel nicht. 

Der Arbeitsdirektor oder die Arbeitsdirektorin ist Ressortchef des Personal-
und Sozialwesens. Seine oder ihre Aufgabe in dieser Managementfunktion ist
es, die auftretenden Sozialprobleme unmittelbar in die Unternehmensplanung
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Beispiel: elfköpfiger Aufsichtsrat
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einzubringen. Die Sozialplanung tritt also gleichberechtigt neben die techni-
sche und kaufmännische Planung, was zur Folge hat, dass eine soziale Unter-
nehmenspolitik nicht erst dann einsetzt, wenn sich Kaufleute und technische
Angestellte schon entschieden haben.

Drittelbeteiligungsgesetz

Das Drittelbeteiligungsgesetz vom 18. Mai 2004 (DrittelbG), das das Betriebs-
verfassungsgesetz von 1952 abgelöst hat, regelt die Drittelbeteiligung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten von Aktiengesell-
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung, Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit sowie Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften, sofern diese Gesellschaften in der Regel mehr als
500 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen. Die Drittelbeteili-
gung gilt – wie bisher nach dem Betriebsverfassungsgesetz 1952 – auch für
Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien mit weniger als
500 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, wenn sie vor dem 10. August 1994
eingetragen worden und keine Familiengesellschaften sind. Mit Ausnahme des
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit fallen alle diese Unternehmen unter
das Mitbestimmungsgesetz ’76, wenn sie regelmäßig mehr als 2.000 Beschäf-
tigte haben.

Die Aufsichtsräte sind zu einem Drittel mit Vertretern der Arbeitnehmer-
schaft und zu zwei Dritteln mit Vertretern der Anteilseigner besetzt. Die Größe
des Aufsichtsrats hängt in dem vom Aktiengesetz vorgegebenen Rahmen von
der Satzung ab. Mindestens drei, höchstens 21 Mitglieder gehören ihm an (3, 6,
9, 12, 15, 18 oder 21). Bei einem oder zwei Arbeitnehmermandaten müssen die
Arbeitnehmervertreter aus dem Unternehmen stammen. Ab drei Arbeitneh-
mervertretern können auch externe Personen, also Vertreter der Gewerkschaf-
ten, von den Arbeitnehmern in den Aufsichtsrat gewählt werden. Die Aufsichts-
ratsmitglieder werden von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern un-
mittelbar gewählt. Die Möglichkeit der mittelbaren Wahl durch Delegierte,
wenn Konzernunternehmen in das Wahlverfahren einbezogen sind, ist im
Drittelbeteiligungsgesetz nicht mehr vorgesehen. Sie hatte bereits im Betriebs-
verfassungsgesetz 1952 kaum praktische Bedeutung erlangt. 
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Beteiligung nach dem Drittelbeteiligungsgesetz 

Beispiel: neunköpfiger Aufsichtsrat*

* Bei 9  Aufsichtsratsmitgliedern, wie in diesem Beispiel, kann einer der
3 Arbeitnehmervertreter von außen kommen.
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Aufgrund des § 13 Drittelbeteiligungsgesetz ist am 23. Juni 2004 die
Wahlordnung zum Drittelbeteiligungsgesetz erlassen worden (s. S. 165 ff.).

Vorschläge dürfen die Betriebsräte und ein Zehntel oder 100 der Arbeit-
nehmer des Unternehmens machen. Die Bestellung eines Arbeitsdirektors
oder einer Arbeitsdirektorin ist nicht vorgesehen. Bei einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung bleiben im Übrigen Bestellung und Abberufung der
Geschäftsführung Sache der Anteilseignerversammlung.

Mitbestimmungsgesetz

Das Gesetz sieht eine zahlenmäßig gleich starke Besetzung der Aufsichtsräte
durch Arbeitnehmer- und Anteilseignervertreter in Unternehmen vor, die –
allein oder zusammen mit ihren Konzerntöchtern – mehr als 2.000 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer beschäftigen. Darunter fallen:

3 Aktiengesellschaften

3 Kommanditgesellschaften auf Aktien

3 Gesellschaften mit beschränkter Haftung

3 Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften.

Die Aufsichtsräte sind mit der gleichen Anzahl von Arbeitnehmer- und An-
teilseignervertretern besetzt. Ihre Größe richtet sich nach der Zahl der Beschäf-
tigten im Unternehmen. Bei bis zu 10.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern hat der Aufsichtsrat zwölf Mitglieder im Verhältnis 6:6, bis 20.000 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern ist das Verhältnis 8:8, in Unternehmen mit
mehr als 20.000 Beschäftigten sieht das Gesetz einen 20-köpfigen Aufsichtsrat
im Verhältnis 10:10 vor.

Die Satzung kann Aufsichtsräte mit 12 Mitgliedern auf 16 oder 20 bezie-
hungsweise mit 16 Mitgliedern auf 20 Mitglieder erweitern. Eine Vertretung der
Gewerkschaften ist vorgesehen. Sie erhalten zwei Sitze in einem 12- oder 16-köp-
figen Aufsichtsrat, drei Sitze in einem 20-köpfigen. Die übrigen Sitze der Arbeit-
nehmerschaft (also je nach Aufsichtsratsgröße vier, sechs oder sieben) sind
Beschäftigten des Unternehmens vorbehalten. Den leitenden Angestellten ist
ein Sitz garantiert. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden und deren oder dessen Vertretung. Dafür sind zwei Drittel der
Stimmen nötig. Da keine der beiden Seiten über diese Mehrheit verfügt, ist für
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den zweiten Wahlgang vorgeschrieben, dass die Anteilseignerinnen und -eig-
ner die Aufsichtsratsvorsitzende oder den -vorsitzenden und die Beschäftigten
die Stellvertretung wählen. In der Praxis hat das dazu geführt, dass die oder der
Aufsichtsratsvorsitzende – auch bei Wahl im ersten Wahlgang – immer ein
Vertreter der Anteilseignerinnen und Anteilseigner ist. Bei Abstimmungen im
Aufsichtsrat mit Stimmengleichheit hat der oder die Aufsichtsratsvorsitzende
eine zweite Stimme. Wird eine Abstimmung wiederholt und dabei immer noch
Stimmengleichheit festgestellt, kann der oder die Aufsichtsratsvorsitzende (der
oder die, wie gesagt, stets ein Vertreter der Anteilseignerinnen und -eigner ist)
von seinem/ihrem Doppelstimmrecht Gebrauch machen. Die zweite Stimme ist
übrigens an die Person gebunden, kann also bei Verhinderung nicht auf die
Vertretung (einen Arbeitnehmervertreter) übertragen werden. 

Es gibt zwei Wahlprinzipien, die abhängig von der Unternehmensgröße
sind: In Unternehmen mit bis zu 8.000 Beschäftigten wird die Urwahl (unmittel-
bare Wahl) durch das Gesetz vorgeschrieben, ab 8.000 Beschäftigten erfolgt die
Wahl durch Delegierte. Ein Wechsel des Wahlprinzips kann jedoch von der
Mehrheit der Belegschaft beschlossen werden. An dieser Abstimmung müssen
sich mindestens die Hälfte der Wahlberechtigten beteiligen.

Bei der Urwahl wählen alle Beschäftigten (die leitenden Angestellten ge-
meinsam mit den übrigen Arbeitnehmern des Unternehmens) die Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat. Wahlvorschläge müssen für die leitenden Ange-
stellten und die übrigen Arbeitnehmer getrennt eingereicht werden. Der Wahl-
vorschlag für den Sitz der leitenden Angestellten muss zwei Kandidaten enthal-
ten. Sie werden in einer Vorabstimmung aufgrund eigener Vorschläge von den
leitenden Angestellten gewählt. Wahlvorschläge für die übrigen Arbeitnehmer
sind von einem Fünftel oder 100 dieser wahlberechtigten Arbeitnehmer zu
stützen. Zur Wahl der Vertreter der Gewerkschaften können nur die im Betrieb
vertretenen Gewerkschaften Vorschläge machen.
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Beteiligung nach dem Mitbestimmungsgesetz 

Beispiel: Unternehmen mit mehr als 20.000 Arbeitnehmern

Bei Urwahl sieht das Gesetz drei Wahlgänge vor:
Alle wahlberechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wählen gemein-
sam
3 die Vertreter für die Sitze der Gewerkschaften,
3 den Vertreter der leitenden Angestellten,
3 die Vertreter der übrigen Arbeitnehmerschaft.
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Wird durch Delegierte gewählt, so muss zunächst deren Gesamtzahl
ermittelt werden. Die Gesamtzahl wird entsprechend dem zahlenmäßigen
Verhältnis zwischen leitenden Angestellten und übrigen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern aufgeteilt. Die Wahlvorschläge für die Delegierten der lei-
tenden Angestellten müssen von einem Zehntel oder 100 der wahlberechtigten
leitenden Angestellten, die Wahlvorschläge für die Delegierten der übrigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen von einem Zehntel oder 100
der wahlberechtigten übrigen Beschäftigten unterzeichnet sein. Alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer wählen gemeinsam die Delegierten der lei-
tenden Angestellten und der übrigen Beschäftigten.

Die Aufsichtsratswahl durch Delegierte findet in gleicher Weise wie die
Urwahl in drei Wahlgängen statt.

Die Mitglieder des Vorstands, auch die Arbeitsdirektorin oder der Arbeits-
direktor, werden mit Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Aufsichtsratsmit-
glieder gewählt. Kann diese Mehrheit in der ersten Abstimmung nicht erreicht
werden, muss ein Vermittlungsausschuss eingeschaltet werden. Ihm gehören
der oder die Aufsichtsratsvorsitzende und seine oder ihre Vertretung sowie ein
weiteres Aufsichtsratsmitglied jeder Seite an. Über dessen Vorschlag entschei-
det der Aufsichtsrat dann mit absoluter Mehrheit. Wird auch diese nicht erzielt,
so hat in einer dritten Abstimmung der Aufsichtsratsvorsitzende das Doppel-
stimmrecht.

Dieses Wahlverfahren bedeutet im Unterschied zum Montan-Mitbestim-
mungsgesetz, dass die Arbeitsdirektorin oder der Arbeitsdirektor auch gegen
den Willen der Arbeitnehmervertreter berufen werden kann. Stellung und
Aufgaben sind denen nach der Montan-Mitbestimmung vergleichbar.



Mitbestimmung und Verfassungsrecht

Mitbestimmung und Verfassungsrecht

48

Die Mitbestimmungsgesetze sind mit dem Grundgesetz vereinbar. 

Bedenken unbegründet

Obwohl das erste Mitbestimmungsgesetz schon 1951 verabschiedet wurde, kam
eine vertiefte Diskussion über die Verfassungsmäßigkeit der Mitbestimmung
erst in der zweiten Hälfte der 60er Jahre auf – und zwar im Zusammenhang mit
der Gesetzgebung zum Mitbestimmungsgesetz ’76. Auch nachdem das Gesetz
verabschiedet war, verstummten die Diskussionen nicht. Neun Unternehmen
und 29 Arbeitgebervereinigungen legten dann 1977 Verfassungsbeschwerde
ein. Sie waren der Ansicht, dass das Mitbestimmungsgesetz ’76 eine paritätische
Mitbestimmung enthalte, die über kurz oder lang auch zur paritätischen Be-
setzung der Unternehmensleitungen führen werde, im Zusammenwirken mit
dem Betriebsverfassungsgesetz zum Übergewicht der Beschäftigten und damit
zur „Überparität“ führe, gegen die Eigentumsgarantie des Artikel 14 des Grund-
gesetzes verstoße, da das Anteilseigentum sowohl in seiner mitgliedschafts-
rechtlichen als auch in seiner vermögensrechtlichen Substanz elementar be-
troffen werde, auch Elemente eines Zwangszusammenschlusses von Anteils-
eignerinnen und -eignern und Arbeitnehmerschaft enthalte und dadurch die
Vereinigungsfreiheit verletzt werde, die Berufsfreiheit nach Artikel 12 Grund-
gesetz verletze, gegen die Koalitionsfreiheit (Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz)
verstoße, da die Arbeitgeberverbände in die Abhängigkeit des sozialen Gegen-
spielers gebracht würden, was die Funktionsunfähigkeit des Tarifvertrags-
systems zur Folge habe, schließlich eine Neugestaltung der Wirtschafts- und
Arbeitsverfassung bewirke, was aber nur durch ein verfassungsänderndes
Gesetz zulässig wäre. 

Nach zweijähriger Prüfung kam das Bundesverfassungsgericht mit Urteil
vom 1. März 1979 zu dem Ergebnis, dass das Mitbestimmungsgesetz ’76 mit dem
Grundgesetz vereinbar ist. Es wies die Verfassungsbeschwerden zurück.

Das Gericht hat ausdrücklich betont, dass es sich nur mit den Vorschriften
des Mitbestimmungsgesetzes ’76 beschäftigt hat („...ob andere Regelungen
einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer mit dem Grundgesetz vereinbar
wären, ist nicht zu entscheiden.“).

Schon aus diesem Grund ist das Urteil nicht nach dem Motto „Bis hierher
und nicht weiter“ zu bewerten. Das Gericht hat sich nicht dazu verleiten lassen,
die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers im Sinne der Beschwerdeführer zu
beschneiden und künftige gesetzgeberische Aktivitäten auf dem Gebiet der
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Mitbestimmung verfassungsrechtlich zu blockieren. Im Gegenteil: Es hat seine
bisherige Rechtsprechung zu Eigentum und Offenheit des Grundgesetzes in
Bezug auf die Wirtschaftsordnung fortentwickelt.

So bekräftigt das Urteil, dass das Grundgesetz wirtschaftspolitisch neutral
sei und keine bestimmte Wirtschaftsordnung festlege oder gewährleiste. Der
Gesetzgeber kann die Wirtschaftsordnung gestalten, wenn er die individuellen
Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger respektiert.

Ausgangspunkt der Ausführungen zur Eigentumsgarantie ist die Fest-
stellung, dass nicht alles Eigentum gleich ist. Das Eigentum genießt dort einen
besonders ausgeprägten Schutz, wo es als persönliches Eigentum ein Element
zur Sicherung der persönlichen Freiheit des Einzelnen sei. 

Der Eigentumsschutz werde immer schwächer, je mehr das Eigentums-
objekt „in einem sozialen Bezug und einer sozialen Funktion“ stehe. Denn hier
berühre seine Nutzung Belange anderer. Einen weiten Spielraum gab das
Gericht dem Gesetzgeber auch hinsichtlich der Gestaltung der Vereinigungs-
freiheit. Zwar ließ es letztlich dahingestellt, ob größere Kapitalgesellschaften
überhaupt unter den Schutz des Artikel 9 Absatz 1 Grundgesetz fallen, es
bezweifelte das jedoch.

In diesem Zusammenhang äußerte sich das Bundesverfassungsgericht
auch zur kritisierten Anwesenheit von Gewerkschaftsvertretern im Aufsichts-
rat. Nach Meinung des Gerichts liege dies im Interesse des Unternehmens, weil
dadurch zusätzliche Qualifikationen in den Aufsichtsrat eingebracht würden
und einem möglichen Betriebsegoismus entgegengewirkt werden könne.

Zurückgewiesen wurde auch der Versuch, Mitbestimmung und Tarifauto-
nomie gegeneinander auszuspielen. Sie schlössen sich nicht aus, sondern
ergänzten sich. Mit anderen Worten: Die Verfassungsrichter bestätigten dem
Gesetzgeber einen breiten Spielraum bei der Gestaltung der Mitbestimmung.

Dies wurde auch bei dem Urteil vom 2. März 1999 deutlich. Das Bundesver-
fassungsgericht hatte über die Frage zu entscheiden, ob die im Mitbestim-
mungsergänzungsgesetz für die Mitbestimmung in Konzernobergesellschaf-
ten vorgesehenen Kriterien mit der Verfassung zu vereinbaren sind.

Lediglich die Anknüpfung an eine absolute Beschäftigtenzahl als Kriterium
für den befristeten Fortbestand der Montan-Mitbestimmung in Konzernober-
gesellschaften hat das Gericht für verfassungswidrig und nichtig erklärt, da der
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Montan-Bezug nicht hinreichend zum Ausdruck komme. Die vorgesehenen
Wertschöpfungsquoten wurden vom Gericht dagegen nicht beanstandet.
Darüber hinaus betonte das Gericht ausdrücklich die besondere Bedeutung der
Mitbestimmung und unterstrich erneut die Notwendigkeit, die Interessen der
Beschäftigten neben denen der Unternehmerschaft und Anteilseignerinnen
und Anteilseigner angemessen zu berücksichtigen. Die Verfassungsmäßigkeit
der Montan-Mitbestimmung an sich stand nie in Frage.

Diesem Urteil wurde durch das Zweite Gesetz zur Vereinfachung der Wahl
der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat vom 18. Mai 2004 mit der Ände-
rung des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Mitbestimmungsergänzungsgesetz Rechnung
getragen. Die Anzahl der Arbeitnehmer stellt nur dann einen ausreichenden
Montan-Bezug her, wenn wenigstens 20 Prozent aller Arbeitnehmer sämtlicher
Konzernunternehmen und abhängigen Unternehmen in Montan-Unterneh-
men beschäftigt sind.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich im Jahr 2004 mit der Verfassungs-
mäßigkeit des im Mitbestimmungsgesetz geregelten Unterschriftenquorums
für die Wahlvorschläge zur Delegiertenwahl auseinander gesetzt. 

Es ist zu der Auffassung gelangt, dass § 12 Abs. 1 Mitbestimmungsgesetz mit
dem darin geregelten Unterschriftenquorum nicht mit dem Grundgesetz ver-
einbar ist. Das in dieser Vorschrift geregelte Quorum schränke die aus Art. 9
Abs. 3 des Grundgesetzes folgende Chancengleichheit der an Aufsichtsrats-
wahlen beteiligten Koalitionen in unzulässiger Weise ein. Nach dem Beschluss
vom 12. Oktober 2004 muss der Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 2005 eine
verfassungsgemäße Regelung treffen. 

Mit der am 1. Juli 2005 in Kraft getretenen Änderung des Mitbestimmungs-
gesetzes und des insofern gleichlautenden § 10 Abs. 1 des Montan-Mitbestim-
mungsergänzungsgesetzes vom 8. Juni 2005 wird das Unterschriftenquorum
auf ein Zwanzigstel oder 50 der wahlberechtigten Arbeitnehmer abgesenkt.
Dies entspricht der Regelung, wie sie im Betriebsverfassungsgesetz für Wahl-
vorschläge der Arbeitnehmer zur Betriebsratswahl bereits vorgesehen ist. Für
kleinere Gewerkschaften steigt so die Chance, einen Delegiertensitz zu erhalten.



51

Europa wächst wirtschaftlich zusammen. Angesichts zunehmender
Unternehmenszusammenschlüsse und Betriebsstättenverlagerung darf
Mitbestimmung nicht an den nationalen Grenzen enden. Über grenz-
übergreifende Unterrichtungs- und Anhörungsrechte informieren Sie
die folgenden Seiten.

Gesetz über Europäische Betriebsräte (EBRG)

Mit dem am 1. November 1996 in Kraft getretenen Gesetz über Europäische
Betriebsräte ist die EU-Richtlinie „Europäische Betriebsräte“, die der Rat der
Arbeits- und Sozialminister im September 1994 erlassen hat, in deutsches Recht
umgesetzt worden. Durch das Gesetz wird eine grenzübergreifende Unterrich-
tung sowie ein die nationalen Grenzen überwindender Dialog der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer mit den Entscheidungsträgern in gemeinschafts-
weit tätigen Unternehmen und Konzernen ermöglicht. 

Unternehmensstrategien machen nicht mehr an nationalen Grenzen halt.
Künftig sollen deshalb auch Arbeitnehmer EU-weit agieren können. Ihre Mit-
wirkung soll nicht länger an nationalen Grenzen enden. Eine angemessene
Unterrichtung und Anhörung soll künftig auch dann gewährleistet sein, wenn
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Entscheidungen betroffen werden,
die außerhalb des Mitgliedsstaats getroffen werden, in dem sie beschäftigt sind.
Das Europäische Betriebsräte-Gesetz gewährleistet durch ein hohes Maß an
Flexibilität eine praktikable und kostengünstige Ausgestaltung der grenzüber-
greifenden Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmerschaft. 

Künftig werden allein in Deutschland die Arbeitnehmervertreter von ca.
300 Unternehmen und Unternehmensgruppen über die Angelegenheiten
unterrichtet und angehört, die sich grenzübergreifend auf die Interessen der
Beschäftigten auswirken. Die wirtschaftlichen Möglichkeiten des europäischen
Binnenmarktes werden damit um die soziale Komponente der Mitwirkung er-
gänzt. Das Europäische Betriebsräte-Gesetz dient dazu, in einem Zeitalter der
Globalisierung eine soziale Dimension zu sichern und bei den Beschäftigten zu
einer höheren Akzeptanz des Europagedankens beizutragen.

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes über Europäische Betriebsräte

Ziel des Europäischen Betriebsräte-Gesetzes ist eine grenzübergreifende Un-
terrichtung und Anhörung der Beschäftigten in gemeinschaftsweit tätigen
Unternehmen und Konzernen, die in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten der
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Europäischen Union bzw. des Europäischen Wirtschaftsraumes tätig sind. Der
Anwendungsbereich des Gesetzes erstreckt sich auf solche Unternehmen und
Konzerne, sofern sie ihren Sitz in Deutschland haben. 

Die Gesellschaften müssen in den Mitgliedsstaaten mindestens 1.000 Arbeit-
nehmer insgesamt und davon jeweils mindestens 150 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in zwei Mitgliedsstaaten beschäftigen. Das Europäische Betriebs-
räte-Gesetz ist eng an die EU-Richtlinie angelehnt. Vorrang haben praxisnahe
Verhandlungslösungen der unmittelbar Betroffenen. Die Vereinbarung über
eine grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung ist zwischen der Unter-
nehmens- oder Konzernleitung und einem besonderen Verhandlungsgremium
der Arbeitnehmerschaft zu treffen. 

Die Verhandlungspartner können die Errichtung eines oder mehrerer –
auch branchenbezogener – Europäischer Betriebsräte (EBR) vereinbaren. An-
stelle eines oder mehrerer zentraler Arbeitnehmervertretungsgremien kann
auch ein dezentral strukturiertes Unterrichtungs- und Anhörungsverfahren,
z. B. über örtliche Betriebs- oder Unternehmensleitungen, vereinbart werden.
Bei einem dezentralen Verfahren ist den beteiligten Arbeitnehmervertretern
das Recht einzuräumen, die ihnen übermittelten Informationen gemeinsam
zu beraten und ihre Vorschläge oder Bedenken mit der zentralen Leitung zu
erörtern. 

Erst bei Nichtzustandekommen einer Vereinbarungslösung, wenn das
Management innerhalb von 6 Monaten nicht verhandelt, keine Verhandlungs-
lösung innerhalb von 3 Jahren zustande kommt oder beide Seiten vorzeitig das
Scheitern der Verhandlungen erklären, ist ein Europäischer Betriebsrat kraft
Gesetzes zu errichten. Der Europäische Betriebsrat kraft Gesetzes  ist insbeson-
dere in wirtschaftlichen Angelegenheiten zuständig, sofern diese mindestens
zwei Betriebe oder zwei Unternehmen in verschiedenen Mitgliedsstaaten be-
treffen oder sich dort grenzübergreifend auswirken. Der Europäische Betriebs-
rat kraft Gesetzes ist einmal in jedem Kalenderjahr über die Entwicklung der
Geschäftslage und die Perspektiven des gemeinschaftsweit tätigen Unterneh-
mens oder Konzerns von der Unternehmensleitung zu unterrichten und anzu-
hören. Hierzu zählen insbesondere die wirtschaftliche und finanzielle Lage, die
Beschäftigungslage, Investitionen, Produktionsverlagerungen, Einschränkung
oder Stilllegungen von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebs-
teilen sowie Massenentlassungen. Über diese turnusmäßige Unterrichtung hi-
naus ist der Europäische Betriebsrat bei außergewöhnlichen Umständen (grenz-
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übergreifende Produktionsverlagerung, Stilllegung von Betrieben, Massen-
entlassungen) rechtzeitig zu unterrichten und auf Verlangen anzuhören. 

Besteht der Europäische Betriebsrat aus mindestens neun Mitgliedern, so
ist ein dreiköpfiger Ausschuss zu bilden, der in diesen Fällen anstelle des Ge-
samtgremiums zu beteiligen ist. Dabei sind jedoch auch diejenigen Mitglieder
des Europäischen Betriebsrats einzubeziehen, die für die Betriebe oder Unter-
nehmen bestellt worden sind, die unmittelbar von den geplanten Maßnahmen
(außergewöhnlichen Umständen) betroffen sind. 

Die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats oder des Ausschusses haben
den örtlichen Arbeitnehmervertretern oder den Belegschaften über die Unter-
richtung und Anhörung zu berichten, welche die Unternehmens- oder Konzern-
leitung ihnen gegenüber vorgenommen hat. Die Regelungen des Europäischen
Betriebsräte-Gesetzes sind in denjenigen Unternehmen und Konzernen in
Deutschland nicht anwendbar, in denen vor dem 22. September 1996 bereits
eine Vereinbarung über grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung
abgeschlossen worden ist. Die Vereinbarung gilt fort, wenn sie sich auf alle in
den Mitgliedsstaaten beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer er-
streckt und den Beschäftigten aus denjenigen Mitgliedsstaaten eine angemes-
sene Beteiligung an der Unterrichtung und Anhörung ermöglicht, in denen das
Unternehmen oder der Konzern einen Betrieb hat.

Gesetz zur Einführung der Europäischen Gesellschaft (SEEG)

Durch das am 29. Dezember 2004 in Kraft getretene Gesetz zur Einführung der
Europäischen Gesellschaft (Societas Europaea, kurz: SE) sind zwei EU-Rechts-
akte aus dem Jahr 2001 – die Verordnung über das Statut der SE und die ergän-
zende Richtlinie über die Beteiligung der Arbeitnehmer – in deutsches Recht
übertragen worden. Die Einführung der SE erleichtert auch deutschen, europa-
weit tätigen Unternehmen die grenzüberschreitende Betätigung und stärkt
deren internationale Wettbewerbsfähigkeit. Mit der SE steht erstmals eine in
wesentlichen Fragen einheitliche europäische Rechtsform für Kapitalgesell-
schaften zur Verfügung. Sie ermöglicht Unternehmen eine Expansion und
Neuordnung ihrer Struktur über Ländergrenzen hinweg, ohne die kostspieli-
gen und zeitaufwändigen Förmlichkeiten beachten zu müssen, die bislang mit
der Gründung von Tochtergesellschaften in anderen Mitgliedsstaaten verbun-
den waren. Die SE eröffnet für Unternehmen neue und unbürokratische
Chancen, ihr Engagement im europäischen Ausland zu verstärken. 
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Europäische Rechtsgrundlagen

Die Verordnung regelt die gesellschaftsrechtlichen Fragen z. B. über Gründung,
Struktur und Organe der SE. Sie hat zwar unmittelbare Geltung: Verweisungen
auf das jeweilige nationale Recht und Optionen für die Mitgliedsstaaten
machen aber dennoch ein gesellschaftsrechtliches Anpassungsgesetz erfor-
derlich.

Die Richtlinie regelt in Ergänzung der Verordnung die Fragen der Beteili-
gung der Arbeitnehmer in einer SE. Sie hat keine unmittelbare Geltung. Es ist
daher eine Umsetzung in nationales Recht erforderlich. Diese muss – anders als
der gesellschaftsrechtliche Teil – in sich geschlossen und vollständig sein.

Gründungsformen der SE

Die SE ist auf eine grenzüberschreitende wirtschaftliche Aktivität ausgerichtet.
Voraussetzung der Gründung ist daher, dass bereits bei den Gründungsgesell-
schaften ein grenzüberschreitendes Element besteht:

Umwandlung einer AG mit Sitz und Hauptverwaltung in einem EU-
Mitgliedsstaat, wenn seit mindestens 2 Jahren eine dem
Recht eines anderen EU-Mitgliedsstaats unterliegende
Tochtergesellschaft besteht.

Verschmelzung von mindestens zwei Aktiengesellschaften, die dem Recht
verschiedener Mitgliedsstaaten unterliegen.

Holding Gründung durch Aktiengesellschaften oder Gesellschaften
mit beschränkter Haftung aus verschiedenen Mitglieds-
staaten.

Tochter Gründung durch Gesellschaften verschiedener Typen
(Art. 48 Abs. 2 EG-Vertrag) oder sonstiger juristischer
Personen des öffentlichen und privaten Rechts.

Aufgrund der unterschiedlichen Traditionen in den Mitgliedsstaaten stellt
die Verordnung die dualistische (Vorstand und Aufsichtsrat) und monistische
(nur ein Verwaltungsrat, der für die Leitung und Kontrolle zuständig ist) Unter-
nehmensverfassung zur Wahl. Das monistische System stellt für das deutsche
Aktienrecht eine Neuheit dar.
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Grundlegende Strukturen der Richtlinie

3 Vorrang für Verhandlungslösungen. Über die Ausgestaltung der
Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer in der SE wird zwischen Arbeitgeberseite
und Arbeitnehmerseite verhandelt. Für die Arbeitnehmer verhandelt ein
„besonderes Verhandlungsgremium“ (s.unten). Dieses Verfahren ist vom
Europäischen Betriebsrat bekannt.

3 Bei Scheitern der Verhandlungen greift eine gesetzliche Auffangregelung.
Damit sollen in den Gründungsunternehmen bestehende Beteiligungsrechte
der Arbeitnehmer weitgehend gesichert werden.

3 Entscheidende politische Idee des in der Richtlinie erzielten Kompromisses
über die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer ist das „Vorher-Nachher-Prinzip“.
Der bei den Gründungsgesellschaften vorhandene Bestand an Beteiligungs-
rechten der Arbeitnehmer soll sich grundsätzlich auch in der SE wiederfinden.

3 Die Beteiligung der Arbeitnehmer wird inhaltlich unterschieden in Infor-
mations- und Konsultationsrechte sowie die Mitbestimmung in Unternehmens-
organen. Dies entspricht im Wesentlichen der deutschen Unterscheidung von
betrieblicher Mitbestimmung und Unternehmensmitbestimmung.

3 In den nationalen Umsetzungsgesetzen ist zu unterscheiden zwischen sol-
chen Regelungen, die bei allen Mitgliedsstaaten notwendig identisch sein müs-
sen (z. B. Größe des besonderen Verhandlungsgremiums, Abstimmungsver-
fahren, Auffangregelung) und solchen, bei denen nationaler Gestaltungsspiel-
raum besteht (z. B. Bestimmung der nationalen Mitglieder des besonderen Ver-
handlungsgremiums, SE-Betriebsrats und SE-Aufsichts- oder Verwaltungsrats).

Inhaltliche Schwerpunkte des Umsetzungsgesetzes

3 Bildung des besonderen Verhandlungsgremiums (BVG)
Das BVG hat die Aufgabe, mit den Leitungen der an der SE-Gründung betei-
ligten Gesellschaften über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der zukünf-
tigen SE zu verhandeln. Dementsprechend sollen alle Arbeitnehmer der an
der Gründung beteiligten Gesellschaften, Tochtergesellschaften und Be-
triebe im BVG repräsentiert sein. Dabei steht nach den Vorgaben der Richt-
linie den Arbeitnehmern in jedem Mitgliedsstaat je angefangene 10 Prozent
der Gesamtarbeitnehmerzahl ein Sitz zu. Das Verfahren zur Bestellung der
Mitglieder des BVG ist den einzelnen Mitgliedsstaaten freigestellt.
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Um den Aufwand gering zu halten, ist für die auf Deutschland entfallenden
Mitglieder des BVG keine generelle Urwahl oder Delegiertenwahl vorgese-
hen, sondern eine Wahl durch ein Wahlgremium, das die vorhandenen
Betriebsratsstrukturen nutzt. In Anlehnung an § 11 EBRG sollen die gewähl-
ten Arbeitnehmervertreter auf der jeweils obersten Ebene (Gesamt-
betriebsrat, Konzernbetriebsrat) über die inländischen Mitglieder im BVG
entscheiden. Sind mehrere Unternehmensgruppen beteiligt, bilden deren
Vertretungen gemeinsam das Wahlgremium. Höchstgrenze: 40 Mitglie-
der. Nur ausnahmsweise, wenn Arbeitnehmervertretungen nicht vorhan-
den sind, wählen die Arbeitnehmer die inländischen Mitglieder im BVG
unmittelbar.

3 Verhandlungen mit dem BVG
Das BVG verhandelt mit den Leitungen der Gründungsgesellschaften über
die Bildung eines Arbeitnehmer-Vertretungsorgans (= SE-Betriebsrat, ver-
gleichbar EBR) und über die Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgan der SE.

3 Auffangregelung
Wird keine Vereinbarung über die Arbeitnehmerbeteiligung geschlossen,
kommt eine gesetzliche Auffangregelung zur Anwendung. Diese besteht
aus zwei Teilen:

1. Grenzüberschreitende Information und Konsultation
Die grenzüberschreitende Information und Konsultation wird durch
Errichtung des SE-Betriebsrats sichergestellt. Das Vertretungsorgan setzt
sich proportional aus Vertretern der Mitgliedsstaaten zusammen, in denen
die SE Arbeitnehmer beschäftigt; je angefangene 10 Prozent ein Sitz. Das
Verfahren der Wahl oder Bestellung der Mitglieder ist den Mitgliedsstaaten
vorbehalten.
Die aus Deutschland kommenden Mitglieder des SE-Betriebsrats werden
durch ein Wahlgremium bestimmt.

2. Mitbestimmung in Unternehmensorganen
Die Zahl der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat
bemisst sich automatisch nach dem höchsten Anteil an Arbeitnehmerver-
tretern, der bei einer (oder mehreren) der Gründungsgesellschaften bestan-
den hat. Dies gilt im Gründungsfall der Verschmelzung, wenn mindestens
25 Prozent der Arbeitnehmer der Gründungsgesellschaften und ihrer Toch-
tergesellschaften Mitbestimmungsrechte zustanden. Soll eine Holding-SE
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oder eine Tochter-SE gegründet werden, müssen mindestens 50 Prozent der
Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften und Tochtergesellschaften
Mitbestimmungsrechte haben. Bei Gründung einer SE durch Umwandlung
besteht die bisherige Mitbestimmung fort.

Werden die genannten Prozentschwellen nicht erreicht, ist für die Geltung
des höchsten Anteils an Arbeitnehmervertretern, der bei einer (oder meh-
reren) der Gründungsgesellschaften bestanden hat, ein besonderer Be-
schluss des BVG erforderlich.
Die aus Deutschland kommenden Mitglieder des Aufsichts- oder Verwal-
tungsrats werden wiederum durch ein Wahlgremium bestimmt.

3 Verfahren bei strukturellen Änderungen einer SE
Die Richtlinie regelt nicht ausdrücklich, wie mit nachträglichen erheb-
lichen Veränderungen in der bestehenden SE umzugehen ist (Beispiel:
2 Jahre nach der Gründung kommt ein weiteres großes mitbestimmtes
Unternehmen hinzu). Im Erwägungsgrund 18 heißt es dazu, die Sicherung
erworbener Rechte solle folgerichtig auch für strukturelle Veränderungen
gelten.

Das Gesetz sieht vor, dass vorrangig bereits in der Vereinbarung im Grün-
dungsstadium der SE geregelt werden soll, dass bei späteren Strukturände-
rungen neue Verhandlungen über die Beteiligung der Arbeitnehmer auf-
genommen werden. Geschieht das nicht, ist eine gesetzliche Pflicht zur
Neuverhandlung vorgesehen. Wird bei diesen Verhandlungen keine
Einigung erzielt, gilt wie im Fall der Neugründung die Auffangregelung.
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Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Errichtung von Betriebsräten

(1) In Betrieben mit in der Regel mindestens fünf ständigen wahlberechtigten Arbeitnehmern, von
denen drei wählbar sind, werden Betriebsräte gewählt. Dies gilt auch für gemeinsame Betriebe meh-
rerer Unternehmen.

(2) Ein gemeinsamer Betrieb mehrerer Unternehmen wird vermutet, wenn

1. zur Verfolgung arbeitstechnischer Zwecke die Betriebsmittel sowie die Arbeitnehmer von den
Unternehmen gemeinsam eingesetzt werden oder

2. die Spaltung eines Unternehmens zur Folge hat, dass von einem Betrieb ein oder mehrere Betriebs-
teile einem an der Spaltung beteiligten anderen Unternehmen zugeordnet werden, ohne dass sich
dabei die Organisation des betroffenen Betriebs wesentlich ändert.

§ 2 Stellung der Gewerkschaften und Vereinigungen der Arbeitgeber

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten unter Beachtung der geltenden Tarifverträge vertrauensvoll
und im Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigun-
gen zum Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs zusammen.

(2) Zur Wahrnehmung der in diesem Gesetz genannten Aufgaben und Befugnisse der im Betrieb ver-
tretenen Gewerkschaften ist deren Beauftragten nach Unterrichtung des Arbeitgebers oder seines
Vertreters Zugang zum Betrieb zu gewähren, soweit dem nicht unumgängliche Notwendigkeiten des
Betriebsablaufs, zwingende Sicherheitsvorschriften oder der Schutz von Betriebsgeheimnissen ent-
gegenstehen.

(3) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Vereinigungen der Arbeitgeber, insbesondere die
Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder, werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

§ 3 Abweichende Regelungen

(1) Durch Tarifvertrag können bestimmt werden:

1. für Unternehmen mit mehreren Betrieben

a) die Bildung eines unternehmenseinheitlichen Betriebsrats oder

b) die Zusammenfassung von Betrieben, wenn dies die Bildung von Betriebsräten erleichtert oder
einer sachgerechten Wahrnehmung der Interessen der Arbeitnehmer dient;

2. für Unternehmen und Konzerne, soweit sie nach produkt- oder projektbezogenen Geschäftsbe-
reichen (Sparten) organisiert sind und die Leitung der Sparte auch Entscheidungen in beteili-
gungspflichtigen Angelegenheiten trifft, die Bildung von Betriebsräten in den Sparten (Sparten-
betriebsräte), wenn dies der sachgerechten Wahrnehmung der Aufgaben des Betriebsrats dient;

3. andere Arbeitnehmervertretungsstrukturen, soweit dies insbesondere aufgrund der Betriebs-, Un-
ternehmens- oder Konzernorganisation oder aufgrund anderer Formen der Zusammenarbeit von
Unternehmen einer wirksamen und zweckmäßigen Interessenvertretung der Arbeitnehmer dient;

4. zusätzliche betriebsverfassungsrechtliche Gremien (Arbeitsgemeinschaften), die der unterneh-
mensübergreifenden Zusammenarbeit von Arbeitnehmervertretungen dienen;

5. zusätzliche betriebsverfassungsrechtliche Vertretungen der Arbeitnehmer, die die Zusammen-
arbeit zwischen Betriebsrat und Arbeitnehmern erleichtern.
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(2) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2, 4 oder 5 keine tarifliche Regelung und gilt auch kein
anderer Tarifvertrag, kann die Regelung durch Betriebsvereinbarung getroffen werden.

(3) Besteht im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a keine tarifliche Regelung und besteht in dem
Unternehmen kein Betriebsrat, können die Arbeitnehmer mit Stimmenmehrheit die Wahl eines
unternehmenseinheitlichen Betriebsrats beschließen. Die Abstimmung kann von mindestens drei
wahlberechtigten Arbeitnehmern des Unternehmens oder einer im Unternehmen vertretenen
Gewerkschaft veranlasst werden.

(4) Sofern der Tarifvertrag oder die Betriebsvereinbarung nichts anderes bestimmt, sind Regelungen
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erstmals bei der nächsten regelmäßigen Betriebsratswahl anzuwenden, es sei
denn, es besteht kein Betriebsrat oder es ist aus anderen Gründen eine Neuwahl des Betriebsrats erfor-
derlich. Sieht der Tarifvertrag oder die Betriebsvereinbarung einen anderen Wahlzeitpunkt vor, endet
die Amtszeit bestehender Betriebsräte, die durch die Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 entfallen,
mit Bekanntgabe des Wahlergebnisses.

(5) Die aufgrund eines Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinbarung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 gebilde-
ten betriebsverfassungsrechtlichen Organisationseinheiten gelten als Betriebe im Sinne dieses Ge-
setzes. Auf die in ihnen gebildeten Arbeitnehmervertretungen finden die Vorschriften über die Rech-
te und Pflichten des Betriebsrats und die Rechtsstellung seiner Mitglieder Anwendung.

§ 4 Betriebsteile, Kleinstbetriebe

(1) Betriebsteile gelten als selbständige Betriebe, wenn sie die Voraussetzungen des

§ 1 Abs. 1 Satz 1 erfüllen und

1. räumlich weit vom Hauptbetrieb entfernt oder

2. durch Aufgabenbereich und Organisation eigenständig sind.

Die Arbeitnehmer eines Betriebsteils, in dem kein eigener Betriebsrat besteht, können mit Stimmen-
mehrheit formlos beschließen, an der Wahl des Betriebsrats im Hauptbetrieb teilzunehmen; § 3 Abs. 3
Satz 2 gilt entsprechend. Die Abstimmung kann auch vom Betriebsrat des Hauptbetriebs veranlasst
werden. Der Beschluss ist dem Betriebsrat des Hauptbetriebs spätestens zehn Wochen vor Ablauf sei-
ner Amtszeit mitzuteilen. Für den Widerruf des Beschlusses gelten die Sätze 2 bis 4 entsprechend.

(2) Betriebe, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 nicht erfüllen, sind dem Hauptbetrieb zuzu-
ordnen.

§ 5 Arbeitnehmer

(1) Arbeitnehmer (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und
Angestellte einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten, unabhängig davon, ob sie im
Betrieb, im Außendienst oder mit Telearbeit beschäftigt werden. Als Arbeitnehmer gelten auch die in
Heimarbeit Beschäftigten, die in der Hauptsache für den Betrieb arbeiten.

(2) Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht

1. in Betrieben einer juristischen Person die Mitglieder des Organs, das zur gesetzlichen Vertretung
der juristischen Person berufen ist;

2. die Gesellschafter einer offenen Handelsgesellschaft oder die Mitglieder einer anderen Personen-
gesamtheit, soweit sie durch Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung der Perso-
nengesamtheit oder zur Geschäftsführung berufen sind, in deren Betrieben;

3. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern vorwiegend
durch Beweggründe karitativer oder religiöser Art bestimmt ist;

4. Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die vorwiegend zu
ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, sittlichen Besserung oder Erziehung beschäftigt werden;
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5. der Ehegatte, der Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte ersten Grades, die in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Arbeitgeber leben.

(3) Dieses Gesetz findet, soweit in ihm nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, keine Anwen-
dung auf leitende Angestellte. Leitender Angestellter ist, wer nach Arbeitsvertrag und Stellung im
Unternehmen oder im Betrieb

1. zur selbständigen Einstellung und Entlassung von im Betrieb oder in der Betriebsabteilung
beschäftigten Arbeitnehmern berechtigt ist oder

2. Generalvollmacht oder Prokura hat und die Prokura auch im Verhältnis zum Arbeitgeber nicht
unbedeutend ist oder

3. regelmäßig sonstige Aufgaben wahrnimmt, die für den Bestand und die Entwicklung des Unterneh-
mens oder eines Betriebs von Bedeutung sind und deren Erfüllung besondere Erfahrungen und
Kenntnisse voraussetzt, wenn er dabei entweder die Entscheidungen im Wesentlichen frei von
Weisungen trifft oder sie maßgeblich beeinflusst;   dies kann auch bei Vorgaben insbesondere auf-
grund von Rechtsvorschriften, Plänen oder Richtlinien sowie bei Zusammenarbeit mit anderen lei-
tenden Angestellten gegeben sein.

(4) Leitender Angestellter nach Absatz 3 Nr. 3 ist im Zweifel, wer

1. aus Anlass der letzten Wahl des Betriebsrats, des Sprecherausschusses oder von Aufsichtsratsmit-
gliedern der Arbeitnehmer oder durch rechtskräftige gerichtliche Entscheidung den leitenden
Angestellten zugeordnet worden ist oder

2. einer Leitungsebene angehört, auf der in dem Unternehmen überwiegend leitende Angestellte
vertreten sind, oder

3. ein regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt erhält, das für leitende Angestellte in dem Unternehmen
üblich ist, oder,

4. falls auch bei der Anwendung der Nummer 3 noch Zweifel bleiben, ein regelmäßiges Jahresar-
beitsentgelt erhält, das das Dreifache der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch überschreitet.

§ 6

(weggefallen)

Zweiter Teil
Betriebsrat, Betriebsversammlung, Gesamt- und 
Konzernbetriebsrat

Erster Abschnitt
Zusammensetzung und Wahl des Betriebsrats

§ 7 Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des Betriebs, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Werden Arbeitnehmer eines anderen Arbeitgebers zur Arbeitsleistung überlassen, so sind diese wahl-
berechtigt, wenn sie länger als drei Monate im Betrieb eingesetzt werden.
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§ 8 Wählbarkeit

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die sechs Monate dem Betrieb angehören oder als in Heim-
arbeit Beschäftigte in der Hauptsache für den Betrieb gearbeitet haben. Auf diese sechsmonatige
Betriebszugehörigkeit werden Zeiten angerechnet, in denen der Arbeitnehmer unmittelbar vorher
einem anderen Betrieb desselben Unternehmens oder Konzerns (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) an-
gehört hat. Nicht wählbar ist, wer infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit, Rechte aus
öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt.

(2) Besteht der Betrieb weniger als sechs Monate, so sind abweichend von der Vorschrift in Absatz 1 über
die sechsmonatige Betriebszugehörigkeit diejenigen Arbeitnehmer wählbar, die bei der Einleitung der
Betriebsratswahl im Betrieb beschäftigt sind und die übrigen Voraussetzungen für die Wählbarkeit
erfüllen.

§ 9 Zahl der Betriebsratsmitglieder

Der Betriebsrat besteht in Betrieben mit in der Regel

5 bis 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus einer Person,

21 bis 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus 3 Mitgliedern,

51 wahlberechtigten Arbeitnehmern 

bis 100 Arbeitnehmern aus 05 Mitgliedern,

101 bis 200 Arbeitnehmern aus 07 Mitgliedern,

201 bis 400 Arbeitnehmern aus 09 Mitgliedern,

401 bis 700 Arbeitnehmern aus 11 Mitgliedern,

701 bis 1000 Arbeitnehmern aus 13 Mitgliedern,

1001 bis 1500 Arbeitnehmern aus 15 Mitgliedern,

1501 bis 2000 Arbeitnehmern aus 17 Mitgliedern,

2001 bis 2500 Arbeitnehmern aus 19 Mitgliedern,

2501 bis 3000 Arbeitnehmern aus 21 Mitgliedern,

3001 bis 3500 Arbeitnehmern aus 23 Mitgliedern,

3501 bis 4000 Arbeitnehmern aus 25 Mitgliedern,

4001 bis 4500 Arbeitnehmern aus 27 Mitgliedern,

4501 bis 5000 Arbeitnehmern aus 29 Mitgliedern,

5001 bis 6000 Arbeitnehmern aus 31 Mitgliedern,

6001 bis 7000 Arbeitnehmern aus 33 Mitgliedern,

7001 bis 9000 Arbeitnehmern aus 35 Mitgliedern.

In Betrieben mit mehr als 9000 Arbeitnehmern erhöht sich die Zahl der Mitglieder des Betriebsrats für
je angefangene weitere 3000 Arbeitnehmer um 2 Mitglieder.

§ 10

(weggefallen)

§ 11 Ermäßigte Zahl der Betriebsratsmitglieder

Hat ein Betrieb nicht die ausreichende Zahl von wählbaren Arbeitnehmern, so ist die Zahl der
Betriebsratsmitglieder der nächstniedrigeren Betriebsgröße zugrunde zu legen.
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§ 12

(weggefallen)

§ 13 Zeitpunkt der Betriebsratswahlen

(1) Die regelmäßigen Betriebsratswahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt.
Sie sind zeitgleich mit den regelmäßigen Wahlen nach § 5 Abs. 1 des Sprecherausschussgesetzes einzu-
leiten.

(2) Außerhalb dieser Zeit ist der Betriebsrat zu wählen, wenn

1. mit Ablauf von 24 Monaten, vom Tage der Wahl an gerechnet, die Zahl der regelmäßig beschäftig-
ten Arbeitnehmer um die Hälfte, mindestens aber um fünfzig, gestiegen oder gesunken ist,

2. die Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die
vorgeschriebene Zahl der Betriebsratsmitglieder gesunken ist,

3. der Betriebsrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat,

4. die Betriebsratswahl mit Erfolg angefochten worden ist,

5. der Betriebsrat durch eine gerichtliche Entscheidung aufgelöst ist oder

6. im Betrieb ein Betriebsrat nicht besteht.

(3) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Betriebsratswahlen festgelegten Zeitraums eine Betriebs-
ratswahl stattgefunden, so ist der Betriebsrat in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der
regelmäßigen Betriebsratswahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit des Betriebsrats zu Beginn des für
die regelmäßigen Betriebsratswahlen festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, so ist der
Betriebsrat in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Betriebsratswahlen neu zu wählen.

§ 14 Wahlvorschriften

(1) Der Betriebsrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt.

(2) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Sie erfolgt nach den Grundsätzen der
Mehrheitswahl, wenn nur ein Wahlvorschlag eingereicht wird oder wenn der Betriebsrat im verein-
fachten Wahlverfahren nach § 14a zu wählen ist.

(3) Zur Wahl des Betriebsrats können die wahlberechtigten Arbeitnehmer und die im Betrieb vertrete-
nen Gewerkschaften Wahlvorschläge machen.

(4) Jeder Wahlvorschlag der Arbeitnehmer muss von mindestens einem Zwanzigstel der wahlberech-
tigten Arbeitnehmer, mindestens jedoch von drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein; in Betrieben
mit in der Regel bis zu zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern genügt die Unterzeichnung durch
zwei Wahlberechtigte. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung durch fünfzig wahlberechtigte
Arbeitnehmer.

(5) Jeder Wahlvorschlag einer Gewerkschaft muss von zwei Beauftragten unterzeichnet sein.

§ 14a Vereinfachtes Wahlverfahren für Kleinbetriebe

(1) In Betrieben mit in der Regel fünf bis fünfzig wahlberechtigten Arbeitnehmern wird der Betriebsrat
in einem zweistufigen Verfahren gewählt. Auf einer ersten Wahlversammlung wird der Wahlvorstand
nach § 17a Nr. 3 gewählt. Auf einer zweiten Wahlversammlung wird der Betriebsrat in geheimer und
unmittelbarer Wahl gewählt. Diese Wahlversammlung findet eine Woche nach der Wahlversamm-
lung zur Wahl des Wahlvorstands statt.

(2) Wahlvorschläge können bis zum Ende der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands nach
§ 17a Nr. 3 gemacht werden; für Wahlvorschläge der Arbeitnehmer gilt § 14 Abs. 4 mit der Maßgabe,
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dass für Wahlvorschläge, die erst auf dieser Wahlversammlung gemacht werden, keine Schriftform
erforderlich ist.

(3) Ist der Wahlvorstand in Betrieben mit in der Regel fünf bis fünfzig wahlberechtigten Arbeitnehmern
nach § 17a Nr. 1 in Verbindung mit § 16 vom Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat oder
nach § 17a Nr. 4 vom Arbeitsgericht bestellt, wird der Betriebsrat abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 auf
nur einer Wahlversammlung in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt. Wahlvorschläge können
bis eine Woche vor der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats gemacht werden; §14 Abs. 4 gilt
unverändert.

(4) Wahlberechtigten Arbeitnehmern, die an der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats nicht teil-
nehmen können, ist Gelegenheit zur schriftlichen Stimmabgabe zu geben.

(5) In Betrieben mit in der Regel 51 bis 100 wahlberechtigten Arbeitnehmern können der Wahlvorstand
und der Arbeitgeber die Anwendung des vereinfachten Wahlverfahrens vereinbaren.

§ 15* Zusammensetzung nach Beschäftigungsarten und Geschlechtern

(1) Der Betriebsrat soll sich möglichst aus Arbeitnehmern der einzelnen Organisationsbereiche und
der verschiedenen Beschäftigungsarten der im Betrieb tätigen Arbeitnehmer zusammensetzen.

(2) Das Geschlecht, das in der Belegschaft in der Minderheit ist, muss mindestens entsprechend seinem
zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebsrat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei Mitgliedern
besteht.

§ 16 Bestellung des Wahlvorstands

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Betriebsrat einen aus drei Wahl-
berechtigten bestehenden Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. Der Betriebsrat kann
die Zahl der Wahlvorstandsmitglieder erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der
Wahl erforderlich ist. Der Wahlvorstand muss in jedem Fall aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern
bestehen. Für jedes Mitglied des Wahlvorstands kann für den Fall seiner Verhinderung ein Ersatz-
mitglied bestellt werden. In Betrieben mit weiblichen und männlichen Arbeitnehmern sollen dem
Wahlvorstand Frauen und Männer angehören. Jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft kann zusätz-
lich einen dem Betrieb angehörenden Beauftragten als nicht stimmberechtigtes Mitglied in den
Wahlvorstand entsenden, sofern ihr nicht ein stimmberechtigtes Wahlvorstandsmitglied angehört.

(2) Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, so bestellt ihn
das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten oder einer im Betrieb vertrete-
nen Gewerkschaft; Absatz 1 gilt entsprechend. In dem Antrag können Vorschläge für die Zusammen-
setzung des Wahlvorstands gemacht werden. Das Arbeitsgericht kann für Betriebe mit in der Regel
mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern auch Mitglieder einer im Betrieb vertretenen
Gewerkschaft, die nicht Arbeitnehmer des Betriebs sind, zu Mitgliedern des Wahlvorstands bestellen,
wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erforderlich ist.

(3) Besteht acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, kann auch der
Gesamtbetriebsrat oder, falls ein solcher nicht besteht, der Konzernbetriebsrat den Wahlvorstand
bestellen. Absatz 1 gilt entsprechend.

*) Gemäß Artikel 14 Satz 2 des Gesetzes zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVerf-Reformgesetz)
vom 23. Juli 2001 (BGBl. I S. 1852) gilt § 15 (Artikel 1 Nr. 13 des BetrVerf-Reformgesetzes) für im Zeitpunkt des
Inkrafttretens bestehende Betriebsräte erst bei deren Neuwahl.
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§ 17 Bestellung des Wahlvorstands in Betrieben ohne Betriebsrat

(1) Besteht in einem Betrieb, der die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 erfüllt, kein Betriebsrat, so
bestellt der Gesamtbetriebsrat oder, falls ein solcher nicht besteht, der Konzernbetriebsrat einen
Wahlvorstand. § 16 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Besteht weder ein Gesamtbetriebsrat noch ein Konzernbetriebsrat, so wird in einer Betriebsver-
sammlung von der Mehrheit der anwesenden Arbeitnehmer ein Wahlvorstand gewählt; § 16 Abs. 1
gilt entsprechend. Gleiches gilt, wenn der Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat die Bestellung
des Wahlvorstands nach Absatz 1 unterlässt.

(3) Zu dieser Betriebsversammlung können drei wahlberechtigte Arbeitnehmer des Betriebs oder eine
im Betrieb vertretene Gewerkschaft einladen und Vorschläge für die Zusammensetzung des Wahl-
vorstands machen.

(4) Findet trotz Einladung keine Betriebsversammlung statt oder wählt die Betriebsversammlung kei-
nen Wahlvorstand, so bestellt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens drei wahlberechtig-
ten Arbeitnehmern oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 17a Bestellung des Wahlvorstands im vereinfachten Wahlverfahren

Im Fall des § 14a finden die §§ 16 und 17 mit folgender Maßgabe Anwendung:

1. Die Frist des § 16 Abs. 1 Satz 1 wird auf vier Wochen und die des § 16  Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 auf
drei Wochen verkürzt.

2. § 16 Abs. 1 Satz 2 und 3 findet keine Anwendung.

3. In den Fällen des § 17 Abs. 2 wird der Wahlvorstand in einer Wahlversammlung von der Mehrheit
der anwesenden Arbeitnehmer gewählt. Für die Einladung zu der Wahlversammlung gilt § 17 Abs.
3 entsprechend.

4. § 17 Abs. 4 gilt entsprechend, wenn trotz Einladung keine Wahlversammlung stattfindet oder auf
der Wahlversammlung kein Wahlvorstand gewählt wird.

§ 18 Vorbereitung und Durchführung der Wahl

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten, sie durchzuführen und das Wahlergeb-
nis festzustellen. Kommt der Wahlvorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so ersetzt ihn das Arbeits-
gericht auf Antrag des Betriebsrats, von mindestens drei wahlberechtigten Arbeitnehmern oder einer
im Betrieb vertretenen Gewerkschaft. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Ist zweifelhaft, ob eine betriebsratsfähige Organisationseinheit vorliegt, so können der Arbeitgeber,
jeder beteiligte Betriebsrat, jeder beteiligte Wahlvorstand oder eine im Betrieb vertretene Gewerk-
schaft eine Entscheidung des Arbeitsgerichts beantragen.

(3) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der
Stimmen vor, stellt deren Ergebnis in einer Niederschrift fest und gibt es den Arbeitnehmern des
Betriebs bekannt. Dem Arbeitgeber und den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften ist eine Abschrift
der Wahlniederschrift zu übersenden.

§ 18a Zuordnung der leitenden Angestellten bei Wahlen

(1) Sind die Wahlen nach § 13 Abs. 1 und nach § 5 Abs. 1 des Sprecherausschussgesetzes zeitgleich einzu-
leiten, so haben sich die Wahlvorstände unverzüglich nach Aufstellung der Wählerlisten, spätestens
jedoch zwei Wochen vor Einleitung der Wahlen, gegenseitig darüber zu unterrichten, welche Ange-
stellten sie den leitenden Angestellten zugeordnet haben; dies gilt auch, wenn die Wahlen ohne
Bestehen einer gesetzlichen Verpflichtung zeitgleich eingeleitet werden. Soweit zwischen den Wahl-
vorständen kein Einvernehmen über die Zuordnung besteht, haben sie in gemeinsamer Sitzung eine
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Einigung zu versuchen. Soweit eine Einigung zustande kommt, sind die Angestellten entsprechend
ihrer Zuordnung in die jeweilige Wählerliste einzutragen.

(2) Soweit eine Einigung nicht zustande kommt, hat ein Vermittler spätestens eine Woche vor Einleitung
der Wahlen erneut eine Verständigung der Wahlvorstände über die Zuordnung zu versuchen. Der
Arbeitgeber hat den Vermittler auf dessen Verlangen zu unterstützen, insbesondere die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Bleibt der Verstän-
digungsversuch erfolglos, so entscheidet der Vermittler nach Beratung mit dem Arbeitgeber. Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Auf die Person des Vermittlers müssen sich die Wahlvorstände einigen. Zum Vermittler kann nur ein
Beschäftigter des Betriebs oder eines anderen Betriebs des Unternehmens oder Konzerns oder der
Arbeitgeber bestellt werden. Kommt eine Einigung nicht zustande, so schlagen die Wahlvorstände je
eine Person als Vermittler vor; durch Los wird entschieden, wer als Vermittler tätig wird.

(4) Wird mit der Wahl nach § 13 Abs. 1 oder 2 nicht zeitgleich eine Wahl nach dem Sprecherausschuss-
gesetz eingeleitet, so hat der Wahlvorstand den Sprecherausschuss entsprechend Absatz 1 Satz 1 erster
Halbsatz zu unterrichten. Soweit kein Einvernehmen über die Zuordnung besteht, hat der Sprecher-
ausschuss Mitglieder zu benennen, die anstelle des Wahlvorstands an dem Zuordnungsverfahren teil-
nehmen. Wird mit der Wahl nach § 5 Abs. 1 oder 2 des Sprecherausschussgesetzes nicht zeitgleich eine
Wahl nach diesem Gesetz eingeleitet, so gelten die Sätze 1 und 2 für den Betriebsrat entsprechend.

(5) Durch die Zuordnung wird der Rechtsweg nicht ausgeschlossen. Die Anfechtung der Betriebsrats-
wahl oder der Wahl nach dem Sprecherausschussgesetz ist ausgeschlossen, soweit sie darauf gestützt
wird, die Zuordnung sei fehlerhaft erfolgt. Satz 2 gilt nicht, soweit die Zuordnung offensichtlich feh-
lerhaft ist.

§ 19 Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden  ist und eine
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß  das Wahlergebnis nicht geändert
oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte, eine im Betrieb vertretene
Gewerkschaft oder der Arbeitgeber. Die Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen,
vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.

§ 20 Wahlschutz und Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahl des Betriebsrats behindern. Insbesondere darf kein Arbeitnehmer in der
Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahl des Betriebsrats durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder
durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahl trägt der Arbeitgeber. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur Ausübung des
Wahlrechts, zur Betätigung im Wahlvorstand oder zur Tätigkeit als Vermittler (§ 18 a) erforderlich ist,
berechtigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des Arbeitsentgelts.
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Zweiter Abschnitt
Amtszeit des Betriebsrats

§ 21 Amtszeit

Die regelmäßige Amtszeit des Betriebsrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Betriebsrat besteht, mit Ablauf von
dessen Amtszeit. Die Amtszeit endet spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach § 13 Abs. 1 die regel-
mäßigen Betriebsratswahlen stattfinden. In dem Fall des § 13 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit spätestens
am 31. Mai des Jahres, in dem der Betriebsrat neu zu wählen ist. In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2
endet die Amtszeit mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des neu gewählten Betriebsrats.

§ 21a* Übergangsmandat

(1) Wird ein Betrieb gespalten, so bleibt dessen Betriebsrat im Amt und führt die Geschäfte für die ihm
bislang zugeordneten Betriebsteile weiter, soweit sie die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 erfüllen
und nicht in einen Betrieb eingegliedert werden, in dem ein Betriebsrat besteht (Übergangsmandat).
Der Betriebsrat hat insbesondere unverzüglich Wahlvorstände zu bestellen. Das Übergangsmandat
endet, sobald in den Betriebsteilen ein neuer Betriebsrat gewählt und das Wahlergebnis bekannt gege-
ben ist, spätestens jedoch sechs Monate nach Wirksamwerden der Spaltung. Durch Tarifvertrag oder Be-
triebsvereinbarung kann das Übergangsmandat um weitere sechs Monate verlängert werden.

(2) Werden Betriebe oder Betriebsteile zu einem Betrieb zusammengefasst, so nimmt der Betriebsrat
des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten Betriebs oder Betriebsteils das Über-
gangsmandat wahr. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn die Spaltung oder Zusammenlegung von Betrieben und Be-
triebsteilen im Zusammenhang mit einer Betriebsveräußerung oder einer Umwandlung nach dem
Umwandlungsgesetz erfolgt.

§ 21b Restmandat

Geht ein Betrieb durch Stilllegung, Spaltung oder Zusammenlegung unter, so bleibt dessen Betriebsrat
so lange im Amt, wie dies zur Wahrnehmung der damit im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs-
und Mitbestimmungsrechte erforderlich ist.

§ 22 Weiterführung der Geschäfte des Betriebsrats

In den Fällen des § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 führt der Betriebsrat die Geschäfte weiter, bis der neue
Betriebsrat gewählt und das Wahlergebnis bekannt gegeben ist.

§ 23 Verletzung gesetzlicher Pflichten

(1) Mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer, der Arbeitgeber oder eine im Betrieb
vertretene Gewerkschaft können beim Arbeitsgericht den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Betriebs-
rat oder die Auflösung des Betriebsrats wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten bean-
tragen. Der Ausschluss eines Mitglieds kann auch vom Betriebsrat beantragt werden.

(2) Wird der Betriebsrat aufgelöst, so setzt das Arbeitsgericht unverzüglich einen Wahlvorstand für
die Neuwahl ein. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

*) Diese Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der
Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebstellen (ABI. EG Nr. L 82 S. 16).

*) Diese Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der
Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebstellen (ABI. EG Nr. L 82 S. 16).



Betriebsverfassungsgesetz 70

(3) Der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft können bei groben Verstößen des
Arbeitgebers gegen seine Verpflichtungen aus diesem Gesetz beim Arbeitsgericht beantragen, dem
Arbeitgeber aufzugeben, eine Handlung zu unterlassen, die Vornahme einer Handlung zu dulden
oder eine Handlung vorzunehmen. Handelt der Arbeitgeber der ihm durch rechtskräftige gerichtli-
che Entscheidung auferlegten Verpflichtung zuwider, eine Handlung zu unterlassen oder die Vor-
nahme einer Handlung zu dulden, so ist er auf Antrag vom Arbeitsgericht wegen einer jeden Zuwider-
handlung nach vorheriger Androhung zu einem Ordnungsgeld zu verurteilen. Führt der Arbeitgeber
die ihm durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung auferlegte Handlung nicht durch, so ist
auf Antrag vom Arbeitsgericht zu erkennen, dass er zur Vornahme der Handlung durch Zwangsgeld
anzuhalten sei. Antragsberechtigt sind der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft.
Das Höchstmaß des Ordnungsgeldes und Zwangsgeldes beträgt 10.000 Euro.

§ 24 Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft im Betriebsrat erlischt durch 

1. Ablauf der Amtszeit, 

2. Niederlegung des Betriebsratsamtes,

3. Beendigung des Arbeitsverhältnisses,

4. Verlust der Wählbarkeit,

5. Ausschluss aus dem Betriebsrat oder Auflösung des Betriebsrats aufgrund einer gerichtlichen
Entscheidung,

6. gerichtliche Entscheidung über die Feststellung der Nichtwählbarkeit nach Ablauf der in § 19
Abs. 2 bezeichneten Frist, es sei denn, der Mangel liegt nicht mehr vor.

§ 25 Ersatzmitglieder

(1) Scheidet ein Mitglied des Betriebsrats aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt entsprechend
für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitglieds des Betriebsrats.

(2) Die Ersatzmitglieder werden unter Berücksichtigung des § 15 Abs. 2 der Reihe nach aus den nicht-
gewählten Arbeitnehmern derjenigen Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzenden Mit-
glieder angehören. Ist eine Vorschlagsliste erschöpft, so ist das Ersatzmitglied derjenigen Vorschlags-
liste zu entnehmen, auf die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl der nächste Sitz entfallen
würde. Ist das ausgeschiedene oder verhinderte Mitglied nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl
gewählt, so bestimmt sich die Reihenfolge der Ersatzmitglieder unter Berücksichtigung des § 15 Abs. 2
nach der Höhe der erreichten Stimmenzahlen.

Dritter Abschnitt
Geschäftsführung des Betriebsrats

§ 26 Vorsitzender

(1) Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(2) Der Vorsitzende des Betriebsrats oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter vertritt den
Betriebsrat im Rahmen der von ihm gefassten Beschlüsse. Zur Entgegennahme von Erklärungen, die
dem Betriebsrat gegenüber abzugeben sind, ist der Vorsitzende des Betriebsrats oder im Fall seiner
Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt.
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§ 27 Betriebsausschuss

(1) Hat ein Betriebsrat neun oder mehr Mitglieder, so bildet er einen Betriebsausschuss. Der Betriebsaus-
schuss besteht aus dem Vorsitzenden des Betriebsrats, dessen Stellvertreter und bei Betriebsräten mit

9 bis 15 Mitgliedern aus 3 weiteren Ausschussmitgliedern,

17 bis 23 Mitgliedern aus 5 weiteren Ausschussmitgliedern,

25 bis 35 Mitgliedern aus 7 weiteren Ausschussmitgliedern,

37 oder mehr Mitgliedern aus 9 weiteren Ausschussmitgliedern.

Die weiteren Ausschussmitglieder werden vom Betriebsrat aus seiner Mitte in geheimer Wahl und nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, so erfolgt die Wahl
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl. Sind die weiteren Ausschussmitglieder nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl gewählt, so erfolgt die Abberufung durch Beschluss des Betriebsrats, der in
geheimer Abstimmung gefasst wird und einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der Mitglieder
des Betriebsrats bedarf.

(2) Der Betriebsausschuss führt die laufenden Geschäfte des Betriebsrats. Der Betriebsrat kann dem
Betriebsausschuss mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder Aufgaben zur selbständigen Er-
ledigung übertragen; dies gilt nicht für den Abschluss von Betriebsvereinbarungen. Die Übertragung
bedarf der Schriftform. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für den Widerruf der Übertragung von
Aufgaben.

(3) Betriebsräte mit weniger als neun Mitgliedern können die laufenden Geschäfte auf den Vorsitzen-
den des Betriebsrats oder andere Betriebsratsmitglieder übertragen.

§ 28 Übertragung von Aufgaben auf Ausschüsse

(1) Der Betriebsrat kann in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern Ausschüsse bilden und ihnen
bestimmte Aufgaben übertragen. Für die Wahl und Abberufung der Ausschussmitglieder gilt § 27
Abs. 1 Satz 3 bis 5 entsprechend. Ist ein Betriebsausschuss gebildet, kann der Betriebsrat den Ausschüssen
Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen; § 27 Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Übertragung von Aufgaben zur selbständigen Entscheidung auf
Mitglieder des Betriebsrats in Ausschüssen, deren Mitglieder vom Betriebsrat und vom Arbeitgeber
benannt werden.

§ 28a Übertragung von Aufgaben auf Arbeitsgruppen

(1) In Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat mit der Mehrheit der Stimmen
seiner Mitglieder bestimmte Aufgaben auf Arbeitsgruppen übertragen; dies erfolgt nach Maßgabe
einer mit dem Arbeitgeber abzuschließenden Rahmenvereinbarung. Die Aufgaben müssen im
Zusammenhang mit den von der Arbeitsgruppe zu erledigenden Tätigkeiten stehen. Die Übertragung
bedarf der Schriftform. Für den Widerruf der Übertragung gelten Satz 1 erster Halbsatz und Satz 3 ent-
sprechend.

(2) Die Arbeitsgruppe kann im Rahmen der ihr übertragenen Aufgaben mit dem Arbeitgeber Verein-
barungen schließen; eine Vereinbarung bedarf der Mehrheit der Stimmen der Gruppenmitglieder. § 77
gilt entsprechend. Können sich Arbeitgeber und Arbeitsgruppe in einer Angelegenheit nicht einigen,
nimmt der Betriebsrat das Beteiligungsrecht wahr.

§ 29 Einberufung der Sitzungen

(1) Vor Ablauf einer Woche nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des Betriebsrats zu
der nach § 26 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahl einzuberufen. Der Vorsitzende des Wahlvorstands leitet
die Sitzung, bis der Betriebsrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.
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(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Betriebsrats ein. Er setzt die Tagesordnung fest
und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den Sitzungen recht-
zeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies gilt auch für die Schwerbehindertenvertre-
tung sowie für die Jugend- und Auszubildendenvertreter, soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der
Betriebsratssitzung haben. Kann ein Mitglied des Betriebsrats oder der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung an der Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich dem
Vorsitzenden mitteilen. Der Vorsitzende hat für ein verhindertes Betriebsratsmitglied oder für einen
verhinderten Jugend- und Auszubildendenvertreter das Ersatzmitglied zu laden.

(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt
ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Viertel der Mitglieder des Betriebsrats oder der
Arbeitgeber beantragt.

(4) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den
Sitzungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der Vereinigung der
Arbeitgeber, der er angehört, hinzuziehen.

§ 30 Betriebsratssitzungen

Die Sitzungen des Betriebsrats finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. Der Betriebsrat hat
bei der Ansetzung von Betriebsratssitzungen auf die betrieblichen Notwendigkeiten Rücksicht zu
nehmen. Der Arbeitgeber ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. Die Sitzungen des
Betriebsrats sind nicht öffentlich.

§ 31 Teilnahme der Gewerkschaften

Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder des Betriebsrats kann ein Beauftragter einer im Betriebs-
rat vertretenen Gewerkschaft an den Sitzungen beratend teilnehmen; in diesem Fall sind der Zeit-
punkt der Sitzung und die Tagesordnung der Gewerkschaft rechtzeitig mitzuteilen.

§ 32 Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung

Die Schwerbehindertenvertretung (§ 94 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) kann an allen
Sitzungen des Betriebsrats beratend teilnehmen.

§ 33 Beschlüsse des Betriebsrats

(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag
abgelehnt.

(2) Der Betriebsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an
der Beschlussfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

(3) Nimmt die Jugend- und Auszubildendenvertretung an der Beschlussfassung teil, so werden die
Stimmen der Jugend- und Auszubildendenvertreter bei der Feststellung der Stimmenmehrheit mitge-
zählt.

§ 34 Sitzungsniederschrift

(1) Über jede Verhandlung des Betriebsrats ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den
Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst sind, enthält. Die Niederschrift
ist von dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine
Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat.

(2) Hat der Arbeitgeber oder ein Beauftragter einer Gewerkschaft an der Sitzung teilgenommen, so ist
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ihm der entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich auszuhändigen. Einwendungen gegen die
Niederschrift sind unverzüglich schriftlich zu erheben; sie sind der Niederschrift beizufügen.

(3) Die Mitglieder des Betriebsrats haben das Recht, die Unterlagen des Betriebsrats und seiner
Ausschüsse jederzeit einzusehen.

§ 35 Aussetzung von Beschlüssen

(1) Erachtet die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder die Schwerbehinderten-
vertretung einen Beschluss des Betriebsrats als eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen
der durch sie vertretenen Arbeitnehmer, so ist auf ihren Antrag der Beschluss auf die Dauer von einer
Woche vom Zeitpunkt der Beschlussfassung an auszusetzen, damit in dieser Frist eine Verständigung,
gegebenenfalls mit Hilfe der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften, versucht werden kann.

(2) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegenheit neu zu beschließen. Wird der erste Beschluss bestä-
tigt, so kann der Antrag auf Aussetzung nicht wiederholt werden; dies gilt auch, wenn der erste Be-
schluss nur unerheblich geändert wird.

§ 36 Geschäftsordnung

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsführung sollen in einer schriftlichen Geschäftsordnung
getroffen werden, die der Betriebsrat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt.

§ 37 Ehrenamtliche Tätigkeit, Arbeitsversäumnis

(1) Die Mitglieder des Betriebsrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Mitglieder des Betriebsrats sind von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des Arbeitsent-
gelts zu befreien, wenn und soweit es nach Umfang und Art des Betriebs zur ordnungsgemäßen
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(3) Zum Ausgleich für Betriebsratstätigkeit, die aus betriebsbedingten Gründen außerhalb der Arbeits-
zeit durchzuführen ist, hat das Betriebsratsmitglied Anspruch auf entsprechende Arbeitsbefreiung
unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts. Betriebsbedingte Gründe liegen auch vor, wenn die Betriebs-
ratstätigkeit wegen der unterschiedlichen Arbeitszeiten der Betriebsratsmitglieder nicht innerhalb der
persönlichen Arbeitszeit erfolgen kann. Die Arbeitsbefreiung ist vor Ablauf eines Monats zu gewähren;
ist dies aus betriebsbedingten Gründen nicht möglich, so ist die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit zu
vergüten.

(4) Das Arbeitsentgelt von Mitgliedern des Betriebsrats darf einschließlich eines Zeitraums von einem
Jahr nach Beendigung der Amtszeit nicht geringer bemessen werden als das Arbeitsentgelt vergleich-
barer Arbeitnehmer mit betriebsüblicher beruflicher Entwicklung. Dies gilt auch für allgemeine Zu-
wendungen des Arbeitgebers.

(5) Soweit nicht zwingende betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen, dürfen Mitglieder des
Betriebsrats einschließlich eines Zeitraums von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit nur mit
Tätigkeiten beschäftigt werden, die den Tätigkeiten der in Absatz 4 genannten Arbeitnehmer gleich-
wertig sind.

(6) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des  Betriebsrats erforderlich sind. Betriebsbe-
dingte Gründe im Sinne des Absatzes 3 liegen auch vor, wenn wegen Besonderheiten der betrieblichen
Arbeitszeitgestaltung die Schulung des Betriebsratsmitglieds außerhalb seiner Arbeitszeit erfolgt; in die-
sem Fall ist der Umfang des Ausgleichsanspruchs unter Einbeziehung der Arbeitsbefreiung nach Absatz 2
pro Schulungstag begrenzt auf die Arbeitszeit eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers. Der Betriebsrat
hat bei der Festlegung der zeitlichen Lage der Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen die
betrieblichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Er hat dem Arbeitgeber die Teilnahme und die zeitli-
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che Lage der Schulungs- und Bildungsveranstaltungen rechtzeitig bekannt zu geben. Hält der Arbeitge-
ber die betrieblichen Notwendigkeiten für nicht ausreichend berücksichtigt, so kann er die Einigungs-
stelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(7) Unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 6 hat jedes Mitglied des Betriebsrats während seiner regel-
mäßigen Amtszeit Anspruch auf bezahlte Freistellung für insgesamt drei Wochen zur Teilnahme an
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die von der zuständigen obersten Arbeitsbehörde des Lan-
des nach Beratung mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände
als geeignet anerkannt sind. Der Anspruch nach Satz 1 erhöht sich für Arbeitnehmer, die erstmals das
Amt eines Betriebsratsmitglieds übernehmen und auch nicht zuvor Jugend- und Auszubildendenver-
treter waren, auf vier Wochen. Absatz 6 Satz 2 bis 6 findet Anwendung.

§ 38 Freistellungen

(1) Von ihrer beruflichen Tätigkeit sind mindestens freizustellen in Betrieben mit in der Regel

200 bis 500 Arbeitnehmern ein Betriebsratsmitglied,

501 bis 900 Arbeitnehmern 02 Betriebsratsmitglieder,

901 bis 1500 Arbeitnehmern 03 Betriebsratsmitglieder,

1501 bis 2000 Arbeitnehmern 04 Betriebsratsmitglieder,

2001 bis 3000 Arbeitnehmern 05 Betriebsratsmitglieder,

3001 bis 4000 Arbeitnehmern 06 Betriebsratsmitglieder,

4001 bis 5000 Arbeitnehmern 07 Betriebsratsmitglieder,

5001 bis 6000 Arbeitnehmern 08 Betriebsratsmitglieder,

6001 bis 7000 Arbeitnehmern 09 Betriebsratsmitglieder,

7001 bis 8000 Arbeitnehmern 10 Betriebsratsmitglieder,

8001 bis 9000 Arbeitnehmern 11 Betriebsratsmitglieder,

9001 bis 10000 Arbeitnehmern 12 Betriebsratsmitglieder.

In Betrieben mit über 10000 Arbeitnehmern ist für je angefangene weitere 2000 Arbeitnehmer ein
weiteres Betriebsratsmitglied freizustellen. Freistellungen können auch in Form von Teilfreistellun-
gen erfolgen. Diese dürfen zusammengenommen nicht den Umfang der Freistellungen nach den
Sätzen 1 und 2 überschreiten. Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung können anderweitige
Regelungen über die Freistellung vereinbart werden.

(2) Die freizustellenden Betriebsratsmitglieder werden nach Beratung mit dem Arbeitgeber vom Be-
triebsrat aus seiner Mitte in geheimer Wahl und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt.
Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, so erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl;
ist nur ein Betriebsratsmitglied freizustellen, so wird dieses mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.
Der Betriebsrat hat die Namen der Freizustellenden dem Arbeitgeber bekannt zu geben. Hält der
Arbeitgeber eine Freistellung für sachlich nicht vertretbar, so kann er innerhalb einer Frist von zwei
Wochen nach der Bekanntgabe die Einigungsstelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt
die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. Bestätigt die Einigungsstelle die Bedenken des
Arbeitgebers, so hat sie bei der Bestimmung eines anderen freizustellenden Betriebsratsmitglieds
auch den Minderheitenschutz im Sinne des Satzes 1 zu beachten. Ruft der Arbeitgeber die Einigungs-
stelle nicht an, so gilt sein Einverständnis mit den Freistellungen nach Ablauf der zweiwöchigen Frist
als erteilt. Für die Abberufung gilt § 27 Abs. 1 Satz 5 entsprechend.

(3) Der Zeitraum für die Weiterzahlung des nach § 37 Abs. 4 zu bemessenden Arbeitsentgelts und für
die Beschäftigung nach § 37 Abs. 5 erhöht sich für Mitglieder des Betriebsrats, die drei volle aufeinan-
der folgende Amtszeiten freigestellt waren, auf zwei Jahre nach Ablauf der Amtszeit.
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(4) Freigestellte Betriebsratsmitglieder dürfen von inner- und außerbetrieblichen Maßnahmen der
Berufsbildung nicht ausgeschlossen werden. Innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Freistellung
eines Betriebsratsmitglieds ist diesem im Rahmen der Möglichkeiten des Betriebs Gelegenheit zu
geben, eine wegen der Freistellung unterbliebene betriebsübliche berufliche Entwicklung nachzuho-
len. Für Mitglieder des Betriebsrats, die drei volle aufeinander folgende Amtszeiten freigestellt waren,
erhöht sich der Zeitraum nach Satz 2 auf zwei Jahre.

§ 39 Sprechstunden

(1) Der Betriebsrat kann während der Arbeitszeit Sprechstunden einrichten. Zeit und Ort sind mit dem
Arbeitgeber zu vereinbaren. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle.
Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(2) Führt die Jugend- und Auszubildendenvertretung keine eigenen Sprechstunden durch, so kann an
den Sprechstunden des Betriebsrats ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Bera-
tung der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer teilnehmen.

(3) Versäumnis von Arbeitszeit, die zum Besuch der Sprechstunden oder durch sonstige Inanspruch-
nahme des Betriebsrats erforderlich ist, berechtigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des Arbeits-
entgelts des Arbeitnehmers.

§ 40 Kosten und Sachaufwand des Betriebsrats

(1) Die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehenden Kosten trägt der Arbeitgeber.

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat der Arbeitgeber in
erforderlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, Informations- und Kommunikationstechnik sowie
Büropersonal zur Verfügung zu stellen.

§ 41 Umlageverbot

Die Erhebung und Leistung von Beiträgen der Arbeitnehmer für Zwecke des Betriebsrats ist unzulässig.

Vierter Abschnitt
Betriebsversammlung

§ 42 Zusammensetzung, Teilversammlung, Abteilungsversammlung

(1) Die Betriebsversammlung besteht aus den Arbeitnehmern des Betriebs; sie wird von dem Vorsitzen-
den des Betriebsrats geleitet. Sie ist nicht öffentlich. Kann wegen der Eigenart des Betriebs eine Ver-
sammlung aller Arbeitnehmer zum gleichen Zeitpunkt nicht stattfinden, so sind Teilversammlungen
durchzuführen.

(2) Arbeitnehmer organisatorisch oder räumlich abgegrenzter Betriebsteile sind vom Betriebsrat zu
Abteilungsversammlungen zusammenzufassen, wenn dies für die Erörterung der besonderen Belan-
ge der Arbeitnehmer erforderlich ist. Die Abteilungsversammlung wird von einem Mitglied des
Betriebsrats geleitet, das möglichst einem beteiligten Betriebsteil als Arbeitnehmer angehört. Absatz 1
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 43 Regelmäßige Betriebs- und Abteilungsversammlungen 

(1) Der Betriebsrat hat einmal in jedem Kalendervierteljahr eine Betriebsversammlung einzuberufen
und in ihr einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. Liegen die Voraussetzungen des § 42 Abs. 2 Satz 1 vor, so
hat der Betriebsrat in jedem Kalenderjahr zwei der in Satz 1 genannten Betriebsversammlungen als
Abteilungsversammlungen durchzuführen. Die Abteilungsversammlungen sollen möglichst gleich-



Betriebsverfassungsgesetz 76

zeitig stattfinden. Der Betriebsrat kann in jedem Kalenderhalbjahr eine weitere Betriebsversammlung
oder, wenn die Voraussetzungen des § 42 Abs. 2 Satz 1 vorliegen, einmal weitere Abteilungsversamm-
lungen durchführen, wenn dies aus besonderen Gründen zweckmäßig erscheint.

(2) Der Arbeitgeber ist zu den Betriebs- und Abteilungsversammlungen unter Mitteilung der Tages-
ordnung einzuladen. Er ist berechtigt, in den Versammlungen zu sprechen. Der Arbeitgeber oder sein
Vertreter hat mindestens einmal in jedem Kalenderjahr in einer Betriebsversammlung über das
Personal- und Sozialwesen einschließlich des Stands der Gleichstellung von Frauen und Männern im
Betrieb sowie der Integration der im Betrieb beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer, über die wirt-
schaftliche Lage und Entwicklung des Betriebs sowie über den betrieblichen Umweltschutz zu berich-
ten, soweit dadurch nicht Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse gefährdet werden.

(3) Der Betriebsrat ist berechtigt und auf Wunsch des Arbeitgebers oder von mindestens einem Viertel
der wahlberechtigten Arbeitnehmer verpflichtet, eine Betriebsversammlung einzuberufen und den
beantragten Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung zu setzen. Vom Zeitpunkt der Versammlun-
gen, die auf Wunsch des Arbeitgebers stattfinden, ist dieser rechtzeitig zu verständigen.

(4) Auf Antrag einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft muss der Betriebsrat vor Ablauf von zwei
Wochen nach Eingang des Antrags eine Betriebsversammlung nach Absatz 1 Satz 1 einberufen, wenn
im vorhergegangenen Kalenderhalbjahr keine Betriebsversammlung und keine Abteilungsversamm-
lungen durchgeführt worden sind.

§ 44 Zeitpunkt und Verdienstausfall 

(1) Die in den §§ 14a, 17 und 43 Abs. 1 bezeichneten und die auf Wunsch des Arbeitgebers einberufenen
Versammlungen finden während der Arbeitszeit statt, soweit nicht die Eigenart des Betriebs eine
andere Regelung zwingend erfordert. Die Zeit der Teilnahme an diesen Versammlungen einschließ-
lich der zusätzlichen Wegezeiten ist den Arbeitnehmern wie Arbeitszeit zu vergüten. Dies gilt auch
dann, wenn die Versammlungen wegen der Eigenart des Betriebs außerhalb der Arbeitszeit stattfin-
den; Fahrkosten, die den Arbeitnehmern durch die Teilnahme an diesen Versammlungen entstehen,
sind vom Arbeitgeber zu erstatten.

(2) Sonstige Betriebs- oder Abteilungsversammlungen finden außerhalb der Arbeitszeit statt. Hiervon
kann im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber abgewichen werden; im Einvernehmen mit dem
Arbeitgeber während der Arbeitszeit durchgeführte Versammlungen berechtigen den Arbeitgeber
nicht, das Arbeitsentgelt der Arbeitnehmer zu mindern.

§ 45 Themen der Betriebs- und Abteilungsversammlungen

Die Betriebs- und Abteilungsversammlungen können Angelegenheiten einschließlich solcher tarifpo-
litischer, sozialpolitischer, umweltpolitischer und wirtschaftlicher Art sowie Fragen der Förderung der
Gleichstellung von Frauen und Männern und der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit
sowie der Integration der im Betrieb beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer behandeln, die den
Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen; die Grundsätze des § 74 Abs. 2 finden Anwen-
dung. Die Betriebs- und Abteilungsversammlungen können dem Betriebsrat Anträge unterbreiten
und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen.

§ 46 Beauftragte der Verbände

(1) An den Betriebs- oder Abteilungsversammlungen können Beauftragte der im Betrieb vertretenen
Gewerkschaften beratend teilnehmen. Nimmt der Arbeitgeber an Betriebs- oder Abteilungsver-
sammlungen teil, so kann er einen Beauftragten der Vereinigung der Arbeitgeber, der er angehört,
hinzuziehen.

(2) Der Zeitpunkt und die Tagesordnung der Betriebs- oder Abteilungsversammlungen sind den im
Betriebsrat vertretenen Gewerkschaften rechtzeitig schriftlich mitzuteilen.
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Fünfter Abschnitt
Gesamtbetriebsrat

§ 47* Voraussetzungen der Errichtung, Mitgliederzahl, Stimmengewicht

(1) Bestehen in einem Unternehmen mehrere Betriebsräte, so ist ein Gesamtbetriebsrat zu errichten.

(2) In den Gesamtbetriebsrat entsendet jeder Betriebsrat mit bis zu drei Mitgliedern eines seiner Mitglie-
der; jeder Betriebsrat mit mehr als drei Mitgliedern entsendet zwei seiner Mitglieder. Die Geschlechter
sollen angemessen berücksichtigt werden.

(3) Der Betriebsrat hat für jedes Mitglied des Gesamtbetriebsrats mindestens ein Ersatzmitglied zu
bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens festzulegen.

(4) Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung kann die Mitgliederzahl des Gesamtbetriebsrats
abweichend von Absatz 2 Satz 1 geregelt werden.

(5) Gehören nach Absatz 2 Satz 1 dem Gesamtbetriebsrat mehr als vierzig Mitglieder an und besteht
keine tarifliche Regelung nach Absatz 4, so ist zwischen Gesamtbetriebsrat und Arbeitgeber eine Be-
triebsvereinbarung über die Mitgliederzahl des Gesamtbetriebsrats abzuschließen, in der bestimmt
wird, dass Betriebsräte mehrerer Betriebe eines Unternehmens, die regional oder durch gleichartige
Interessen miteinander verbunden sind, gemeinsam Mitglieder in den Gesamtbetriebsrat entsenden.

(6) Kommt im Fall des Absatzes 5 eine Einigung nicht zustande, so entscheidet eine für das Gesamtun-
ternehmen zu bildende Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen
Arbeitgeber und Gesamtbetriebsrat.

(7) Jedes Mitglied des Gesamtbetriebsrats hat so viele Stimmen, wie in dem Betrieb, in dem es gewählt
wurde, wahlberechtigte Arbeitnehmer in der Wählerliste eingetragen sind. Entsendet der Betriebsrat
mehrere Mitglieder, so stehen ihnen die Stimmen nach Satz 1 anteilig zu.

(8) Ist ein Mitglied des Gesamtbetriebsrats für mehrere Betriebe entsandt worden, so hat es so viele
Stimmen, wie in den Betrieben, für die es entsandt ist, wahlberechtigte Arbeitnehmer in den Wähler-
listen eingetragen sind; sind mehrere Mitglieder entsandt worden, gilt Absatz 7 Satz 2 entsprechend.

(9) Für Mitglieder des Gesamtbetriebsrats, die aus einem gemeinsamen Betrieb mehrerer Unterneh-
men entsandt worden sind, können durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung von den Absätzen
7 und 8 abweichende Regelungen getroffen werden.

§ 48 Ausschluss von Gesamtbetriebsratsmitgliedern

Mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer des Unternehmens, der Arbeitgeber, der
Gesamtbetriebsrat oder eine im Unternehmen vertretene Gewerkschaft können beim Arbeitsgericht
den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Gesamtbetriebsrat wegen grober Verletzung seiner gesetz-
lichen Pflichten beantragen.

§ 49 Erlöschen der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft im Gesamtbetriebsrat endet mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft im Betriebsrat,
durch Amtsniederlegung, durch Ausschluss aus dem Gesamtbetriebsrat aufgrund einer gerichtlichen
Entscheidung oder Abberufung durch den Betriebsrat.

*) Gemäß Artikel 14 Satz 2 des Gesetzes zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVerf-Reformgesetz)
vom 23. Juli 2001 (BGBl. I S. 1852) gilt § 47 Abs. 2 (Artikel 1 Nr. 35 Buchstabe a des BetrVerf-Reformgesetzes) für
im Zeitpunkt des Inkrafttretens bestehende Betriebsräte erst bei deren Neuwahl.



Betriebsverfassungsgesetz 78

§ 50 Zuständigkeit

(1) Der Gesamtbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die das Gesamtun-
ternehmen oder mehrere Betriebe betreffen und nicht durch die einzelnen Betriebsräte innerhalb
ihrer Betriebe geregelt werden können; seine Zuständigkeit erstreckt sich insoweit auch auf Betriebe
ohne Betriebsrat. Er ist den einzelnen Betriebsräten nicht übergeordnet.

(2) Der Betriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Gesamtbetriebsrat beauf-
tragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Betriebsrat kann sich dabei die Entscheidungs-
befugnis vorbehalten. § 27 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 51 Geschäftsführung

(1) Für den Gesamtbetriebsrat gelten § 25 Abs. 1, die §§ 26, 27 Abs. 2 und 3, § 28 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2, die
§§ 30, 31, 34, 35, 36, 37 Abs. 1 bis 3 sowie die §§ 40 und 41 entsprechend. § 27 Abs. 1 gilt entsprechend mit
der Maßgabe, dass der Gesamtbetriebsausschuss aus dem Vorsitzenden des Gesamtbetriebsrats, dessen
Stellvertreter und bei Gesamtbetriebsräten mit

9 bis 16 Mitgliedern aus  3 weiteren Ausschussmitgliedern,

17 bis 24 Mitgliedern aus  5 weiteren Ausschussmitgliedern,

25 bis 36 Mitgliedern aus  7 weiteren Ausschussmitgliedern,

mehr als 36 Mitgliedern aus  9 weiteren Ausschussmitgliedern besteht.

(2) Ist ein Gesamtbetriebsrat zu errichten, so hat der Betriebsrat der Hauptverwaltung des Unterneh-
mens oder, soweit ein solcher Betriebsrat nicht besteht, der Betriebsrat des nach der Zahl der wahlbe-
rechtigten Arbeitnehmer größten Betriebs zu der Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden
Vorsitzenden des Gesamtbetriebsrats einzuladen. Der Vorsitzende des einladenden Betriebsrats hat
die Sitzung zu leiten, bis der Gesamtbetriebsrat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat. § 29 Abs.
2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Die Beschlüsse des Gesamtbetriebsrats werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit Mehrheit
der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Der
Gesamtbetriebsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der Be-
schlussfassung teilnimmt und die Teilnehmenden mindestens die Hälfte aller Stimmen vertreten;
Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig. § 33 Abs. 3 gilt entsprechend.

(4) Auf die Beschlussfassung des Gesamtbetriebsausschusses und weiterer Ausschüsse des Gesamt-
betriebsrats ist § 33 Abs. 1 und 2 anzuwenden.

(5) Die Vorschriften über die Rechte und Pflichten des Betriebsrats gelten entsprechend für den Ge-
samtbetriebsrat, soweit dieses Gesetz keine besonderen Vorschriften enthält.

§ 52 Teilnahme der Gesamtschwerbehindertenvertretung

Die Gesamtschwerbehindertenvertretung (§ 97 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) kann an
allen Sitzungen des Gesamtbetriebsrats beratend teilnehmen.

§ 53 Betriebsräteversammlung

(1) Mindestens einmal in jedem Kalenderjahr hat der Gesamtbetriebsrat die Vorsitzenden und die stell-
vertretenden Vorsitzenden der Betriebsräte sowie die weiteren Mitglieder der Betriebsausschüsse zu
einer Versammlung einzuberufen. Zu dieser Versammlung kann der Betriebsrat abweichend von Satz 1
aus seiner Mitte andere Mitglieder entsenden, soweit dadurch die Gesamtzahl der sich für ihn nach
Satz 1 ergebenden Teilnehmer nicht überschritten wird.

(2) In der Betriebsräteversammlung hat 
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1. der Gesamtbetriebsrat einen Tätigkeitsbericht,

2. der Unternehmer einen Bericht über das Personal- und Sozialwesen einschließlich des Stands der
Gleichstellung von Frauen und Männern im Unternehmen, der Integration der im Unternehmen
beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer, über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des
Unternehmens sowie über Fragen des Umweltschutzes im Unternehmen, soweit dadurch nicht
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gefährdet werden, zu erstatten.

(3) Der Gesamtbetriebsrat kann die Betriebsräteversammlung in Form von Teilversammlungen
durchführen. Im Übrigen gelten § 42 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz und Satz 2,  § 43 Abs. 2 Satz 1 und 2
sowie die §§ 45 und 46 entsprechend.

Sechster Abschnitt
Konzernbetriebsrat

§ 54 Errichtung des Konzernbetriebsrats

(1) Für einen Konzern (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) kann durch Beschlüsse der einzelnen Gesamt-
betriebsräte ein Konzernbetriebsrat errichtet werden. Die Errichtung erfordert die Zustimmung der
Gesamtbetriebsräte der Konzernunternehmen, in denen insgesamt mehr als 50 vom Hundert der
Arbeitnehmer der Konzernunternehmen beschäftigt sind.

(2) Besteht in einem Konzernunternehmen nur ein Betriebsrat, so nimmt dieser die Aufgaben eines
Gesamtbetriebsrats nach den Vorschriften dieses Abschnitts wahr.

§ 55 Zusammensetzung des Konzernbetriebsrats, Stimmengewicht

(1) In den Konzernbetriebsrat entsendet jeder Gesamtbetriebsrat zwei seiner Mitglieder. Die Geschlech-
ter sollen angemessen berücksichtigt werden.

(2) Der Gesamtbetriebsrat hat für jedes Mitglied des Konzernbetriebsrats mindestens ein Ersatzmit-
glied zu bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens festzulegen.

(3) Jedem Mitglied des Konzernbetriebsrats stehen die Stimmen der Mitglieder des entsendenden
Gesamtbetriebsrats je zur Hälfte zu.

(4) Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung kann die Mitgliederzahl des Konzernbetriebsrats
abweichend von Absatz 1 Satz 1 geregelt werden. § 47 Abs. 5 bis 9 gilt entsprechend.

§ 56 Ausschluss von Konzernbetriebsratsmitgliedern

Mindestens ein Viertel der wahlberechtigten Arbeitnehmer der Konzernunternehmen, der Arbeit-
geber, der Konzernbetriebsrat oder eine im Konzern vertretene Gewerkschaft können beim Arbeits-
gericht den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Konzernbetriebsrat wegen grober Verletzung seiner
gesetzlichen Pflichten beantragen.

§ 57 Erlöschen der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft im Konzernbetriebsrat endet mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft im Gesamt-
betriebsrat, durch Amtsniederlegung, durch Ausschluss aus dem Konzernbetriebsrat aufgrund einer
gerichtlichen Entscheidung oder Abberufung durch den Gesamtbetriebsrat.

§ 58 Zuständigkeit

(1) Der Konzernbetriebsrat ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die den Konzern
oder mehrere Konzernunternehmen betreffen und nicht durch die einzelnen Gesamtbetriebsräte
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innerhalb ihrer Unternehmen geregelt werden können; seine Zuständigkeit erstreckt sich insoweit
auch auf Unternehmen, die einen Gesamtbetriebsrat nicht gebildet haben, sowie auf Betriebe der
Konzernunternehmen ohne Betriebsrat. Er ist den einzelnen Gesamtbetriebsräten nicht übergeord-
net.

(2) Der Gesamtbetriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Konzernbe-
triebsrat beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Gesamtbetriebsrat kann sich
dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. § 27 Abs. 2 Satz 3  und 4 gilt entsprechend.

§ 59 Geschäftsführung

(1) Für den Konzernbetriebsrat gelten § 25 Abs. 1, die §§ 26, 27 Abs. 2 und 3, § 28 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs.
2, die §§ 30, 31, 34, 35, 36, 37 Abs. 1 bis 3 sowie die §§ 40, 41 und 51 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 bis 5 entspre-
chend.

(2) Ist ein Konzernbetriebsrat zu errichten, so hat der Gesamtbetriebsrat des herrschenden Unterneh-
mens oder, soweit ein solcher Gesamtbetriebsrat nicht besteht, der Gesamtbetriebsrat des nach der
Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten Konzernunternehmens zu der Wahl des Vorsitzen-
den und des stellvertretenden Vorsitzenden des Konzernbetriebsrats einzuladen. Der Vorsitzende des
einladenden Gesamtbetriebsrats hat die Sitzung zu leiten, bis der Konzernbetriebsrat aus seiner Mitte
einen Wahlleiter bestellt hat. § 29 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 59a Teilnahme der Konzernschwerbehindertenvertretung

Die Konzernschwerbehindertenvertretung (§ 97 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) kann an
allen Sitzungen des Konzernbetriebsrats beratend teilnehmen.

Dritter Teil
Jugend- und Auszubildendenvertretung

Erster Abschnitt
Betriebliche Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 60 Errichtung und Aufgabe

(1) In Betrieben mit in der Regel mindestens fünf Arbeitnehmern, die das 18. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben (jugendliche Arbeitnehmer) oder die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind und
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden Jugend- und Auszubildendenvertretungen
gewählt.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung nimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften die
besonderen Belange der in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer wahr.

§ 61 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind alle in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer des Betriebs.

(2) Wählbar sind alle Arbeitnehmer des Betriebs, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;
§ 8 Abs. 1 Satz 3 findet Anwendung. Mitglieder des Betriebsrats können nicht zu Jugend- und
Auszubildendenvertretern gewählt werden.
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§ 62 Zahl der Jugend- und Auszubildendenvertreter, Zusammensetzung der  Jugend- und
Auszubildendenvertretung

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht in Betrieben mit in der Regel 

5 bis 20 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus einer Person, 

21 bis 50 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 03 Mitgliedern,

51 bis 150 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 05 Mitgliedern,

151 bis 300 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 07 Mitgliedern,

301 bis 500 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 09 Mitgliedern,

501 bis 700 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 11 Mitgliedern,

701 bis 1000 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 13 Mitgliedern,

mehr als 1000 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer aus 15 Mitgliedern.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung soll sich möglichst aus Vertretern der verschiedenen
Beschäftigungsarten und Ausbildungsberufe der im Betrieb tätigen in § 60 Abs. 1 genannten Arbeit-
nehmer zusammensetzen.

(3) Das Geschlecht, das unter den in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern in der Minderheit ist, muss
mindestens entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis in der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung vertreten sein, wenn diese aus mindestens drei Mitgliedern besteht.

§ 63 Wahlvorschriften

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt.

(2) Spätestens acht Wochen vor Ablauf der Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung
bestellt der Betriebsrat den Wahlvorstand und seinen Vorsitzenden. Für die Wahl der Jugend- und
Auszubildendenvertreter gelten § 14 Abs. 2 bis 5, § 16 Abs. 1 Satz 4 bis 6, § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3
sowie die §§ 19 und 20 entsprechend.

(3) Bestellt der Betriebsrat den Wahlvorstand nicht oder nicht spätestens sechs Wochen vor Ablauf der
Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder kommt der Wahlvorstand seiner Verpflich-
tung nach § 18 Abs. 1 Satz 1 nicht nach, so gelten § 16 Abs. 2 Satz 1 und 2, Abs. 3 Satz 1 und § 18 Abs. 1
Satz 2 entsprechend; der Antrag beim Arbeitsgericht kann auch von jugendlichen Arbeitnehmern ge-
stellt werden.

(4) In Betrieben mit in der Regel fünf bis fünfzig der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer gilt auch
§ 14a entsprechend. Die Frist zur Bestellung des Wahlvorstands wird im Falle des Absatzes 2 Satz 1 auf
vier Wochen und im Falle des Absatzes 3 Satz 1 auf drei Wochen verkürzt.

(5) In Betrieben mit in der Regel 51 bis 100 der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer gilt § 14a Abs. 5
entsprechend.

§ 64 Zeitpunkt der Wahlen und Amtszeit

(1) Die regelmäßigen Wahlen der Jugend- und Auszubildendenvertretung finden alle zwei Jahre in der
Zeit vom 1. Oktober bis 30. November statt. Für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung
außerhalb dieser Zeit gilt § 13 Abs. 2 Nr. 2 bis 6 und Abs. 3 entsprechend.

(2) Die regelmäßige Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung beträgt zwei Jahre. Die
Amtszeit beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine
Jugend- und Auszubildendenvertretung besteht, mit Ablauf von deren Amtszeit. Die Amtszeit endet
spätestens am 30. November des Jahres, in dem nach Absatz 1 Satz 1 die regelmäßigen Wahlen stattfin-
den. In dem Fall des § 13 Abs. 3 Satz 2 endet die Amtszeit spätestens am 30. November des Jahres, in dem



Betriebsverfassungsgesetz 82

die Jugend- und Auszubildendenvertretung neu zu wählen ist. In dem Fall des § 13 Abs. 2 Nr. 2 endet die
Amtszeit mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der neu gewählten Jugend- und Auszubildenden-
vertretung.

(3) Ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, das im Laufe der Amtszeit das 25. Lebens-
jahr vollendet, bleibt bis zum Ende der Amtszeit Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung.

§ 65 Geschäftsführung

(1) Für die Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten § 23 Abs. 1, die §§ 24, 25, 26, 28 Abs. 1 Satz 1
und 2, die §§ 30, 31, 33 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 34, 36, 37, 40 und 41 entsprechend.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann nach Verständigung des Betriebsrats Sitzungen
abhalten; § 29 gilt entsprechend. An diesen Sitzungen kann der Betriebsratsvorsitzende oder ein beauf-
tragtes Betriebsratsmitglied teilnehmen.

§ 66 Aussetzung von Beschlüssen des Betriebsrats

(1) Erachtet die Mehrheit der Jugend- und Auszubildendenvertreter einen Beschluss des Betriebsrats als
eine erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer, so
ist auf ihren Antrag der Beschluss auf die Dauer von einer Woche auszusetzen, damit in dieser Frist eine
Verständigung, gegebenenfalls mit Hilfe der im Betrieb vertretenen Gewerkschaften, versucht werden
kann.

(2) Wird der erste Beschluss bestätigt, so kann der Antrag auf Aussetzung nicht wiederholt werden; dies
gilt auch, wenn der erste Beschluss nur unerheblich geändert wird.

§ 67 Teilnahme an Betriebsratssitzungen

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann zu allen Betriebsratssitzungen einen Vertreter ent-
senden. Werden Angelegenheiten behandelt, die besonders die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer
betreffen, so hat zu diesen Tagesordnungspunkten die gesamte Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung ein Teilnahmerecht.

(2) Die Jugend- und Auszubildendenvertreter haben Stimmrecht, soweit die zu fassenden Beschlüsse
des Betriebsrats überwiegend die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer betreffen.

(3) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann beim Betriebsrat beantragen, Angelegenheiten,
die besonders die in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer betreffen und über die sie beraten hat, auf die
nächste Tagesordnung zu setzen. Der Betriebsrat soll Angelegenheiten, die besonders die in § 60  Abs. 1
genannten Arbeitnehmer betreffen, der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Beratung zuleiten.

§ 68 Teilnahme an gemeinsamen Besprechungen

Der Betriebsrat hat die Jugend- und Auszubildendenvertretung zu Besprechungen zwischen Arbeit-
geber und Betriebsrat beizuziehen, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die besonders die in
§ 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer betreffen.

§ 69 Sprechstunden

In Betrieben, die in der Regel mehr als fünfzig der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer beschäftigen,
kann die Jugend- und Auszubildendenvertretung Sprechstunden während der Arbeitszeit einrichten.
Zeit und Ort sind durch Betriebsrat und Arbeitgeber zu vereinbaren. § 39 Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 3
gilt entsprechend. An den Sprechstunden der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann der Be-
triebsratsvorsitzende oder ein beauftragtes Betriebsratsmitglied beratend teilnehmen.
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§ 70 Allgemeine Aufgaben

(1) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben:

1. Maßnahmen, die den in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern dienen, insbesondere in Fragen der
Berufsbildung und der Übernahme der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten in ein Arbeits-
verhältnis, beim Betriebsrat zu beantragen;

1a. Maßnahmen zur Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung der in § 60 Abs. 1 genannten
Arbeitnehmer entsprechend § 80 Abs. 1 Nr. 2a und 2b beim Betriebsrat zu beantragen;

2. darüber zu wachen, dass die zugunsten der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen
durchgeführt werden;

3. Anregungen von in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmern, insbesondere in Fragen der Berufsbil-
dung, entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, beim Betriebsrat auf eine Erle-
digung hinzuwirken. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat die betroffenen in § 60 Abs. 1
genannten Arbeitnehmer über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu informieren;

4. die Integration ausländischer, in § 60 Abs. 1 genannter Arbeitnehmer im Betrieb zu fördern und
entsprechende Maßnahmen beim Betriebsrat zu beantragen.

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgaben ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung durch den Be-
triebsrat rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung
kann verlangen, dass ihr der Betriebsrat die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung stellt.

§ 71 Jugend- und Auszubildendenversammlung

Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann vor oder nach jeder Betriebsversammlung im Einver-
nehmen mit dem Betriebsrat eine betriebliche Jugend- und Auszubildendenversammlung einberufen.
Im Einvernehmen mit Betriebsrat und Arbeitgeber kann die betriebliche Jugend- und Auszubildenden-
versammlung auch zu einem anderen Zeitpunkt einberufen werden. § 43 Abs. 2 Satz 1 und 2, die §§ 44
bis 46 und § 65 Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend.

Zweiter Abschnitt
Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 72 Voraussetzungen der Errichtung, Mitgliederzahl, Stimmengewicht

(1) Bestehen in einem Unternehmen mehrere Jugend- und Auszubildendenvertretungen, so ist eine
Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung zu errichten.

(2) In die Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung entsendet jede Jugend- und Auszubilden-
denvertretung ein Mitglied.

(3) Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat für das Mitglied der Gesamt-Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung mindestens ein Ersatzmitglied zu bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens
festzulegen.

(4) Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung kann die Mitgliederzahl der Gesamt-Jugend- und
Auszubildendenvertretung abweichend von Absatz 2 geregelt werden.

(5) Gehören nach Absatz 2 der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung mehr als zwanzig
Mitglieder an und besteht keine tarifliche Regelung nach Absatz 4, so ist zwischen Gesamtbetriebsrat
und Arbeitgeber eine Betriebsvereinbarung über die Mitgliederzahl der Gesamt-Jugend- und Auszu-
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bildendenvertretung abzuschließen, in der bestimmt wird, dass Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen mehrerer Betriebe eines Unternehmens, die regional oder durch gleichartige Interessen mit-
einander verbunden sind, gemeinsam Mitglieder in die Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung entsenden.

(6) Kommt im Fall des Absatzes 5 eine Einigung nicht zustande, so entscheidet eine für das Gesamt-
unternehmen zu bildende Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwi-
schen Arbeitgeber und Gesamtbetriebsrat.

(7) Jedes Mitglied der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung hat so viele Stimmen, wie in dem
Betrieb, in dem es gewählt wurde, in § 60 Abs. 1 genannte Arbeitnehmer in der Wählerliste eingetragen
sind. Ist ein Mitglied der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung für mehrere Betriebe ent-
sandt worden, so hat es so viele Stimmen, wie in den Betrieben, für die es entsandt ist, in § 60 Abs. 1
genannte Arbeitnehmer in den Wählerlisten eingetragen sind. Sind mehrere Mitglieder der Jugend-
und Auszubildendenvertretung entsandt worden, so stehen diesen die Stimmen nach Satz 1 anteilig zu.

(8) Für Mitglieder der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung, die aus einem gemeinsamen
Betrieb mehrerer Unternehmen entsandt worden sind, können durch Tarifvertrag oder Betriebsver-
einbarung von Absatz 7 abweichende Regelungen getroffen werden.

§ 73 Geschäftsführung und Geltung sonstiger Vorschriften

(1) Die Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung kann nach Verständigung des Gesamtbe-
triebsrats Sitzungen abhalten. An den Sitzungen kann der Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats oder
ein beauftragtes Mitglied des Gesamtbetriebsrats teilnehmen.

(2) Für die Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten § 25 Abs. 1, die §§ 26, 28 Abs. 1 Satz 1,
die §§ 30, 31, 34, 36, 37 Abs. 1 bis 3, die §§ 40, 41, 48, 49, 50, 51 Abs. 2 bis 5 sowie die §§ 66 bis 68 entspre-
chend.

Dritter Abschnitt
Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 73a Voraussetzung der Errichtung, Mitgliederzahl, Stimmengewicht

(1) Bestehen in einem Konzern (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) mehrere Gesamt-Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen, kann durch Beschlüsse der einzelnen Gesamt-Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen eine Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung errichtet werden. Die Errichtung
erfordert die Zustimmung der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretungen der Konzernunter-
nehmen, in denen insgesamt mindestens 75 vom Hundert der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer
beschäftigt sind. Besteht in einem Konzernunternehmen nur eine Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, so nimmt diese die Aufgaben einer Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung nach
den Vorschriften dieses Abschnitts wahr.

(2) In die Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung entsendet jede Gesamt-Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung eines ihrer Mitglieder. Sie hat für jedes Mitglied mindestens ein Ersatzmitglied
zu bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens festzulegen.

(3) Jedes Mitglied der Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung hat so viele Stimmen, wie die
Mitglieder der entsendenden Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung insgesamt Stimmen
haben.

(4) § 72 Abs. 4 bis 8 gilt entsprechend.
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§ 73b Geschäftsführung und Geltung sonstiger Vorschriften

(1) Die Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung kann nach Verständigung des Konzernbe-
triebsrats Sitzungen abhalten. An den Sitzungen kann der Vorsitzende oder ein beauftragtes Mitglied
des Konzernbetriebsrats teilnehmen.

(2) Für die Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten § 25 Abs. 1, die §§ 26, 28 Abs. 1 Satz
1, die §§ 30, 31, 34, 36, 37 Abs. 1 bis 3, die §§ 40, 41, 51 Abs. 3 bis 5, die §§ 56, 57, 58, 59 Abs. 2 und die §§
66 bis 68 entsprechend.

Vierter Teil
Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer

Erster Abschnitt
Allgemeines

§ 74 Grundsätze für die Zusammenarbeit

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat sollen mindestens einmal im Monat zu einer Besprechung zusammen-
treten. Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln und Vor-
schläge für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zu machen.

(2) Maßnahmen des Arbeitskampfes zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat sind unzulässig; Arbeits-
kämpfe tariffähiger Parteien werden hierdurch nicht berührt. Arbeitgeber und Betriebsrat haben
Betätigungen zu unterlassen, durch die der Arbeitsablauf oder der Frieden des Betriebs beeinträchtigt
werden. Sie haben jede parteipolitische Betätigung im Betrieb zu unterlassen; die Behandlung von
Angelegenheiten tarifpolitischer, sozialpolitischer, umweltpolitischer und wirtschaftlicher Art, die
den Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen, wird hierdurch nicht berührt.

(3) Arbeitnehmer, die im Rahmen dieses Gesetzes Aufgaben übernehmen, werden hierdurch in der
Betätigung für ihre Gewerkschaft auch im Betrieb nicht beschränkt.

§ 75 Grundsätze für die Behandlung der Betriebsangehörigen

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu wachen, dass alle im Betrieb tätigen Personen nach
den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass jede unterschiedli-
che Behandlung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politi-
schen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts oder ihrer
sexuellen Identität unterbleibt. Sie haben darauf zu achten, dass Arbeitnehmer nicht wegen Über-
schreitung bestimmter Altersstufen benachteiligt werden.

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat haben die freie Entfaltung der Persönlichkeit der im Betrieb beschäf-
tigten Arbeitnehmer zu schützen und zu fördern. Sie haben die Selbständigkeit und Eigeninitiative
der Arbeitnehmer und Arbeitsgruppen zu fördern.

§ 76 Einigungsstelle

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, Gesamt-
betriebsrat oder Konzernbetriebsrat ist bei Bedarf eine Einigungsstelle zu bilden. Durch Betriebs-
vereinbarung kann eine ständige Einigungsstelle errichtet werden.

(2) Die Einigungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von Beisitzern, die vom Arbeitgeber und
Betriebsrat bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide
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Seiten einigen müssen. Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande, so
bestellt ihn das Arbeitsgericht. Dieses entscheidet auch, wenn kein Einverständnis über die Zahl der
Beisitzer erzielt wird.

(3) Die Einigungsstelle hat unverzüglich tätig zu werden. Sie fasst ihre Beschlüsse nach mündlicher Be-
ratung mit Stimmenmehrheit. Bei der Beschlussfassung hat sich der Vorsitzende zunächst der Stimme
zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so nimmt der Vorsitzende nach weiterer
Beratung an der erneuten Beschlussfassung teil. Die Beschlüsse der Einigungsstelle sind schriftlich
niederzulegen, vom Vorsitzenden zu unterschreiben und Arbeitgeber und Betriebsrat zuzuleiten.

(4) Durch Betriebsvereinbarung können weitere Einzelheiten des Verfahrens vor der Einigungsstelle
geregelt werden.

(5) In den Fällen, in denen der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat ersetzt, wird die Einigungsstelle auf Antrag einer Seite tätig. Benennt eine Seite keine Mit-
glieder oder bleiben die von einer Seite genannten Mitglieder trotz rechtzeitiger Einladung der
Sitzung fern, so entscheiden der Vorsitzende und die erschienenen Mitglieder nach Maßgabe des
Absatzes 3 allein. Die Einigungsstelle fasst ihre Beschlüsse unter angemessener Berücksichtigung der
Belange des Betriebs und der betroffenen Arbeitnehmer nach billigem Ermessen. Die Überschreitung
der Grenzen des Ermessens kann durch den Arbeitgeber oder den Betriebsrat nur binnen einer Frist
von zwei Wochen, vom Tage der Zuleitung des Beschlusses an gerechnet, beim Arbeitsgericht geltend
gemacht werden.

(6) Im Übrigen wird die Einigungsstelle nur tätig, wenn beide Seiten es beantragen oder mit ihrem
Tätigwerden einverstanden sind. In diesen Fällen ersetzt ihr Spruch die Einigung zwischen Arbeit-
geber und Betriebsrat nur, wenn beide Seiten sich dem Spruch im Voraus unterworfen oder ihn nach-
träglich angenommen haben.

(7) Soweit nach anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch den Spruch der
Einigungsstelle nicht ausgeschlossen.

(8) Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, dass an die Stelle der in Absatz 1 bezeichneten
Einigungsstelle eine tarifliche Schlichtungsstelle tritt.

§ 76a Kosten der Einigungsstelle

(1) Die Kosten der Einigungsstelle trägt der Arbeitgeber.

(2) Die Beisitzer der Einigungsstelle, die dem Betrieb angehören, erhalten für ihre Tätigkeit keine
Vergütung; § 37 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Ist die Einigungsstelle zur Beilegung von Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat zu bilden,
so gilt Satz 1 für die einem Betrieb des Unternehmens oder eines Konzernunternehmens angehören-
den Beisitzer entsprechend.

(3) Der Vorsitzende und die Beisitzer der Einigungsstelle, die nicht zu den in Absatz 2 genannten Per-
sonen zählen, haben gegenüber dem Arbeitgeber Anspruch auf Vergütung ihrer Tätigkeit. Die Höhe
der Vergütung richtet sich nach den Grundsätzen des Absatzes 4 Satz 3 bis 5.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann durch Rechtsverordnung die Vergütung
nach Absatz 3 regeln. In der Vergütungsordnung sind Höchstsätze festzusetzen. Dabei sind insbeson-
dere der erforderliche Zeitaufwand, die Schwierigkeit der Streitigkeit sowie ein Verdienstausfall zu
berücksichtigen. Die Vergütung der Beisitzer ist niedriger zu bemessen als die des Vorsitzenden. Bei
der Festsetzung der Höchstsätze ist den berechtigten Interessen der Mitglieder der Einigungsstelle
und des Arbeitgebers Rechnung zu tragen.

(5) Von Absatz 3 und einer Vergütungsordnung nach Absatz 4 kann durch Tarifvertrag oder in einer
Betriebsvereinbarung, wenn ein Tarifvertrag dies zulässt oder eine tarifliche Regelung nicht besteht,
abgewichen werden.
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§ 77 Durchführung gemeinsamer Beschlüsse, Betriebsvereinbarungen

(1) Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber, auch soweit sie auf einem Spruch der Eini-
gungsstelle beruhen, führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, dass im Einzelfall etwas anderes verein-
bart ist. Der Betriebsrat darf nicht durch einseitige Handlungen in die Leitung des Betriebs eingreifen.

(2) Betriebsvereinbarungen sind von Betriebsrat und Arbeitgeber gemeinsam zu beschließen und
schriftlich niederzulegen. Sie sind von beiden Seiten zu unterzeichnen; dies gilt nicht, soweit Betriebs-
vereinbarungen auf einem Spruch der Einigungsstelle beruhen. Der Arbeitgeber hat die Betriebsver-
einbarungen an geeigneter Stelle im Betrieb auszulegen.

(3) Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder übli-
cherweise geregelt werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Dies gilt nicht,
wenn ein Tarifvertrag den Abschluss ergänzender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zulässt.

(4) Betriebsvereinbarungen gelten unmittelbar und zwingend. Werden Arbeitnehmern durch die
Betriebsvereinbarung Rechte eingeräumt, so ist ein Verzicht auf sie nur mit Zustimmung des Betriebs-
rats zulässig. Die Verwirkung dieser Rechte ist ausgeschlossen. Ausschlussfristen für ihre Geltendma-
chung sind nur insoweit zulässig, als sie in einem Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung verein-
bart werden; dasselbe gilt für die Abkürzung der Verjährungsfristen.

(5) Betriebsvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei
Monaten gekündigt werden.

(6) Nach Ablauf einer Betriebsvereinbarung gelten ihre Regelungen in Angelegenheiten, in denen ein
Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ersetzen kann, weiter,
bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt werden.

§ 78 Schutzbestimmungen 

Die Mitglieder des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und
Auszubildendenvertretung, der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Konzern-Jugend-
und Auszubildendenvertretung, des Wirtschaftsausschusses, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats,
der in § 3 Abs. 1 genannten Vertretungen der Arbeitnehmer, der Einigungsstelle, einer tariflichen
Schlichtungsstelle (§ 76 Abs. 8) und einer betrieblichen Beschwerdestelle (§ 86) sowie Auskunftsper-
sonen (§ 80 Abs. 2 Satz 3) dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gestört oder behindert werden.
Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre
berufliche Entwicklung.

§ 78a Schutz Auszubildender in besonderen Fällen

(1) Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen Auszubildenden, der Mitglied der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung, des Betriebsrats, der Bordvertretung oder des Seebetriebsrats ist, nach Beendigung des
Berufsausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen,
so hat er dies drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses dem Auszubildenden
schriftlich mitzuteilen.

(2) Verlangt ein in Absatz 1 genannter Auszubildender innerhalb der letzten drei Monate vor Beendi-
gung des Berufsausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung, so gilt
zwischen Auszubildendem und Arbeitgeber im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis ein Ar-
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. Auf dieses Arbeitsverhältnis ist insbesondere § 37
Abs. 4 und 5 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn das Berufsausbildungsverhältnis vor Ablauf eines Jahres
nach Beendigung der Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung, des Betriebsrats, der
Bordvertretung oder des Seebetriebsrats endet.
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(4) Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach Beendigung des
Berufsausbildungsverhältnisses beim Arbeitsgericht beantragen,

1. festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach Absatz 2 oder 3 nicht begründet wird, oder

2. das bereits nach Absatz 2 oder 3 begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen, wenn Tatsachen vor-
liegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die Weiter-
beschäftigung nicht zugemutet werden kann. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht sind der
Betriebsrat, die Bordvertretung, der Seebetriebsrat, bei Mitgliedern der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung auch diese Beteiligte.

(5) Die Absätze 2 bis 4 finden unabhängig davon Anwendung, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungs-
pflicht nach Absatz 1 nachgekommen ist.

§ 79 Geheimhaltungspflicht

(1) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Betriebsrats sind verpflichtet, Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Betriebsrat bekannt geworden und vom
Arbeitgeber ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet worden sind, nicht zu offenbaren
und nicht zu verwerten. Dies gilt auch nach dem Ausscheiden aus dem Betriebsrat. Die Verpflichtung
gilt nicht gegenüber Mitgliedern des Betriebsrats. Sie gilt ferner nicht gegenüber dem Gesamt-
betriebsrat, dem Konzernbetriebsrat, der Bordvertretung, dem Seebetriebsrat und den Arbeitnehmer-
vertretern im Aufsichtsrat sowie im Verfahren vor der Einigungsstelle, der tariflichen Schlichtungs-
stelle (§ 76 Abs. 8) oder einer betrieblichen Beschwerdestelle (§ 86).

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Gesamtbetriebsrats, des Kon-
zernbetriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamt-Jugend- und Auszubilden-
denvertretung, der Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung, des Wirtschaftsausschusses,
der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der gemäß § 3 Abs. 1 gebildeten Vertretungen der Arbeit-
nehmer, der Einigungsstelle, der tariflichen Schlichtungsstelle (§ 76 Abs. 8) und einer betrieblichen
Beschwerdestelle (§ 86) sowie für die Vertreter von Gewerkschaften oder von Arbeitgebervereini-
gungen.

§ 80 Allgemeine Aufgaben

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine Aufgaben:

1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen,
Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen durchgeführt werden;

2. Maßnahmen, die dem Betrieb und der Belegschaft dienen, beim Arbeitgeber zu beantragen;

2a. die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern, insbesondere bei
der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung und dem beruflichen Aufstieg, zu
fördern;

2b. die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu fördern;

3. Anregungen von Arbeitnehmern und der Jugend- und Auszubildendenvertretung entgegenzu-
nehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit dem Arbeitgeber auf eine
Erledigung hinzuwirken; er hat die betreffenden Arbeitnehmer über den Stand und das Ergebnis
der Verhandlungen zu unterrichten;

4. die Eingliederung Schwerbehinderter und sonstiger besonders schutzbedürftiger Personen zu för-
dern;

5. die Wahl einer Jugend- und Auszubildendenvertretung vorzubereiten und durchzuführen und
mit dieser zur Förderung der Belange der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer eng zusammen-
zuarbeiten; er kann von der Jugend- und Auszubildendenvertretung Vorschläge und Stellung-
nahmen anfordern;
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6. die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer im Betrieb zu fördern;

7. die Integration ausländischer Arbeitnehmer im Betrieb und das Verständnis zwischen ihnen und
den deutschen Arbeitnehmern zu fördern, sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit im Betrieb zu beantragen;

8. die Beschäftigung im Betrieb zu fördern und zu sichern;

9. Maßnahmen des Arbeitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes zu fördern.

(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz ist der Betriebsrat rechtzeitig und umfas-
send vom Arbeitgeber zu unterrichten; die Unterrichtung erstreckt sich auch auf die Beschäftigung
von Personen, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zum Arbeitgeber stehen. Dem Betriebsrat sind auf
Verlangen jederzeit die zur Durchführung seiner Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfügung
zu stellen; in diesem Rahmen ist der Betriebsausschuss oder ein nach § 28 gebildeter Ausschuss be-
rechtigt, in die Listen über die Bruttolöhne und -gehälter Einblick zu nehmen. Soweit es zur ordnungs-
gemäßen Erfüllung der Aufgaben des Betriebsrats erforderlich ist, hat der Arbeitgeber ihm sach-
kundige Arbeitnehmer als Auskunftspersonen zur Verfügung zu stellen; er hat hierbei die Vorschläge
des Betriebsrats zu berücksichtigen, soweit betriebliche Notwendigkeiten nicht entgegenstehen.

(3) Der Betriebsrat kann bei der Durchführung seiner Aufgaben nach näherer Vereinbarung mit dem
Arbeitgeber Sachverständige hinzuziehen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderlich ist.

(4) Für die Geheimhaltungspflicht der Auskunftspersonen und der Sachverständigen gilt § 79 entspre-
chend.

Zweiter Abschnitt
Mitwirkungs- und Beschwerderecht des Arbeitnehmers

§ 81 Unterrichtungs- und Erörterungspflicht des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über dessen Aufgabe und Verantwortung sowie über die Art
seiner Tätigkeit und ihre Einordnung in den Arbeitsablauf des Betriebs zu unterrichten. Er hat den
Arbeitnehmer vor Beginn der Beschäftigung über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen dieser
bei der Beschäftigung ausgesetzt ist, sowie über die Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwendung
dieser Gefahren und die nach § 10 Abs. 2 des Arbeitsschutzgesetzes getroffenen Maßnahmen zu beleh-
ren.

(2) Über Veränderungen in seinem Arbeitsbereich ist der Arbeitnehmer rechtzeitig zu unterrichten.
Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) In Betrieben, in denen kein Betriebsrat besteht, hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmer zu allen
Maßnahmen zu hören, die Auswirkungen auf Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer haben
können.

(4) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über die aufgrund einer Planung von technischen Anla-
gen, von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder der Arbeitsplätze vorgesehenen Maßnahmen
und ihre Auswirkungen auf seinen Arbeitsplatz, die Arbeitsumgebung sowie auf Inhalt und Art seiner
Tätigkeit zu unterrichten. Sobald feststeht, dass sich die Tätigkeit des Arbeitnehmers ändern wird und
seine beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht ausreichen, hat der
Arbeitgeber mit dem Arbeitnehmer zu erörtern, wie dessen berufliche Kenntnisse und Fähigkeiten im
Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten den künftigen Anforderungen angepasst werden können.
Der Arbeitnehmer kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen.
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§ 82 Anhörungs- und Erörterungsrecht des Arbeitnehmers

(1) Der Arbeitnehmer hat das Recht, in betrieblichen Angelegenheiten, die seine Person betreffen, von
den nach Maßgabe des organisatorischen Aufbaus des Betriebs hierfür zuständigen Personen gehört
zu werden. Er ist berechtigt, zu Maßnahmen des Arbeitgebers, die ihn betreffen, Stellung zu nehmen
sowie Vorschläge für die Gestaltung des Arbeitsplatzes und des Arbeitsablaufs zu machen.

(2) Der Arbeitnehmer kann verlangen, dass ihm die Berechnung und Zusammensetzung seines Ar-
beitsentgelts erläutert und dass mit ihm die Beurteilung seiner Leistungen sowie die Möglichkeiten
seiner beruflichen Entwicklung im Betrieb erörtert werden. Er kann ein Mitglied des Betriebsrats hin-
zuziehen. Das Mitglied des Betriebsrats hat über den Inhalt dieser Verhandlungen Stillschweigen zu
bewahren, soweit es vom Arbeitnehmer im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird.

§ 83 Einsicht in die Personalakten

(1) Der Arbeitnehmer hat das Recht, in die über ihn geführten Personalakten Einsicht zu nehmen. Er
kann hierzu ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. Das Mitglied des Betriebsrats hat über den Inhalt
der Personalakte Stillschweigen zu bewahren, soweit es vom Arbeitnehmer im Einzelfall nicht von die-
ser Verpflichtung entbunden wird.

(2) Erklärungen des Arbeitnehmers zum Inhalt der Personalakte sind dieser auf sein Verlangen beizu-
fügen.

§ 84 Beschwerderecht

(1) Jeder Arbeitnehmer hat das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des Betriebs zu beschweren,
wenn er sich vom Arbeitgeber oder von Arbeitnehmern des Betriebs benachteiligt oder ungerecht
behandelt oder in sonstiger Weise beeinträchtigt fühlt. Er kann ein Mitglied des Betriebsrats zur
Unterstützung oder Vermittlung hinzuziehen.

(2) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über die Behandlung der Beschwerde zu bescheiden und,
soweit er die Beschwerde für berechtigt erachtet, ihr abzuhelfen.

(3) Wegen der Erhebung einer Beschwerde dürfen dem Arbeitnehmer keine Nachteile entstehen.

§ 85 Behandlung von Beschwerden durch den Betriebsrat
(1) Der Betriebsrat hat Beschwerden von Arbeitnehmern entgegenzunehmen und, falls er sie für be-
rechtigt erachtet, beim Arbeitgeber auf Abhilfe hinzuwirken.

(2) Bestehen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber Meinungsverschiedenheiten über die Berechtigung
der Beschwerde, so kann der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle
ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. Dies gilt nicht, soweit Gegenstand der
Beschwerde ein Rechtsanspruch ist.

(3) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die Behandlung der Beschwerde zu unterrichten. § 84
Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 86 Ergänzende Vereinbarungen 

Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung können die Einzelheiten des Beschwerdeverfahrens
geregelt werden. Hierbei kann bestimmt werden, dass in den Fällen des § 85 Abs. 2 an die Stelle der
Einigungsstelle eine betriebliche Beschwerdestelle tritt.

§ 86a Vorschlagsrecht der Arbeitnehmer

Jeder Arbeitnehmer hat das Recht, dem Betriebsrat Themen zur Beratung vorzuschlagen. Wird ein
Vorschlag von mindestens 5 vom Hundert der Arbeitnehmer des Betriebs unterstützt, hat der Betriebs-
rat diesen innerhalb von zwei Monaten auf die Tagesordnung einer Betriebsratssitzung zu setzen.
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Dritter Abschnitt
Soziale Angelegenheiten

§ 87 Mitbestimmungsrechte

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, in folgenden
Angelegenheiten mitzubestimmen:

1. Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb;

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie Verteilung der Arbeits-
zeit auf die einzelnen Wochentage;

3. vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der betriebsüblichen Arbeitszeit;

4. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte;

5. Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festsetzung der zeit-
lichen Lage des Urlaubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn zwischen dem Arbeitgeber und den
beteiligten Arbeitnehmern kein Einverständnis erzielt wird;

6. Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhal-
ten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen;

7. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über den Ge-
sundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvorschriften;

8. Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den
Betrieb, das Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist;

9. Zuweisung und Kündigung von Wohnräumen, die den Arbeitnehmern mit Rücksicht auf das
Bestehen eines Arbeitsverhältnisses vermietet werden, sowie die allgemeine Festlegung der
Nutzungsbedingungen;

10. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Aufstellung von Entlohnungsgrund-
sätzen und die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Ände-
rung;

11. Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, ein-
schließlich der Geldfaktoren;

12. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen;

13. Grundsätze über die Durchführung von Gruppenarbeit; Gruppenarbeit im Sinne dieser Vorschrift
liegt vor, wenn im Rahmen des betrieblichen Arbeitsablaufs eine Gruppe von Arbeitnehmern eine
ihr übertragene Gesamtaufgabe im Wesentlichen eigenverantwortlich erledigt.

(2) Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit nach Absatz 1 nicht zustande, so entscheidet die
Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat.

§ 88 Freiwillige Betriebsvereinbarungen

Durch Betriebsvereinbarung können insbesondere geregelt werden 

1. zusätzliche Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Gesundheitsschädigungen;

1a. Maßnahmen des betrieblichen Umweltschutzes;

2. die Errichtung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das
Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist;

3. Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbildung;
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4. Maßnahmen zur Integration ausländischer Arbeitnehmer sowie zur Bekämpfung von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit im Betrieb.

§ 89 Arbeits- und betrieblicher Umweltschutz

(1) Der Betriebsrat hat sich dafür einzusetzen, dass die Vorschriften über den Arbeitsschutz und die
Unfallverhütung im Betrieb sowie über den betrieblichen Umweltschutz durchgeführt werden. Er hat
bei der Bekämpfung von Unfall- und Gesundheitsgefahren die für den Arbeitsschutz zuständigen
Behörden, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und die sonstigen in Betracht kommenden
Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen.

(2) Der Arbeitgeber und die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen sind verpflichtet, den Betriebsrat oder
die von ihm bestimmten Mitglieder des Betriebsrats bei allen im Zusammenhang mit dem Arbeits-
schutz oder der Unfallverhütung stehenden Besichtigungen und Fragen und bei Unfalluntersuchun-
gen hinzuzuziehen. Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat auch bei allen im Zusammenhang mit dem
betrieblichen Umweltschutz stehenden Besichtigungen und Fragen hinzuzuziehen und ihm unver-
züglich die den Arbeitsschutz, die Unfallverhütung und den betrieblichen Umweltschutz betreffenden
Auflagen und Anordnungen der zuständigen Stellen mitzuteilen.

(3) Als betrieblicher Umweltschutz im Sinne dieses Gesetzes sind alle personellen und organisatori-
schen Maßnahmen sowie alle die betrieblichen Bauten, Räume, technische Anlagen, Arbeitsverfahren,
Arbeitsabläufe und Arbeitsplätze betreffenden Maßnahmen zu verstehen, die dem Umweltschutz
dienen.

(4) An Besprechungen des Arbeitgebers mit den Sicherheitsbeauftragten im Rahmen des § 22 Abs. 2
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch nehmen vom Betriebsrat beauftragte Betriebsratsmitglieder teil.

(5) Der Betriebsrat erhält vom Arbeitgeber die Niederschriften über Untersuchungen, Besichtigungen
und Besprechungen, zu denen er nach den Absätzen 2 und 4 hinzuzuziehen ist.

(6) Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat eine Durchschrift der nach § 193 Abs. 5 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch vom Betriebsrat zu unterschreibenden Unfallanzeige auszuhändigen.

Vierter Abschnitt
Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung

§ 90 Unterrichtungs- und Beratungsrechte

(1) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die Planung

1. von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von Fabrikations-, Verwaltungs- und sonstigen betrieb-
lichen Räumen, 

2. von technischen Anlagen,

3. von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 

4. der Arbeitsplätze

rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten.

(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat die vorgesehenen Maßnahmen und ihre Auswirkungen
auf die Arbeitnehmer, insbesondere auf die Art ihrer Arbeit sowie die sich daraus ergebenden Anfor-
derungen an die Arbeitnehmer so rechtzeitig zu beraten, dass Vorschläge und Bedenken des Betriebs-
rats bei der Planung berücksichtigt werden können. Arbeitgeber und Betriebsrat sollen dabei auch die
gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse über die menschengerechte Gestaltung der
Arbeit berücksichtigen.
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§ 91 Mitbestimmungsrecht

Werden die Arbeitnehmer durch Änderungen der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs oder der Arbeits-
umgebung, die den gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen über die menschengerechte
Gestaltung der Arbeit offensichtlich widersprechen, in besonderer Weise belastet, so kann der Be-
triebsrat angemessene Maßnahmen zur Abwendung, Milderung oder zum Ausgleich der Belastung
verlangen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der
Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

Fünfter Abschnitt
Personelle Angelegenheiten

Erster Unterabschnitt
Allgemeine personelle Angelegenheiten

§ 92 Personalplanung

(1) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die Personalplanung, insbesondere über den gegenwärti-
gen und künftigen Personalbedarf sowie über die sich daraus ergebenden personellen Maßnahmen
und Maßnahmen der Berufsbildung an Hand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrich-
ten. Er hat mit dem Betriebsrat über Art und Umfang der erforderlichen Maßnahmen und über die
Vermeidung von Härten zu beraten.

(2) Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung einer Personalplanung und
ihre Durchführung machen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen im Sinne des § 80 Abs. 1 Nr. 2a und 2b, ins-
besondere für die Aufstellung und Durchführung von Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung
von Frauen und Männern.

§ 92a Beschäftigungssicherung

(1) Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge zur Sicherung und Förderung der Beschäftigung
machen. Diese können insbesondere eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit, die Förderung von Teilzeit-
arbeit und Altersteilzeit, neue Formen der Arbeitsorganisation, Änderungen der Arbeitsverfahren und
Arbeitsabläufe, die Qualifizierung der Arbeitnehmer, Alternativen zur Ausgliederung von Arbeit oder
ihrer Vergabe an andere Unternehmen sowie zum Produktions- und Investitionsprogramm zum
Gegenstand haben.

(2) Der Arbeitgeber hat die Vorschläge mit dem Betriebsrat zu beraten. Hält der Arbeitgeber die Vor-
schläge des Betriebsrats für ungeeignet, hat er dies zu begründen; in Betrieben mit mehr als 100 Ar-
beitnehmern erfolgt die Begründung schriftlich. Zu den Beratungen kann der Arbeitgeber oder der
Betriebsrat einen Vertreter der Bundesagentur für Arbeit hinzuziehen.

§ 93 Ausschreibung von Arbeitsplätzen

Der Betriebsrat kann verlangen, dass Arbeitsplätze, die besetzt werden sollen, allgemein oder für be-
stimmte Arten von Tätigkeiten vor ihrer Besetzung innerhalb des Betriebs ausgeschrieben werden.

§ 94 Personalfragebogen, Beurteilungsgrundsätze

(1) Personalfragebogen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrats. Kommt eine Einigung über ihren
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Inhalt nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die
Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für persönliche Angaben in schriftlichen Arbeitsverträgen, die allgemein
für den Betrieb verwendet werden sollen, sowie für die Aufstellung allgemeiner Beurteilungsgrund-
sätze.

§ 95 Auswahlrichtlinien

(1) Richtlinien über die personelle Auswahl bei Einstellungen, Versetzungen, Umgruppierungen und
Kündigungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrats. Kommt eine Einigung über die Richtlinien
oder ihren Inhalt nicht zustande, so entscheidet auf Antrag des Arbeitgebers die Einigungsstelle. Der
Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(2) In Betrieben mit mehr als 500 Arbeitnehmern kann der Betriebsrat die Aufstellung von Richtlinien
über die bei Maßnahmen des Absatzes 1 Satz 1 zu beachtenden fachlichen und persönlichen Voraus-
setzungen und sozialen Gesichtspunkte verlangen. Kommt eine Einigung über die Richtlinien oder
ihren Inhalt nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt
die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(3) Versetzung im Sinne dieses Gesetzes ist die Zuweisung eines anderen Arbeitsbereichs, die voraus-
sichtlich die Dauer von einem Monat überschreitet, oder die mit einer erheblichen Änderung der
Umstände verbunden ist, unter denen die Arbeit zu leisten ist. Werden Arbeitnehmer nach der Eigen-
art ihres Arbeitsverhältnisses üblicherweise nicht ständig an einem bestimmten Arbeitsplatz beschäf-
tigt, so gilt die Bestimmung des jeweiligen Arbeitsplatzes nicht als Versetzung.

Zweiter Unterabschnitt
Berufsbildung

§ 96 Förderung der Berufsbildung

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat haben im Rahmen der betrieblichen Personalplanung und in Zusam-
menarbeit mit den für die Berufsbildung und den für die Förderung der Berufsbildung zuständigen
Stellen die Berufsbildung der Arbeitnehmer zu fördern. Der Arbeitgeber hat auf Verlangen des Betriebs-
rats den Berufsbildungsbedarf zu ermitteln und mit ihm Fragen der Berufsbildung der Arbeitnehmer
des Betriebs zu beraten. Hierzu kann der Betriebsrat Vorschläge machen.

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der betrieb-
lichen Notwendigkeiten den Arbeitnehmern die Teilnahme an betrieblichen oder außerbetrieblichen
Maßnahmen der Berufsbildung ermöglicht wird. Sie haben dabei auch die Belange älterer Arbeit-
nehmer, Teilzeitbeschäftigter und von Arbeitnehmern mit Familienpflichten zu berücksichtigen.

§ 97 Einrichtungen und Maßnahmen der Berufsbildung

(1) Der Arbeitgeber hat mit dem Betriebsrat über die Errichtung und Ausstattung betrieblicher Einrich-
tungen zur Berufsbildung, die Einführung betrieblicher Berufsbildungsmaßnahmen und die Teilnahme
an außerbetrieblichen Berufsbildungsmaßnahmen zu beraten.

(2) Hat der Arbeitgeber Maßnahmen geplant oder durchgeführt, die dazu führen, dass sich die Tätig-
keit der betroffenen Arbeitnehmer ändert und ihre beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, so hat der Betriebsrat bei der Einführung von Maß-
nahmen der betrieblichen Berufsbildung mitzubestimmen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so
entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat.
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§ 98 Durchführung betrieblicher Bildungsmaßnahmen

(1) Der Betriebsrat hat bei der Durchführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung mitzu-
bestimmen.

(2) Der Betriebsrat kann der Bestellung einer mit der Durchführung der betrieblichen Berufsbildung
beauftragten Person widersprechen oder ihre Abberufung verlangen, wenn diese die persönliche
oder fachliche, insbesondere die berufs- und arbeitspädagogische Eignung im Sinne des Berufsbil-
dungsgesetzes nicht besitzt oder ihre Aufgaben vernachlässigt.

(3) Führt der Arbeitgeber betriebliche Maßnahmen der Berufsbildung durch oder stellt er für außer-
betriebliche Maßnahmen der Berufsbildung Arbeitnehmer frei oder trägt er die durch die Teilnahme
von Arbeitnehmern an solchen Maßnahmen entstehenden Kosten ganz oder teilweise, so kann der
Betriebsrat Vorschläge für die Teilnahme von Arbeitnehmern oder Gruppen von Arbeitnehmern des
Betriebs an diesen Maßnahmen der beruflichen Bildung machen.

(4) Kommt im Fall des Absatzes 1 oder über die nach Absatz 3 vom Betriebsrat vorgeschlagenen Teil-
nehmer eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungs-
stelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

(5) Kommt im Fall des Absatzes 2 eine Einigung nicht zustande, so kann der Betriebsrat beim Arbeits-
gericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzugeben, die Bestellung zu unterlassen oder die Abberufung
durchzuführen. Führt der Arbeitgeber die Bestellung einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung
zuwider durch, so ist er auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht wegen der Bestellung nach vor-
heriger Androhung zu einem Ordnungsgeld zu verurteilen; das Höchstmaß des Ordnungsgeldes
beträgt 10.000 Euro. Führt der Arbeitgeber die Abberufung einer rechtskräftigen gerichtlichen Ent-
scheidung zuwider nicht durch, so ist auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht zu erkennen, dass
der Arbeitgeber zur Abberufung durch Zwangsgeld anzuhalten sei; das Höchstmaß des Zwangsgeldes
beträgt für jeden Tag der Zuwiderhandlung 250 Euro. Die Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes
über die Ordnung der Berufsbildung bleiben unberührt.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn der Arbeitgeber sonstige Bildungsmaßnahmen im
Betrieb durchführt.

Dritter Unterabschnitt
Personelle Einzelmaßnahmen

§ 99 Mitbestimmung bei personellen Einzelmaßnahmen

(1) In Unternehmen mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern hat der
Arbeitgeber den Betriebsrat vor jeder Einstellung, Eingruppierung, Umgruppierung und Versetzung
zu unterrichten, ihm die erforderlichen Bewerbungsunterlagen vorzulegen und Auskunft über die
Person der Beteiligten zu geben; er hat dem Betriebsrat unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen
Auskunft über die Auswirkungen der geplanten Maßnahme zu geben und die Zustimmung des
Betriebsrats zu der geplanten Maßnahme einzuholen. Bei Einstellungen und Versetzungen hat der
Arbeitgeber insbesondere den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz und die vorgesehene Eingrup-
pierung mitzuteilen. Die Mitglieder des Betriebsrats sind verpflichtet, über die ihnen im Rahmen der
personellen Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 bekannt gewordenen persönlichen Verhältnisse
und Angelegenheiten der Arbeitnehmer, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertrau-
lichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren; § 79 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Der Betriebsrat kann die Zustimmung verweigern, wenn

1. die personelle Maßnahme gegen ein Gesetz, eine Verordnung, eine Unfallverhütungsvorschrift
oder gegen eine Bestimmung in einem Tarifvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung oder gegen
eine gerichtliche Entscheidung oder eine behördliche Anordnung verstoßen würde,
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2. die personelle Maßnahme gegen eine Richtlinie nach § 95 verstoßen würde,

3. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass infolge der personellen Maßnahme im
Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer gekündigt werden oder sonstige Nachteile erleiden, ohne dass
dies aus betrieblichen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist; als Nachteil gilt bei unbefriste-
ter Einstellung auch die Nichtberücksichtigung eines gleich geeigneten befristet Beschäftigten,

4. der betroffene Arbeitnehmer durch die personelle Maßnahme benachteiligt wird, ohne dass dies
aus betrieblichen oder in der Person des Arbeitnehmers liegenden Gründen gerechtfertigt ist,

5. eine nach § 93 erforderliche Ausschreibung im Betrieb unterblieben ist oder

6. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass der für die personelle Maßnahme in
Aussicht genommene Bewerber oder Arbeitnehmer den Betriebsfrieden durch gesetzwidriges
Verhalten oder durch grobe Verletzung der in § 75 Abs. 1 enthaltenen Grundsätze, insbesondere
durch rassistische oder fremdenfeindliche Betätigung, stören werde.

(3) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so hat er dies unter Angabe von Gründen innerhalb
einer Woche nach Unterrichtung durch den Arbeitgeber diesem schriftlich mitzuteilen. Teilt der
Betriebsrat dem Arbeitgeber die Verweigerung seiner Zustimmung nicht innerhalb der Frist schrift-
lich mit, so gilt die Zustimmung als erteilt.

(4) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so kann der Arbeitgeber beim Arbeitsgericht bean-
tragen, die Zustimmung zu ersetzen.

§ 100 Vorläufige personelle Maßnahmen

(1) Der Arbeitgeber kann, wenn dies aus sachlichen Gründen dringend erforderlich ist, die personelle
Maßnahme im Sinne des § 99 Abs. 1 Satz 1 vorläufig durchführen, bevor der Betriebsrat sich geäußert
oder wenn er die Zustimmung verweigert hat. Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer über die Sach-
und Rechtslage aufzuklären.

(2) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat unverzüglich von der vorläufigen personellen Maßnahme zu
unterrichten. Bestreitet der Betriebsrat, dass die Maßnahme aus sachlichen Gründen dringend erfor-
derlich ist, so hat er dies dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. In diesem Fall darf der Arbeitge-
ber die vorläufige personelle Maßnahme nur aufrechterhalten, wenn er innerhalb von drei Tagen
beim Arbeitsgericht die Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats und die Feststellung beantragt,
dass die Maßnahme aus sachlichen Gründen dringend erforderlich war.

(3) Lehnt das Gericht durch rechtskräftige Entscheidung die Ersetzung der Zustimmung des Betriebs-
rats ab oder stellt es rechtskräftig fest, dass offensichtlich die Maßnahme aus sachlichen Gründen
nicht dringend erforderlich war, so endet die vorläufige personelle Maßnahme mit Ablauf von zwei
Wochen nach Rechtskraft der Entscheidung. Von diesem Zeitpunkt an darf die personelle Maßnahme
nicht aufrechterhalten werden.

§ 101 Zwangsgeld

Führt der Arbeitgeber eine personelle Maßnahme im Sinne des § 99 Abs. 1 Satz 1 ohne Zustimmung
des Betriebsrats durch oder hält er eine vorläufige personelle Maßnahme entgegen § 100 Abs. 2 Satz 3
oder Abs. 3 aufrecht, so kann der Betriebsrat beim Arbeitsgericht beantragen, dem Arbeitgeber aufzu-
geben, die personelle Maßnahme aufzuheben. Hebt der Arbeitgeber entgegen einer rechtskräftigen
gerichtlichen Entscheidung die personelle Maßnahme nicht auf, so ist auf Antrag des Betriebsrats
vom Arbeitsgericht zu erkennen, dass der Arbeitgeber zur Aufhebung der Maßnahme durch Zwangs-
geld anzuhalten sei. Das Höchstmaß des Zwangsgeldes beträgt für jeden Tag der Zuwiderhandlung
250 Euro.
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§ 102 Mitbestimmung bei Kündigungen

(1) Der Betriebsrat ist vor jeder Kündigung zu hören. Der Arbeitgeber hat ihm die Gründe für die Kün-
digung mitzuteilen. Eine ohne Anhörung des Betriebsrats ausgesprochene Kündigung ist unwirksam.

(2) Hat der Betriebsrat gegen eine ordentliche Kündigung Bedenken, so hat er diese unter Angabe der
Gründe dem Arbeitgeber spätestens innerhalb einer Woche schriftlich mitzuteilen. Äußert er sich
innerhalb dieser Frist nicht, gilt seine Zustimmung zur Kündigung als erteilt. Hat der Betriebsrat gegen
eine außerordentliche Kündigung Bedenken, so hat er diese unter Angabe der Gründe dem Arbeitge-
ber unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von drei Tagen, schriftlich mitzuteilen. Der Betriebsrat
soll, soweit dies erforderlich erscheint, vor seiner Stellungnahme den betroffenen Arbeitnehmer
hören. § 99 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Der Betriebsrat kann innerhalb der Frist des Absatzes 2 Satz 1 der ordentlichen Kündigung wider-
sprechen, wenn

1. der Arbeitgeber bei der Auswahl des zu kündigenden Arbeitnehmers soziale Gesichtspunkte nicht
oder nicht ausreichend berücksichtigt hat,

2. die Kündigung gegen eine Richtlinie nach § 95 verstößt,

3. der zu kündigende Arbeitnehmer an einem anderen Arbeitsplatz im selben Betrieb oder in einem
anderen Betrieb des Unternehmens weiterbeschäftigt werden kann,

4. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers nach zumutbaren Umschulungs- oder Fortbildungs-
maßnahmen möglich ist oder

5. eine Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers unter geänderten Vertragsbedingungen möglich ist
und der Arbeitnehmer sein Einverständnis hiermit erklärt hat.

(4) Kündigt der Arbeitgeber, obwohl der Betriebsrat nach Absatz 3 der Kündigung widersprochen hat,
so hat er dem Arbeitnehmer mit der Kündigung eine Abschrift der Stellungnahme des Betriebsrats
zuzuleiten.

(5) Hat der Betriebsrat einer ordentlichen Kündigung frist- und ordnungsgemäß widersprochen, und
hat der Arbeitnehmer nach dem Kündigungsschutzgesetz Klage auf Feststellung erhoben, dass das
Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht aufgelöst ist, so muss der Arbeitgeber auf Verlangen des
Arbeitnehmers diesen nach Ablauf der Kündigungsfrist bis zum rechtskräftigen Abschluss des Rechts-
streits bei unveränderten Arbeitsbedingungen weiterbeschäftigen. Auf Antrag des Arbeitgebers kann
das Gericht ihn durch einstweilige Verfügung von der Verpflichtung zur Weiterbeschäftigung nach
Satz 1 entbinden, wenn

1. die Klage des Arbeitnehmers keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig
erscheint oder

2. die Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers zu einer unzumutbaren wirtschaftlichen Belastung
des Arbeitgebers führen würde oder

3. der Widerspruch des Betriebsrats offensichtlich unbegründet war.

(6) Arbeitgeber und Betriebsrat können vereinbaren, dass Kündigungen der Zustimmung des Betriebs-
rats bedürfen und dass bei Meinungsverschiedenheiten über die Berechtigung der Nichterteilung der
Zustimmung die Einigungsstelle entscheidet.

(7) Die Vorschriften über die Beteiligung des Betriebsrats nach dem Kündigungsschutzgesetz bleiben
unberührt.

§ 103 Außerordentliche Kündigung und Versetzung in besonderen Fällen

(1) Die außerordentliche Kündigung von Mitgliedern des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung, der Bordvertretung und des Seebetriebsrats, des Wahlvorstands sowie von Wahlbe-
werbern bedarf der Zustimmung des Betriebsrats.
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(2) Verweigert der Betriebsrat seine Zustimmung, so kann das Arbeitsgericht sie auf Antrag des Arbeit-
gebers ersetzen, wenn die außerordentliche Kündigung unter Berücksichtigung aller Umstände ge-
rechtfertigt ist. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht ist der betroffene Arbeitnehmer Beteiligter.

(3) Die Versetzung der in Absatz 1 genannten Personen, die zu einem Verlust des Amtes oder der Wähl-
barkeit führen würde, bedarf der Zustimmung des Betriebsrats; dies gilt nicht, wenn der betroffene
Arbeitnehmer mit der Versetzung einverstanden ist. Absatz 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
das Arbeitsgericht die Zustimmung zu der Versetzung ersetzen kann, wenn diese auch unter Berück-
sichtigung der betriebsverfassungsrechtlichen Stellung des betroffenen Arbeitnehmers aus dringen-
den betrieblichen Gründen notwendig ist.

§ 104 Entfernung betriebsstörender Arbeitnehmer

Hat ein Arbeitnehmer durch gesetzwidriges Verhalten oder durch grobe Verletzung der in § 75 Abs. 1
enthaltenen Grundsätze, insbesondere durch rassistische oder fremdenfeindliche Betätigungen, den
Betriebsfrieden wiederholt ernstlich gestört, so kann der Betriebsrat vom Arbeitgeber die Entlassung
oder Versetzung verlangen. Gibt das Arbeitsgericht einem Antrag des Betriebsrats statt, dem Arbeit-
geber aufzugeben, die Entlassung oder Versetzung durchzuführen, und führt der Arbeitgeber die
Entlassung oder Versetzung einer rechtskräftigen gerichtlichen Entscheidung zuwider nicht durch, so
ist auf Antrag des Betriebsrats vom Arbeitsgericht zu erkennen, dass er zur Vornahme der Entlassung
oder Versetzung durch Zwangsgeld anzuhalten sei. Das Höchstmaß des Zwangsgeldes beträgt für
jeden Tag der Zuwiderhandlung 250 Euro.

§ 105 Leitende Angestellte

Eine beabsichtigte Einstellung oder personelle Veränderung eines in § 5 Abs. 3 genannten leitenden
Angestellten ist dem Betriebsrat rechtzeitig mitzuteilen.

Sechster Abschnitt
Wirtschaftliche Angelegenheiten

Erster Unterabschnitt
Unterrichtung in wirtschaftlichen Angelegenheiten

§ 106 Wirtschaftsausschuss

(1) In allen Unternehmen mit in der Regel mehr als einhundert ständig beschäftigten Arbeitnehmern
ist ein Wirtschaftsausschuss zu bilden. Der Wirtschaftsausschuss hat die Aufgabe, wirtschaftliche An-
gelegenheiten mit dem Unternehmer zu beraten und den Betriebsrat zu unterrichten.

(2) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und umfassend über die wirtschaft-
lichen Angelegenheiten des Unternehmens unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrich-
ten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Unternehmens gefährdet wer-
den, sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen.

(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne dieser Vorschrift gehören insbesondere

1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage des Unternehmens;

2. die Produktions- und Absatzlage;

3. das Produktions- und Investitionsprogramm;

4. Rationalisierungsvorhaben;
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5. Fabrikations- und Arbeitsmethoden, insbesondere die Einführung neuer Arbeitsmethoden;

5a. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes;

6. die Einschränkung oder Stilllegung von Betrieben oder von Betriebsteilen;

7. die Verlegung von Betrieben oder Betriebsteilen;

8. der Zusammenschluss oder die Spaltung von Unternehmen oder Betrieben;

9. die Änderung der Betriebsorganisation oder des Betriebszwecks sowie

10. sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Interessen der Arbeitnehmer des Unternehmens
wesentlich berühren können.

§ 107 Bestellung und Zusammensetzung des Wirtschaftsausschusses

(1) Der Wirtschaftsausschuss besteht aus mindestens drei und höchstens sieben Mitgliedern, die dem
Unternehmen angehören müssen, darunter mindestens einem Betriebsratsmitglied. Zu Mitgliedern
des Wirtschaftsausschusses können auch die in § 5 Abs. 3 genannten Angestellten bestimmt werden.
Die Mitglieder sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche und persönliche
Eignung besitzen.

(2) Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses werden vom Betriebsrat für die Dauer seiner Amtszeit
bestimmt. Besteht ein Gesamtbetriebsrat, so bestimmt dieser die Mitglieder des Wirtschaftsaus-
schusses; die Amtszeit der Mitglieder endet in diesem Fall in dem Zeitpunkt, in dem die Amtszeit der
Mehrheit der Mitglieder des Gesamtbetriebsrats, die an der Bestimmung mitzuwirken berechtigt
waren, abgelaufen ist. Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses können jederzeit abberufen werden;
auf die Abberufung sind die Sätze 1 und  2 entsprechend anzuwenden.

(3) Der Betriebsrat kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließen, die Aufgaben
des Wirtschaftsausschusses einem Ausschuss des Betriebsrats zu übertragen. Die Zahl der Mitglieder
des Ausschusses darf die Zahl der Mitglieder des Betriebsausschusses nicht überschreiten. Der Betriebs-
rat kann jedoch weitere Arbeitnehmer einschließlich der in § 5 Abs. 3 genannten leitenden Angestell-
ten bis zur selben Zahl, wie der Ausschuss Mitglieder hat, in den Ausschuss berufen; für die Beschluss-
fassung gilt Satz 1. Für die Verschwiegenheitspflicht der in Satz 3 bezeichneten weiteren Arbeitnehmer
gilt  § 79 entsprechend. Für die Abänderung und den Widerruf der Beschlüsse nach den Sätzen 1 bis 3
sind die gleichen Stimmenmehrheiten erforderlich wie für die Beschlüsse nach den Sätzen 1 bis 3. Ist in
einem Unternehmen ein Gesamtbetriebsrat errichtet, so beschließt dieser über die anderweitige
Wahrnehmung der Aufgaben des Wirtschaftsausschusses; die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend.

§ 108 Sitzungen

(1) Der Wirtschaftsausschuss soll monatlich einmal zusammentreten.

(2) An den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses hat der Unternehmer oder sein Vertreter teilzuneh-
men. Er kann sachkundige Arbeitnehmer des Unternehmens einschließlich der in § 5 Abs. 3 genannten
Angestellten hinzuziehen. Für die Hinzuziehung und die Verschwiegenheitspflicht von Sachverstän-
digen gilt § 80 Abs. 3 und 4 entsprechend.

(3) Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses sind berechtigt, in die nach § 106 Abs. 2 vorzulegenden
Unterlagen Einsicht zu nehmen.

(4) Der Wirtschaftsausschuss hat über jede Sitzung dem Betriebsrat unverzüglich und vollständig zu
berichten.

(5) Der Jahresabschluss ist dem Wirtschaftsausschuss unter Beteiligung des Betriebsrats zu erläutern.

(6) Hat der Betriebsrat oder der Gesamtbetriebsrat eine anderweitige Wahrnehmung der Aufgaben des
Wirtschaftsausschusses beschlossen, so gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend.
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§ 109 Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

Wird eine Auskunft über wirtschaftliche Angelegenheiten des Unternehmens im Sinn des § 106 ent-
gegen dem Verlangen des Wirtschaftsausschusses nicht, nicht rechtzeitig oder nur ungenügend
erteilt und kommt hierüber zwischen Unternehmer und Betriebsrat eine Einigung nicht zustande, so
entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat. Die Einigungsstelle kann, wenn dies für ihre Entscheidung erforderlich
ist, Sachverständige anhören; 

§ 80 Abs. 4 gilt entsprechend. Hat der Betriebsrat oder der Gesamtbetriebsrat eine anderweitige
Wahrnehmung der Aufgaben des Wirtschaftsausschusses beschlossen, so gilt Satz 1 entsprechend.

§ 110 Unterrichtung der Arbeitnehmer

(1) In Unternehmen mit in der Regel mehr als 1000 ständig beschäftigten Arbeitnehmern hat der Un-
ternehmer mindestens einmal in jedem Kalendervierteljahr nach vorheriger Abstimmung mit dem
Wirtschaftsausschuss oder den in § 107 Abs. 3 genannten Stellen und dem Betriebsrat die Arbeitneh-
mer schriftlich über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Unternehmens zu unterrichten.

(2) In Unternehmen, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, aber in der Regel mehr als
zwanzig wahlberechtigte ständige Arbeitnehmer beschäftigen, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass die
Unterrichtung der Arbeitnehmer mündlich erfolgen kann. Ist in diesen Unternehmen ein Wirtschafts-
ausschuss nicht zu errichten, so erfolgt die Unterrichtung nach vorheriger Abstimmung mit dem
Betriebsrat. 

Zweiter Unterabschnitt
Betriebsänderungen

§ 111 Betriebsänderungen

In Unternehmen mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern hat der Unter-
nehmer den Betriebsrat über geplante Betriebsänderungen, die wesentliche Nachteile für die Beleg-
schaft oder erhebliche Teile der Belegschaft zur Folge haben können, rechtzeitig und umfassend zu
unterrichten und die geplanten Betriebsänderungen mit dem Betriebsrat zu beraten. Der Betriebsrat
kann in Unternehmen mit mehr als 300 Arbeitnehmern zu seiner Unterstützung einen Berater hinzuzie-
hen; § 80 Abs. 4 gilt entsprechend; im Übrigen bleibt § 80 Abs. 3 unberührt. Als Betriebsänderung in
Sinne des Satzes 1 gelten

1. Einschränkung und Stilllegung des ganzen Betriebs oder von wesentlichen Betriebsteilen,

2. Verlegung des ganzen Betriebs oder von wesentlichen Betriebsteilen,

3. Zusammenschluss mit anderen Betrieben oder die Spaltung von Betrieben,

4. grundlegende Änderungen der Betriebsorganisation, des Betriebszwecks oder der Betriebsanlagen,

5. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren.

§ 112 Interessenausgleich über die Betriebsänderung, Sozialplan

(1) Kommt zwischen Unternehmer und Betriebsrat ein Interessenausgleich über die geplante Betriebs-
änderung zustande, so ist dieser schriftlich niederzulegen und vom Unternehmer und Betriebsrat zu
unterschreiben. Das gleiche gilt für eine Einigung über den Ausgleich oder die Milderung der wirt-
schaftlichen Nachteile, die den Arbeitnehmern infolge der geplanten Betriebsänderung entstehen
(Sozialplan). Der Sozialplan hat die Wirkung einer Betriebsvereinbarung. § 77 Abs. 3 ist auf den Sozial-
plan nicht anzuwenden.
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(2) Kommt ein Interessenausgleich über die geplante Betriebsänderung oder eine Einigung über den
Sozialplan nicht zustande, so können der Unternehmer oder der Betriebsrat den Vorstand der Bundes-
agentur für Arbeit um Vermittlung ersuchen, der Vorstand kann die Aufgabe auf andere Bedienstete
der Bundesagentur für Arbeit übertragen. Erfolgt kein Vermittlungsersuchen oder bleibt der Vermitt-
lungsversuch ergebnislos, so können der Unternehmer oder der Betriebsrat die Einigungsstelle anru-
fen. Auf Ersuchen des Vorsitzenden der Einigungsstelle nimmt ein Mitglied des Vorstands der Bundes-
agentur für Arbeit oder ein vom Vorstand der Bundesagentur für Arbeit benannter Bediensteter der
Bundesagentur für Arbeit an der Verhandlung teil.

(3) Unternehmer und Betriebsrat sollen der Einigungsstelle Vorschläge zur Beilegung der Meinungs-
verschiedenheiten über den Interessenausgleich und den Sozialplan machen. Die Einigungsstelle hat
eine Einigung der Parteien zu versuchen. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie schriftlich nieder-
zulegen und von den Parteien und vom Vorsitzenden zu unterschreiben.

(4) Kommt eine Einigung über den Sozialplan nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle über die
Aufstellung eines Sozialplans. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen
Arbeitgeber und Betriebsrat.

(5) Die Einigungsstelle hat bei ihrer Entscheidung nach Absatz 4 sowohl die sozialen Belange der be-
troffenen Arbeitnehmer zu berücksichtigen als auch auf die wirtschaftliche Vertretbarkeit ihrer
Entscheidung für das Unternehmen zu achten. Dabei hat die Einigungsstelle sich im Rahmen billigen
Ermessens insbesondere von folgenden Grundsätzen leiten zu lassen:

1. Sie soll beim Ausgleich oder bei der Milderung wirtschaftlicher Nachteile, insbesondere durch Ein-
kommensminderung, Wegfall von Sonderleistungen oder Verlust von Anwartschaften auf betrieb-
liche Altersversorgung, Umzugskosten oder erhöhte Fahrtkosten, Leistungen vorsehen, die in der
Regel den Gegebenheiten des Einzelfalles Rechnung tragen.

2. Sie hat die Aussichten der betroffenen Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. Sie
soll Arbeitnehmer von Leistungen ausschließen, die in einem zumutbaren Arbeitsverhältnis im sel-
ben Betrieb oder in einem anderen Betrieb des Unternehmens oder eines zum Konzern gehören-
den Unternehmens weiterbeschäftigt werden können und die Weiterbeschäftigung ablehnen; die
mögliche Weiterbeschäftigung  an einem anderen Ort begründet für sich allein nicht die Unzu-
mutbarkeit.

2a. Sie soll insbesondere die im Dritten Buch des Sozialgesetzbuches vorgesehenen Förderungs-
möglichkeiten zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit berücksichtigen.

3. Sie hat bei der Bemessung des Gesamtbetrages der Sozialplanleistungen darauf zu achten, dass der
Fortbestand des Unternehmens oder die nach Durchführung der Betriebsänderung verbleibenden
Arbeitsplätze nicht gefährdet werden.

§ 112a Erzwingbarer Sozialplan bei Personalabbau, Neugründungen

(1) Besteht eine geplante Betriebsänderung im Sinne des § 111 Satz 3 Nr. 1 allein in der Entlassung von
Arbeitnehmern, so findet § 112 Abs. 4 und 5 nur Anwendung, wenn

1. in Betrieben mit in der Regel weniger als 60 Arbeitnehmern 20 vom Hundert der regelmäßig
beschäftigten Arbeitnehmer, aber mindestens 6 Arbeitnehmer,

2. in Betrieben mit in der Regel mindestens 60 und weniger als 250 Arbeitnehmern 20 vom Hundert
der regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer oder mindestens 37 Arbeitnehmer,

3. in Betrieben mit in der Regel mindestens 250 und weniger als 500 Arbeitnehmern 15 vom Hundert
der regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer oder mindestens 60 Arbeitnehmer,

4. in Betrieben mit in der Regel mindestens 500 Arbeitnehmern 10 vom Hundert der regelmäßig
beschäftigten Arbeitnehmer, aber mindestens 60 Arbeitnehmer
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aus betriebsbedingten Gründen entlassen werden sollen. Als Entlassung gilt auch das vom Arbeitgeber
aus Gründen der Betriebsänderung veranlasste Ausscheiden von Arbeitnehmern aufgrund von Auf-
hebungsverträgen.

(2) § 112 Abs. 4 und 5 findet keine Anwendung auf Betriebe eines Unternehmens in den ersten vier
Jahren nach seiner Gründung. Dies gilt nicht für Neugründungen im Zusammenhang mit der rechtli-
chen Umstrukturierung von Unternehmen und Konzernen. Maßgebend für den Zeitpunkt der Grün-
dung ist die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, die nach § 138 der Abgabenordnung dem Finanzamt
mitzuteilen ist.

§ 113 Nachteilsausgleich

(1) Weicht der Unternehmer von einem Interessenausgleich über die geplante Betriebsänderung ohne
zwingenden Grund ab, so können Arbeitnehmer, die infolge dieser Abweichung entlassen werden,
beim Arbeitsgericht Klage erheben mit dem Antrag, den Arbeitgeber zur Zahlung von Abfindungen
zu verurteilen; § 10 des Kündigungsschutzgesetzes gilt entsprechend.

(2) Erleiden Arbeitnehmer infolge einer Abweichung nach Absatz 1 andere wirtschaftliche Nachteile,
so hat der Unternehmer diese Nachteile bis zu einem Zeitraum von zwölf Monaten auszugleichen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn der Unternehmer eine geplante Betriebsänderung
nach § 111 durchführt, ohne über sie einen Interessenausgleich mit dem Betriebsrat versucht zu haben,
und infolge der Maßnahme Arbeitnehmer entlassen werden oder andere wirtschaftliche Nachteile
erleiden.

Fünfter Teil
Besondere Vorschriften für einzelne Betriebsarten

Erster Abschnitt
Seeschifffahrt

§ 114 Grundsätze

(1) Auf Seeschifffahrtsunternehmen und ihre Betriebe ist dieses Gesetz anzuwenden, soweit sich aus
den Vorschriften dieses Abschnitts nichts anderes ergibt.

(2) Seeschifffahrtsunternehmen im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen, das Handelsschifffahrt
betreibt und seinen Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. Ein Seeschifffahrtsunternehmen im
Sinne dieses Abschnitts betreibt auch, wer als Korrespondentreeder, Vertragsreeder, Ausrüster oder
aufgrund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses Schiffe zum Erwerb durch die Seeschifffahrt verwendet,
wenn er Arbeitgeber des Kapitäns und der Besatzungsmitglieder ist oder überwiegend die Befugnisse
des Arbeitgebers ausübt.

(3) Als Seebetrieb im Sinne dieses Gesetzes gilt die Gesamtheit der Schiffe eines Seeschifffahrtsunter-
nehmens einschließlich der in Absatz 2 Satz 2 genannten Schiffe.

(4) Schiffe im Sinne dieses Gesetzes sind Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die
Bundesflagge führen. Schiffe, die in der Regel binnen 24 Stunden nach dem Auslaufen an den Sitz
eines Landbetriebs zurückkehren, gelten als Teil dieses Landbetriebs des Seeschifffahrtsunternehmens.

(5) Jugend- und Auszubildendenvertretungen werden nur für die Landbetriebe von Seeschifffahrts-
unternehmen gebildet.

(6) Besatzungsmitglieder sind die in § 3 des Seemannsgesetzes genannten Personen. Leitende
Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 dieses Gesetzes sind nur die Kapitäne.
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§ 115 Bordvertretung 

(1) Auf Schiffen, die mit in der Regel mindestens fünf wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern besetzt
sind, von denen drei wählbar sind, wird eine Bordvertretung gewählt. Auf die Bordvertretung  finden,
soweit sich aus diesem Gesetz oder aus anderen gesetzlichen Vorschriften nicht etwas anderes ergibt,
die Vorschriften über die Rechte und Pflichten des Betriebsrats und die Rechtsstellung seiner
Mitglieder Anwendung.

(2) Die Vorschriften über die Wahl und Zusammensetzung des Betriebsrats finden mit folgender
Maßgabe Anwendung:

1. Wahlberechtigt sind alle Besatzungsmitglieder des Schiffes.

2. Wählbar sind die Besatzungsmitglieder des Schiffes, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet
haben und ein Jahr Besatzungsmitglied eines Schiffes waren, das nach dem Flaggenrechtsgesetz
die Bundesflagge führt. § 8 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

3. Die Bordvertretung besteht auf Schiffen mit in der Regel 5 bis 20 wahlberechtigten Besatzungs-
mitgliedern aus einer Person, 21 bis 75 wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern aus drei Mitglie-
dern, über 75 wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern aus fünf Mitgliedern.

4. (weggefallen)

5. § 13 Abs. 1 und 3 findet keine Anwendung. Die Bordvertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit unter
den in § 13 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 genannten Voraussetzungen neu zu wählen.

6. Die wahlberechtigten Besatzungsmitglieder können mit der Mehrheit aller Stimmen beschließen,
die Wahl der Bordvertretung binnen 24 Stunden durchzuführen.

7. Die in § 16 Abs. 1 Satz 1 genannte Frist wird auf zwei Wochen, die in § 16 Abs. 2 Satz 1 genannte Frist
wird auf eine Woche verkürzt.

8. Bestellt die im Amt befindliche Bordvertretung nicht rechtzeitig einen Wahlvorstand oder besteht
keine Bordvertretung, wird der Wahlvorstand in einer Bordversammlung von der Mehrheit der
anwesenden Besatzungsmitglieder gewählt; § 17 Abs. 3 gilt entsprechend. Kann aus Gründen der
Aufrechterhaltung des ordnungsgemäßen Schiffsbetriebs eine Bordversammlung nicht stattfin-
den, so kann der Kapitän auf Antrag von drei Wahlberechtigten den Wahlvorstand bestellen.
Bestellt der Kapitän den Wahlvorstand nicht, so ist der Seebetriebsrat berechtigt, den Wahlvorstand
zu bestellen. Die Vorschriften über die Bestellung des Wahlvorstands durch das Arbeitsgericht
bleiben unberührt.

9. Die Frist für die Wahlanfechtung beginnt für Besatzungsmitglieder an Bord, wenn das Schiff nach
Bekanntgabe des Wahlergebnisses erstmalig einen Hafen im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder
einen Hafen, in dem ein Seemannsamt seinen Sitz hat, anläuft. Die Wahlanfechtung kann auch zu
Protokoll des Seemannsamtes erklärt werden. Wird die Wahl zur Bordvertretung angefochten,
zieht das Seemannsamt die an Bord befindlichen Wahlunterlagen ein. Die Anfechtungserklärung
und die eingezogenen Wahlunterlagen sind vom Seemannsamt unverzüglich an das für die
Anfechtung zuständige Arbeitsgericht weiterzuleiten.

(3) Auf die Amtszeit der Bordvertretung finden die §§ 21, 22 bis 25 mit der Maßgabe Anwendung, dass

1. die Amtszeit ein Jahr beträgt,

2. die Mitgliedschaft in der Bordvertretung auch endet, wenn das Besatzungsmitglied den Dienst an
Bord beendet, es sei denn, dass es den Dienst an Bord vor Ablauf der Amtszeit nach Nummer 1 wie-
der antritt.

(4) Für die Geschäftsführung der Bordvertretung gelten die §§ 26 bis 36, § 37 Abs. 1 bis 3 sowie die §§ 39
bis 41 entsprechend. § 40 Abs. 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bordvertretung in dem für
ihre Tätigkeit erforderlichen Umfang auch die für die Verbindung des Schiffes zur Reederei eingerich-
teten Mittel zur beschleunigten Übermittlung von Nachrichten in Anspruch nehmen kann.
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(5) Die §§ 42 bis 46 über die Betriebsversammlung finden für die Versammlung der Besatzungsmit-
glieder eines Schiffes (Bordversammlung) entsprechende Anwendung. Auf Verlangen der Bordver-
tretung hat der Kapitän der Bordversammlung einen Bericht über die Schiffsreise und die damit
zusammenhängenden Angelegenheiten zu erstatten. Er hat Fragen, die den Schiffsbetrieb, die
Schiffsreise und die Schiffssicherheit betreffen, zu beantworten.

(6) Die §§ 47 bis 59 über den Gesamtbetriebsrat und den Konzernbetriebsrat finden für die
Bordvertretung keine Anwendung.

(7) Die §§ 74 bis 105 über die Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer finden auf die
Bordvertretung mit folgender Maßgabe Anwendung:

1. Die Bordvertretung ist zuständig für die Behandlung derjenigen nach diesem Gesetz der Mitwir-
kung und Mitbestimmung des Betriebsrats unterliegenden Angelegenheiten, die den Bordbetrieb
oder die Besatzungsmitglieder des Schiffes betreffen und deren Regelung dem Kapitän aufgrund
gesetzlicher Vorschriften oder der ihm von der Reederei übertragenen Befugnisse obliegt.

2. Kommt es zwischen Kapitän und Bordvertretung in einer der Mitwirkung oder Mitbestimmung
der Bordvertretung unterliegenden Angelegenheit nicht zu einer Einigung, so kann die Angele-
genheit von der Bordvertretung an den Seebetriebsrat abgegeben werden. Der Seebetriebsrat hat
die Bordvertretung über die weitere Behandlung der Angelegenheit zu unterrichten. Bordvertre-
tung und Kapitän dürfen die Einigungsstelle oder das Arbeitsgericht nur anrufen, wenn ein See-
betriebsrat nicht gewählt ist.

3. Bordvertretung und Kapitän können im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Bordvereinbarungen ab-
schließen. Die Vorschriften über Betriebsvereinbarungen gelten für Bordvereinbarungen entspre-
chend. Bordvereinbarungen sind unzulässig, soweit eine Angelegenheit durch eine Betriebsver-
einbarung zwischen Seebetriebsrat und Arbeitgeber geregelt ist.

4. In Angelegenheiten, die der Mitbestimmung der Bordvertretung unterliegen, kann der Kapitän,
auch wenn eine Einigung mit der Bordvertretung noch nicht erzielt ist, vorläufige Regelungen
treffen, wenn dies zur Aufrechterhaltung des ordnungsgemäßen Schiffsbetriebs dringend erfor-
derlich ist. Den von der Anordnung betroffenen Besatzungsmitgliedern ist die Vorläufigkeit der
Regelung bekannt zu geben. Soweit die vorläufige Regelung der endgültigen Regelung nicht ent-
spricht, hat das Schifffahrtsunternehmen Nachteile auszugleichen, die den Besatzungsmitgliedern
durch die vorläufige Regelung entstanden sind.

5. Die Bordvertretung hat das Recht auf regelmäßige und umfassende Unterrichtung über den
Schiffsbetrieb. Die erforderlichen Unterlagen sind der Bordvertretung vorzulegen. Zum Schiffs-
betrieb gehören insbesondere die Schiffssicherheit, die Reiserouten, die voraussichtlichen An-
kunfts- und Abfahrtszeiten sowie die zu befördernde Ladung.

6. Auf Verlangen der Bordvertretung hat der Kapitän ihr Einsicht in die an Bord befindlichen Schiffs-
tagebücher zu gewähren. In den Fällen, in denen der Kapitän eine Eintragung über Angelegen-
heiten macht, die der Mitwirkung oder Mitbestimmung der Bordvertretung unterliegen, kann diese
eine Abschrift der Eintragung verlangen und Erklärungen zum Schiffstagebuch abgeben. In den
Fällen, in denen über eine der Mitwirkung oder Mitbestimmung der Bordvertretung unterliegenden
Angelegenheit eine Einigung zwischen Kapitän und Bordvertretung nicht erzielt wird, kann die
Bordvertretung dies zum Schiffstagebuch erklären und eine Abschrift dieser Eintragung verlangen.

7. Die Zuständigkeit der Bordvertretung im Rahmen des Arbeitsschutzes bezieht sich auch auf die
Schiffssicherheit und die Zusammenarbeit mit den insoweit zuständigen Behörden und sonstigen
in Betracht kommenden Stellen.
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§ 116 Seebetriebsrat

(1) In Seebetrieben werden Seebetriebsräte gewählt. Auf die Seebetriebsräte finden, soweit sich aus die-
sem Gesetz oder aus anderen gesetzlichen Vorschriften nicht etwas anderes ergibt, die Vorschriften
über die Rechte und Pflichten des Betriebsrats und die Rechtsstellung seiner Mitglieder Anwendung.

(2) Die Vorschriften über die Wahl, Zusammensetzung und Amtszeit des Betriebsrats finden mit fol-
gender Maßgabe Anwendung:

1. Wahlberechtigt zum Seebetriebsrat sind alle zum Seeschifffahrtsunternehmen gehörenden
Besatzungsmitglieder.

2. Für die Wählbarkeit zum Seebetriebsrat gilt § 8 mit der Maßgabe, dass

a) in Seeschifffahrtsunternehmen, zu denen mehr als acht Schiffe gehören oder in denen in der
Regel mehr als 250 Besatzungsmitglieder beschäftigt sind, nur nach § 115 Abs. 2 Nr. 2 wählbare
Besatzungsmitglieder wählbar sind; 

b) in den Fällen, in denen die Voraussetzungen des Buchstabens a nicht vorliegen, nur Arbeitneh-
mer wählbar sind, die nach § 8 die Wählbarkeit im Landbetrieb des Seeschifffahrtsunterneh-
mens besitzen, es sei denn, dass der Arbeitgeber mit der Wahl von Besatzungsmitgliedern ein-
verstanden ist.

3. Der Seebetriebsrat besteht in Seebetrieben mit in der Regel 5 bis 400 wahlberechtigten Besatzungs-
mitgliedern aus einer Person, 401 bis 800 wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern aus drei Mit-
gliedern, über 800 wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern aus fünf Mitgliedern.

4. Ein Wahlvorschlag ist gültig, wenn er im Falle des § 14 Abs. 4 Satz 1 erster Halbsatz und Satz 2 mindes-
tens von drei wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern unterschrieben ist.

5. § 14a findet keine Anwendung.

6. Die in § 16 Abs. 1 Satz 1 genannte Frist wird auf drei Monate, die in § 16 Abs. 2 Satz 1 genannte Frist
auf zwei Monate verlängert.

7. Zu Mitgliedern des Wahlvorstands können auch im Landbetrieb des Seeschifffahrtsunternehmens
beschäftigte Arbeitnehmer bestellt werden. § 17 Abs. 2 bis 4 findet keine Anwendung. Besteht kein
Seebetriebsrat, so bestellt der Gesamtbetriebsrat oder, falls ein solcher nicht besteht, der Konzern-
betriebsrat den Wahlvorstand. Besteht weder ein Gesamtbetriebsrat noch ein Konzernbetriebsrat,
wird der Wahlvorstand gemeinsam vom Arbeitgeber und den im Seebetrieb vertretenen Gewerk-
schaften bestellt; Gleiches gilt, wenn der Gesamtbetriebsrat oder der Konzernbetriebsrat die
Bestellung des Wahlvorstands nach Satz 3 unterlässt. Einigen sich Arbeitgeber und Gewerkschaf-
ten nicht, so bestellt ihn das Arbeitsgericht auf Antrag des Arbeitgebers, einer im Seebetrieb vertre-
tenen Gewerkschaft oder von mindestens drei wahlberechtigten Besatzungsmitgliedern. § 16 Abs.
2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

8. Die Frist für die Wahlanfechtung nach § 19 Abs. 2 beginnt für Besatzungsmitglieder an Bord, wenn
das Schiff nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses erstmalig einen Hafen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes oder einen Hafen, in dem ein Seemannsamt seinen Sitz hat, anläuft. Nach Ablauf von
drei Monaten seit Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist eine Wahlanfechtung unzulässig. Die
Wahlanfechtung kann auch zu Protokoll des Seemannsamtes erklärt werden. Die Anfechtungs-
erklärung ist vom Seemannsamt unverzüglich an das für die Anfechtung zuständige Arbeits-
gericht weiterzuleiten.

9. Die Mitgliedschaft im Seebetriebsrat endet, wenn der Seebetriebsrat aus Besatzungsmitgliedern
besteht, auch, wenn das Mitglied des Seebetriebsrats nicht mehr Besatzungsmitglied ist. Die
Eigenschaft als Besatzungsmitglied wird durch die Tätigkeit im Seebetriebsrat oder durch eine
Beschäftigung gemäß Absatz 3 Nr. 2 nicht berührt.
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(3) Die §§ 26 bis 41 über die Geschäftsführung des Betriebsrats finden auf den Seebetriebsrat mit fol-
gender Maßgabe Anwendung:

1. In Angelegenheiten, in denen der Seebetriebsrat nach diesem Gesetz innerhalb einer bestimmten
Frist Stellung zu nehmen hat, kann er, abweichend von § 33 Abs. 2, ohne Rücksicht auf die Zahl der
zur Sitzung erschienenen Mitglieder einen Beschluss fassen, wenn die Mitglieder ordnungsgemäß
geladen worden sind.

2. Soweit die Mitglieder des Seebetriebsrats nicht freizustellen sind, sind sie so zu beschäftigen, dass
sie durch ihre Tätigkeit nicht gehindert sind, die Aufgaben des Seebetriebsrats wahrzunehmen. Der
Arbeitsplatz soll den Fähigkeiten und Kenntnissen des Mitglieds des Seebetriebsrats und seiner bis-
herigen beruflichen Stellung entsprechen. Der Arbeitsplatz ist im Einvernehmen mit dem See-
betriebsrat zu bestimmen. Kommt eine Einigung über die Bestimmung des Arbeitsplatzes nicht
zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung
zwischen Arbeitgeber und Seebetriebsrat.

3. Den Mitgliedern des Seebetriebsrats, die Besatzungsmitglieder sind, ist die Heuer auch dann fort-
zuzahlen, wenn sie im Landbetrieb beschäftigt werden. Sachbezüge sind angemessen abzugelten.
Ist der neue Arbeitsplatz höherwertig, so ist das diesem Arbeitsplatz entsprechende Arbeitsentgelt
zu zahlen.

4. Unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse ist über die Unterkunft der in den Seebetriebs-
rat gewählten Besatzungsmitglieder eine Regelung zwischen dem Seebetriebsrat und dem Arbeit-
geber zu treffen, wenn der Arbeitsplatz sich nicht am Wohnort befindet. Kommt eine Einigung
nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Eini-
gung zwischen Arbeitgeber und Seebetriebsrat.

5. Der Seebetriebsrat hat das Recht, jedes zum Seebetrieb gehörende Schiff zu betreten, dort im
Rahmen seiner Aufgaben tätig zu werden sowie an den Sitzungen der Bordvertretung teilzuneh-
men. § 115 Abs. 7 Nr. 5 Satz 1 gilt entsprechend.

6. Liegt ein Schiff in einem Hafen innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, so kann der See-
betriebsrat nach Unterrichtung des Kapitäns Sprechstunden an Bord abhalten und Bordver-
sammlungen der Besatzungsmitglieder durchführen.

7. Läuft ein Schiff innerhalb eines Kalenderjahres keinen Hafen im Geltungsbereich dieses Gesetzes
an, so gelten die Nummern 5 und 6 für europäische Häfen. Die Schleusen des Nordostseekanals
gelten nicht als Häfen.

8. Im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber können Sprechstunden und Bordversammlungen, abwei-
chend von den Nummern 6 und 7, auch in anderen Liegehäfen des Schiffes durchgeführt werden,
wenn ein dringendes Bedürfnis hierfür besteht. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entschei-
det die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber
und Seebetriebsrat.

(4) Die §§ 42 bis 46 über die Betriebsversammlung finden auf den Seebetrieb keine Anwendung.

(5) Für den Seebetrieb nimmt der Seebetriebsrat die in den §§ 47 bis 59 dem Betriebsrat übertragenen
Aufgaben, Befugnisse und Pflichten wahr.

(6) Die §§ 74 bis 113 über die Mitwirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer finden auf den See-
betriebsrat mit folgender Maßgabe Anwendung:

1. Der Seebetriebsrat ist zuständig für die Behandlung derjenigen nach diesem Gesetz der Mitwirkung
oder Mitbestimmung des Betriebsrats unterliegenden Angelegenheiten, 

a) die alle oder mehrere Schiffe des Seebetriebs oder die Besatzungsmitglieder aller oder mehrerer
Schiffe des Seebetriebs betreffen, 
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b) die nach § 115 Abs. 7 Nr. 2 von der Bordvertretung abgegeben worden sind oder

c) für die nicht die Zuständigkeit der Bordvertretung nach § 115 Abs. 7 Nr. 1 gegeben ist.

2. Der Seebetriebsrat ist regelmäßig und umfassend über den Schiffsbetrieb des Seeschifffahrtsunter-
nehmens zu unterrichten. Die erforderlichen Unterlagen sind ihm vorzulegen.

Zweiter Abschnitt
Luftfahrt

§ 117 Geltung für die Luftfahrt

(1) Auf Landbetriebe von Luftfahrtunternehmen ist dieses Gesetz anzuwenden.

(2) Für im Flugbetrieb beschäftigte Arbeitnehmer von Luftfahrtunternehmen kann durch Tarifvertrag
eine Vertretung errichtet werden. Über die Zusammenarbeit dieser Vertretung mit der nach diesem
Gesetz zu errichtenden Vertretungen der Arbeitnehmer der Landbetriebe des Luftfahrtunternehmens
kann der Tarifvertrag von diesem Gesetz abweichende Regelungen vorsehen.

Dritter Abschnitt
Tendenzbetriebe und Religionsgemeinschaften

§ 118 Geltung für Tendenzbetriebe und Religionsgemeinschaften

(1) Auf Unternehmen und Betriebe, die unmittelbar und überwiegend

1. politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen
oder künstlerischen Bestimmungen oder

2. Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des Grund-
gesetzes Anwendung findet,

dienen, finden die Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung, soweit die Eigenart des Unterneh-
mens oder des Betriebs dem entgegensteht. Die §§ 106 bis 110 sind nicht, die §§ 111 bis 113 nur insoweit
anzuwenden, als sie den Ausgleich oder die Milderung wirtschaftlicher Nachteile für die Arbeitneh-
mer infolge von Betriebsänderungen regeln.

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und
erzieherischen Einrichtungen unbeschadet deren Rechtsform.

Sechster Teil
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 119 Straftaten gegen Betriebsverfassungsorgane und ihre Mitglieder

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. eine Wahl des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des
Seebetriebsrats oder der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 oder 5 bezeichneten Vertretungen der Arbeit-
nehmer behindert oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung
oder Versprechen von Vorteilen beeinflusst,
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2. die Tätigkeit des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der Jugend- und
Auszubildendenvertretung, der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Konzern-
Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der in § 3 Abs. 1
bezeichneten Vertretungen der Arbeitnehmer,  der Einigungsstelle, der in § 76 Abs. 8 bezeichneten
tariflichen Schlichtungsstelle, der in § 86 bezeichneten betrieblichen Beschwerdestelle oder des
Wirtschaftsausschusses behindert oder stört oder

3. ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbe-
triebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Gesamt-Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, der Konzern-Jugend- und Auszubildendenvertretung, der Bordvertretung, des See-
betriebsrats, der in § 3 Abs. 1 bezeichneten Vertretungen der Arbeitnehmer, der Einigungsstelle,
der in § 76 Abs. 8 bezeichneten Schlichtungsstelle, der in § 86 bezeichneten betrieblichen Be-
schwerdestelle oder des Wirtschaftsausschusses um seiner Tätigkeit willen oder eine Auskunfts-
person nach § 80 Abs. 2 Satz 3 um ihrer Tätigkeit willen benachteiligt oder begünstigt.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Konzernbetriebsrats, der
Bordvertretung, des Seebetriebsrats, einer der in § 3 Abs. 1 bezeichneten Vertretungen der Arbeitneh-
mer, des Wahlvorstands, des Unternehmers oder einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft verfolgt.

§ 120 Verletzung von Geheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart, das ihm in seiner
Eigenschaft als

1. Mitglied oder Ersatzmitglied des Betriebsrats oder einer der in § 79 Abs. 2 bezeichneten Stellen,

2. Vertreter einer Gewerkschaft oder Arbeitgebervereinigung,

3. Sachverständiger, der vom Betriebsrat nach § 80 Abs. 3 hinzugezogen oder von der Einigungsstelle
nach § 109 Satz 3 angehört worden ist,

3a. Berater, der vom Betriebsrat nach § 111 Satz 2 hinzugezogen worden ist,

3b. Auskunftsperson, die dem Betriebsrat nach § 80 Abs. 2 Satz 3 zur Verfügung gestellt worden ist,
oder

4. Arbeitnehmer, der vom Betriebsrat nach § 107 Abs. 3 Satz 3 oder vom Wirtschaftsausschuss nach
§ 108 Abs. 2 Satz 2 hinzugezogen worden ist, bekannt geworden und das vom Arbeitgeber aus-
drücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis eines Arbeitnehmers, namentlich ein
zu dessen persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigen-
schaft als Mitglied oder Ersatzmitglied des Betriebsrats oder einer der in § 79 Abs. 2 bezeichneten
Stellen bekannt geworden ist und über das nach den Vorschriften dieses Gesetzes Stillschweigen zu
bewahren ist.

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Ebenso
wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nis, zu dessen Geheimhaltung er nach den Absätzen  1 oder 2 verpflichtet ist, verwertet.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tode
des Betroffenen unbefugt offenbart oder verwertet.

(5) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten verfolgt. Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht
nach § 77 Abs. 2 des Strafgesetzbuches auf die Angehörigen über, wenn das Geheimnis zum persön-
lichen Lebensbereich des Verletzten gehört; in anderen Fällen geht es auf die Erben über. Offenbart der
Täter das Geheimnis nach dem Tode des Betroffenen, so gilt Satz 2 sinngemäß.



§ 121 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 90 Abs. 1, 2 Satz 1, § 92 Abs. 1 Satz 1 auch in Verbindung
mit Abs. 3, § 99 Abs. 1, § 106 Abs. 2, § 108 Abs. 5, § 110 oder § 111 bezeichneten Aufklärungs- oder Aus-
kunftspflichten nicht, wahrheitswidrig, unvollständig oder verspätet erfüllt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet werden.

Siebter Teil
Änderung von Gesetzen

§ 122 

(Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs)

(gegenstandslos)

§ 123

(Änderung des Kündigungsschutzgesetzes)

(gegenstandslos)

§ 124

(Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes)

(gegenstandslos)

Achter Teil
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 125 Erstmalige Wahlen nach diesem Gesetz

(1) Die erstmaligen Betriebsratswahlen nach § 13 Abs. 1 finden im Jahre 1972 statt.

(2) Die erstmaligen Wahlen der Jugend- und Auszubildendenvertretung nach § 64 Abs. 1 Satz 1 finden
im Jahre 1988 statt. Die Amtszeit der Jugendvertretung endet mit der Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses der neu gewählten Jugend- und Auszubildendenvertretung, spätestens am 30. November 1988.

(3) Auf Wahlen des Betriebsrats, der Bordvertretung, des Seebetriebsrats und der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung, die nach dem 28. Juli 2001 eingeleitet werden, finden die Erste Verordnung zur
Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes vom 16. Januar 1972 (BGBl. I S. 49), zuletzt geändert
durch die Verordnung vom 16. Januar 1995 (BGBl. I S. 43), die Zweite Verordnung zur Durchführung des
Betriebsverfassungsgesetzes vom 24. Oktober 1972 (BGBl. I S. 2029), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 28. September 1989 (BGBl. I S. 1795) und die Verordnung zur Durchführung der Betriebs-
ratswahlen bei den Postunternehmen vom 26. Juni 1995 (BGBl. I S. 871) bis zu deren Änderung entspre-
chende Anwendung.

(4) Ergänzend findet für das vereinfachte Wahlverfahren nach § 14a die Erste Verordnung zur
Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes bis zu deren Änderung mit folgenden Maßgaben ent-
sprechende Anwendung:

1. Die Frist für die Einladung zur Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands nach  § 14a Abs. 1
des Gesetzes beträgt mindestens sieben Tage. Die Einladung muss Ort, Tag und Zeit der Wahl-
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versammlung sowie den Hinweis enthalten, dass bis zum Ende dieser Wahlversammlung Wahl-
vorschläge zur Wahl des Betriebsrats gemacht werden können (§ 14a Abs. 2 des Gesetzes).

2. § 3 findet wie folgt Anwendung:

a) Im Fall des § 14a Abs. 1 des Gesetzes erlässt der Wahlvorstand auf der Wahlversammlung das
Wahlausschreiben. Die Einspruchsfrist nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 verkürzt sich auf drei Tage. Die
Angabe nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 muss die Zahl der Mindestsitze des Geschlechts in der Minderheit
(§ 15 Abs. 2 des Gesetzes) enthalten. Die Wahlvorschläge sind abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 7 bis
zum Abschluss der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands bei diesem einzureichen.
Ergänzend zu § 3 Abs. 2 Nr. 10 gibt der Wahlvorstand den Ort, Tag und Zeit der nachträglichen
Stimmabgabe an (§ 14a Abs. 4 des Gesetzes).

b) Im Fall des § 14a Abs. 3 des Gesetzes erlässt der Wahlvorstand unverzüglich das Wahlausschrei-
ben mit den unter Buchstabe a genannten Maßgaben zu § 3 Abs. 2 Nr. 3, 4 und 10. Abweichend
von § 3 Abs. 2 Nr. 7 sind die Wahlvorschläge spätestens eine Woche vor der Wahlversammlung
zur Wahl des Betriebsrats (§ 14a Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes) beim Wahlvorstand einzureichen.

3. Die Einspruchsfrist des § 4 Abs. 1 verkürzt sich auf drei Tage.

4. Die §§ 6 bis 8 und § 10 Abs. 2 finden entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass die Wahl
aufgrund von Wahlvorschlägen erfolgt. Im Fall des § 14a Abs. 1 des Gesetzes sind die Wahlvor-
schläge bis zum Abschluss der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands bei diesem einzu-
reichen; im Fall des § 14a Abs. 3 des Gesetzes sind die Wahlvorschläge spätestens eine Woche vor
der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats (§ 14a Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes) beim Wahl-
vorstand einzureichen.

5. § 9 findet keine Anwendung.

6. Auf das Wahlverfahren finden die §§ 21 ff. entsprechende Anwendung. Auf den Stimmzetteln sind
die Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von Familienname, Vorname und Art
der Beschäftigung im Betrieb aufzuführen.

7. § 25 Abs. 5 bis 8 findet keine Anwendung.

8. § 26 Abs. 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Wahlberechtigte sein Verlangen auf
schriftliche Stimmabgabe spätestens drei Tage vor dem Tag der Wahlversammlung zur Wahl des
Betriebsrats dem Wahlvorstand mitgeteilt haben muss.

9. § 31 findet entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass die Wahl der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung aufgrund von Wahlvorschlägen erfolgt.

§ 126 Ermächtigung zum Erlass von Wahlordnungen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates
Rechtsverordnungen zu erlassen zur Regelung der in den §§7 bis 20, 60 bis 63, 115 und 116 bezeichne-
ten Wahlen über

1. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Aufstellung der Wählerlisten und die Errechnung
der Vertreterzahl;

2. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen gegen sie;

3. die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Einreichung;

4. das Wahlausschreiben und die Fristen für seine Bekanntmachung;

5. die Stimmabgabe;

5a. die Verteilung der Sitze im Betriebsrat, in der Bordvertretung, im Seebetriebsrat sowie in der
Jugend- und Auszubildendenvertretung auf die Geschlechter, auch soweit die Sitze nicht gemäß
§ 15 Abs. 2 und § 62 Abs. 3 besetzt werden können;
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6. die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen für seine Bekanntmachung;

7. die Aufbewahrung der Wahlakten.

§ 127 Verweisungen

Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften verwiesen wird oder Bezeichnungen verwendet wer-
den, die durch dieses Gesetz aufgehoben oder geändert werden, treten an ihre Stelle die entsprechen-
den Vorschriften oder Bezeichnungen dieses Gesetzes.

§ 128  Bestehende abweichende Tarifverträge 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach § 20 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes
vom 11. Oktober 1952 geltenden Tarifverträge über die Errichtung einer anderen Vertretung der
Arbeitnehmer für Betriebe, in denen wegen ihrer Eigenart der Errichtung von Betriebsräten beson-
dere Schwierigkeiten entgegenstehen, werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

§ 129 

aufgehoben 

§ 130 Öffentlicher Dienst

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Verwaltungen und Betriebe des Bundes, der Länder, der
Gemeinden und sonstiger Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.

§ 131 (Berlin-Klausel)

(gegenstandslos)

§ 132

(Inkrafttreten)
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Erster Teil
Wahl des Betriebsrats (§ 14 des Gesetzes)

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Wahlvorstand

(1) Die Leitung der Wahl obliegt dem Wahlvorstand.

(2) Der Wahlvorstand kann sich eine schriftliche Geschäftsordnung geben. Er kann Wahlberechtigte
als Wahlhelferinnen und Wahlhelfer zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe
und bei der Stimmenzählung heranziehen.

(3) Die Beschlüsse des Wahlvorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit seiner stimmberechtig-
ten Mitglieder gefasst. Über jede Sitzung des Wahlvorstands ist eine Niederschrift aufzunehmen, die
mindestens den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist von der oder dem
Vorsitzenden und einem weiteren stimmberechtigten Mitglied des Wahlvorstands zu unterzeichnen.

§ 2 Wählerliste

(1) Der Wahlvorstand hat für jede Betriebsratswahl eine Liste der Wahlberechtigten (Wählerliste), ge-
trennt nach den Geschlechtern, aufzustellen. Die Wahlberechtigten sollen mit Familienname, Vorna-
me und Geburtsdatum in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden. Die nach § 14 Abs. 2 Satz 1
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes nicht passiv Wahlberechtigten sind in der Wählerliste auszu-
weisen.

(2) Der Arbeitgeber hat dem Wahlvorstand alle für die Anfertigung der Wählerliste erforderlichen
Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Er hat den Wahl-
vorstand insbesondere bei Feststellung der in § 5 Abs. 3 des Gesetzes genannten Personen zu unter-
stützen.

(3) Das aktive und passive Wahlrecht steht nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu, die in die
Wählerliste eingetragen sind. Wahlberechtigten Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern im
Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes steht nur das aktive Wahlrecht zu (§ 14 Abs. 2 Satz 1 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes). 

(4) Ein Abdruck der Wählerliste und ein Abdruck dieser Verordnung sind vom Tage der Einleitung der
Wahl (§ 3 Abs. 1) bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme
auszulegen. Der Abdruck der Wählerliste soll die Geburtsdaten der Wahlberechtigten nicht enthalten.
Ergänzend können der Abdruck der Wählerliste und die Verordnung mittels der im Betrieb vorhande-
nen Informations- und Kommunikationstechnik bekannt gemacht werden. Die Bekanntmachung aus-
schließlich in elektronischer Form ist nur zulässig, wenn alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
von der Bekanntmachung Kenntnis erlangen können und Vorkehrungen getroffen werden, dass Ände-
rungen der Bekanntmachung nur vom Wahlvorstand vorgenommen werden können. 

(5) Der Wahlvorstand soll dafür sorgen, dass ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
der deutschen Sprache nicht mächtig sind, vor Einleitung der Betriebsratswahl über Wahlverfahren,
Aufstellung der Wähler- und Vorschlagslisten, Wahlvorgang und Stimmabgabe in geeigneter Weise
unterrichtet werden.

§ 3 Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem ersten Tag der Stimmabgabe erlässt der Wahlvorstand ein Wahl-
ausschreiben, das von der oder dem Vorsitzenden und von mindestens einem weiteren stimmberech-
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tigten Mitglied des Wahlvorstands zu unterschreiben ist. Mit Erlass des Wahlausschreibens ist die Be-
triebsratswahl eingeleitet. Der erste Tag der Stimmabgabe soll spätestens eine Woche vor dem Tag lie-
gen, an dem die Amtszeit des Betriebsrats abläuft.

(2) Das Wahlausschreiben muss folgende Angaben enthalten:

1. das Datum seines Erlasses;

2. die Bestimmung des Orts, an dem die Wählerliste und diese Verordnung ausliegen, sowie im Fall
der Bekanntmachung in elektronischer Form (§ 2 Abs. 4 Satz 3 und 4) wo und wie von der Wähler-
liste und der Verordnung Kenntnis genommen werden kann;

3. dass nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wählen oder gewählt werden können, die in die
Wählerliste eingetragen sind, und dass Einsprüche gegen die Wählerliste (§ 4) nur vor Ablauf von
zwei Wochen seit dem Erlass des Wahlausschreibens schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt wer-
den können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben;

4. den Anteil der Geschlechter und den Hinweis, dass das Geschlecht in der Minderheit im Betriebsrat
mindestens entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein muss, wenn der Be-
triebsrat aus mindestens drei Mitgliedern besteht (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes); 

5. die Zahl der zu wählenden Betriebsratsmitglieder (§ 9 des Gesetzes) sowie die auf das Geschlecht in
der Minderheit entfallenden Mindestsitze im Betriebsrat (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes); 

6. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein muss
(§ 14 Abs. 4 des Gesetzes);

7. dass der Wahlvorschlag einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft von zwei Beauftragten unter-
zeichnet sein muss (§ 14 Abs. 5 des Gesetzes);

8. dass Wahlvorschläge vor Ablauf von zwei Wochen seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim
Wahlvorstand in Form von Vorschlagslisten einzureichen sind, wenn mehr als drei Betriebsrats-
mitglieder zu wählen sind; der letzte Tag der Frist ist anzugeben;

9. dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur solche Wahlvorschläge
berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nr. 8) eingereicht sind;

10. die Bestimmung des Orts, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe aus-
hängen;

11. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe sowie die Betriebsteile und Kleinstbetriebe, für die schriftliche
Stimmabgabe (§ 24 Abs. 3) beschlossen ist;

12. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem
Wahlvorstand abzugeben sind (Betriebsadresse des Wahlvorstands);

13. Ort, Tag und Zeit der öffentlichen Stimmauszählung.

(3) Sofern es nach Größe, Eigenart oder Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft des Betriebs zweck-
mäßig ist, soll der Wahlvorstand im Wahlausschreiben darauf hinweisen, dass bei der Aufstellung von
Wahlvorschlägen die einzelnen Organisationsbereiche und die verschiedenen Beschäftigungsarten
berücksichtigt werden sollen.

(4) Ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tage seines Erlasses bis zum letzten Tage der Stimm-
abgabe an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen vom Wahlvor-
stand auszuhängen und in gut lesbarem Zustand zu erhalten. Ergänzend kann das Wahlausschreiben
mittels der im Betrieb vorhandenen Informations- und Kommunikationstechnik bekannt gemacht
werden. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend.
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§ 4 Einspruch gegen die Wählerliste

(1) Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste können mit Wirksamkeit für die Betriebsratswahl
nur vor Ablauf von zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich ein-
gelegt werden.

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 hat der Wahlvorstand unverzüglich zu entscheiden. Der Einspruch
ist ausgeschlossen, soweit er darauf gestützt wird, dass die Zuordnung nach § 18a des Gesetzes fehler-
haft erfolgt sei. Satz 2 gilt nicht, soweit die nach § 18a Abs. 1 oder 4 Satz 1 und 2 des Gesetzes am Zuord-
nungsverfahren Beteiligten die Zuordnung übereinstimmend für offensichtlich fehlerhaft halten.
Wird der Einspruch für begründet erachtet, so ist die Wählerliste zu berichtigen. Die Entscheidung des
Wahlvorstands ist der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer, die oder der den Einspruch eingelegt
hat, unverzüglich schriftlich mitzuteilen; die Entscheidung muss der Arbeitnehmerin oder dem
Arbeitnehmer spätestens am Tage vor dem Beginn der Stimmabgabe zugehen.

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Wählerliste nochmals auf ihre Vollstän-
digkeit hin überprüfen. Im Übrigen kann nach Ablauf der Einspruchsfrist die Wählerliste nur bei
Schreibfehlern, offenbaren Unrichtigkeiten, in Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche oder
bei Eintritt von Wahlberechtigten in den Betrieb oder bei Ausscheiden aus dem Betrieb bis zum Tage
vor dem Beginn der Stimmabgabe berichtigt oder ergänzt werden.

§ 5 Bestimmung der Mindestsitze für das Geschlecht in der Minderheit

(1) Der Wahlvorstand stellt fest, welches Geschlecht von seinem zahlenmäßigen Verhältnis im Betrieb in
der Minderheit ist. Sodann errechnet der Wahlvorstand den Mindestanteil der Betriebsratssitze für das
Geschlecht in der Minderheit (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes) nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Zu
diesem Zweck werden die Zahlen der am Tage des Erlasses des Wahlausschreibens im Betrieb beschäf-
tigten Frauen und Männer in einer Reihe nebeneinander gestellt und beide durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt.
Die ermittelten Teilzahlen sind nacheinander reihenweise unter den Zahlen der ersten Reihe aufzufüh-
ren, bis höhere Teilzahlen für die Zuweisung der zu verteilenden Sitze nicht mehr in Betracht kommen.

(2) Unter den so gefundenen Teilzahlen werden so viele Höchstzahlen ausgesondert und der Größe
nach geordnet, wie Betriebsratsmitglieder zu wählen sind. Das Geschlecht in der Minderheit erhält so
viele Mitgliedersitze zugeteilt, wie Höchstzahlen auf es entfallen. Wenn die niedrigste in Betracht
kommende Höchstzahl auf beide Geschlechter zugleich entfällt, so entscheidet das Los darüber, wel-
chem Geschlecht dieser Sitz zufällt.

Zweiter Abschnitt 
Wahl von mehr als drei Betriebsratsmitgliedern 
(aufgrund von Vorschlagslisten) 

Erster Unterabschnitt
Einreichung und Bekanntmachung von Vorschlagslisten

§ 6 Vorschlagslisten

(1) Sind mehr als drei Betriebsratsmitglieder zu wählen, so erfolgt die Wahl aufgrund von Vorschlags-
listen. Die Vorschlagslisten sind von den Wahlberechtigten vor Ablauf von zwei Wochen seit Erlass des
Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen.

(2) Jede Vorschlagsliste soll mindestens doppelt so viele Bewerberinnen oder Bewerber aufweisen, wie
Betriebsratsmitglieder zu wählen sind.
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(3) In jeder Vorschlagsliste sind die einzelnen Bewerberinnen oder Bewerber in erkennbarer Reihen-
folge unter fortlaufender Nummer und unter Angabe von Familienname, Vorname, Geburtsdatum
und Art der Beschäftigung im Betrieb aufzuführen. Die schriftliche Zustimmung der Bewerberinnen
oder der Bewerber zur Aufnahme in die Liste ist beizufügen.

(4) Wenn kein anderer Unterzeichner der Vorschlagsliste ausdrücklich als Listenvertreter bezeichnet
ist, wird die oder der an erster Stelle Unterzeichnete als Listenvertreterin oder Listenvertreter angese-
hen. Diese Person ist berechtigt und verpflichtet, dem Wahlvorstand die zur Beseitigung von Beanstan-
dungen erforderlichen Erklärungen abzugeben sowie Erklärungen und Entscheidungen des Wahl-
vorstands entgegenzunehmen. 

(5) Die Unterschrift eines Wahlberechtigten zählt nur auf einer Vorschlagsliste. Hat ein Wahlberech-
tigter mehrere Vorschlagslisten unterzeichnet, so hat er auf Aufforderung des Wahlvorstands binnen
einer ihm gesetzten angemessenen Frist, spätestens jedoch vor Ablauf von drei Arbeitstagen, zu erklä-
ren, welche Unterschrift er aufrechterhält. Unterbleibt die fristgerechte Erklärung, so wird sein Name
auf der zuerst eingereichten Vorschlagsliste gezählt und auf den übrigen Listen gestrichen; sind meh-
rere Vorschlagslisten, die von demselben Wahlberechtigten unterschrieben sind, gleichzeitig einge-
reicht worden, so entscheidet das Los darüber, auf welcher Vorschlagsliste die Unterschrift gilt. 

(6) Eine Verbindung von Vorschlagslisten ist unzulässig.

(7) Eine Bewerberin oder ein Bewerber kann nur auf einer Vorschlagsliste vorgeschlagen werden. Ist
der Name dieser Person mit ihrer schriftlichen Zustimmung auf mehreren Vorschlagslisten aufge-
führt, so hat sie auf Aufforderung des Wahlvorstands vor Ablauf von drei Arbeitstagen zu erklären,
welche Bewerbung sie aufrechterhält. Unterbleibt die fristgerechte Erklärung, so ist die Bewerberin
oder der Bewerber auf sämtlichen Listen zu streichen.

§ 7 Prüfung der Vorschlagslisten

(1) Der Wahlvorstand hat bei Überbringen der Vorschlagsliste oder, falls die Vorschlagsliste auf eine
andere Weise eingereicht wird, der Listenvertreterin oder dem Listenvertreter den Zeitpunkt der
Einreichung schriftlich zu bestätigen.

(2) Der Wahlvorstand hat die eingereichten Vorschlagslisten, wenn die Liste nicht mit einem Kennwort
versehen ist, mit Familienname und Vorname der beiden in der Liste an erster Stelle Benannten zu be-
zeichnen. Er hat die Vorschlagsliste unverzüglich, möglichst binnen einer Frist von zwei Arbeitstagen
nach ihrem Eingang, zu prüfen und bei Ungültigkeit oder Beanstandung einer Liste die Listenvertre-
terin oder den Listenvertreter unverzüglich schriftlich unter Angabe der Gründe zu unterrichten.

§ 8 Ungültige Vorschlagslisten

(1) Ungültig sind Vorschlagslisten, 

1. die nicht fristgerecht eingereicht worden sind,

2. auf denen die Bewerberinnen oder Bewerber nicht in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt sind,

3. die bei der Einreichung nicht die erforderliche Zahl von Unterschriften (§ 14 Abs. 4 des Gesetzes)
aufweisen. Die Rücknahme von Unterschriften auf einer eingereichten Vorschlagsliste beein-
trächtigt deren Gültigkeit nicht; § 6 Abs. 5 bleibt unberührt.

(2) Ungültig sind auch Vorschlagslisten,

1. auf denen die Bewerberinnen oder Bewerber nicht in der in § 6 Abs. 3 bestimmten Weise bezeich-
net sind,

2. wenn die schriftliche Zustimmung der Bewerberinnen oder der Bewerber zur Aufnahme in die
Vorschlagsliste nicht vorliegt,
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3. wenn die Vorschlagsliste infolge von Streichung gemäß § 6 Abs. 5 nicht mehr die erforderliche
Zahl von Unterschriften aufweist, 

falls diese Mängel trotz Beanstandung nicht binnen einer Frist von drei Arbeitstagen beseitigt werden.

§ 9 Nachfrist für Vorschlagslisten

(1) Ist nach Ablauf der in § 6 Abs. 1 genannten Frist keine gültige Vorschlagsliste eingereicht, so hat dies
der Wahlvorstand sofort in der gleichen Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben und
eine Nachfrist von einer Woche für die Einreichung von Vorschlagslisten zu setzen. In der Bekannt-
machung ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur stattfinden kann, wenn innerhalb der Nachfrist
mindestens eine gültige Vorschlagsliste eingereicht wird.

(2) Wird trotz Bekanntmachung nach Absatz 1 eine gültige Vorschlagsliste nicht eingereicht, so hat der
Wahlvorstand sofort bekannt zu machen, dass die Wahl nicht stattfindet.

§ 10 Bekanntmachung der Vorschlagslisten

(1) Nach Ablauf der in § 6 Abs. 1, § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 1 genannten Fristen ermittelt der Wahlvorstand
durch das Los die Reihenfolge der Ordnungsnummern, die den eingereichten Vorschlagslisten zuge-
teilt werden (Liste 1 usw.). Die Listenvertreterin oder der Listenvertreter sind zu der Losentscheidung
rechtzeitig einzuladen.

(2) Spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe hat der Wahlvorstand die als gültig anerkann-
ten Vorschlagslisten bis zum Abschluss der Stimmabgabe in gleicher Weise bekannt zu machen wie
das Wahlausschreiben (§ 3 Abs. 4).

Zweiter Unterabschnitt
Wahlverfahren bei mehreren Vorschlagslisten 
(§ 14 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes)

§ 11 Stimmabgabe

(1) Die Wählerin oder der Wähler kann ihre oder seine Stimme nur für eine der als gültig anerkannten
Vorschlagslisten abgeben. Die Stimmabgabe erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln in den hierfür
bestimmten Umschlägen (Wahlumschlägen).

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Vorschlagslisten nach der Reihenfolge der Ordnungsnummern sowie
unter Angabe der beiden an erster Stelle benannten Bewerberinnen oder Bewerber mit Familienname,
Vorname und Art der Beschäftigung im Betrieb untereinander aufzuführen; bei Listen, die mit Kenn-
worten versehen sind, ist auch das Kennwort anzugeben. Die Stimmzettel für die Betriebsratswahl müs-
sen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben. Das Gleiche gilt für die
Wahlumschläge.

(3) Die Wählerin oder der Wähler kennzeichnet die von ihr oder ihm gewählte Vorschlagsliste durch
Ankreuzen an der im Stimmzettel hierfür vorgesehenen Stelle.

(4) Stimmzettel, die mit einem besonderen Merkmal versehen sind oder aus denen sich der Wille der
Wählerin oder des Wählers nicht unzweifelhaft ergibt oder die andere Angaben als die in Absatz 1
genannten Vorschlagslisten, einen Zusatz oder sonstige Änderungen enthalten, sind ungültig.

§ 12 Wahlvorgang

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Bezeichnung der Stimm-
zettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer Wahlurne oder mehrerer Wahlurnen
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zu sorgen. Die Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen und so eingerichtet sein, dass die ein-
geworfenen Wahlumschläge nicht herausgenommen werden können, ohne dass die Urne geöffnet
wird.

(2) Während der Wahl müssen immer mindestens zwei stimmberechtigte Mitglieder des Wahlvor-
stands im Wahlraum anwesend sein; sind Wahlhelferinnen oder Wahlhelfer bestellt (§ 1 Abs. 2), so
genügt die Anwesenheit eines stimmberechtigten Mitglieds des Wahlvorstands und einer Wahl-
helferin oder eines Wahlhelfers.

(3) Die Wählerin oder der Wähler gibt ihren oder seinen Namen an und wirft den Wahlumschlag, in
den der Stimmzettel eingelegt ist, in die Wahlurne ein, nachdem die Stimmabgabe in der Wählerliste
vermerkt worden ist.

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, kann eine Person seines Ver-
trauens bestimmen, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem Wahlvorstand
mit. Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerber, Mitglieder des Wahlvorstands sowie Wahlhelferinnen
und Wahlhelfer dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Die Hilfeleistung beschränkt sich
auf die Erfüllung der Wünsche der Wählerin oder des Wählers zur Stimmabgabe; die Person des Ver-
trauens darf gemeinsam mit der Wählerin oder dem Wähler die Wahlzelle aufsuchen. Sie ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung zur Stimmabgabe erlangt hat.
Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für des Lesens unkundige Wählerinnen und Wähler.

(5) Nach Abschluss der Stimmabgabe ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmenzählung nicht
unmittelbar nach Beendigung der Wahl durchgeführt wird. Gleiches gilt, wenn die Stimmabgabe
unterbrochen wird, insbesondere wenn sie an mehreren Tagen erfolgt.

§ 13 Öffentliche Stimmauszählung

Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der
Stimmen vor und gibt das aufgrund der Auszählung sich ergebende Wahlergebnis bekannt.

§ 14 Verfahren bei der Stimmauszählung

(1) Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Wahlvorstand die Stimmzettel den Wahlumschlägen
und zählt die auf jede Vorschlagsliste entfallenden Stimmen zusammen. Dabei ist die Gültigkeit der
Stimmzettel zu prüfen.

(2) Befinden sich in einem Wahlumschlag mehrere gekennzeichnete Stimmzettel (§ 11 Abs. 3), so wer-
den sie, wenn sie vollständig übereinstimmen, nur einfach gezählt, andernfalls als ungültig angesehen.

§ 15 Verteilung der Betriebsratssitze auf die Vorschlagslisten

(1) Die Betriebsratssitze werden auf die Vorschlagslisten verteilt. Dazu werden die den einzelnen
Vorschlagslisten zugefallenen Stimmenzahlen in einer Reihe nebeneinander gestellt und sämtlich
durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt. Die ermittelten Teilzahlen sind nacheinander reihenweise unter den
Zahlen der ersten Reihe aufzuführen, bis höhere Teilzahlen für die Zuweisung der zu verteilenden
Sitze nicht mehr in Betracht kommen.

(2) Unter den so gefundenen Teilzahlen werden so viele Höchstzahlen ausgesondert und der Größe
nach geordnet, wie Betriebsratsmitglieder zu wählen sind. Jede Vorschlagsliste erhält so viele Mitglie-
dersitze zugeteilt, wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Entfällt die niedrigste in Betracht kommende
Höchstzahl auf mehrere Vorschlagslisten zugleich, so entscheidet das Los darüber, welcher Vor-
schlagsliste dieser Sitz zufällt.

(3) Wenn eine Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen oder Bewerber enthält, als Höchstzahlen auf sie
entfallen, so gehen die überschüssigen Mitgliedersitze auf die folgenden Höchstzahlen der anderen
Vorschlagslisten über.
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(4) Die Reihenfolge der Bewerberinnen oder Bewerber innerhalb der einzelnen Vorschlagslisten be-
stimmt sich nach der Reihenfolge ihrer Benennung.

(5) Befindet sich unter den auf die Vorschlagslisten entfallenden Höchstzahlen nicht die erforderliche
Mindestzahl von Angehörigen des Geschlechts in der Minderheit nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes, so gilt
Folgendes:

1. An die Stelle der auf der Vorschlagsliste mit der niedrigsten Höchstzahl benannten Person, die
nicht dem Geschlecht in der Minderheit angehört, tritt die in derselben Vorschlagsliste in der
Reihenfolge nach ihr benannte, nicht berücksichtigte Person des Geschlechts in der Minderheit.

2. Enthält diese Vorschlagsliste keine Person des Geschlechts in der Minderheit, so geht dieser Sitz auf
die Vorschlagsliste mit der folgenden, noch nicht berücksichtigten Höchstzahl und mit Angehö-
rigen des Geschlechts in der Minderheit über. Entfällt die folgende Höchstzahl auf mehrere Vor-
schlagslisten zugleich, so entscheidet das Los darüber, welcher Vorschlagsliste dieser Sitz zufällt.

3. Das Verfahren nach den Nummern 1 und 2 ist so lange fortzusetzen, bis der Mindestanteil der Sitze
des Geschlechts in der Minderheit nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes erreicht ist. 

4. Bei der Verteilung der Sitze des Geschlechts in der Minderheit sind auf den einzelnen Vorschlags-
listen nur die Angehörigen dieses Geschlechts in der Reihenfolge ihrer Benennung zu berücksich-
tigen. 

5. Verfügt keine andere Vorschlagsliste über Angehörige des Geschlechts in der Minderheit, ver-
bleibt der Sitz bei der Vorschlagsliste, die zuletzt ihren Sitz zu Gunsten des Geschlechts in der
Minderheit nach Nummer 1 hätte abgeben müssen.

§ 16 Wahlniederschrift

(1) Nachdem ermittelt ist, welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als Betriebsratsmitglieder
gewählt sind, hat der Wahlvorstand in einer Niederschrift festzustellen:

1. die Gesamtzahl der abgegebenen Wahlumschläge und die Zahl der abgegebenen  gültigen
Stimmen;

2. die jeder Liste zugefallenen Stimmenzahlen;

3. die berechneten Höchstzahlen;

4. die Verteilung der berechneten Höchstzahlen auf die Listen;

5. die Zahl der ungültigen Stimmen;

6. die Namen der in den Betriebsrat gewählten Bewerberinnen und Bewerber;

7. gegebenenfalls besondere während der Betriebsratswahl eingetretene Zwischenfälle oder sons-
tige Ereignisse.

(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und von mindestens einem weiteren stimmbe-
rechtigten Mitglied des Wahlvorstands zu unterschreiben.

§ 17 Benachrichtigung der Gewählten

(1) Der Wahlvorstand hat die als Betriebsratsmitglieder gewählten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer unverzüglich schriftlich von ihrer Wahl zu benachrichtigen. Erklärt die gewählte Person nicht
binnen drei Arbeitstagen nach Zugang der Benachrichtigung dem Wahlvorstand, dass sie die Wahl
ablehne, so gilt die Wahl als angenommen.

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, so tritt an ihre Stelle die in derselben Vorschlagsliste in der
Reihenfolge nach ihr benannte, nicht gewählte Person. Gehört die gewählte Person dem Geschlecht in
der Minderheit an, so tritt an ihre Stelle die in derselben Vorschlagsliste in der Reihenfolge nach ihr be-
nannte, nicht gewählte Person desselben Geschlechts, wenn ansonsten das Geschlecht in der Minder-



121

heit nicht die ihm nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes zustehenden Mindestsitze erhält. § 15 Abs. 5 Nr. 2 bis 5
gilt entsprechend.

§ 18 Bekanntmachung der Gewählten

Sobald die Namen der Betriebsratsmitglieder endgültig feststehen, hat der Wahlvorstand sie durch
zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben (§ 3 Abs. 4).
Je eine Abschrift der Wahlniederschrift (§ 16) ist dem Arbeitgeber und den im Betrieb vertretenen
Gewerkschaften unverzüglich zu übersenden.

§ 19 Aufbewahrung der Wahlakten

Der Betriebsrat hat die Wahlakten mindestens bis zur Beendigung seiner Amtszeit aufzubewahren.

Dritter Unterabschnitt
Wahlverfahren bei nur einer Vorschlagsliste 
(§ 14 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz des Gesetzes)

§ 20 Stimmabgabe

(1) Ist nur eine gültige Vorschlagsliste eingereicht, so kann die Wählerin oder der Wähler ihre oder
seine Stimme nur für solche Bewerberinnen oder Bewerber abgeben, die in der Vorschlagsliste aufge-
führt sind.

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Bewerberinnen oder Bewerber unter Angabe von Familienname,
Vorname und Art der Beschäftigung im Betrieb in der Reihenfolge aufzuführen, in der sie auf der
Vorschlagsliste benannt sind.

(3) Die Wählerin oder der Wähler kennzeichnet die von ihr oder ihm gewählten Bewerberinnen oder
Bewerber durch Ankreuzen an der hierfür im Stimmzettel vorgesehenen Stelle; es dürfen nicht mehr
Bewerberinnen oder Bewerber angekreuzt werden, als Betriebsratsmitglieder zu wählen sind. § 11 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 4, §§ 12 und 13 gelten entsprechend.

§ 21 Stimmauszählung

Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Wahlvorstand die Stimmzettel den Wahlumschlägen und
zählt die auf jede Bewerberin und jeden Bewerber entfallenden Stimmen zusammen; § 14 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 22 Ermittlung der Gewählten

(1) Zunächst werden die dem Geschlecht in der Minderheit zustehenden Mindestsitze (§ 15 Abs. 2 des
Gesetzes) verteilt. Dazu werden die dem Geschlecht in der Minderheit zustehenden Mindestsitze mit
Angehörigen dieses Geschlechts in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie entfallenden
Stimmenzahlen besetzt.

(2) Nach der Verteilung der Mindestsitze des Geschlechts in der Minderheit nach Absatz 1 erfolgt die
Verteilung der weiteren Sitze. Die weiteren Sitze werden mit Bewerberinnen und Bewerbern, unab-
hängig von ihrem Geschlecht, in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie entfallenden
Stimmenzahlen besetzt.

(3) Haben in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 für den zuletzt zu vergebenden Betriebsratssitz mehrere
Bewerberinnen oder Bewerber die gleiche Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los darüber, wer
gewählt ist.



Erste Verordnung zur Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes 122

(4) Haben sich weniger Angehörige des Geschlechts in der Minderheit zur Wahl gestellt oder sind we-
niger Angehörige dieses Geschlechts gewählt worden als ihm nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes Mindest-
sitze zustehen, so sind die insoweit überschüssigen Mitgliedersitze des Geschlechts in der Minderheit
bei der Sitzverteilung nach Absatz 2 Satz 2 zu berücksichtigen.

§ 23 Wahlniederschrift, Bekanntmachung

(1) Nachdem ermittelt ist, welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als Betriebsratsmitglieder
gewählt sind, hat der Wahlvorstand eine Niederschrift anzufertigen, in der außer den Angaben nach
§ 16 Abs. 1 Nr. 1, 5 bis 7 die jeder Bewerberin und jedem Bewerber zugefallenen Stimmenzahlen festzu-
stellen sind. § 16 Abs. 2, § 17 Abs. 1, §§ 18 und 19 gelten entsprechend.

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, so tritt an ihre Stelle die nicht gewählte Person mit der
nächsthöchsten Stimmenzahl. Gehört die gewählte Person dem Geschlecht in der Minderheit an, so
tritt an ihre Stelle die nicht gewählte Person dieses Geschlechts mit der nächsthöchsten Stimmenzahl,
wenn ansonsten das Geschlecht in der Minderheit nicht die ihm nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes zuste-
henden Mindestsitze erhalten würde. Gibt es keine weiteren Angehörigen dieses Geschlechts, auf die
Stimmen entfallen sind, geht dieser Sitz auf die nicht gewählte Person des anderen Geschlechts mit
der nächsthöchsten Stimmenzahl über.

Dritter Abschnitt
Schriftliche Stimmabgabe

§ 24 Voraussetzungen

(1) Wahlberechtigten, die im Zeitpunkt der Wahl wegen Abwesenheit vom Betrieb verhindert sind, ihre
Stimme persönlich abzugeben, hat der Wahlvorstand auf ihr Verlangen

1. das Wahlausschreiben,

2. die Vorschlagslisten,

3. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,

4. eine vorgedruckte von der Wählerin oder dem Wähler abzugebende Erklärung, in der gegenüber
dem Wahlvorstand zu versichern ist, dass der Stimmzettel persönlich gekennzeichnet worden ist,
sowie

5. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstands und als Absender den Namen
und die Anschrift der oder des Wahlberechtigten sowie den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“
trägt, auszuhändigen oder zu übersenden. Der Wahlvorstand soll der Wählerin oder dem Wähler
ferner ein Merkblatt über die Art und Weise der schriftlichen Stimmabgabe (§ 25) aushändigen
oder übersenden. Der Wahlvorstand hat die Aushändigung oder die Übersendung der Unterlagen
in der Wählerliste zu vermerken.

(2) Wahlberechtigte, von denen dem Wahlvorstand bekannt ist, dass sie im Zeitpunkt der Wahl nach
der Eigenart ihres Beschäftigungsverhältnisses voraussichtlich nicht im Betrieb anwesend sein wer-
den (insbesondere im Außendienst oder mit Telearbeit Beschäftigte und in Heimarbeit Beschäftigte),
erhalten die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen, ohne dass es eines Verlangens der Wahlberechtigten
bedarf.

(3) Für Betriebsteile und Kleinstbetriebe, die räumlich weit vom Hauptbetrieb entfernt sind, kann der
Wahlvorstand die schriftliche Stimmabgabe beschließen. Absatz 2 gilt entsprechend.
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§ 25 Stimmabgabe

Die Stimmabgabe erfolgt in der Weise, dass die Wählerin oder der Wähler

1. den Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet und in dem Wahlumschlag verschließt,

2. die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Orts und des Datums unterschreibt und

3. den Wahlumschlag und die unterschriebene vorgedruckte Erklärung in dem Freiumschlag ver-
schließt und diesen so rechtzeitig an den Wahlvorstand absendet oder übergibt, dass er vor
Abschluss der Stimmabgabe vorliegt.

Die Wählerin oder der Wähler kann unter den Voraussetzungen des § 12 Abs. 4 die in den Nummern 1
bis 3 bezeichneten Tätigkeiten durch eine Person des Vertrauens verrichten lassen.

§ 26 Verfahren bei der Stimmabgabe

(1) Unmittelbar vor Abschluss der Stimmabgabe öffnet der Wahlvorstand in öffentlicher Sitzung die bis
zu diesem Zeitpunkt eingegangenen Freiumschläge und entnimmt ihnen die Wahlumschläge sowie
die vorgedruckten Erklärungen. Ist die schriftliche Stimmabgabe ordnungsgemäß erfolgt (§ 25), so
legt der Wahlvorstand den Wahlumschlag nach Vermerk der Stimmabgabe in der Wählerliste unge-
öffnet in die Wahlurne.

(2) Verspätet eingehende Briefumschläge hat der Wahlvorstand mit einem Vermerk über den Zeit-
punkt des Eingangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. Die Briefumschläge sind einen
Monat nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ungeöffnet zu vernichten, wenn die Wahl nicht ange-
fochten worden ist.

Vierter Abschnitt
Wahlvorschläge der Gewerkschaften

§ 27 Voraussetzungen, Verfahren

(1) Für den Wahlvorschlag einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft (§ 14 Abs. 3 des Gesetzes) gelten
die §§ 6 bis 26 entsprechend.

(2) Der Wahlvorschlag einer Gewerkschaft ist ungültig, wenn er nicht von zwei Beauftragten der
Gewerkschaft unterzeichnet ist (§ 14 Abs. 5 des Gesetzes).

(3) Die oder der an erster Stelle unterzeichnete Beauftragte gilt als Listenvertreterin oder Listenver-
treter. Die Gewerkschaft kann hierfür eine Arbeitnehmerin oder einen Arbeitnehmer des Betriebs, die
oder der Mitglied der Gewerkschaft ist, benennen.



Erste Verordnung zur Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes 124

Zweiter Teil
Wahl des Betriebsrats im vereinfachten Wahlverfahren 
(§ 14a des Gesetzes)

Erster Abschnitt
Wahl des Betriebsrats im zweistufigen Verfahren (§ 14a Abs. 1 des Gesetzes)

Erster Unterabschnitt 
Wahl des Wahlvorstands 

§ 28 Einladung zur Wahlversammlung

(1) Zu der Wahlversammlung, in der der Wahlvorstand nach § 17a Nr. 3 des Gesetzes (§ 14a Abs. 1 des Ge-
setzes) gewählt wird, können drei Wahlberechtigte des Betriebs oder eine im Betrieb vertretene Gewerk-
schaft einladen (einladende Stelle) und Vorschläge für die Zusammensetzung des Wahlvorstands
machen. Die Einladung muss mindestens sieben Tage vor dem Tag der Wahlversammlung erfolgen.
Sie ist durch Aushang an geeigneten Stellen im Betrieb bekannt zu machen. Ergänzend kann die Einla-
dung mittels der im Betrieb vorhandenen Informations- und Kommunikationstechnik bekannt
gemacht werden; § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend. Die Einladung muss folgende Hinweise enthalten:

a) Ort, Tag und Zeit der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands;

b) dass Wahlvorschläge zur Wahl des Betriebsrats bis zum Ende der Wahlversammlung zur Wahl des
Wahlvorstands gemacht werden können (§ 14a Abs. 2 des Gesetzes);

c) dass Wahlvorschläge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Wahl des Betriebsrats min-
destens von einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten, mindestens jedoch von drei
Wahlberechtigten unterzeichnet sein müssen; in Betrieben mit in der Regel bis zu zwanzig
Wahlberechtigten reicht die Unterzeichnung durch zwei Wahlberechtigte;

d) dass Wahlvorschläge zur Wahl des Betriebsrats, die erst in der Wahlversammlung zur Wahl des
Wahlvorstands gemacht werden, nicht der Schriftform bedürfen.

(2) Der Arbeitgeber hat unverzüglich nach Aushang der Einladung zur Wahlversammlung nach Absatz
1 der einladenden Stelle alle für die Anfertigung der Wählerliste erforderlichen Unterlagen (§ 2) in
einem versiegelten Umschlag auszuhändigen.

§ 29 Wahl des Wahlvorstands

Der Wahlvorstand wird in der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands von der Mehrheit der
anwesenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewählt (§ 17a Nr. 3 Satz 1 des Gesetzes). Er be-
steht aus drei Mitgliedern (§ 17a Nr. 2 des Gesetzes). Für die Wahl der oder des Vorsitzenden des Wahl-
vorstands gilt Satz 1 entsprechend.

Zweiter Unterabschnitt
Wahl des Betriebsrats 

§ 30 Wahlvorstand, Wählerliste

(1) Unmittelbar nach seiner Wahl hat der Wahlvorstand in der Wahlversammlung zur Wahl des Wahl-
vorstands die Wahl des Betriebsrats einzuleiten. § 1 gilt entsprechend. Er hat unverzüglich in der Wahl-
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versammlung eine Liste der Wahlberechtigten (Wählerliste), getrennt nach den Geschlechtern, aufzu-
stellen. Die einladende Stelle hat dem Wahlvorstand den ihr nach § 28 Abs. 2 ausgehändigten versiegel-
ten Umschlag zu übergeben. Die Wahlberechtigten sollen in der Wählerliste mit Familienname,
Vorname und Geburtsdatum in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden. § 2 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 bis
4 gilt entsprechend.

(2) Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste können mit Wirksamkeit für die Betriebsratswahl
nur vor Ablauf von drei Tagen seit Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich einge-
legt werden. § 4 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 31 Wahlausschreiben

(1) Im Anschluss an die Aufstellung der Wählerliste erlässt der Wahlvorstand in der Wahlversammlung
das Wahlausschreiben, das von der oder dem Vorsitzenden und von mindestens einem weiteren
stimmberechtigten Mitglied des Wahlvorstands zu unterschreiben ist. Mit Erlass des Wahlausschrei-
bens ist die Betriebsratswahl eingeleitet. Das Wahlausschreiben muss folgende Angaben enthalten:

1. das Datum seines Erlasses;

2. die Bestimmung des Orts, an dem die Wählerliste und diese Verordnung ausliegen sowie im Fall
der Bekanntmachung in elektronischer Form (§ 2 Abs. 4 Satz 3 und 4) wo und wie von der
Wählerliste und der Verordnung Kenntnis genommen werden kann;

3. dass nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wählen oder gewählt werden können, die in die
Wählerliste eingetragen sind, und dass Einsprüche gegen die Wählerliste (§ 4) nur vor Ablauf von
drei Tagen seit dem Erlass des Wahlausschreibens schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt werden
können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben;

4. den Anteil der Geschlechter und den Hinweis, dass das Geschlecht in der Minderheit im Betriebsrat
mindestens entsprechend seinem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein muss, wenn der
Betriebsrat aus mindestens drei Mitgliedern besteht (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes); 

5. die Zahl der zu wählenden Betriebsratsmitglieder (§ 9 des Gesetzes) sowie die auf das Geschlecht in
der Minderheit entfallenden Mindestsitze im Betriebsrat (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes); 

6. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein muss
(§ 14 Abs. 4 des Gesetzes) und den Hinweis, dass Wahlvorschläge, die erst in der Wahlversammlung
zur Wahl des Wahlvorstands gemacht werden, nicht der Schriftform bedürfen (§ 14a Abs. 2 zweiter
Halbsatz des Gesetzes);

7. dass der Wahlvorschlag einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft von zwei Beauftragten unter-
zeichnet sein muss (§ 14 Abs. 5 des Gesetzes);

8. dass Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands bei
diesem einzureichen sind (§ 14a Abs. 2 erster Halbsatz des Gesetzes);

9. dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur solche Wahlvorschläge
berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nr. 8) eingereicht sind;

10. die Bestimmung des Orts, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe aus-
hängen;

11. Ort, Tag und Zeit der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats (Tag der Stimmabgabe – § 14a
Abs. 1 Satz 3 und 4 des Gesetzes);

12. dass Wahlberechtigten, die an der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats nicht teilnehmen
können, Gelegenheit zur nachträglichen schriftlichen Stimmabgabe gegeben wird (§ 14a Abs. 4
des Gesetzes); das Verlangen auf nachträgliche schriftliche Stimmabgabe muss spätestens drei
Tage vor dem Tag der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats dem Wahlvorstand mitgeteilt
werden;
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13. Ort, Tag und Zeit der nachträglichen schriftlichen Stimmabgabe (§ 14a Abs. 4 des Gesetzes) sowie
die Betriebsteile und Kleinstbetriebe, für die nachträgliche schriftliche Stimmabgabe entspre-
chend § 24 Abs. 3 beschlossen ist;

14. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem
Wahlvorstand abzugeben sind (Betriebsadresse des Wahlvorstands);

15. Ort, Tag und Zeit der öffentlichen Stimmauszählung.

(2) Ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tage seines Erlasses bis zum letzten Tage der Stimm-
abgabe an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen vom Wahl-
vorstand auszuhängen und in gut lesbarem Zustand zu erhalten. Ergänzend kann das Wahlausschrei-
ben mittels der im Betrieb vorhandenen Informations- und Kommunikationstechnik bekannt gemacht
werden. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 32 Bestimmung der Mindestsitze für das Geschlecht in der Minderheit

Besteht der zu wählende Betriebsrat aus mindestens drei Mitgliedern, so hat der Wahlvorstand den
Mindestanteil der Betriebsratssitze für das Geschlecht in der Minderheit (§ 15 Abs. 2 des Gesetzes)
gemäß § 5 zu errechnen.

§ 33 Wahlvorschläge

(1) Die Wahl des Betriebsrats erfolgt aufgrund von Wahlvorschlägen. Die Wahlvorschläge sind von den
Wahlberechtigten und den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften bis zum Ende der Wahlver-
sammlung zur Wahl des Wahlvorstands bei diesem einzureichen. Wahlvorschläge, die erst in dieser
Wahlversammlung gemacht werden, bedürfen nicht der Schriftform (§ 14a Abs. 2 des Gesetzes). 

(2) Für Wahlvorschläge gilt § 6 Abs. 2 bis 4 entsprechend. § 6 Abs. 5 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass ein Wahlberechtigter, der mehrere Wahlvorschläge unterstützt, auf Aufforderung des
Wahlvorstands in der Wahlversammlung erklären muss, welche Unterstützung er aufrechterhält. Für
den Wahlvorschlag einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft gilt § 27 entsprechend.

(3) § 7 gilt entsprechend. § 8 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Mängel der Wahlvorschläge
nach § 8 Abs. 2 nur in der Wahlversammlung zur Wahl des Wahlvorstands beseitigt werden können.

(4) Unmittelbar nach Abschluss der Wahlversammlung hat der Wahlvorstand die als gültig anerkann-
ten Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe in gleicher Weise bekannt zu machen, wie
das Wahlausschreiben (§ 31 Abs. 2).

(5) Ist in der Wahlversammlung kein Wahlvorschlag zur Wahl des Betriebsrats gemacht worden, hat der
Wahlvorstand bekannt zu machen, dass die Wahl nicht stattfindet. Die Bekanntmachung hat in
gleicher Weise wie das Wahlausschreiben (§ 31 Abs. 2) zu erfolgen.

§ 34 Wahlverfahren

(1) Die Wählerin oder der Wähler kann ihre oder seine Stimme nur für solche Bewerberinnen oder Be-
werber abgeben, die in einem Wahlvorschlag benannt sind. Auf den Stimmzetteln sind die Bewerbe-
rinnen oder Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von Familienname, Vorname und
Art der Beschäftigung im Betrieb aufzuführen. Die Wählerin oder der Wähler kennzeichnet die von
ihm Gewählten durch Ankreuzen an der hierfür im Stimmzettel vorgesehenen Stelle; es dürfen nicht
mehr Bewerberinnen oder Bewerber angekreuzt werden, als Betriebsratsmitglieder zu wählen sind.
§ 11 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und 3, Abs. 4 und § 12 gelten entsprechend.

(2) Im Fall der nachträglichen schriftlichen Stimmabgabe (§ 35) hat der Wahlvorstand am Ende der
Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats die Wahlurne zu versiegeln und aufzubewahren.

(3) Erfolgt keine nachträgliche schriftliche Stimmabgabe, hat der Wahlvorstand unverzüglich nach
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Abschluss der Wahl die öffentliche Auszählung der Stimmen vorzunehmen und das sich daraus erge-
bende Wahlergebnis bekannt zu geben. Die §§ 21, 23 Abs. 1 gelten entsprechend.

(4) Ist nur ein Betriebsratsmitglied zu wählen, so ist die Person gewählt, die die meisten Stimmen erhal-
ten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, so tritt an
ihre Stelle die nicht gewählte Person mit der nächsthöchsten Stimmenzahl.

(5) Sind mehrere Betriebsratsmitglieder zu wählen, gelten für die Ermittlung der Gewählten die §§ 22
und 23 Abs. 2 entsprechend.

§ 35 Nachträgliche schriftliche Stimmabgabe

(1) Können Wahlberechtigte an der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats nicht teilnehmen,
um ihre Stimme persönlich abzugeben, können sie beim Wahlvorstand die nachträgliche schriftliche
Stimmabgabe beantragen (§ 14a Abs. 4 des Gesetzes). Das Verlangen auf nachträgliche schriftliche
Stimmabgabe muss die oder der Wahlberechtigte dem Wahlvorstand spätestens drei Tage vor dem
Tag der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats mitgeteilt haben. Die §§ 24, 25 gelten entspre-
chend.

(2) Wird die nachträgliche schriftliche Stimmabgabe aufgrund eines Antrags nach Absatz 1 Satz 1
erforderlich, hat dies der Wahlvorstand unter Angabe des Orts, des Tags und der Zeit der öffentlichen
Stimmauszählung in gleicher Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben (§ 31 Abs. 2).

(3) Unmittelbar nach Ablauf der Frist für die nachträgliche schriftliche Stimmabgabe öffnet der Wahl-
vorstand in öffentlicher Sitzung die bis zu diesem Zeitpunkt eingegangenen Freiumschläge und ent-
nimmt ihnen die Wahlumschläge sowie die vorgedruckten Erklärungen. Ist die nachträgliche schriftli-
che Stimmabgabe ordnungsgemäß erfolgt (§ 25), so legt der Wahlvorstand den Wahlumschlag nach
Vermerk der Stimmabgabe in der Wählerliste in die bis dahin versiegelte Wahlurne.

(4) Nachdem alle ordnungsgemäß nachträglich abgegebenen Wahlumschläge in die Wahlurne
gelegt worden sind, nimmt der Wahlvorstand die Auszählung der Stimmen vor. § 34 Abs. 3 bis 5 gilt
entsprechend.

Zweiter Abschnitt
Wahl des Betriebsrats im einstufigen Verfahren (§ 14a Abs. 3 des Gesetzes)

§ 36 Wahlvorstand, Wahlverfahren

(1) Nach der Bestellung des Wahlvorstands durch den Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, Konzernbe-
triebsrat oder das Arbeitsgericht (§ 14a Abs. 3, § 17a des Gesetzes) hat der Wahlvorstand die Wahl des
Betriebsrats unverzüglich einzuleiten. Die Wahl des Betriebsrats findet auf einer Wahlversammlung
statt (§ 14a Abs. 3 des Gesetzes). Die §§ 1, 2 und  30  Abs. 2 gelten entsprechend. 

(2) Im Anschluss an die Aufstellung der Wählerliste erlässt der Wahlvorstand das Wahlausschreiben,
das von der oder dem Vorsitzenden und von mindestens einem weiteren stimmberechtigten Mitglied
des Wahlvorstands zu unterschreiben ist. Mit Erlass des Wahlausschreibens ist die Betriebsratswahl ein-
geleitet. Besteht im Betrieb ein Betriebsrat, soll der letzte Tag der Stimmabgabe (nachträgliche schriftli-
che Stimmabgabe) eine Woche vor dem Tag liegen, an dem die Amtszeit des Betriebsrats abläuft.

(3) Das Wahlausschreiben hat die in § 31 Abs. 1 Satz 3 vorgeschriebenen Angaben zu enthalten, soweit
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist: 

1. Abweichend von Nummer 6 ist ausschließlich die Mindestzahl von Wahlberechtigten anzugeben,
von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein muss (§ 14 Abs. 4 des Gesetzes). 
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2. Abweichend von Nummer 8 hat der Wahlvorstand anzugeben, dass die Wahlvorschläge spätestens
eine Woche vor dem Tag der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats beim Wahlvorstand
einzureichen sind (§ 14a Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes); der letzte Tag der Frist ist anzugeben.

Für die Bekanntmachung des Wahlausschreibens gilt § 31 Abs. 2 entsprechend.

(4) Die Vorschriften über die Bestimmung der Mindestsitze nach § 32, das Wahlverfahren nach § 34
und die nachträgliche Stimmabgabe nach § 35 gelten entsprechend. 

(5) Für Wahlvorschläge gilt § 33 Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Wahlvorschläge von
den Wahlberechtigten und den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften spätestens eine Woche vor der
Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats beim Wahlvorstand schriftlich einzureichen sind  (§ 14a
Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Gesetzes). § 6 Abs. 2 bis 5 und die §§ 7 und 8 gelten entsprechend mit
der Maßgabe, dass die in § 6 Abs. 5 und § 8 Abs. 2 genannten Fristen nicht die gesetzliche Mindestfrist
zur Einreichung der Wahlvorschläge nach § 14a Abs. 3 Satz 2 erster Halbsatz des Gesetzes überschreiten
dürfen. Nach Ablauf der gesetzlichen Mindestfrist zur Einreichung der Wahlvorschläge hat der Wahl-
vorstand die als gültig anerkannten Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe in gleicher
Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben (Absatz 3).

(6) Ist kein Wahlvorschlag zur Wahl des Betriebsrats gemacht worden, hat der Wahlvorstand bekannt
zu machen, dass die Wahl nicht stattfindet. Die Bekanntmachung hat in gleicher Weise wie das Wahl-
ausschreiben (Absatz 3) zu erfolgen.

Dritter Abschnitt
Wahl des Betriebsrats in Betrieben mit in der Regel 51 bis 100 
Wahlberechtigten

(§ 14a Abs. 5 des Gesetzes)

§ 37 Wahlverfahren

Haben Arbeitgeber und Wahlvorstand in einem Betrieb mit in der Regel 51 bis 100 Wahlberechtigten
die Wahl des Betriebsrats im vereinfachten Wahlverfahren vereinbart (§ 14a Abs. 5 des Gesetzes), rich-
tet sich das Wahlverfahren nach § 36.
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Dritter Teil
Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung

§ 38 Wahlvorstand, Wahlvorbereitung

Für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung gelten die Vorschriften der §§ 1 bis 5 über
den Wahlvorstand, die Wählerliste, das Wahlausschreiben und die Bestimmung der Mindestsitze für
das Geschlecht in der Minderheit entsprechend. Dem Wahlvorstand muss mindestens eine nach § 8
des Gesetzes wählbare Person angehören.

§ 39 Durchführung der Wahl

(1) Sind mehr als drei Mitglieder zur Jugend- und Auszubildendenvertretung zu wählen, so erfolgt die
Wahl aufgrund von Vorschlagslisten. § 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 4 bis 7, die §§ 7 bis 10 und § 27 gelten
entsprechend. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass in jeder Vorschlagsliste auch der
Ausbildungsberuf der einzelnen Bewerberinnen oder Bewerber aufzuführen ist.

(2) Sind mehrere gültige Vorschlagslisten eingereicht, so kann die Stimme nur für eine Vorschlagsliste
abgegeben werden. § 11 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4, die §§ 12 bis 19 gelten entsprechend. § 11 Abs. 2 gilt
entsprechend mit der Maßgabe, dass auf den Stimmzetteln auch der Ausbildungsberuf der einzelnen
Bewerberinnen oder Bewerber aufzuführen ist.

(3) Ist nur eine gültige Vorschlagsliste eingereicht, so kann die Stimme nur für solche Bewerberinnen
oder Bewerber abgegeben werden, die in der Vorschlagsliste aufgeführt sind. § 20 Abs. 3, die §§ 21 bis
23 gelten entsprechend. § 20 Abs. 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass auf den Stimmzetteln
auch der Ausbildungsberuf der einzelnen Bewerber aufzuführen ist.

(4) Für die schriftliche Stimmabgabe gelten die §§ 24 bis 26 entsprechend.

§ 40 Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertretung im vereinfachten Wahlverfahren

(1) In Betrieben mit in der Regel fünf bis fünfzig der in § 60 Abs. 1 des Gesetzes genannten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern wird die Jugend- und Auszubildendenvertretung im vereinfachten
Wahlverfahren gewählt (§ 63 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes). Für das Wahlverfahren gilt § 36 entsprechend
mit der Maßgabe, dass in den Wahlvorschlägen und auf den Stimmzetteln auch der Ausbildungsberuf
der einzelnen Bewerberinnen oder Bewerber aufzuführen ist. § 38 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend, wenn in einem Betrieb mit in der Regel 51 bis 100 der in § 60
Abs. 1 des Gesetzes genannten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Arbeitgeber und Wahlvor-
stand die Anwendung des vereinfachten Wahlverfahrens vereinbart haben (§ 63 Abs. 5 des Gesetzes).

Vierter Teil
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 41 Berechnung der Fristen

Für die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen finden die §§ 186 bis 193 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.
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§ 42 Bereich der Seeschifffahrt

Die Regelung der Wahlen für die Bordvertretung und den Seebetriebsrat (§§ 115 und 116 des Gesetzes)
bleibt einer besonderen Rechtsverordnung vorbehalten.

§ 43 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Erste Verordnung zur
Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes vom 16. Januar 1972 (BGBl. I S. 49), zuletzt geändert durch
die Verordnung vom 16. Januar 1995 (BGBl. I S. 43), außer Kraft.
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Gesetz über Sprecherausschüsse 
der leitenden Angestellten

(Sprecherausschussgesetz – SprAuG) 

vom 20. Dezember 1988 (BGB. I. S. 1983)

zuletzt geändert durch Art. 174 Achte ZuständigkeitsanpassungsVO 

vom 25. 11. 2003 (BGBl. I S. 2304)

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Errichtung von Sprecherausschüssen

(1) In Betrieben mit in der Regel mindestens zehn leitenden Angestellten (§ 5 Abs. 3 des Betriebsver-
fassungsgesetzes) werden Sprecherausschüsse der leitenden Angestellten gewählt.

(2) Leitende Angestellte eines Betriebs mit in der Regel weniger als zehn leitenden Angestellten gelten
für die Anwendung dieses Gesetzes als leitende Angestellte des räumlich nächstgelegenen Betriebs
desselben Unternehmens, der die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt.

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf

1. Verwaltungen und Betriebe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstiger Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie

2. Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und erzieherischen Einrichtungen unbeschadet
deren Rechtsform.

§ 2 Zusammenarbeit

(1) Der Sprecherausschuss arbeitet mit dem Arbeitgeber vertrauensvoll unter Beachtung der gelten-
den Tarifverträge zum Wohl der leitenden Angestellten und des Betriebs zusammen. Der Arbeitgeber
hat vor Abschluss einer Betriebsvereinbarung oder sonstigen Vereinbarung mit dem Betriebsrat, die
rechtliche Interessen der leitenden Angestellten berührt, den Sprecherausschuss rechtzeitig anzuhö-
ren.

(2) Der Sprecherausschuss kann dem Betriebsrat oder Mitgliedern des Betriebsrats das Recht einräu-
men, an Sitzungen des Sprecherausschusses teilzunehmen. Der Betriebsrat kann dem Sprecheraus-
schuss oder Mitgliedern des Sprecherausschusses das Recht einräumen, an Sitzungen des Betriebsrats
teilzunehmen. Einmal im Kalenderjahr soll eine gemeinsame Sitzung des Sprecherausschusses und
des Betriebsrats stattfinden.

(3) Die Mitglieder des Sprecherausschusses dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gestört oder
behindert werden. Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies
gilt auch für ihre berufliche Entwicklung.

(4) Arbeitgeber und Sprecherausschuss haben Betätigungen zu unterlassen, durch die der Arbeitsab-
lauf oder der Frieden des Betriebs beeinträchtigt werden. Sie haben jede parteipolitische Betätigung
im Betrieb zu unterlassen; die Behandlung von Angelegenheiten tarifpolitischer, sozialpolitischer und
wirtschaftlicher Art, die den Betrieb oder die leitenden Angestellten unmittelbar betreffen, wird hier-
durch nicht berührt.
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Zweiter Teil
Sprecherausschuss, Versammlung der leitenden Angestellten,
Gesamt-, Unternehmens- und Konzernsprecherausschuss

Erster Abschnitt
Wahl, Zusammensetzung und Amtszeit des Sprecherausschusses

§ 3 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind alle leitenden Angestellten des Betriebs.

(2) Wählbar sind alle leitenden Angestellten, die sechs Monate dem Betrieb angehören. Auf die sechs-
monatige Betriebszugehörigkeit werden Zeiten angerechnet, in denen der leitende Angestellte un-
mittelbar vorher einem anderen Betrieb desselben Unternehmens oder Konzerns (§ 18 Abs. 1 des Aktien-
gesetzes) als Beschäftigter angehört hat. Nicht wählbar ist, wer

1. aufgrund allgemeinen Auftrags des Arbeitgebers Verhandlungspartner des Sprecherausschusses
ist,

2. nicht Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Mitbestimmungsgesetzes
in Verbindung mit § 105 Abs. 1 des Aktiengesetzes sein kann oder

3. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen,
nicht besitzt.

§ 4 Zahl der Sprecherausschussmitglieder

(1) Der Sprecherausschuss besteht in Betrieben mit in der Regel

10 bis 20 leitenden Angestellten aus einer Person,

21 bis 100 leitenden Angestellten aus drei Mitgliedern,

101 bis 300 leitenden Angestellten aus fünf Mitgliedern,

über 300 leitenden Angestellten aus sieben Mitgliedern.

(2) Männer und Frauen sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Sprecherausschuss
vertreten sein.

§ 5 Zeitpunkt der Wahlen und Amtszeit

(1) Die regelmäßigen Wahlen des Sprecherausschusses finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. März bis
31. Mai statt. Sie sind zeitgleich mit den regelmäßigen Betriebsratswahlen nach § 13 Abs. 1 des
Betriebsverfassungsgesetzes einzuleiten.

(2) Außerhalb dieses Zeitraums ist der Sprecherausschuss zu wählen, wenn

1. im Betrieb ein Sprecherausschuss nicht besteht,

2. der Sprecherausschuss durch eine gerichtliche Entscheidung aufgelöst ist,

3. die Wahl des Sprecherausschusses mit Erfolg angefochten worden ist oder

4. der Sprecherausschuss mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat.

(3) Hat außerhalb des in Absatz 1 festgelegten Zeitraums eine Wahl des Sprecherausschusses stattge-
funden, ist der Sprecherausschuss in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßi-
gen Wahlen des Sprecherausschusses neu zu wählen. Hat die Amtszeit des Sprecherausschusses zu
Beginn des in Absatz 1 festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, ist der Sprecherausschuss
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in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen des Sprecherausschusses neu zu wählen.

(4) Die regelmäßige Amtszeit des Sprecherausschusses beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Sprecherausschuss be-
steht, mit Ablauf von dessen Amtszeit. Die Amtszeit endet spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem nach
Absatz 1 die regelmäßigen Wahlen des Sprecherausschusses stattfinden. In dem Fall des Absatzes 3 Satz
2 endet die Amtszeit spätestens am 31. Mai des Jahres, in dem der Sprecherausschuss neu zu wählen ist.

(5) In dem Fall des Absatzes 2 Nr. 4 führt der Sprecherausschuss die Geschäfte weiter, bis der neue
Sprecherausschuss gewählt und das Wahlergebnis bekanntgegeben ist.

§ 6 Wahlvorschriften

(1) Der Sprecherausschuss wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt.

(2) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl; wird nur ein Wahlvorschlag einge-
reicht, erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl.

(3) In Betrieben, deren Sprecherausschuss aus einer Person besteht, wird dieser mit einfacher
Stimmenmehrheit gewählt. In einem getrennten Wahlgang ist ein Ersatzmitglied zu wählen.

(4) sZur Wahl des Sprecherausschusses können die leitenden Angestellten Wahlvorschläge machen.
Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens einem Zwanzigstel der leitenden Angestellten, jedoch von
mindestens drei leitenden Angestellten unterzeichnet sein; in Betrieben mit in der Regel bis zu zwan-
zig leitenden Angestellten genügt die Unterzeichnung durch zwei leitende Angestellte. ln jedem Fall
genügt die Unterzeichnung durch fünfzig leitende Angestellte.

§ 7 Bestellung, Wahl und Aufgaben des Wahlvorstands

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Sprecherausschuss einen aus drei
oder einer höheren ungeraden Zahl von leitenden Angestellten bestehenden Wahlvorstand und
einen von ihnen als Vorsitzenden.

(2) Besteht in einem Betrieb, der die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 erfüllt, kein Sprecherausschuss, wird
in einer Versammlung von der Mehrheit der anwesenden leitenden Angestellten des Betriebs ein
Wahlvorstand gewählt. Zu dieser Versammlung können drei leitende Angestellte des Betriebs einladen
und Vorschläge für die Zusammensetzung des Wahlvorstands machen. Der Wahlvorstand hat unver-
züglich eine Abstimmung darüber herbeizuführen, ob ein Sprecherausschuss gewählt werden soll. Ein
Sprecherausschuss wird gewählt, wenn dies die Mehrheit der leitenden Angestellten des Betriebs in
einer Versammlung oder durch schriftliche Stimmabgabe verlangt.

(3) Zur Teilnahme an der Versammlung und der Abstimmung nach Absatz 2 sind die Angestellten
berechtigt, die vom Wahlvorstand aus Anlass der letzten Betriebsratswahl oder der letzten Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, falls diese Wahl später als die Betriebsratswahl stattge-
funden hat, oder durch gerichtliche Entscheidung den leitenden Angestellten zugeordnet worden
sind. Hat zuletzt oder im gleichen Zeitraum wie die nach Satz 1 maßgebende Wahl eine Wahl nach die-
sem Gesetz stattgefunden, ist die für diese Wahl erfolgte Zuordnung entscheidend.

(4) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten, sie durchzuführen und nach Abschluss
der Wahl öffentlich die Auszählung der Stimmen vorzunehmen, deren Ergebnis in einer Niederschrift
festzustellen und es im Betrieb bekanntzugeben. Dem Arbeitgeber ist eine Abschrift der Wahlnieder-
schrift zu übersenden.

§ 8 Wahlanfechtung, Wahlschutz und Wahlkosten

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden ist und eine Berich-
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tigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder
beeinflusst werden konnte. Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei leitende Angestellte oder
der Arbeitgeber. Die Wahlanfechtung ist nur innerhalb einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der
Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.

(2) Niemand darf die Wahl des Sprecherausschusses behindern. Insbesondere darf kein leitender An-
gestellter in der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden. Niemand darf
die Wahl des Sprecherausschusses durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Ge-
währung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahl trägt der Arbeitgeber. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur Ausübung des Wahl-
rechts, zur Betätigung im Wahlvorstand oder zur Tätigkeit als Vermittler (§ 18a des Betriebsverfassungs-
gesetzes) erforderlich ist, berechtigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des Arbeitsentgelts.

§ 9 Ausschluss von Mitgliedern, Auflösung des Sprecherausschusses und Erlöschen der
Mitgliedschaft

(1) Mindestens ein Viertel der leitenden Angestellten oder der Arbeitgeber können beim Arbeitsge-
richt den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Sprecherausschuss oder die Auflösung des Sprecher-
ausschusses wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen. Der Ausschluss eines
Mitglieds kann auch vom Sprecherausschuss beantragt werden.

(2) Die Mitgliedschaft im Sprecherausschuss erlischt durch

1. Ablauf der Amtszeit,

2. Niederlegung des Sprecherausschussamtes,

3. Beendigung des Arbeitsverhältnisses,

4. Verlust der Wählbarkeit,

5. Ausschluss aus dem Sprecherausschuss oder Auflösung des Sprecherausschusses aufgrund einer
gerichtlichen Entscheidung oder

6. gerichtliche Entscheidung über die Feststellung der Nichtwählbarkeit nach Ablauf der in § 8 Abs. 1
Satz 3 bezeichneten Frist, es sei denn, der Mangel liegt nicht mehr vor.

§ 10 Ersatzmitglieder

(1) Scheidet ein Mitglied des Sprecherausschusses aus, rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt entspre-
chend für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitglieds des Sprecherausschusses.

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten leitenden Angestellten der-
jenigen Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist eine Vor-
schlagsliste erschöpft, ist das Ersatzmitglied derjenigen Vorschlagsliste zu entnehmen, auf die nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl der nächste Sitz entfallen würde. Ist das ausgeschiedene oder
verhinderte Mitglied nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt, bestimmt sich die Reihen-
folge der Ersatzmitglieder nach der Höhe der erreichten Stimmenzahl.

(3) In dem Fall des § 6 Abs. 3 gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass das gewählte Ersatzmitglied nach-
rückt oder die Stellvertretung übernimmt.
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Zweiter Abschnitt
Geschäftsführung des Sprecherausschusses

§ 11 Vorsitzender

(1) Der Sprecherausschuss wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(2) Der Vorsitzende vertritt den Sprecherausschuss im Rahmen der von diesem gefassten Beschlüsse.
Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem Sprecherausschuss gegenüber abzugeben sind, ist der
Vorsitzende berechtigt. Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden nimmt sein Stellvertreter diese
Aufgaben wahr.

(3) Der Sprecherausschuss kann die laufenden Geschäfte auf den Vorsitzenden oder andere Mitglieder
des Sprecherausschusses übertragen.

§ 12 Sitzungen des Sprecherausschusses

(1) Vor Ablauf einer Woche nach dem Wahltag hat der Wahlvorstand die Mitglieder des Sprecher-
ausschusses zu der nach § 11 Abs. 1 vorgeschriebenen Wahl einzuberufen. Der Vorsitzende des
Wahlvorstands leitet die Sitzung, bis der Sprecherausschuss aus seiner Mitte einen Wahlleiter zur
Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bestellt hat.

(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende des Sprecherausschusses ein. Er setzt die Tagesord-
nung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder des Sprecherausschusses zu
den Sitzungen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden.

(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt
ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Drittel der Mitglieder des Sprecherausschusses oder
der Arbeitgeber beantragen.

(4) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den
Sitzungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, teil.

(5) Die Sitzungen des Sprecherausschusses finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. Der Spre-
cherausschuss hat bei der Anberaumung von Sitzungen auf die betrieblichen Notwendigkeiten
Rücksicht zu nehmen. Der Arbeitgeber ist über den Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. Die
Sitzungen des Sprecherausschusses sind nicht öffentlich; § 2 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 13 Beschlüsse und Geschäftsordnung des Sprecherausschusses

(1) Die Beschlüsse des Sprecherausschusses werden, so weit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein
Antrag abgelehnt.

(2) Der Sprecherausschuss ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der
Beschlussfassung teilnimmt. Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

(3) Über jede Verhandlung des Sprecherausschusses ist eine Niederschrift anzufertigen, die mindestens
den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst sind, enthält. Die Nie-
derschrift ist von dem Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift
ist eine Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat.

(4) Die Mitglieder des Sprecherausschusses haben das Recht, die Unterlagen des Sprecherausschusses
jederzeit einzusehen.

(5) Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsführung können in einer schriftlichen Geschäftsord-
nung getroffen werden, die der Sprecherausschuss mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder
beschließt.
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§ 14 Arbeitsversäumnis und Kosten

(1) Mitglieder des Sprecherausschusses sind von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des
Arbeitsentgelts zu befreien, wenn und so weit es nach Umfang und Art des Betriebs zur ordnungsge-
mäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die durch die Tätigkeit des Sprecherausschusses entstehenden Kosten trägt der Arbeitgeber. Für die
Sitzungen und die laufende Geschäftsführung hat der Arbeitgeber in erforderlichem Umfang Räume,
sachliche Mittel und Büropersonal zur Verfügung zu stellen.

Dritter Abschnitt
Versammlung der leitenden Angestellten

§ 15 Zeitpunkt, Einberufung und Themen der Versammlung

(1) Der Sprecherausschuss soll einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der leitenden Angestellten
einberufen und in ihr einen Tätigkeitsbericht erstatten. Auf Antrag des Arbeitgebers oder eines Vier-
tels der leitenden Angestellten hat der Sprecherausschuss eine Versammlung der leitenden Ange-
stellten einzuberufen und den beantragten Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung zu setzen.

(2) Die Versammlung der leitenden Angestellten soll während der Arbeitszeit stattfinden. Sie wird vom
Vorsitzenden des Sprecherausschusses geleitet. Sie ist nicht öffentlich.

(3) Der Arbeitgeber ist zu der Versammlung der leitenden Angestellten unter Mitteilung der Tagesord-
nung einzuladen. Er ist berechtigt, in der Versammlung zu sprechen. Er hat über Angelegenheiten der
leitenden Angestellten und die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Betriebs zu berichten, so weit
dadurch nicht Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse gefährdet werden.

(4) Die Versammlung der leitenden Angestellten kann dem Sprecherausschuss Anträge unterbreiten
und zu seinen Beschlüssen Stellung nehmen. § 2 Abs. 4 gilt entsprechend.

Vierter Abschnitt
Gesamtsprecherausschuss

§ 16 Errichtung, Mitgliederzahl und Stimmengewicht

(1) Bestehen in einem Unternehmen mehrere Sprecherausschüsse, ist ein Gesamtsprecherausschuss zu
errichten.

(2) In den Gesamtsprecherausschuss entsendet jeder Sprecherausschuss eines seiner Mitglieder. Satz 1
gilt entsprechend für die Abberufung. Durch Vereinbarung zwischen Gesamtsprecherausschuss und
Arbeitgeber kann die Mitgliederzahl des Gesamtsprecherausschusses abweichend von Satz 1 geregelt
werden.

(3) Der Sprecherausschuss hat für jedes Mitglied des Gesamtsprecherausschusses mindestens ein Er-
satzmitglied zu bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens festzulegen; § 10 Abs. 3 gilt entspre-
chend.

(4) Jedes Mitglied des Gesamtsprecherausschusses hat so viele Stimmen, wie in dem Betrieb, in dem es
gewählt wurde, leitende Angestellte in der Wählerliste der leitenden Angestellten eingetragen sind.
Ist ein Mitglied des Gesamtsprecherausschusses für mehrere Betriebe entsandt worden, hat es so viele
Stimmen, wie in den Betrieben, für die es entsandt ist, leitende Angestellte in den Wählerlisten einge-
tragen sind. Sind für einen Betrieb mehrere Mitglieder des Sprecherausschusses entsandt worden, ste-
hen diesen die Stimmen nach Satz 1 anteilig zu.
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§ 17 Ausschluss von Mitgliedern und Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Mindestens ein Viertel der leitenden Angestellten des Unternehmens, der Gesamtsprecherausschuss
oder der Arbeitgeber können beim Arbeitsgericht den Ausschluss eines Mitglieds aus dem Gesamt-
sprecherausschuss wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen.

(2) Die Mitgliedschaft im Gesamtsprecherausschuss endet mit Erlöschen der Mitgliedschaft im Sprecher-
ausschuss, durch Amtsniederlegung, durch Ausschluss aus dem Gesamtsprecherausschuss aufgrund
einer gerichtlichen Entscheidung oder Abberufung durch den Sprecherausschuss.

§ 18 Zuständigkeit

(1) Der Gesamtsprecherausschuss ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die das Unter-
nehmen oder mehrere Betriebe des Unternehmens betreffen und nicht durch die einzelnen Spre-
cherausschüsse innerhalb ihrer Betriebe behandelt werden können. Er ist den Sprecherausschüssen
nicht übergeordnet.

(2) Der Sprecherausschuss kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Gesamtspre-
cherausschuss schriftlich beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Sprecheraus-
schuss kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. Für den Widerruf der Beauftragung
gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Die Vorschriften über die Rechte und Pflichten des Sprecherausschusses und die Rechtsstellung
seiner Mitglieder gelten entsprechend für den Gesamtsprecherausschuss.

§ 19 Geschäftsführung

(1) Für den Gesamtsprecherausschuss gelten § 10 Abs. 1, die §§ 11, 13 Abs. 1, 3 bis 5 und § 14 entsprechend.

(2) Ist ein Gesamtsprecherausschuss zu errichten, hat der Sprecherausschuss der Hauptverwaltung des
Unternehmens oder, sofern ein solcher nicht besteht, der Sprecheraus-schuss des nach der Zahl der
leitenden Angestellten größten Betriebs zu der Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vor-
sitzenden des Gesamtsprecherausschusses einzuladen. Der Vorsitzende des einladenden Sprecher-
ausschusses hat die Sitzung zu leiten, bis der Gesamtsprecherausschuss aus seiner Mitte einen Wahl-
leiter zur Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bestellt hat. § 12 Abs. 2 bis 5 gilt entspre-
chend.

(3) Der Gesamtsprecherausschuss ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder
an der Beschlussfassung teilnimmt und die Teilnehmenden mindestens die Hälfte aller Stimmen ver-
treten. Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

Fünfter Abschnitt
Unternehmenssprecherausschuss

§ 20 Errichtung

(1) Sind in einem Unternehmen mit mehreren Betrieben in der Regel insgesamt mindestens zehn lei-
tende Angestellte beschäftigt, kann abweichend von § 1 Abs. 1 und 2 ein Unternehmenssprecheraus-
schuss der leitenden Angestellten gewählt werden, wenn dies die Mehrheit der leitenden Angestellten
des Unternehmens verlangt. Die §§ 2 bis 15 gelten entsprechend.

(2) Bestehen in dem Unternehmen Sprecherausschüsse, hat auf Antrag der Mehrheit der leitenden
Angestellten des Unternehmens der Sprecherausschuss der Hauptverwaltung oder, sofern ein solcher
nicht besteht, der Sprecherausschuss des nach der Zahl der leitenden Angestellten größten Betriebs
einen Unternehmenswahlvorstand für die Wahl eines Unternehmenssprecherausschusses zu bestel-
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len. Die Wahl des Unternehmenssprecherausschusses findet im nächsten Zeitraum der regelmäßigen
Wahlen im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 statt. Die Amtszeit der Sprecherausschüsse endet mit der Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses.

(3) Besteht ein Unternehmenssprecherausschuss, können auf Antrag der Mehrheit der leitenden Ange-
stellten des Unternehmens Sprecherausschüsse gewählt werden. Der Unternehmenssprecherausschuss
hat für jeden Betrieb, der die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 erfüllt, einen Wahlvorstand nach § 7 Abs. 1
zu bestellen. Die Wahl von Sprecherausschüssen findet im nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wah-
len im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 statt. Die Amtszeit des Unternehmenssprecherausschusses endet mit
der Bekanntgabe des Wahlergebnisses eines Sprecherausschusses.

(4) Die Vorschriften über die Rechte und Pflichten des Sprecherausschusses und die Rechtsstellung sei-
ner Mitglieder gelten entsprechend für den Unternehmenssprecherausschuss.

Sechster Abschnitt
Konzernsprecherausschuss

§ 21 Errichtung, Mitgliederzahl und Stimmengewicht

(1) Für einen Konzern (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) kann durch Beschlüsse der einzelnen Gesamt-
sprecherausschüsse ein Konzernsprecherausschuss errichtet werden. Die Errichtung erfordert die
Zustimmung der Gesamtsprecherausschüsse der Konzernunternehmen, in denen insgesamt mindes-
tens 75 vom Hundert der leitenden Angestellten der Konzernunternehmen beschäftigt sind. Besteht in
einem Konzernunternehmen nur ein Sprecherausschuss oder ein Unternehmenssprecherausschuss,
tritt er an die Stelle des Gesamtsprecherausschusses und nimmt dessen Aufgaben nach den Vorschrif-
ten dieses Abschnitts wahr.

(2) In den Konzernsprecherausschuss entsendet jeder Gesamtsprecherausschuss eines seiner Mitglie-
der. Satz 1 gilt entsprechend für die Abberufung. Durch Vereinbarung zwischen Konzernsprecher-
ausschuss und Arbeitgeber kann die Mitgliederzahl des Konzernsprecherausschusses abweichend von
Satz 1 geregelt werden.

(3) Der Gesamtsprecherausschuss hat für jedes Mitglied des Konzernsprecherausschusses mindestens
ein Ersatzmitglied zu bestellen und die Reihenfolge des Nachrückens festzulegen; nimmt der Spre-
cherausschuss oder der Unternehmenssprecherausschuss eines Konzernunternehmens die Aufgaben
des Gesamtsprecherausschusses nach Absatz 1 Satz 3 wahr, gilt § 10 Abs. 3 entsprechend.

(4) Jedes Mitglied des Konzernsprecherausschusses hat so viele Stimmen, wie die Mitglieder des Ge-
samtsprecherausschusses, von dem es entsandt wurde, im Gesamtsprecherausschuss Stimmen haben.
Ist ein Mitglied des Konzernsprecherausschusses von einem Sprecherausschuss oder Unternehmens-
sprecherausschuss entsandt worden, hat es so viele Stimmen, wie in dem Betrieb oder Konzernunter-
nehmen, in dem es gewählt wurde, leitende Angestellte in der Wählerliste der leitenden Angestellten
eingetragen sind. § 16 Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 22 Ausschluss von Mitgliedern und Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Mindestens ein Viertel der leitenden Angestellten der Konzernunternehmen, der Konzernspre-
cherausschuss oder der Arbeitgeber können beim Arbeitsgericht den Ausschluss eines Mitglieds aus
dem Konzernsprecherausschuss wegen grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen.

(2) Die Mitgliedschaft im Konzernsprecherausschuss endet mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft im
Gesamtsprecherausschuss, durch Amtsniederlegung, durch Ausschluss aus dem Konzernsprecher-
ausschuss aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung oder Abberufung durch den Gesamtsprecher-
ausschuss.
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§ 23 Zuständigkeit

(1) Der Konzernsprecherausschuss ist zuständig für die Behandlung von Angelegenheiten, die den
Konzern oder mehrere Konzernunternehmen betreffen und nicht durch die einzelnen Gesamtspre-
cherausschüsse innerhalb ihrer Unternehmen geregelt werden können. Er ist den Gesamtsprecher-
ausschüssen nicht übergeordnet.

(2) Der Gesamtsprecherausschuss kann mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder den Konzern-
sprecherausschuss schriftlich beauftragen, eine Angelegenheit für ihn zu behandeln. Der Gesamt-
sprecherausschuss kann sich dabei die Entscheidungsbefugnis vorbehalten. Für den Widerruf der
Beauftragung gilt Satz 1 entsprechend.

§ 24 Geschäftsführung

(1) Für den Konzernsprecherausschuss gelten § 10 Abs. 1, die §§ 11, 13 Abs. 1, 3 bis 5, die §§ 14, 18 Abs. 3
und § 19 Abs. 3 entsprechend.

(2) Ist ein Konzernsprecherausschuss zu errichten, hat der Gesamtsprecherausschuss des herrschen-
den Unternehmens oder, sofern ein solcher nicht besteht, der Gesamtsprecherausschuss des nach der
Zahl der leitenden Angestellten größten Konzernunternehmens zu der Wahl des Vorsitzenden und des
stellvertretenden Vorsitzenden des Konzernsprecherausschusses einzuladen. Der Vorsitzende des ein-
ladenden Gesamtsprecherausschusses hat die Sitzung zu leiten, bis der Konzernsprecherausschuss aus
seiner Mitte einen Wahlleiter zur Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bestellt hat. § 12
Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend.

Dritter Teil
Mitwirkung der leitenden Angestellten

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 25 Aufgaben des Sprecherausschusses

(1) Der Sprecherausschuss vertritt die Belange der leitenden Angestellten des Betriebs (§ 1 Abs. 1 und 2).
Die Wahrnehmung eigener Belange durch den einzelnen leitenden Angestellten bleibt unberührt.

(2) Der Sprecherausschuss ist zur Durchführung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz rechtzeitig und
umfassend vom Arbeitgeber zu unterrichten. Auf Verlangen sind ihm die erforderlichen Unterlagen
jederzeit zur Verfügung zu stellen.

§ 26 Unterstützung einzelner leitender Angestellter

(1) Der leitende Angestellte kann bei der Wahrnehmung seiner Belange gegenüber dem Arbeitgeber
ein Mitglied des Sprecherausschusses zur Unterstützung und Vermittlung hinzuziehen.

(2) Der leitende Angestellte hat das Recht, in die über ihn geführten Personalakten Einsicht zu neh-
men. Er kann hierzu ein Mitglied des Sprecherausschusses hinzuziehen. Das Mitglied des Sprecher-
ausschusses hat über den Inhalt der Personalakten Stillschweigen zu bewahren, so weit es von dem lei-
tenden Angestellten im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird. Erklärungen des lei-
tenden Angestellten zum Inhalt der Personalakten sind diesen auf sein Verlangen beizufügen.
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§ 27 Grundsätze für die Behandlung der leitenden Angestellten

(1) Arbeitgeber und Sprecherausschuss haben darüber zu wachen, dass alle leitenden Angestellten des
Betriebs nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt werden, insbesondere, dass jede
unterschiedliche Behandlung von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität, Her-
kunft, politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechts
unterbleibt. Sie haben darauf zu achten, dass leitende Angestellte nicht wegen Überschreitung
bestimmter Altersstufen benachteiligt werden.

(2) Arbeitgeber und Sprecherausschuss haben die freie Entfaltung der Persönlichkeit der leitenden
Angestellten des Betriebs zu schützen und zu fördern.

§ 28 Richtlinien und Vereinbarungen

(1) Arbeitgeber und Sprecherausschuss können Richtlinien über den Inhalt, den Abschluss oder die
Beendigung von Arbeitsverhältnissen der leitenden Angestellten schriftlich vereinbaren.

(2) Der Inhalt der Richtlinien gilt für die Arbeitsverhältnisse unmittelbar und zwingend, so weit dies
zwischen Arbeitgeber und Sprecherausschuss vereinbart ist. Abweichende Regelungen zugunsten lei-
tender Angestellter sind zulässig. Werden leitenden Angestellten Rechte nach Satz 1 eingeräumt, so ist
ein Verzicht auf sie nur mit Zustimmung des Sprecherausschusses zulässig. Vereinbarungen nach Satz
1 können, so weit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

§ 29 Geheimhaltungspflicht

(1) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Sprecherausschusses sind verpflichtet, Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Sprecherausschuss bekannt geworden
und vom Arbeitgeber ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet worden sind, nicht zu
offenbaren und nicht zu verwerten. Dies gilt auch nach dem Ausscheiden aus dem Sprecherausschuss.
Die Verpflichtung gilt nicht gegenüber Mitgliedern des Sprecherausschusses, des Gesamtsprecheraus-
schusses, des Unternehmenssprecherausschusses, des Konzernsprecherausschusses und den Arbeit-
nehmervertretern im Aufsichtsrat.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Gesamtsprecherausschusses,
des Unternehmenssprecherausschusses und des Konzernsprecherausschusses.

Zweiter Abschnitt
Mitwirkungsrechte

§ 30 Arbeitsbedingungen und Beurteilungsgrundsätze

Der Arbeitgeber hat den Sprecherausschuss rechtzeitig in folgenden Angelegenheiten der leitenden
Angestellten zu unterrichten:

1. Änderungen der Gehaltsgestaltung und sonstiger allgemeiner Arbeitsbedingungen;

2. Einführung oder Änderung allgemeiner Beurteilungsgrundsätze. 

Er hat die vorgesehenen Maßnahmen mit dem Sprecherausschuss zu beraten.

§ 31 Personelle Maßnahmen

(1) Eine beabsichtigte Einstellung oder personelle Veränderung eines leitenden Angestellten ist dem
Sprecherausschuss rechtzeitig mitzuteilen.

(2) Der Sprecherausschuss ist vor jeder Kündigung eines leitenden Angestellten zu hören. Der Arbeit-
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geber hat ihm die Gründe für die Kündigung mitzuteilen. Eine ohne Anhörung des Sprecheraus-
schusses ausgesprochene Kündigung ist unwirksam. Bedenken gegen eine ordentliche Kündigung
hat der Sprecherausschuss dem Arbeitgeber spätestens innerhalb einer Woche, Bedenken gegen eine
außerordentliche Kündigung unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von drei Tagen, unter Angabe
der Gründe schriftlich mitzuteilen. Äußert er sich innerhalb der nach Satz 4 maßgebenden Frist nicht,
so gilt dies als Einverständnis des Sprecherausschusses mit der Kündigung.

(3) Die Mitglieder des Sprecherausschusses sind verpflichtet, über die ihnen im Rahmen personeller
Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 bekannt gewordenen persönlichen Verhältnisse und Ange-
legenheiten der leitenden Angestellten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertrau-
lichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren; § 29 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 32 Wirtschaftliche Angelegenheiten

(1) Der Unternehmer hat den Sprecherausschuss mindestens einmal im Kalenderhalbjahr über die
wirtschaftlichen Angelegenheiten des Betriebs und des Unternehmens im Sinne des § 106 Abs. 3 des
Betriebsverfassungsgesetzes zu unterrichten, so weit dadurch nicht die Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse des Unternehmens gefährdet werden. Satz 1 gilt nicht für Unternehmen und Betriebe im
Sinne des § 118 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes.

(2) Der Unternehmer hat den Sprecherausschuss über geplante Betriebsänderungen im Sinne des § 111
des Betriebsverfassungsgesetzes, die auch wesentliche Nachteile für leitende Angestellte zur Folge
haben können, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Entstehen leitenden Angestellten infolge
der geplanten Betriebsänderung wirtschaftliche Nachteile, hat der Unternehmer mit dem Sprecher-
ausschuss über Maßnahmen zum Ausgleich oder zur Milderung dieser Nachteile zu beraten.

Vierter Teil
Besondere Vorschriften

§ 33 Seeschifffahrt

(1) Auf Seeschifffahrtsunternehmen (§ 114 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes) und ihre Betriebe ist
dieses Gesetz anzuwenden, so weit sich aus den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes ergibt.

(2) Sprecherausschüsse werden nur in den Landbetrieben von Seeschifffahrtsunternehmen gewählt.

(3) Leitende Angestellte im Sinne des § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes sind in einem Seebetrieb (§ 114 Abs. 3 und
4 des Betriebsverfassungsgesetzes) nur die Kapitäne. Sie gelten für die Anwendung dieses Gesetzes als
leitende Angestellte des Landbetriebs. Bestehen mehrere Landbetriebe, so gelten sie als leitende
Angestellte des nach der Zahl der leitenden Angestellten größten Landbetriebs.

(4) Die Vorschriften über die Wahl des Sprecherausschusses finden auf Sprecherausschüsse in den
Landbetrieben von Seeschifffahrtsunternehmen mit folgender Maßgabe Anwendung:

1. Die in § 7 Abs. 1 genannte Frist wird auf sechzehn Wochen verlängert.

2. Die Frist für die Wahlanfechtung nach § 8 Abs. 1 Satz 3 beginnt für die leitenden Angestellten an
Bord, wenn das Schiff nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses erstmalig einen Hafen im
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder einen Hafen, in dem ein Seemannsamt seinen Sitz hat, an-
läuft. Nach Ablauf von drei Monaten seit Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist eine Wahlanfech-
tung unzulässig. Die Wahlanfechtung kann auch zu Protokoll des Seemannsamtes erklärt werden.
Die Anfechtungserklärung ist vom Seemannsamt unverzüglich an das für die Anfechtung zustän-
dige Arbeitsgericht weiterzuleiten.
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Fünfter Teil
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 34 Straftaten gegen Vertretungsorgane der leitenden Angestellten und ihre Mitglieder

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. eine Wahl des Sprecherausschusses oder des Unternehmenssprecherausschusses behindert oder
durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung oder Versprechen von
Vorteilen beeinflusst,

2. die Tätigkeit des Sprecherausschusses, des Gesamtsprecherausschusses, des Unternehmens-
sprecherausschusses oder des Konzernsprecherausschusses behindert oder stört oder

3. ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied des Sprecherausschusses, des Gesamtsprecherausschusses,
des Unternehmenssprecherausschusses oder des Konzernsprecherausschusses um seiner Tätigkeit
willen benachteiligt oder begünstigt.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag des Sprecherausschusses, des Gesamtsprecherausschusses, des
Unternehmenssprecherausschusses, des Konzernsprecherausschusses, des Wahlvorstands oder des
Unternehmers verfolgt.

§ 35 Verletzung von Geheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart, das ihm in seiner Eigen-
schaft als Mitglied oder Ersatzmitglied des Sprecherausschusses, des Gesamtsprecherausschusses, des
Unternehmenssprecherausschusses oder des Konzernsprecherausschusses bekannt geworden und
das vom Arbeitgeber ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet worden ist, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis eines leitenden Angestellten oder eines
anderen Arbeitnehmers, namentlich ein zu dessen persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheim-
nis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als Mitglied oder Ersatzmitglied des Sprecherausschusses
oder einer der in Absatz 1 genannten Vertretungen bekannt geworden ist und über das nach den
Vorschriften dieses Gesetzes Stillschweigen zu bewahren ist.

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Ebenso
wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nis, zu dessen Geheimhaltung er nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichtet ist, verwertet.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tode
des Betroffenen unbefugt offenbart oder verwertet.

(5) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten verfolgt. Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht
nach § 77 Abs. 2 des Strafgesetzbuches auf die Angehörigen über, wenn das Geheimnis zum persön-
lichen Lebensbereich des Verletzten gehört; in anderen Fällen geht es auf die Erben über. Offenbart der
Täter das Geheimnis nach dem Tode des Betroffenen, so gilt Satz 2 entsprechend.

§ 36 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in § 30 Satz 1, § 31 Abs. 1 oder § 32 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2
Satz 1 genannten Unterrichtungs- oder Mitteilungspflichten nicht, wahrheitswidrig, unvollständig
oder verspätet erfüllt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.
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Sechster Teil
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 37 Erstmalige Wahlen nach diesem Gesetz

(1) Die erstmaligen Wahlen des Sprecherausschusses oder des Unternehmenssprecherausschusses fin-
den im Zeitraum der regelmäßigen Wahlen nach § 5 Abs. 1 im Jahre 1990 statt. § 7 Abs. 2 und 3 findet
Anwendung.

(2) Auf Sprecherausschüsse, die aufgrund von Vereinbarungen gebildet worden sind und bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes bestehen, findet dieses Gesetz keine Anwendung. Sie bleiben bis zur Wahl nach
Absatz 1, spätestens bis zum 31. Mai 1990, im Amt.

§ 38 Ermächtigung zum Erlass von Wahlordnungen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit kann durch Rechtsverordnung zur Regelung des
Wahlverfahrens Vorschriften über die in den §§ 3 bis 8, 20 und 33 bezeichneten Wahlen erlassen, ins-
besondere über

1. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Aufstellung der Wählerlisten;

2. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen gegen sie;

3. die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Einreichung;

4. das Wahlausschreiben und die Fristen für seine Bekanntmachung;

5. die Stimmabgabe;

6. die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen für seine Bekanntmachung;

7. die Aufbewahrung der Wahlakten.

§ 39 Berlin-Klausel

Diese Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14
des Dritten Überleitungsgesetzes.
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Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie

vom 21. Mai 1951 (BGBl. I S. 347), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Mai 2004 

(BGBl. I S. 974)

Erster Teil
Allgemeines

§ 1 Arbeitnehmermitbestimmung in den Aufsichtsräten. Anwendungsbereich

(1) Die Arbeitnehmer haben ein Mitbestimmungsrecht in den Aufsichtsräten und in den zur gesetz-
lichen Vertretung berufenen Organen nach Maßgabe dieses Gesetzes in

a) den Unternehmen, deren überwiegender Betriebszweck in der Förderung von Steinkohle, Braun-
kohle oder Eisenerz oder in der Aufbereitung, Verkokung, Verschwelung oder Brikettierung dieser
Grundstoffe liegt und deren Betrieb unter der Aufsicht der Bergbehörden steht,

b) den Unternehmen der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie in dem Umfang, wie er in Gesetz Nr.
27 der Alliierten Hohen Kommission vom 16. Mai 1950 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission
für Deutschland S. 299) bezeichnet ist, so weit diese Unternehmen in „Einheitsgesellschaften“ im
Sinne des Gesetzes Nr. 27 überführt oder in anderer Form weiterbetrieben und nicht liquidiert wer-
den,

c) den Unternehmen, die von einem vorstehend bezeichneten oder nach Gesetz Nr. 27 der Alliierten
Hohen Kommission zu liquidierenden Unternehmen abhängig sind, wenn sie die Voraussetzungen
nach Buchstabe a erfüllen oder überwiegend Eisen und Stahl erzeugen.

Die Herstellung von Walzwerkserzeugnissen einschließlich Walzdraht, Röhren, Walzen, rollendem
Eisenbahnmaterial, Freiformschmiedestücken und Gießereierzeugnissen aus Eisen oder Stahl ist als
Erzeugung von Eisen und Stahl im Sinne von Satz 1 Buchstabe b und c anzusehen

1. in einem Unternehmen, dessen Aufsichtsrat am 1. Juli 1981 nach § 4 oder § 9 zusammengesetzt ist,
oder

2. in einem anderen Unternehmen nach der Verschmelzung mit einem in Nummer 1 bezeichneten
Unternehmen oder nach dem Übergang von Betrieben oder Betriebsteilen eines in Nummer 1
bezeichneten Unternehmens, die die genannten Erzeugnisse herstellen oder Roheisen oder Roh-
stahl erzeugen, auf das andere Unternehmen, wenn dieses mit dem in Nummer 1 bezeichneten
Unternehmen verbunden ist (§ 15 des Aktiengesetzes) und solange nach der Verschmelzung oder
dem Übergang der überwiegende Betriebszweck des anderen Unternehmens die Herstellung der
genannten Erzeugnisse oder die Erzeugung von Roheisen oder Rohstahl ist.

Satz 2 Nr. 2 gilt entsprechend für die weitere Verschmelzung sowie für den weiteren Übergang von
Betrieben oder Betriebsteilen.

(2) Dieses Gesetz findet nur auf diejenigen in Abs. 1 bezeichneten Unternehmen Anwendung, welche in
Form einer Aktiengesellschaft oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung betrieben werden und
in der Regel mehr als eintausend Arbeitnehmer beschäftigen oder „Einheitsgesellschaften“ sind.

(3) Erfüllt ein Unternehmen die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen nicht mehr oder beschäftigt
es nicht mehr die nach Absatz 2 erforderliche Zahl von Arbeitnehmern, so sind die Vorschriften dieses
Gesetzes über das Mitbestimmungsrecht erst dann nicht mehr anzuwenden, wenn in sechs aufeinan-
der folgenden Geschäftsjahren eine dieser Voraussetzungen nicht mehr vorgelegen hat.

Montan-Mitbestimmungsgesetz
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(4) Ist ein Unternehmen, dessen Aufsichtsrat nach § 4 oder § 9 zusammenzusetzen ist, herrschendes
Unternehmen eines Konzerns (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) und ist für  diesen Konzern ein Konzern-
betriebsrat errichtet, so gelten für die Anwendung der §§ 4, 6 und 9 auf das herrschende Unterneh-
men die Arbeitnehmer der Konzernunternehmen als Arbeitnehmer des herrschenden Unternehmens
und die in Konzernunternehmen vertretenen Gewerkschaften als im herrschenden Unternehmen ver-
treten. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, so tritt für die Anwendung der §§ 6 und 11 auf das
herrschende Unternehmen der Konzernbetriebsrat an die Stelle der Betriebsräte.

§ 2 Vorrang des Montan-Mitbestimmungsgesetzes

Auf die in § 1 bezeichneten Unternehmen finden die Vorschriften des Aktiengesetzes, des Gesetzes
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, der Berggesetze und des Betriebsver-
fassungsrechts insoweit keine Anwendung, als sie den Vorschriften dieses Gesetzes widersprechen.

Zweiter Teil
Aufsichtsrat

§ 3 Aufsichtsrat bei GmbH oder bergrechtlicher Gewerkschaft

(1) Betreibt eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder eine bergrechtliche Gewerkschaft mit
eigener Rechtspersönlichkeit ein Unternehmen im Sinne des § 1, so ist nach Maßgabe dieses Gesetzes
ein Aufsichtsrat zu bilden.

(2) Auf den Aufsichtsrat, seine Rechte und Pflichten finden die Vorschriften des Aktienrechts sinnge-
mäß Anwendung.

§ 4 Zusammensetzung. Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus elf Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus

a) vier Vertretern der Anteilseigner und einem weiteren Mitglied,

b) vier Vertretern der Arbeitnehmer und einem weiteren Mitglied,

c) einem weiteren Mitglied.

(2) Die in Abs. 1 bezeichneten weiteren Mitglieder dürfen nicht

a) Repräsentant einer Gewerkschaft oder einer Vereinigung der Arbeitgeber oder einer
Spitzenorganisation dieser Verbände sein oder zu diesen in einem ständigen Dienst- oder
Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen,

b) im Laufe des letzten Jahres vor der Wahl eine unter Buchstabe a bezeichnete Stellung innegehabt
haben,

c) in den Unternehmen als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber tätig sein, 

d) an dem Unternehmen wirtschaftlich wesentlich interessiert sein.

(3) Alle Aufsichtsratsmitglieder haben die gleichen Rechte und Pflichten. Sie sind an Aufträge und
Weisungen nicht gebunden.

§ 5 Wahl der Vertreter der Anteilseigner

Die in § 4 Abs. 1 Buchstabe a bezeichneten Mitglieder des Aufsichtsrats werden durch das nach Gesetz,
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern berufene Organ (Wahlorgan)
nach Maßgabe der Satzung oder des Gesellschaftsvertrags gewählt.
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§ 6 Wahl der Vertreter der Arbeitnehmer

(1) Unter den in § 4 Abs. 1 Buchstabe b bezeichneten Mitgliedern des Aufsichtsrats müssen sich zwei
Arbeitnehmer befinden, die in einem Betrieb des Unternehmens beschäftigt sind. Diese Mitglieder wer-
den durch die Betriebsräte der Betriebe des Unternehmens in geheimer Wahl gewählt und dem
Wahlorgan nach Beratung mit den in den Betrieben des Unternehmens vertretenen Gewerkschaften
und deren Spitzenorganisationen vorgeschlagen.

(2) Die nach Abs. 1 gewählten Personen sind vor Weiterleitung der Vorschläge an das Wahlorgan
innerhalb von zwei Wochen nach der Wahl den Spitzenorganisationen mitzuteilen, denen die in den
Betrieben des Unternehmens vertretenen Gewerkschaften angehören. Jede Spitzenorganisation kann
binnen zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung Einspruch bei den Betriebsräten einlegen, wenn der
begründete Verdacht besteht, dass ein Vorgeschlagener nicht die Gewähr bietet, zum Wohle des Un-
ternehmens und der gesamten Volkswirtschaft verantwortlich im Aufsichtsrat mitzuarbeiten. Lehnen
die Betriebsräte den Einspruch mit einfacher Stimmenmehrheit ab, so können die Betriebsräte oder
die Spitzenorganisation, welche den Einspruch eingelegt hat, das Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit anrufen; dieses entscheidet endgültig.

(3) Zwei der in § 4 Abs. 1 Buchstabe b bezeichneten Mitglieder werden von den Spitzenorganisationen
nach vorheriger Beratung mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften den Betriebsräten vorge-
schlagen. Die Spitzenorganisationen sind nach dem Verhältnis ihrer Vertretung in den Betrieben vor-
schlagsberechtigt; sie sollen bei ihren Vorschlägen die innerhalb der Belegschaften bestehenden
Minderheiten in angemessener Weise berücksichtigen.

(4) Für das in § 4 Abs. 1 Buchstabe b bezeichnete weitere Mitglied gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) Die Mitglieder der Betriebsräte der Betriebe des Unternehmens wählen in geheimer Wahl auf
Grund der nach den Absätzen 3 und 4 gemachten Vorschläge die Bewerber und schlagen diese dem
Wahlorgan vor. Wird von einer Spitzenorganisation nur ein Bewerber für ein Aufsichtsratsmitglied
vorgeschlagen, so bedarf der Vorschlag gegenüber dem Wahlorgan der Mehrheit der Stimmen der
Mitglieder der Betriebsräte.

(6) Das Wahlorgan ist an die Vorschläge der Betriebsräte gebunden.

§ 7

(aufgehoben)

§ 8 Wahl des weiteren Mitglieds. Vermittlungsausschuss

(1) Das in § 4 Abs. 1 Buchstabe c bezeichnete weitere Mitglied eines Aufsichtsrats wird durch das Wahl-
organ auf Vorschlag der übrigen Aufsichtsratsmitglieder gewählt. Der Vorschlag wird durch diese
Aufsichtsratsmitglieder mit Mehrheit aller Stimmen beschlossen.  Er bedarf jedoch der Zustimmung
von mindestens je drei Mitgliedern, die nach § 5 und die nach § 6 gewählt sind.

(2) Kommt ein Vorschlag nach Abs. 1 nicht zustande oder wird eine vorgeschlagene Person nicht ge-
wählt, so ist ein Vermittlungsausschuss zu bilden, der aus vier Mitgliedern besteht. Je zwei Mitglieder
werden von den nach § 5 und den nach § 6 gewählten Aufsichtsratsmitgliedern gewählt.

(3) Der Vermittlungsausschuss schlägt innerhalb eines Monats dem Wahlorgan drei Personen zur Wahl
vor, aus denen das Wahlorgan das Aufsichtsratsmitglied wählen soll. Kommt die Wahl auf Grund des
Vorschlages des Vermittlungsausschusses aus wichtigen Gründen nicht zustande, insbesondere dann,
wenn keiner der Vorgeschlagenen die Gewähr für ein gedeihliches Wirken für das Unternehmen bie-
tet, so muss die Ablehnung durch Beschluss festgestellt werden. Dieser Beschluss muss mit Gründen
versehen sein. Über die Berechtigung der Ablehnung der Wahl entscheidet auf Antrag des Vermitt-
lungsausschusses das für das Unternehmen zuständige Oberlandesgericht. Im Falle der Bestätigung
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der Ablehnung hat der Vermittlungsausschuss dem Wahlorgan drei weitere Personen vorzuschlagen;
für diesen zweiten Vorschlag gilt die vorstehende Regelung (Sätze 2 bis 4) entsprechend. Wird die
Ablehnung der Wahl von dem Gericht für unberechtigt erklärt, so hat das Wahlorgan einen der Vor-
geschlagenen zu wählen. Wird die Ablehnung der Wahl aus dem zweiten Wahlvorschlag von dem
Gericht für berechtigt erklärt, oder erfolgt kein Wahlvorschlag, so wählt das Wahlorgan von sich aus
das weitere Mitglied.

(4) Wird die in Abs. 2 vorgesehene Anzahl von Mitgliedern des Vermittlungsausschusses nicht ge-
wählt, oder bleiben Mitglieder des Vermittlungsausschusses trotz rechtzeitiger Einladung ohne
genügende Entschuldigung einer Sitzung fern, so kann der Vermittlungsausschuss tätig werden,
wenn wenigstens zwei Mitglieder mitwirken.

§ 9 Größerer Aufsichtsrat

(1) Bei Gesellschaften mit einem Nennkapital von mehr als zehn Millionen Euro kann durch Satzung
oder Gesellschaftsvertrag bestimmt werden, dass der Aufsichtsrat aus fünfzehn Mitgliedern besteht.
Die Vorschriften der §§ 4 bis 8 finden sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, dass die Zahl der ge-
mäß § 6 Abs. 1 und 2 zu wählenden Arbeitnehmer und die Zahl der in § 6 Abs. 3 bezeichneten Vertreter
der Arbeitnehmer je drei beträgt.

(2) Bei Gesellschaften mit einem Nennkapital von mehr als fünfundzwanzig Millionen Euro kann
durch Satzung oder Gesellschaftsvertrag bestimmt werden, dass der Aufsichtsrat aus einundzwanzig
Mitgliedern besteht. Die Vorschriften der §§ 4 bis 8 finden sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe,
dass die Zahl der in § 4 Abs. 1 Buchstaben a und b bezeichneten weiteren Mitglieder je zwei, die Zahl
der gemäß § 6 Abs. 1 und 2 zu wählenden Arbeitnehmer und die Zahl der in § 6 Abs. 3 bezeichneten
Vertreter der Arbeitnehmer je vier beträgt.

§ 10 Beschlussfähigkeit

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er nach die-
sem Gesetz oder der Satzung insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. §108 Abs.
2 Satz 4 des Aktiengesetzes findet Anwendung.

§ 11 Abberufung eines Aufsichtsratsmitglieds

(1) Auf die in § 5 bezeichneten Mitglieder des Aufsichtsrats findet § 103 des Aktiengesetzes Anwendung.

(2) Auf die Abberufung eines in § 6 bezeichneten Mitglieds des Aufsichtsrats durch das Wahlorgan fin-
det Absatz 1 entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass die Abberufung auf Vorschlag der
Betriebsräte der Betriebe des Unternehmens erfolgt. Die Abberufung eines in § 6 Abs. 3 oder 4 bezeich-
neten Mitglieds kann nur auf Antrag der Spitzenorganisation, die das Mitglied vorgeschlagen hat, von
den Betriebsräten vorgeschlagen werden.

(3) Eine Abberufung des in § 8 bezeichneten Mitglieds des Aufsichtsrats kann auf Antrag von mindes-
tens drei Aufsichtsratsmitgliedern durch das Gericht aus wichtigem Grunde erfolgen.

Dritter Teil
Vorstand

§ 12 Bestellung durch Aufsichtsrat

Die Bestellung der Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs und der Widerruf
ihrer Bestellung erfolgen nach Maßgabe des § 76 Abs. 3 und des § 84 des Aktiengesetzes durch den
Aufsichtsrat.
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§ 13 Arbeitsdirektor

(1) Als gleichberechtigtes Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs wird ein Arbeits-
direktor bestellt. Der Arbeitsdirektor kann nicht gegen die Stimmen der Mehrheit der nach § 6
gewählten Aufsichtsratsmitglieder bestellt werden. Das gleiche gilt für den Widerruf der Bestellung.

(2) Der Arbeitsdirektor hat wie die übrigen Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung berufenen
Organs seine Aufgaben im engsten Einvernehmen mit dem Gesamtorgan auszuüben. Das Nähere
bestimmt die Geschäftsordnung.

Vierter Teil
Schlussvorschriften

§ 14 Inkrafttreten

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes treten in Kraft

a) für Unternehmen, die dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommission nicht  unterliegen, am
31. Dezember 1951,

b) für Unternehmen, die aus der Kontrolle nach dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommission
entlassen werden, im Zeitpunkt ihrer Entlassung, spätestens am 31. Dezember 1951,

c) für Unternehmen, die auf Grund des Gesetzes Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommission in eine
„Einheitsgesellschaft“ überführt werden, mit deren Errichtung, spätestens am 31. Dezember 1951,

d) für die übrigen Unternehmen in dem Zeitpunkt, in dem feststeht, dass sie auf Grund des Gesetzes
Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommission nicht in eine „Einheitsgesellschaft“ überführt werden,
spätestens am 31. Dezember 1951.

(2) Die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach §§ 5 und 6 findet erstmalig innerhalb von zwei
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes statt.

§ 15 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen über

a) die Anpassung von Satzungen und Gesellschaftsverträgen an die Vorschriften dieses Gesetzes,

b) das Verfahren für die Aufstellung der in § 6 bezeichneten Wahlvorschläge.
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Mitbestimmungs-Ergänzungsgesetz

Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts-
räten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden
Industrie (Mitbestimmungs-Ergänzungsgesetz)

vom 7. August 1956 (BGBI. I S. 707), zuletzt geändert durch Gesetz vom   08. Juni 2005 (BGBl. I S. 1530)

Artikel 1
Mitbestimmung in herrschenden Unternehmen

§ 1 (Anwendungsbereich)

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und den zur gesetzlichen Vertretung berufe-
nen Organen von Unternehmen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft oder einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, die ein Unternehmen beherrschen, in dem die Arbeitnehmer nach den Vorschriften
des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie (Montan-Mitbestimmungs-
gesetz) vom 21. Mai 1951 (BGBl. I S. 347) ein Mitbestimmungsrecht haben, regelt sich nach den Vorschriften
dieses Gesetzes.

§ 2 (Anwendung des Montan-Mitbestimmungsgesetzes)

Liegen bei dem herrschenden Unternehmen nach seinem eigenen überwiegenden Betriebszweck die
Voraussetzungen für die Anwendung des Montan-Mitbestimmungsgesetzes vor, so gilt für das herr-
schende Unternehmen das Montan-Mitbestimmungsgesetz. Dies gilt auch, solange in dem herrschen-
den Unternehmen das Mitbestimmungsrecht nach § 1 Abs. 3 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes fort-
besteht.

§ 3 (Unternehmenszweck des Konzerns)

(1) Liegen bei dem herrschenden Unternehmen die Voraussetzungen für die Anwendung des Montan-
Mitbestimmungsgesetzes nach § 2 nicht vor, wird jedoch der Unternehmenszweck des Konzerns durch
Konzernunternehmen und abhängige Unternehmen gekennzeichnet, die unter das Montan-
Mitbestimmungsgesetz fallen, so gelten für das herrschende Unternehmen die §§ 5 bis 13. Ist das herr-
schende Unternehmen eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, so findet § 3 des Montan-Mit-
bestimmungsgesetzes entsprechende Anwendung.

(2) Der Unternehmenszweck des Konzerns wird durch die unter das Montan-Mitbestimmungsgesetz fal-
lenden Konzernunternehmen. und abhängigen Unternehmen gekennzeichnet, wenn diese Konzern-
unternehmen und abhängigen Unternehmen insgesamt

1. mindestens ein Fünftel der Umsätze sämtlicher Konzernunternehmen und abhängigen Unterneh-
men erzielen, jeweils vermindert um die in den Umsätzen enthaltenen Kosten für fremdbezogene
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für Fremdleistungen, oder

2. in der Regel mehr als ein Fünftel der Arbeitnehmer sämtlicher Konzernunternehmen und abhängi-
gen Unternehmen beschäftigen.

Soweit Konzernunternehmen und abhängige Unternehmen Umsätze erzielen, die nicht auf der Ver-
äußerung selbst erzeugter, bearbeiteter oder verarbeiteter Waren beruhen, ist ein Fünftel der unvermin-
derten Umsätze anzurechnen.
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§ 4 (Ermittlung der Montanquote)

(1) Das nach § 3 maßgebliche Umsatzverhältnis hat der Abschlussprüfer des herrschenden Unterneh-
mens zu ermitteln. Ist der Jahresabschluss des herrschenden Unternehmens nicht auf Grund gesetz-
licher Vorschriften durch Abschlussprüfer zu prüfen, so wird das Umsatzverhältnis von einem in ent-
sprechender Anwendung der §§ 318, 319 Abs. 1 bis 3 des Handelsgesetzbuchs zu bestellenden Prüfer
ermittelt.

(2) Der Prüfer hat für jedes Geschäftsjahr vor Ablauf von fünf Monaten nach dessen Ende über das
Ergebnis seiner Ermittlungen schriftlich zu berichten. Der Bericht ist den Verwaltungsträgern des
herrschenden Unternehmens vorzulegen.

(3) Der Prüfer hat, soweit dies für seine Ermittlungen erforderlich ist, gegenüber sämtlichen Konzern-
unternehmen und abhängigen Unternehmen die ihm nach § 320 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 des Handelsge-
setzbuchs zustehenden Rechte. § 323 des Handelsgesetzbuchs ist anzuwenden.

(4) Hat der Aufsichtsrat Bedenken gegen die von dem Prüfer getroffenen Feststellungen, so hat der
Prüfer auf Verlangen des Aufsichtsrats die beanstandeten Feststellungen zu überprüfen und über das
Ergebnis zu berichten.

(5) Das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ des herrschenden Unternehmens hat das festge-
stellte Umsatzverhältnis und die abschließende Stellungnahme des Aufsichtsrats unverzüglich den
Betriebsräten (Gesamtbetriebsräten) der Konzernunternehmen und abhängigen Unternehmen sowie
den nach § 7 vorschlagsberechtigten Spitzenorganisationen der Gewerkschaften mitzuteilen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 vor-
liegen.

§ 5 (Zusammensetzung des Aufsichtsrats)

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünfzehn Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus

a) sieben Vertretern der Anteilseigner,

b) sieben Vertretern der Arbeitnehmer,

c) einem weiteren Mitglied.

Bei Unternehmen mit einem Gesellschaftskapital von mehr als fünfundzwanzig Millionen Euro kann
durch Satzung oder Gesellschaftsvertrag bestimmt werden, dass der Aufsichtsrat aus einundzwanzig
Mitgliedern besteht. In diesem Fall beträgt die Zahl der in Satz 2 Buchstabe a und b bezeichneten Mit-
glieder je zehn.

(2) Für die Bestellung der in Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a genannten Mitglieder gilt § 5 des Montan-
Mitbestimmungsgesetzes; für ihre Abberufung gilt § 103 des Aktiengesetzes.

(3) Auf das in Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c genannte Mitglied findet § 4 Abs. 2 des Montan-Mitbestim-
mungsgesetzes Anwendung. Für seine Bestellung gilt § 8 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes,
wobei an die Stelle des § 6 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes die §§ 6 bis 10h dieses Gesetzes tre-
ten; für seine Abberufung gilt § 11 Abs. 3 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes.

(4) § 4 Abs. 3 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes findet Anwendung.

(5) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind die in § 5 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes be-
zeichneten Personen. Die in § 5 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten Personen sind
keine Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes.

(6) Betriebe im Sinne dieses Gesetzes sind solche des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4 Abs. 2 des
Betriebsverfassungsgesetzes ist anzuwenden.
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§ 6 (Arbeitnehmervertreter)

(1) Unter den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer müssen sich fünf Arbeitnehmer von Kon-
zernunternehmen und zwei Vertreter von Gewerkschaften befinden. Besteht der Aufsichtsrat aus ein-
undzwanzig Mitgliedern, so müssen sich unter den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer sieben
Arbeitnehmer von Konzernunternehmen und drei Vertreter von Gewerkschaften befinden.

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Arbeitnehmer müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben und ein Jahr
einem Konzernunternehmen angehören. Auf die einjährige Angehörigkeit zu einem Konzernunter-
nehmen werden Zeiten der Angehörigkeit zu einem anderen Unternehmen, dessen Arbeitnehmer
nach diesem Gesetz an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Konzerns teilnehmen, angerechnet.
Diese Zeiten müssen unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen, ab dem die Arbeitnehmer zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern des Konzerns berechtigt sind. Die weiteren Wählbarkeitsvoraussetzungen
des § 8 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes müssen erfüllt sein.

(3) Die in Absatz 1 bezeichneten Gewerkschaften müssen im Konzern vertreten sein.

§ 7 (Wahl durch Delegierte oder unmittelbare Wahl)

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer eines Konzerns mit in der Regel mehr als 8000 Arbeit-
nehmern werden durch Delegierte gewählt, sofern nicht die wahlberechtigten Arbeitnehmer die
unmittelbare Wahl beschließen. Für die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch
Delegierte gelten die §§ 8 bis 10f und 10h.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer eines Konzerns mit in der Regel nicht mehr als 8000
Arbeitnehmern werden in unmittelbarer Wahl gewählt, sofern nicht die wahlberechtigten Arbeitneh-
mer die Wahl durch Delegierte beschließen. Für die unmittelbare Wahl der Aufsichtsratsmitglieder
der Arbeitnehmer gelten die §§ 10g und 10h.

(3) Zur Abstimmung darüber, ob die Wahl durch Delegierte oder unmittelbar erfolgen soll, bedarf es
eines Antrags, der von einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Arbeitnehmer des Konzerns unter-
zeichnet sein muss. Die Abstimmung ist geheim. Ein Beschluss nach Absatz 1 oder 2 kann nur unter
Beteiligung von mindestens der Hälfte der wahlberechtigten Arbeitnehmer und nur mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen gefasst werden.

§ 8 (Wahl der Delegierten)

(1) Sind nach § 7 die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte zu wählen, so wählen
in jedem Betrieb des Konzerns die Arbeitnehmer in geheimer Wahl und nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl Delegierte.

(2) Wahlberechtigt für die Wahl von Delegierten sind diejenigen Arbeitnehmer der Konzernunterneh-
men, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. § 7 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entspre-
chend.

(3) Zu Delegierten wählbar sind die in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Arbeitnehmer, die die weiteren
Wählbarkeitsvoraussetzungen des § 8 des Betriebsverfassungsgesetzes erfüllen.

(4) Wird für einen Wahlgang nur ein Wahlvorschlag gemacht, so gelten die darin aufgeführten
Arbeitnehmer in der angegebenen Reihenfolge als gewählt.

§ 9 (Anzahl der Delegierten)

(1) In jedem Betrieb entfällt auf je 90 wahlberechtigte Arbeitnehmer ein Delegierter. Ergibt die Berech-
nung nach Satz 1 in einem Betrieb mehr als

1. 25 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf die Hälfte; diese
Delegierten erhalten je zwei Stimmen;
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2. 50 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Drittel; diese
Delegierten erhalten je drei Stimmen;

3. 75 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Viertel; diese
Delegierten erhalten je vier Stimmen;

4. 100 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Fünftel; diese
Delegierten erhalten je fünf Stimmen;

5. 125 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Sechstel; diese
Delegierten erhalten je sechs Stimmen;

6. 150 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Siebtel; diese
Delegierten erhalten je sieben Stimmen.

Bei der Errechnung der Zahl der Delegierten werden Teilzahlen voll gezählt, wenn sie mindestens die
Hälfte der vollen Zahl betragen.

(2) Entfällt auf einen Betrieb kein Delegierter, gelten die Arbeitnehmer dieses Betriebs für die Wahl der
Delegierten als Arbeitnehmer des Betriebs der Hauptniederlassung des betreffenden Konzernunter-
nehmens. Soweit auf die Arbeitnehmer des Betriebs der Hauptniederlassung kein Delegierter entfällt,
gelten diese für die Wahl der Delegierten als Arbeitnehmer des nach der Zahl der wahlberechtigten
Arbeitnehmer größten Betriebs des betreffenden Konzernunternehmens.

(3) Entfällt auf ein Konzernunternehmen kein Delegierter, gelten die Arbeitnehmer dieses Unterneh-
mens für die Wahl der Delegierten als Arbeitnehmer des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeit-
nehmer größten Betriebs des herrschenden Unternehmens. Soweit auf die Arbeitnehmer des herr-
schenden Unternehmens kein Delegierter entfällt, gelten diese für die Wahl der Delegierten als Ar-
beitnehmer des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten Betriebs der Konzern-
unternehmen.

§ 10 (Wahlvorschläge für Delegierte)

(1) Zur Wahl der Delegierten können die wahlberechtigten Arbeitnehmer des Betriebs Wahlvorschläge
machen. Jeder Wahlvorschlag für Delegierte muss von einem Zehntel oder 100 der wahlberechtigten
Arbeitnehmer des Betriebs unterzeichnet sein.

(2) Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie in dem Wahlgang
Delegierte zu wählen sind.

§ 10a (Amtszeit der Delegierten)

(1) Die Delegierten werden für eine Zeit gewählt, die der Amtszeit der von ihnen zu wählenden Auf-
sichtsratsmitglieder entspricht. Sie nehmen die ihnen nach den Vorschriften dieses Gesetzes zuste-
henden Aufgaben und Befugnisse bis zur Einleitung der Neuwahl der Aufsichtsratsmitglieder der
Arbeitnehmer wahr.

(2) In den Fällen des § 7 Abs. 1 endet die Amtszeit der Delegierten, wenn

1. die wahlberechtigten Arbeitnehmer nach § 7 Abs. 1 die unmittelbare Wahl beschließen;

2. der Konzern nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung des § 7 Abs. 1 erfüllt, es sei denn,
die wahlberechtigten Arbeitnehmer beschließen, dass die Amtszeit bis zu dem in Absatz 1 genann-
ten Zeitpunkt fortdauern soll; § 7 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

(3) In den Fällen des § 7 Abs. 2 endet die Amtszeit der Delegierten, wenn die wahlberechtigten Arbeit-
nehmer die unmittelbare Wahl beschließen; § 7 Abs. 3 ist anzuwenden.

(4) Abweichend von Absatz 1 endet die Amtszeit der Delegierten eines Betriebs, wenn nach Eintreten
aller Ersatzdelegierten des Wahlvorschlags, dem die zu ersetzenden Delegierten angehören, die
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Gesamtzahl der Delegierten des Betriebs unter die im Zeitpunkt ihrer Wahl vorgeschriebene Zahl der
auf den Betrieb entfallenden Delegierten gesunken ist.

§ 10b (Vorzeitige Beendigung der Amtszeit oder Verhinderung der Delegierten)

(1) Die Amtszeit eines Delegierten endet vor dem in § 10a bezeichneten Zeitpunkt

1. durch Niederlegung des Amtes,

2. durch Beendigung der Beschäftigung des Delegierten in dem Betrieb, dessen Delegierter er ist,

3. durch Verlust der Wählbarkeit.

(2) Endet die Amtszeit eines Delegierten vorzeitig oder ist er verhindert, so tritt an seine Stelle ein Er-
satzdelegierter. Die Ersatzdelegierten werden der Reihe nach aus den nicht gewählten Arbeitneh-
mern derjenigen Wahlvorschläge entnommen, denen die zu ersetzenden Delegierten angehören.

§ 10c (Wahl der unternehmensangehörigen Arbeitnehmervertreter)

(1) Die Delegierten wählen die Aufsichtsratsmitglieder, die nach § 6 Abs. 1 Arbeitnehmer von Konzern-
unternehmen sein müssen, geheim und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl für die Zeit, die im
Gesetz oder in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag, im Statut) für die durch das Wahlorgan der An-
teilseigner zu wählenden Mitglieder des Aufsichtsrats bestimmt ist.

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen. Jeder Wahlvorschlag muss von einem Fünftel oder
100 der wahlberechtigten Arbeitnehmer des Konzerns unterzeichnet sein.

(3) Abweichend von Absatz 1 findet Mehrheitswahl statt, soweit nur ein Wahlvorschlag gemacht wird.
In diesem Fall muss der Wahlvorschlag mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Aufsichts-
ratsmitglieder auf die Arbeitnehmer entfallen.

§ 10d (Wahl der Gewerkschaftsvertreter)

(1) Die Delegierten wählen die Aufsichtsratsmitglieder, die nach § 6 Abs. 1 Vertreter von Gewerkschaf-
ten sind, in geheimer Wahl und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl für die in § 10c Abs. 1
bestimmte Zeit.

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen der Gewerkschaften, die im Konzern vertreten
sind. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, so findet abweichend von Absatz 1 Mehrheitswahl statt. In
diesem Falle muss der Wahlvorschlag mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Vertreter
von Gewerkschaften in den Aufsichtsrat zu wählen sind.

§ 10e (Ersatzmitglieder)

(1) In jedem Wahlvorschlag kann zusammen mit jedem Bewerber für diesen ein Ersatzmitglied des
Aufsichtsrats vorgeschlagen werden. Ein Bewerber kann nicht zugleich als Ersatzmitglied vorgeschla-
gen werden.

(2) Wird ein Bewerber als Aufsichtsratsmitglied gewählt, so ist auch das zusammen mit ihm vorge-
schlagene Ersatzmitglied gewählt.

§ 10f (Bekanntmachung der Mitglieder des Aufsichtsrats)

Das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ des herrschenden Unternehmens hat die Namen der
Mitglieder und der Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats unverzüglich nach ihrer Bestellung in den Be-
trieben des Unternehmens bekannt zumachen und im elektronischen Bundesanzeiger zu veröffent-
lichen. Daneben ist in jedem abhängigen Konzernunternehmen das zur gesetzlichen Vertretung be-
rufene Organ zur Bekanntmachung in dessen Betrieben verpflichtet.
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§ 10g (Unmittelbare Wahl)

Sind nach § 7 die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer in unmittelbarer Wahl zu wählen, so sind
diejenigen Arbeitnehmer der Konzernunternehmen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, wahlbe-
rechtigt. § 7 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. Für die Wahl sind die §§ 10c bis 10f
mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Delegierten die wahlberechtigten Arbeitnehmer
der Konzernunternehmen  treten.

§ 10h (Seeschifffahrt)

(1) Die Gesamtheit der Schiffe eines Unternehmens gilt für die Anwendung dieses Gesetzes als ein Betrieb.

(2) Schiffe im Sinne dieses Gesetzes sind Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die
Bundesflagge führen. Schiffe, die in der Regel binnen 48 Stunden nach dem Auslaufen an den Sitz eines
Landbetriebs zurückkehren, gelten als Teil dieses Landbetriebs.

(3) Die Arbeitnehmer eines in Absatz 1 bezeichneten Betriebs nehmen an einer Abstimmung nach § 7
nicht teil und bleiben für die Errechnung der für die Antragstellung und für die Beschlussfassung
erforderlichen Zahlen von Arbeitnehmern außer Betracht.

(4) Werden die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte gewählt, so werden abwei-
chend von § 8 in einem in Absatz 1 bezeichneten Betrieb keine Delegierten gewählt. Abweichend von
§ 10c Abs. 1 nehmen die Arbeitnehmer dieses Betriebs unmittelbar an der Wahl der Aufsichtsratsmit-
glieder der Arbeitnehmer teil mit der Maßgabe, dass die Stimme eines dieser Arbeitnehmer als ein
Neunzigstel der Stimme eines Delegierten zu zählen ist; § 9 Abs. 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.

§ 10i (Wahlschutz und Wahlkosten)

(1) Niemand darf die Wahlen nach den §§ 8, 10c, 10d und 10g behindern. Insbesondere darf niemand in
der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahlen durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung
oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahlen trägt das herrschende Unternehmen. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur
Ausübung des Wahlrechts oder der Betätigung im Wahlvorstand erforderlich ist, berechtigt den Ar-
beitgeber nicht zur Minderung des Arbeitsentgelts.

§ 10k (Anfechtung der Wahl von Delegierten)

(1) Die Wahl der Delegierten eines Betriebs kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen
wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen wor-
den und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht
geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind

1. mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer des Betriebs,

2. der Betriebsrat,

3. der Sprecherausschuss

4. das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ des Unternehmens.

Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntmachung des
Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.
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§ 10l (Anfechtung der Wahl von Arbeitnehmervertretern)

(1) Die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines Ersatzmitglieds der Arbeitnehmer kann beim
Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die
Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei
denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind

1. mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer von Konzernunternehmen,

2. der Gesamtbetriebsrat des herrschenden Unternehmens oder, wenn in dem herrschenden Unter-
nehmen nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat sowie der Konzernbetriebsrat, soweit ein sol-
cher besteht,

3. der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss des herrschenden Unternehmens oder, wenn in
dem herrschenden Unternehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss sowie
der Konzernsprecherausschuss, soweit ein solcher besteht,

4. der Gesamtbetriebsrat eines anderen Konzernunternehmens oder, wenn in dem anderen Konzern-
unternehmen nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat,

5. der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss eines anderen Konzernunternehmens oder,
wenn in dem anderen Konzernunternehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecher-
ausschuss,

6. jede nach § 10d Abs. 2 vorschlagsberechtigte Gewerkschaft,

7. das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ des herrschenden Unternehmens.

Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Veröffentlichung im elektro-
nischen Bundesanzeiger an gerechnet, zulässig.

§ 10m (Abberufung von Arbeitnehmervertretern)

(1) Ein Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer kann vor Ablauf der Amtszeit auf Antrag abberufen
werden. Antragsberechtigt sind für die Abberufung eines Aufsichtsratsmitglieds, das nach 

1. § 6 Abs. 1 Arbeitnehmer eines Konzernunternehmens ist, sind drei Viertel der wahlberechtigten
Arbeitnehmer,

2. § 6 Abs. 1 Vertreter einer Gewerkschaft ist, ist die Gewerkschaft, die das Mitglied vorgeschlagen hat.

(2) Ein durch Delegierte gewähltes Aufsichtsratsmitglied wird durch Beschluss der Delegierten abbe-
rufen. Dieser Beschluss wird in geheimer Abstimmung gefasst und bedarf einer Mehrheit von drei
Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(3) Ein von den Arbeitnehmern unmittelbar gewähltes Aufsichtsratsmitglied wird durch Beschluss der
wahlberechtigten Arbeitnehmer abberufen. Dieser Beschluss wird in geheimer unmittelbarer Abstim-
mung gefasst und bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind für die Abberufung von Ersatzmitgliedern entsprechend anzuwenden.

§ 10n (Verlust der Wählbarkeit)

Verliert ein Aufsichtsratsmitglied, das nach § 6 Abs. 1 Arbeitnehmer eines Konzernunternehmens sein
muss, die Wählbarkeit, so erlischt sein Amt.
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§ 11 (Beschlussfähigkeit)

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er nach
diesem Gesetz oder der Satzung insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. § 108
Abs. 2 Satz 4 des Aktiengesetzes findet Anwendung.

§ 12

(aufgehoben)

§ 13 (Gesetzliches Vertretungsorgan, Bestellung und Widerruf)

Für die Bestellung der Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs und für den
Widerruf ihrer Bestellung gelten § 76 Abs. 3 und § 84 des Aktiengesetzes und § 13 Abs. 1 Satz 1 des
Montan-Mitbestimmungsgesetzes. § 13 Abs. 2 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes findet
Anwendung.

§ 14

(aufgehoben)

§ 15 (Ausübung von Beteiligungsrechten)

(1) Die einem Unternehmen, in dem die Arbeitnehmer nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz oder
nach § 2 oder § 3 dieses Gesetzes ein Mitbestimmungsrecht haben, auf Grund von Beteiligungen an
einem anderen Unternehmen zustehenden Rechte bei der Bestellung, dem Widerruf der Bestellung
oder der Entlastung von Verwaltungsträgern sowie bei der Beschlussfassung über die Auflösung oder
Umwandlung des anderen Unternehmens, über dessen Fortsetzung nach seiner Auflösung, über die
Übertragung seines Vermögens können durch das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ nur auf
Grund von Beschlüssen des Aufsichtsrats ausgeübt werden. Diese Beschlüsse bedürfen nur der Mehrheit
der Stimmen der nach § 5 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes oder der nach § 5 Abs. 2 dieses Ge-
setzes bestellten Mitglieder; sie sind für das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ verbindlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Beteiligung des Unternehmens an dem anderen Unternehmen weni-
ger als ein Viertel beträgt.

§ 16 (Fristen für die Anwendung der Montan-Mitbestimmung auf ein herrschendes
Unternehmen)

(1) Die §§ 5 bis 13 sind auf das herrschende Unternehmen erst anzuwenden,

1. wenn in sechs aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren der nach § 3 berechnete Anteil der unter das
Montan-Mitbestimmungsgesetz fallenden Unternehmen an den Umsätzen sämtlicher
Konzernunternehmen und abhängigen Unternehmen mehr als die Hälfte betragen hat oder

2. wenn auf dieses Unternehmen das Montan-Mitbestimmungsgesetz, nach dem die Arbeitnehmer
bisher ein Mitbestimmungsrecht hatten, nicht mehr anwendbar ist.

(2) Die §§ 5 bis 13 sind auf das herrschende Unternehmen nicht mehr anzuwenden, wenn in sechs auf-
einanderfolgenden Geschäftsjahren

1. die Voraussetzungen des § 3 nicht mehr vorliegen oder

2. kein Unternehmen, in dem die Arbeitnehmer nach den Vorschriften des Montan-Mitbestimmungs-
gesetzes ein Mitbestimmungsrecht haben, beherrscht wird.
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§ 17 (Ermächtigung für Rechtsverordnungen)

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren für
die Wahl und die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu erlassen, insbeson-
dere über

1. die Vorbereitung der Wahl oder Abstimmung, die Bestellung der Wahlvorstände und die
Aufstellung der Wählerlisten,

2. die Abstimmungen darüber, ob die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder in unmittelbarer Wahl oder
durch Delegierte erfolgen soll,

3. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen,

4. die Verteilung der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer auf diejenigen, die Arbeitnehmer
eines Konzernunternehmens sein müssen, und die Gewerkschaftsvertreter,

5. die Errechnung der Zahl der Delegierten,

6. die Wahlvorschläge und die Frist für ihre Einreichung,

7. die Ausschreibung der Wahl oder der Abstimmung und die Fristen für die Bekanntmachung des
Ausschreibens,

8. die Teilnahme von Arbeitnehmern eines in § 10h Abs. 1 bezeichneten Betriebs an Wahlen und
Abstimmungen,

9. die Stimmabgabe,

10. die Feststellung des Ergebnisses der Wahl oder der Abstimmung und die Fristen für seine
Bekanntmachung,

11. die Aufbewahrung der Wahlakten und der Abstimmungsakten.

Artikel 2
Anwendung und Änderung des Reichsgesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

§ 18 (Anwendung des FGG)

(1) Im Falle des § 8 Abs. 3 Satz 4 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes sind auf das Verfahren des
Oberlandesgerichts die Vorschriften des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit entsprechend anzuwenden. Gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts findet
ein Rechtsmittel nicht statt.

(2) Für das Verfahren des Oberlandesgerichts werden von dem Unternehmen Gebühren nach § 121 der
Kostenordnung erhoben. § 8 der Kostenordnung ist nicht anzuwenden.

§§ 19 und 20

(aufgehoben)



Mitbestimmungs-Ergänzungsgesetz160

Artikel 3
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 21

(nicht abgedruckt)

§ 22

(1) Auf Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, die nach dem
28. Juli 2001 bis zum 27. Mai 2004 eingeleitet wurden, findet das Mitbestimmungsergänzungsgesetz
vom 7. August 1956 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 801-3, veröffentlichten
bereinigten Fassung in der durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Juli 2001 (BGBl. I S. 1852) geänderten
Fassung Anwendung. Abweichend von Satz 1 findet § 9 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes in
der durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in
den Aufsichtsrat vom 18. Mai 2004 (BGBl. I S. 974) geänderten Fassung Anwendung, wenn feststeht,
dass die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte zu wählen sind und bis zum
27. Mai 2004 die Errechnung der Zahl der Delegierten noch nicht erfolgt ist.

(2) Auf Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, die nach dem
28. Juli 2001 eingeleitet wurden, findet die Wahlordnung zum Mitbestimmungsergänzungsgesetz vom
23. Januar 1989 (BGBl. I S. 147) bis zu ihrer Änderung entsprechende Anwendung. Für die entsprechen-
de Anwendung ist für Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer,
die in dem Zeitraum nach dem 28. Juli 2001 bis zum 27. Mai 2004 eingeleitet wurden, das Mitbe-
stimmungsergänzungsgesetz in der nach Absatz 1 anzuwenden Fassung maßgeblich; für Wahlen oder
Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, die nach dem 27. Mai 2004 eingeleitet
werden, ist das Mitbestimmungsergänzungsgesetz in der durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur
Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat vom 18. Mai 2004 (BGBl. I S.
974) geänderten Fassung maßgeblich.

§ 23 (Inkrafttreten)

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz über die Drittelbeteiligung 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 

(Drittelbeteiligungsgesetz – DrittelbG)

vom 18. Mai 2004 ( BGBl. I S. 974)

Teil 1
Geltungsbereich

§ 1 Erfasste Unternehmen

(1) Die Arbeitnehmer haben ein Mitbestimmungsrecht im Aufsichtsrat nach Maßgabe dieses Gesetzes in

1. einer Aktiengesellschaft mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern. Ein Mitbestimmungsrecht
im Aufsichtsrat besteht auch in einer Aktiengesellschaft mit in der Regel weniger als 500 Arbeit-
nehmern, die vor dem 10. August 1994 eingetragen worden ist und keine Familiengesellschaft ist.
Als Familiengesellschaften gelten solche Aktiengesellschaften, deren Aktionär eine einzelne
natürliche Person ist oder deren Aktionäre untereinander im Sinne von § 15 Abs. 1 Nr. 2 bis 8, Abs. 2
der Abgabenordnung verwandt oder verschwägert sind;

2. einer Kommanditgesellschaft auf Aktien mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern. Nummer 1
Satz 2 und 3 gilt entsprechend;

3. einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern. Die Ge-
sellschaft hat einen Aufsichtsrat zu bilden; seine Zusammensetzung sowie seine Rechte und Pflich-
ten bestimmen sich nach § 90 Abs. 3, 4, 5 Satz 1 und 2, nach den §§ 95 bis 114, 116, 118 Abs. 2, § 125
Abs. 3 und 4 und nach den §§ 170, 171, 268 Abs. 2 des Aktiengesetzes;

4. einem Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern,
wenn dort ein Aufsichtsrat besteht;

5. einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern. § 96
Abs. 2 und die §§ 97 bis 99 des Aktiengesetzes sind entsprechend anzuwenden. Das Statut kann nur
eine durch drei teilbare Zahl von Aufsichtsratsmitgliedern festsetzen. Der Aufsichtsrat muss zwei
Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten.

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf

1. die in § 1 Abs. 1 des Mitbestimmungsgesetzes, die in § 1 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes und
die in den §§ 1 und 3 Abs. 1 des Montan-Mitbestimmungsergänzungsgesetzes bezeichneten
Unternehmen; 

2. Unternehmen, die unmittelbar und überwiegend

a) politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaft-
lichen oder künstlerischen Bestimmungen oder

b) Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des
Grundgesetzes anzuwenden ist, dienen.

Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und erzieheri-
schen Einrichtungen unbeschadet deren Rechtsform.

(3) Die Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats sowie
über die Wahl und die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern gelten insoweit nicht, als sie den
Vorschriften dieses Gesetzes widersprechen.
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§ 2 Konzern

(1) An der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer des herrschenden Unternehmens eines
Konzerns (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes) nehmen auch die Arbeitnehmer der übrigen Konzernunter-
nehmen teil.

(2) Soweit nach § 1 die Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat eines herrschenden Unterneh-
mens von dem Vorhandensein oder der Zahl von Arbeitnehmern abhängt, gelten die Arbeitnehmer
eines Konzernunternehmens als solche des herrschenden Unternehmens, wenn zwischen den Unter-
nehmen ein Beherrschungsvertrag besteht oder das abhängige Unternehmen in das herrschende
Unternehmen eingegliedert ist.

§ 3 Arbeitnehmer; Betrieb

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind die in § 5 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeich-
neten Personen mit Ausnahme der in § 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten leiten-
den Angestellten.

(2) Betriebe im Sinne dieses Gesetzes sind solche des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4   Abs. 2 des Be-
triebsverfassungsgesetzes ist anzuwenden. 

(3) Die Gesamtheit der Schiffe eines Unternehmens gilt für die Anwendung dieses Gesetzes als ein Be-
trieb. Schiffe im Sinne dieses Gesetzes sind Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die
Bundesflagge führen. Schiffe, die in der Regel binnen 48 Stunden nach dem Auslaufen an den Sitz eines
Landbetriebs zurückkehren, gelten als Teil dieses Landbetriebs.

Teil 2
Aufsichtsrat

§ 4 Zusammensetzung

(1) Der Aufsichtsrat eines in § 1 Abs. 1 bezeichneten Unternehmens muss zu einem Drittel aus Arbeit-
nehmervertretern bestehen.

(2) Ist ein Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer oder sind zwei Aufsichtsratsmitglieder der Arbeit-
nehmer zu wählen, so müssen diese als Arbeitnehmer im Unternehmen beschäftigt sein. Sind mehr als
zwei Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer zu wählen, so müssen mindestens zwei Aufsichtsrats-
mitglieder als Arbeitnehmer im Unternehmen beschäftigt sein.

(3) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer, die Arbeitnehmer des Unternehmens sind, müssen
das 18. Lebensjahr vollendet haben und ein Jahr dem Unternehmen angehören. Auf die einjährige
Unternehmensangehörigkeit werden Zeiten der Angehörigkeit zu einem anderen Unternehmen, des-
sen Arbeitnehmer nach diesem Gesetz an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens
teilnehmen, angerechnet. Diese Zeiten müssen unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen, ab dem die
Arbeitnehmer zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens berechtigt sind. Die weite-
ren Wählbarkeitsvoraussetzungen des § 8 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes müssen erfüllt sein.

(4) Unter den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer sollen Frauen und Männer entsprechend
ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Unternehmen vertreten sein.

§ 5 Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer werden nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl in
allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittelbarer Wahl für die Zeit gewählt, die im Gesetz oder in
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der Satzung für die von der Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder bestimmt ist.

(2) Wahlberechtigt sind die Arbeitnehmer des Unternehmens, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.
§ 7 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend.

§ 6 Wahlvorschläge

Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen der Betriebsräte und der Arbeitnehmer. Die Wahl-
vorschläge der Arbeitnehmer müssen von mindestens einem Zehntel der Wahlberechtigten oder von
mindestens einhundert Wahlberechtigten unterzeichnet sein.

§ 7 Ersatzmitglieder

(1) In jedem Wahlvorschlag kann zusammen mit jedem Bewerber für diesen ein Ersatzmitglied des
Aufsichtsrats vorgeschlagen werden. Ein Bewerber kann nicht zugleich als Ersatzmitglied vorgeschla-
gen werden.

(2) Wird ein Bewerber als Aufsichtsratsmitglied gewählt, so ist auch das zusammen mit ihm vorge-
schlagene Ersatzmitglied gewählt.

§ 8 Bekanntmachung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ hat die Namen der Mitglieder und
der Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats unverzüglich nach ihrer Bestellung in den Betrieben des Unter-
nehmens bekannt zu machen und im elektronischen Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Nehmen an
der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder des Unternehmens auch die Arbeitnehmer eines anderen Unter-
nehmens teil, so ist daneben das zur gesetzlichen Vertretung des anderen Unternehmens befugte
Organ zur Bekanntmachung in seinen Betrieben verpflichtet.

§ 9 Schutz von Aufsichtsratsmitgliedern vor Benachteiligung

Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gestört oder
behindert werden. Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat nicht benachteiligt oder begüns-
tigt werden. Dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung.

§ 10 Wahlschutz und Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer behindern. Insbesondere
darf niemand in der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahlen durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch
Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahlen trägt das Unternehmen. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur Ausübung des
Wahlrechts oder der Betätigung im Wahlvorstand erforderlich ist, berechtigt nicht zur Minderung des
Arbeitsentgelts.

§ 11 Anfechtung der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer

(1) Die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines Ersatzmitglieds der Arbeitnehmer kann beim
Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die
Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei
denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind
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1. mindestens drei Wahlberechtigte,

2. die Betriebsräte,

3. das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ.

Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Veröffentlichung im elektro-
nischen Bundesanzeiger an gerechnet, zulässig.

§ 12 Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer

(1) Ein Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer kann vor Ablauf der Amtszeit auf Antrag eines Betriebs-
rats oder von mindestens einem Fünftel der Wahlberechtigten durch Beschluss abberufen werden.
Der Beschluss der Wahlberechtigten wird in allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittelbarer
Abstimmung gefasst; er bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. Auf die
Beschlussfassung findet § 2 Abs. 1 Anwendung.

(2) Absatz 1 ist für die Abberufung von Ersatzmitgliedern entsprechend anzuwenden.

Teil 3
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 13 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren für
die Wahl und die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu erlassen, insbeson-
dere über

1. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Aufstellung der Wählerlisten und die Errechnung
der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer;

2. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen gegen sie;

3. die Wahlvorschläge und die Frist für ihre Einreichung;

4. das Wahlausschreiben und die Frist für seine Bekanntmachung;

5. die Teilnahme von Arbeitnehmern eines in § 3 Abs. 3 bezeichneten Betriebs an der Wahl;

6. die Stimmabgabe;

7. die Feststellung des Wahlergebnisses und die Fristen für seine Bekanntmachung;

8. die Anfechtung der Wahl;

9. die Aufbewahrung der Wahlakten.

§ 14 Verweisungen

Soweit in anderen Gesetzen auf Vorschriften verwiesen wird, die durch Artikel 6 Abs. 2 des Zweiten
Gesetzes zur Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat aufgehoben wer-
den, treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes.

§ 15 Übergangsregelung

Auf Wahlen oder Abberufungen, die vor dem 1. Juli 2004 eingeleitet worden sind, ist das Betriebsver-
fassungsgesetz 1952 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 801-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Juli 2001 (BGBl. I S. 1852),
auch nach seinem Außerkrafttreten anzuwenden.
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Wahlordnung zum Drittelbeteiligungsgesetz

Verordnung zur Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer nach dem
Drittelbeteiligungsgesetz (Wahlordnung zum Drittelbeteiligungsgesetz –
WODrittelbG)

vom 23. Juni 2004 (BGBl. I S. 1393)

Auf Grund des § 13 des Drittelbeteiligungsgesetzes vom 18. Mai 2004 (BGBl. I S. 974)
verordnet die Bundesregierung:

Inhaltsübersicht §§

Teil 1 Wahl
Kapitel 1 Wahl durch die Arbeitnehmer eines Betriebs
Abschnitt 1 Einleitung der Wahl 1-  6
Abschnitt 2 Wahlvorschläge 7-12
Abschnitt 3 Stimmabgabe 13-15
Abschnitt 4 Schriftliche Stimmabgabe 16-17
Abschnitt 5 Stimmauszählung und Ergebnis 18-22
Kapitel 2 Wahl durch die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe 23-31

oder mehrerer Unternehmen

Teil 2 Abberufung
Kapitel 1 Abberufung durch die Arbeitnehmer eines Betriebs 32-37
Kapitel 2 Abberufung durch die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe 38-41

oder mehrerer Unternehmen

Teil 3 Besondere Vorschriften bei Teilnahme von Arbeitnehmern 
eines Seebetriebs

Kapitel 1 Wahl 42-45
Kapitel 2 Abberufung 46-49

Teil 4 Schlussbestimmungen 50-51
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Teil 1
Wahl

Kapitel 1 
Wahl durch die Arbeitnehmer eines Betriebs

Abschnitt 1 Einleitung der Wahl

§ 1 Mitteilung des Unternehmens

Das zur gesetzlichen Vertretung berufene Organ eines Unternehmens, dessen Aufsichtsrat nach § 1
des Gesetzes Arbeitnehmervertreter angehören müssen, teilt dem Betriebsrat oder, soweit ein solcher
nicht besteht, den Arbeitnehmern spätestens 14 Wochen vor dem voraussichtlichen Beginn der Amts-
zeit der zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer mit, dass Arbeitnehmervertreter in
den Aufsichtsrat zu wählen sind. Dabei sind der voraussichtliche Beginn ihrer Amtszeit sowie die Zahl
der zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer anzugeben. Die Wahl der Arbeitneh-
mervertreter soll so durchgeführt werden, dass das Wahlergebnis möglichst zwei Wochen vor dem
voraussichtlichen Beginn der Amtszeit feststeht.

§ 2 Betriebswahlvorstand, Bildung und Zusammensetzung

(1) Unverzüglich nach der in § 1 bezeichneten Mitteilung wird der Betriebswahlvorstand gebildet. Ihm
obliegt die Durchführung der Wahl und die Feststellung des Wahlergebnisses.

(2) Der Betriebswahlvorstand besteht aus drei Mitgliedern. Der Betriebsrat kann die Zahl der Mitglie-
der erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl erforderlich ist. Der Betriebs-
wahlvorstand muss aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen. Mitglieder des Betriebswahl-
vorstands können nur Wahlberechtigte des Betriebs sein. Im Betriebswahlvorstand sollen Frauen und
Männer entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betrieb vertreten sein.

(3) Für jedes Mitglied des Betriebswahlvorstands kann für den Fall seiner Verhinderung ein Ersatz-
mitglied bestellt werden.

(4) Die Mitglieder des Betriebswahlvorstands werden vom Betriebsrat bestellt. Besteht kein Betriebsrat
oder kommt der Betriebsrat seiner Verpflichtung zur Bestellung des Betriebswahlvorstands nicht spätes-
tens zwei Wochen nach der in § 1 bezeichneten Mitteilung nach, so wird der Betriebswahlvorstand in
einer Betriebsversammlung mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt. Besteht auch eine
nach § 117 Abs. 2 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes durch Tarifvertrag errichtete Vertretung für im
Flugbetrieb beschäftigte Arbeitnehmer, so erfolgt die Bestellung gemeinsam mit dieser Vertretung.

(5) Der Betriebswahlvorstand teilt unverzüglich nach seiner Bildung dem Unternehmen schriftlich die
Namen seiner Mitglieder und seine Betriebsanschrift mit.

§ 3 Geschäftsführung des Betriebswahlvorstands

(1) Der Betriebswahlvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und mindestens einen Stell-
vertreter. Der Betriebswahlvorstand kann sich eine schriftliche Geschäftsordnung geben. Er kann
Wahlberechtigte als Wahlhelfer zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und
bei der Stimmenzählung heranziehen.

(2) Der Betriebswahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit seiner Mitglieder.
Über jede Sitzung des Betriebswahlvorstands ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den
Wortlaut der Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied
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des Betriebswahlvorstands zu unterzeichnen. Dies gilt auch für Bekanntmachungen, Ausschreiben
und weitere Niederschriften des Betriebswahlvorstands.

(3) Bekanntmachungen können durch Aushang und durch Einsatz der im Betrieb vorhandenen Informa-
tions- und Kommunikationstechnik erfolgen. Der Aushang erfolgt an einer oder mehreren geeigneten,
den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen im Betrieb. Er ist in gut lesbarem Zustand zu erhalten. Der
Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik ist nur zulässig, wenn der Adressatenkreis dieser
Bekanntmachungsform von der Bekanntmachung Kenntnis erlangen kann und Vorkehrungen getrof-
fen sind, damit nur der Betriebswahlvorstand Änderungen der Bekanntmachung vornehmen kann.

(4) Das Unternehmen hat den Betriebswahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstüt-
zen und ihm den erforderlichen Geschäftsbedarf zur Verfügung zu stellen.

(5) Der Betriebswahlvorstand soll dafür sorgen, dass ausländische Arbeitnehmer, die der deutschen
Sprache nicht mächtig sind, rechtzeitig und in geeigneter Weise über den Anlass der Wahl sowie das
Wahlverfahren unterrichtet werden.

§ 4 Wählerliste

(1) Der Betriebswahlvorstand stellt unverzüglich nach seiner Bildung eine Liste der Wahlberechtigten
(Wählerliste) auf. Die Wahlberechtigten sollen in alphabetischer Reihenfolge mit Familienname,
Vorname, Geburtsdatum aufgeführt werden. Die Wählerliste kann durch Einsatz der im Betrieb vor-
handenen Informations- und Kommunikationstechnik aufgestellt werden, wenn Vorkehrungen ge-
troffen sind, damit nur der Betriebswahlvorstand Änderungen in der Wählerliste vornehmen kann.

(2) Das Unternehmen hat dem Betriebswahlvorstand alle für die Anfertigung der Wählerliste erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(3) Der Betriebswahlvorstand berichtigt oder ergänzt die Wählerliste unverzüglich, wenn ein
Arbeitnehmer 

1. in den Betrieb eintritt oder aus ihm ausscheidet,

2. das 18. Lebensjahr vollendet

oder wenn sich in sonstiger Weise die Voraussetzungen, auf denen eine Eintragung in die Wählerliste
beruht, ändern.

(4) Die Einsichtnahme in die Wählerliste, das Gesetz und in diese Verordnung ist unverzüglich bis zum
Abschluss der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer zu ermöglichen. Die zur Einsicht-
nahme bestimmte Wählerliste soll die Geburtsdaten der Wahlberechtigten nicht enthalten. Die Ein-
sichtnahme kann durch Auslegung an geeigneter Stelle im Betrieb und durch Einsatz der im Betrieb
vorhandenen Informations- und Kommunikationstechnik ermöglicht werden.

(5) Wahlberechtigt ist nur, wer in der Wählerliste eingetragen ist.

§ 5 Wahlausschreiben, Einleitung der Wahl, Bekanntmachung

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem ersten Tag der Stimmabgabe erlässt der Betriebswahlvorstand
ein Wahlausschreiben. Mit Erlass des Wahlausschreibens ist die Wahl eingeleitet.

(2) Das Wahlausschreiben muss folgende Angaben enthalten:

1. das Datum seines Erlasses;

2. wo und wie die Wahlberechtigten in die Wählerliste, das Gesetz und diese Verordnung Einsicht
nehmen können;

3. dass nur Arbeitnehmer wählen können, die in der Wählerliste eingetragen sind;

4. dass Einsprüche gegen die Wählerliste (§ 6) nur innerhalb von einer Woche seit dem Erlass des
Wahlausschreibens schriftlich beim Betriebswahlvorstand eingelegt werden können; der letzte
Tag der Frist ist anzugeben;
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5. dass Einsprüche gegen Berichtigung und Ergänzung der Wählerliste nur innerhalb von einer
Woche seit der Berichtigung oder der Ergänzung eingelegt werden können;

6. die Zahl der zu wählenden Arbeitnehmervertreter; soweit Arbeitnehmervertreter nach § 4 Abs. 2
des Gesetzes Arbeitnehmer des Unternehmens sein müssen, ist hierauf hinzuweisen;

7. dass die in § 105 Abs. 1 des Aktiengesetzes genannten Personen nicht Mitglied des Aufsichtsrats
sein können;

8. dass der Betriebsrat und die Arbeitnehmer innerhalb von zwei Wochen seit dem Erlass des Wahl-
ausschreibens Wahlvorschläge einreichen können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben;

9. die Mindestzahl von Arbeitnehmern, von denen ein gültiger Wahlvorschlag der Arbeitnehmer
unterzeichnet sein muss (§ 6 des Gesetzes);

10. dass in jedem Wahlvorschlag für jeden Bewerber jeweils ein Ersatzmitglied des Aufsichtsrats vor-
geschlagen werden kann;

11. dass bei Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds auch das zusammen mit ihm vorgeschlagene Ersatz-
mitglied gewählt ist;

12. dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur solche Wahlvorschläge
berücksichtigt werden, die fristgerecht (Nummer 8) eingereicht sind;

13. wo und wie die Wahlberechtigten von den Wahlvorschlägen bis zum Abschluss der Stimmabgabe
Kenntnis erlangen können;

14. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe und der öffentlichen Stimmauszählung;

15. den Hinweis auf die Möglichkeit der schriftlichen Stimmabgabe sowie die Betriebsteile und
Kleinstbetriebe, für die schriftliche Stimmabgabe nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 beschlossen ist und ob die
schriftliche Stimmabgabe nach § 16 Abs. 3 Nr. 2 beschlossen worden ist;

16. dass Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem Betriebswahlvorstand
abzugeben sind;

17. die Namen der Mitglieder und die Betriebsanschrift des Betriebswahlvorstands.

(3) Der Betriebswahlvorstand macht das Wahlausschreiben am Tag seines Erlasses bis zum Abschluss
der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder bekannt (§ 3 Abs. 3).

§ 6 Einspruch gegen die Wählerliste

(1) Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste können innerhalb von einer Woche seit Erlass des
Wahlausschreibens schriftlich beim Betriebswahlvorstand eingelegt werden. Einsprüche gegen Be-
richtigungen und Ergänzungen der Wählerliste können innerhalb von einer Woche seit der Berich-
tigung oder der Ergänzung eingelegt werden.

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der Betriebswahlvorstand unverzüglich. Ist ein Ein-
spruch begründet, so wird die Wählerliste berichtigt. Der Betriebswahlvorstand teilt die Entscheidung
demjenigen, der den Einspruch eingelegt hat, unverzüglich schriftlich mit.

(3) Die Wählerliste kann nach Ablauf der Einspruchsfrist nur bei Schreibfehlern und offenbaren Un-
richtigkeiten oder in Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche berichtigt werden.

Abschnitt 2 Wahlvorschläge

§ 7 Wahlvorschläge

(1) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen des Betriebsrats und der Arbeitnehmer. Die Wahl-
vorschläge sind innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens schriftlich beim Betriebs-
wahlvorstand einzureichen.
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(2) Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele Bewerber aufweisen, wie Aufsichtsratsmit-
glieder der Arbeitnehmer zu wählen sind. In jedem Wahlvorschlag sind die einzelnen Bewerber unter
Angabe von Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Art der Beschäftigung aufzuführen. Die
schriftliche Zustimmung der Bewerber zur Aufnahme in den Wahlvorschlag und ihre schriftliche
Versicherung, dass sie im Fall ihrer Wahl die Wahl annehmen werden, sind beizufügen.

(3) Wenn kein anderer Unterzeichner des Wahlvorschlags ausdrücklich als Vorschlagsvertreter be-
zeichnet ist, wird der an erster Stelle Unterzeichnete als Vorschlagsvertreter angesehen. Der Vor-
schlagsvertreter ist berechtigt und verpflichtet, dem Betriebswahlvorstand die zur Beseitigung von
Beanstandungen erforderlichen Erklärungen abzugeben sowie Erklärungen und Entscheidungen des
Betriebswahlvorstands entgegenzunehmen.

(4) Die Unterschrift eines Wahlberechtigten zählt nur auf einem Wahlvorschlag. Hat ein Wahlberech-
tigter mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so hat er auf Aufforderung des Betriebswahlvorstands
innerhalb einer angemessenen Frist, spätestens jedoch innerhalb von einer Woche zu erklären, wel-
che Unterschrift er aufrechterhält. Unterbleibt die fristgerechte Erklärung, so wird sein Name auf dem
zuerst eingereichten Wahlvorschlag gezählt und auf den übrigen Wahlvorschlägen gestrichen; sind
mehrere Wahlvorschläge, die von demselben Wahlberechtigten unterschrieben sind, gleichzeitig ein-
gereicht worden, so entscheidet das Los darüber, auf welchem Wahlvorschlag die Unterschrift gilt.

(5) Ein Bewerber kann nur auf einem Wahlvorschlag vorgeschlagen werden. Ist sein Name mit seiner
schriftlichen Zustimmung (Absatz 2 Satz 3) auf mehreren Wahlvorschlägen aufgeführt, so hat er auf
Aufforderung des Betriebswahlvorstands innerhalb von einer Woche zu erklären, welche Bewerbung
er aufrechterhält. Unterbleibt die fristgerechte Erklärung, so ist der Bewerber auf sämtlichen
Wahlvorschlägen zu streichen.

§ 8 Wahlvorschläge für Ersatzmitglieder

(1) Wird zusammen mit einem Bewerber für diesen ein Ersatzmitglied des Aufsichtsrats vorgeschlagen
(§ 7 Abs. 1 des Gesetzes), gilt § 7 Abs. 5 entsprechend.

(2) Jedes vorgeschlagene Ersatzmitglied ist in dem Wahlvorschlag unter Angabe von Familienname,
Vorname, Geburtsdatum und Art der Beschäftigung neben dem Bewerber aufzuführen, für den es als
Ersatzmitglied des Aufsichtsrats vorgeschlagen wird. In dem Wahlvorschlag ist kenntlich zu machen,
wer als Mitglied und wer als Ersatzmitglied des Aufsichtsrats vorgeschlagen wird. § 7 Abs. 2 Satz 3 gilt
entsprechend.

§ 9 Bestätigung und Prüfung der Wahlvorschläge

(1) Der Betriebswahlvorstand bestätigt dem Vorschlagsvertreter schriftlich den Zeitpunkt der Einrei-
chung des Wahlvorschlags.

(2) Der Betriebswahlvorstand hat unverzüglich den Wahlvorschlag zu prüfen und bei Ungültigkeit
oder Beanstandung den Vorschlagsvertreter schriftlich unter Angabe der Gründe zu unterrichten.

§ 10 Ungültige Wahlvorschläge

(1) Ungültig sind Wahlvorschläge,

1. die nicht fristgerecht eingereicht worden sind,

2. die bei der Einreichung nicht die erforderliche Zahl von Unterschriften (§ 6 des Gesetzes) aufweisen.

(2) Wahlvorschläge,

1. in denen die Bewerber nicht in der in § 7 Abs. 2 bestimmten Weise bezeichnet sind,

2. denen die schriftliche Zustimmung der Bewerber zur Aufnahme in den Wahlvorschlag und die
Versicherung, die Wahl anzunehmen (§ 7 Abs. 2 Satz 3) nicht beigefügt sind,
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3. die infolge von Streichung gemäß § 7 Abs. 5 nicht mehr die erforderliche Zahl von Unterschriften
aufweisen,

sind ungültig, wenn der Betriebswahlvorstand sie beanstandet hat und die Mängel nicht innerhalb
von einer Woche seit der Beanstandung beseitigt worden sind.

§ 11 Nachfrist für Wahlvorschläge

(1) Ist nach Ablauf der in § 7 Abs. 1 genannten Frist kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so hat dies
der Betriebswahlvorstand sofort in der gleichen Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben
(§ 5 Abs. 3) und eine Nachfrist von einer Woche für die Einreichung von Wahlvorschlägen zu setzen. In
der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur stattfinden kann, wenn innerhalb der
Nachfrist mindestens ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wird.

(2) Wird bis zum Ablauf der Nachfrist kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so macht der Betriebs-
wahlvorstand unverzüglich bekannt, dass die Wahl nicht stattfindet.

§ 12 Bekanntmachung der Wahlvorschläge

Spätestens eine Woche vor dem ersten Tag der Stimmabgabe macht der Betriebswahlvorstand die gül-
tigen Wahlvorschläge in gleicher Weise bekannt wie das Wahlausschreiben (§ 5 Abs. 3).

Abschnitt 3 Stimmabgabe

§ 13 Stimmabgabe, Stimmzettel

(1) Der Wähler kann seine Stimme nur für Bewerber eines als gültig anerkannten Wahlvorschlags ab-
geben. Die Stimmabgabe erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln.

(2) Auf den Stimmzetteln sind die Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von Familien-
name, Vorname und Art der Beschäftigung aufzuführen. Das für einen Bewerber vorgeschlagene
Ersatzmitglied ist auf den Stimmzetteln neben dem Bewerber aufzuführen; Satz 1 ist entsprechend
anzuwenden. Die Stimmzettel sollen die Angabe enthalten, wie viele Bewerber angekreuzt werden
können. Die Stimmzettel für die Wahl der Arbeitnehmervertreter müssen sämtlich die gleiche Größe,
Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben. Der Wähler kennzeichnet die von ihm gewählten
Bewerber durch Ankreuzen an der hierfür im Stimmzettel vorgesehenen Stelle; er darf nicht mehr
Bewerber ankreuzen, als Arbeitnehmervertreter zu wählen sind.

(3) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. in denen mehr Bewerber angekreuzt sind, als Aufsichtsratsmitglieder zu wählen sind,

2. aus denen sich ein eindeutiger Wille nicht ergibt,

3. die mit einem besonderen Merkmal versehen sind,

4. die andere als die in Absatz 2 bezeichneten Angaben, einen Zusatz oder sonstige Änderungen ent-
halten.

§ 14 Wahlvorgang

(1) Der Betriebswahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Kennzeichnung der
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer oder mehrerer Wahlurnen zu sor-
gen. Die Wahlurne muss vom Betriebswahlvorstand verschlossen und so eingerichtet sein, dass die ein-
geworfenen Stimmzettel nicht herausgenommen werden können, ohne dass die Urne geöffnet wird.

(2) Während der Wahl müssen mindestens zwei Mitglieder des Betriebswahlvorstands im Wahlraum
anwesend sein; sind Wahlhelfer bestellt (§ 3 Abs. 1), so genügt die Anwesenheit eines Mitglieds des
Wahlvorstands und eines Wahlhelfers.
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(3) Der Wähler kennzeichnet seinen Stimmzettel unbeobachtet und faltet ihn in der Weise, dass seine
Stimmabgabe nicht erkennbar ist. Danach gibt der Wähler seinen Namen an und wirft den gefalteten
Stimmzettel in die Wahlurne, nachdem die Stimmabgabe in der Wählerliste vermerkt worden ist.

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, kann eine Person seines
Vertrauens bestimmen, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem Betriebs-
wahlvorstand mit. Personen, die sich bei der Wahl bewerben, Mitglieder des Betriebswahlvorstands
sowie Wahlhelfer dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Die Hilfeleistung beschränkt
sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers zur Stimmabgabe. Die Person des Vertrauens ist zur
Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung zur Stimmabgabe erlangt hat.
Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für des Lesens unkundige Wähler.

(5) Nach Abschluss der Stimmabgabe ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmauszählung
nicht unmittelbar nach Beendigung der Wahl durchgeführt wird; dies gilt auch, wenn die Stimm-
abgabe unterbrochen wird.

§ 15 Einsatz von Wahlgeräten

(1) Für die Abgabe und Zählung der Stimmen können an Stelle von Stimmzetteln und Wahlurnen Wahl-
geräte eingesetzt werden. § 14 gilt entsprechend. Die Wahlgeräte müssen auf Grund einer Prüfung
nach § 2 Abs. 2 und 3 der Bundeswahlgeräteverordnung für die Wahl geeignet sein, für die sie einge-
setzt werden und den Richtlinien für die Bauart von Wahlgeräten entsprechen, soweit diese nicht be-
sondere Regelungen für Bundeswahlen enthalten. Jedem Wahlgerät muss eine Bedienungsanleitung
und eine Baugleichheitserklärung entsprechend § 2 Abs. 6 der Bundeswahlgeräteverordnung beige-
fügt sein.

(2) Der Einsatz von Wahlgeräten ist nur zulässig, wenn hierüber Einvernehmen zwischen dem
Betriebswahlvorstand und der Unternehmensleitung erzielt worden ist. 

Abschnitt 4 Schriftliche Stimmabgabe

§ 16 Voraussetzungen der schriftlichen Stimmabgabe

(1) Einem Wahlberechtigten, der im Zeitpunkt der Wahl wegen Abwesenheit vom Betrieb verhindert
ist, seine Stimme persönlich abzugeben, hat der Betriebswahlvorstand auf sein Verlangen

1. das Wahlausschreiben,

2. den Stimmzettel und einen Wahlumschlag,

3. eine vorgedruckte, von dem Wähler abzugebende Erklärung, in der gegenüber dem Betriebs-
wahlvorstand zu versichern ist, dass der Stimmzettel persönlich gekennzeichnet worden ist sowie

4. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Betriebswahlvorstands und als Absender den
Namen und die Anschrift des Wahlberechtigten sowie den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“
trägt, 

auszuhändigen oder zu übersenden. Der Betriebswahlvorstand soll dem Wahlberechtigten ferner ein
Merkblatt über die Art und Weise der schriftlichen Stimmabgabe (§ 17) aushändigen oder übersenden.
Der Betriebswahlvorstand vermerkt die Aushändigung oder Übersendung in der Wählerliste.

(2) Wahlberechtigte, von denen dem Betriebswahlvorstand bekannt ist, dass sie im Zeitpunkt der Wahl
nach der Eigenart ihres Beschäftigungsverhältnisses voraussichtlich nicht im Betrieb anwesend sein
werden (insbesondere im Außendienst, mit Telearbeit und in Heimarbeit Beschäftigte), erhalten die in
Absatz 1 bezeichneten Unterlagen, ohne dass es eines Verlangens des Wahlberechtigten bedarf.

(3) Der Betriebswahlvorstand kann die schriftliche Stimmabgabe beschließen

1. für Betriebsteile und Kleinstbetriebe, die räumlich weit vom Hauptbetrieb entfernt sind,
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2. für den Betrieb, wenn die Mehrheit der Wahlberechtigten zur schriftlichen Stimmabgabe nach
Absatz 2 berechtigt ist und die verbleibende Minderheit nicht mehr als insgesamt 25 Wahlberech-
tigte ausmacht.

Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.

§ 17 Verfahren bei der schriftlichen Stimmabgabe

(1) Die Stimmabgabe erfolgt in der Weise, dass der Wähler

1. die Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet und so faltet und in den zugehörigen
Wahlumschlägen verschließt, dass die Stimmabgabe erst nach Auseinanderfalten des Stimm-
zettels erkennbar ist;

2. die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Orts und des Datums unterschreibt und

3. die Wahlumschläge und die unterschriebene vorgedruckte Erklärung in dem Freiumschlag ver-
schließt und diesen Wahlbrief so rechtzeitig an den Betriebswahlvorstand absendet oder übergibt,
dass er vor Abschluss der Stimmabgabe vorliegt.

(2) Unmittelbar vor Abschluss der Stimmabgabe öffnet der Betriebswahlvorstand in öffentlicher Sitzung
die bis zu diesem Zeitpunkt eingegangenen Wahlbriefe und entnimmt ihnen die Wahlumschläge sowie
die vorgedruckten Erklärungen. Ist die schriftliche Stimmabgabe ordnungsgemäß erfolgt, so vermerkt
der Betriebswahlvorstand die Stimmabgabe in der Wählerliste, öffnet die Wahlumschläge und legt die
Stimmzettel in die Wahlurne.

(3) Verspätet eingehende Wahlbriefe nimmt der Betriebswahlvorstand mit einem Vermerk über den
Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen. Die Wahlbriefe sind einen Monat nach
Bekanntgabe des Ergebnisses der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer ungeöffnet zu
vernichten, wenn die Wahl nicht angefochten worden ist.

Abschnitt 5 Stimmauszählung und Ergebnis

§ 18 Öffentliche Stimmauszählung

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Stimmabgabe zählt der Betriebswahlvorstand öffentlich die
Stimmen aus.

(2) Nach Öffnung der Wahlurne entnimmt der Betriebswahlvorstand die Stimmzettel und zählt die auf
jeden Bewerber entfallenden Stimmen zusammen.

(3) Bei der Auszählung ist die Gültigkeit der Stimmzettel zu prüfen.

(4) Beim Einsatz von Wahlgeräten stellt der Betriebswahlvorstand durch Ablesen die Zahl der auf
jeden Bewerber entfallenden Stimmen fest.

§ 19 Ermittlung der Gewählten

Gewählt sind die Bewerber, die die meisten Stimmen erhalten haben. Muss der zu Wählende Arbeitneh-
mer des Unternehmens sein (§ 4 des Gesetzes), so sind die Bewerber gewählt, die diese Voraussetzung
erfüllen und die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet jeweils das Los.

§ 20 Niederschrift des Wahlergebnisses

Nachdem die Stimmen ausgezählt sind, stellt der Betriebswahlvorstand in einer Niederschrift fest:

1. die Zahl der an Wahlgeräten abgegebenen Stimmen;

2. die Zahl der insgesamt abgegebenen Stimmen;



173

3. die Zahl der gültigen Stimmen;

4. die Zahl der ungültigen Stimmen;

5. die Zahlen der auf die einzelnen Bewerber entfallenden Stimmen;

6. die Namen der gewählten Aufsichtsratsmitglieder;

7. die Namen der für die einzelnen Aufsichtsratsmitglieder gewählten Ersatzmitglieder;

8. besondere während der Wahl eingetretene Zwischenfälle oder sonstige Ereignisse.

§ 21 Bekanntmachung des Wahlergebnisses und Benachrichtigung der Gewählten

(1) Der Betriebswahlvorstand macht das Wahlergebnis und die Namen der Gewählten unverzüglich
für die Dauer von zwei Wochen bekannt.

(2) Gleichzeitig benachrichtigt der Betriebswahlvorstand die Gewählten schriftlich von ihrer Wahl
und übermittelt das Wahlergebnis und die Namen der Gewählten dem Unternehmen.

§ 22 Aufbewahrung der Wahlakten, Bekanntmachung des Unternehmens

(1) Der Betriebswahlvorstand übergibt die Wahlakten dem Unternehmen. Das Unternehmen bewahrt
die Wahlakten mindestens für die Dauer von fünf Jahren auf.

(2) Für die nach § 8 des Gesetzes erforderliche Bekanntmachung im Betrieb gilt § 3 Abs. 3 entsprechend.

Kapitel 2 
Wahl durch die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe oder mehrerer 
Unternehmen

§ 23 Allgemeine Vorschriften

Nehmen die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe oder mehrerer Unternehmen an der Wahl der Vertreter
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat teil, so gelten die Vorschriften des Kapitels 1 entsprechend, soweit
sich nicht aus den nachfolgenden Vorschriften Abweichungen ergeben.

§ 24 Mitteilung des Unternehmens

Die in § 1 bezeichnete Mitteilung erfolgt gegenüber den Betriebsräten. 

§ 25 Wahlvorstände

(1) Die Durchführung der Wahl und die Feststellung des Wahlergebnisses obliegen dem zuständigen
Wahlvorstand. Zuständiger Wahlvorstand ist bei der Wahl

1. in mehreren Betrieben der Unternehmenswahlvorstand,

2. in mehreren Unternehmen der Hauptwahlvorstand.

(2) In den einzelnen Betrieben wird die Wahl im Auftrag und nach den Richtlinien des nach Absatz 1
zuständigen Wahlvorstands durch Betriebswahlvorstände durchgeführt.

(3) Die Wahlvorstände nach den Absätzen 1 und 2 werden unverzüglich nach der in § 24 bezeichneten
Mitteilung gebildet.

(4) Die Wahlvorstände nach den Absätzen 1 und 2 teilen unverzüglich nach ihrer Bildung dem
Unternehmen schriftlich ihre Betriebsanschrift und die Namen ihrer Mitglieder mit. 
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§ 26 Zusammensetzung des Unternehmenswahlvorstands oder des Hauptwahlvorstands

(1) Für die Größe und Zusammensetzung des nach § 25 Abs. 1 zuständigen Wahlvorstands gilt § 2 Abs. 2
und 3 entsprechend.

(2) Die Mitglieder des Unternehmenswahlvorstands werden vom Gesamtbetriebsrat bestellt. Besteht
kein Gesamtbetriebsrat oder kommt der Gesamtbetriebsrat seiner Verpflichtung zur Bestellung des
Unternehmenswahlvorstands nicht spätestens zwei Wochen nach der in § 24 bezeichneten Mitteilung
nach, so werden die Mitglieder des Unternehmenswahlvorstands

1. vom Betriebsrat des nach der Zahl der Wahlberechtigten größten Betriebs, in dem ein Betriebsrat
besteht, bestellt oder,

2. falls in keinem Betrieb ein Betriebsrat besteht, in einer Betriebsversammlung des nach der Zahl der
Wahlberechtigten größten Betriebs mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt.

(3) Die Mitglieder des Hauptwahlvorstands werden vom Konzernbetriebsrat bestellt. Besteht kein
Konzernbetriebsrat oder kommt der Konzernbetriebsrat seiner Verpflichtung zur Bestellung des
Hauptwahlvorstands nicht spätestens zwei Wochen nach der in § 24 bezeichneten Mitteilung nach, so
werden die Mitglieder des Hauptwahlvorstands

1. in dem nach der Zahl der Wahlberechtigten größten Unternehmen, dessen Arbeitnehmer an der
Wahl teilnehmen und in dem eine Arbeitnehmervertretung nach dem Betriebsverfassungsgesetz
besteht, bestellt; die Bestellung erfolgt durch den Gesamtbetriebsrat oder, wenn ein solcher nicht
besteht, durch den Betriebsrat, oder,

2. falls in keinem Unternehmen ein Betriebsrat besteht, in einer Betriebsversammlung des nach der
Zahl der Wahlberechtigten größten Betriebs der Unternehmen, deren Arbeitnehmer an der Wahl
teilnehmen, mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt.

Besteht auch eine nach § 117 Abs. 2 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes durch Tarifvertrag errichtete
Vertretung für im Flugbetrieb beschäftigte Arbeitnehmer, so erfolgt die Bestellung gemeinsam mit
dieser Vertretung.

§ 27 Zusammensetzung und Aufgaben des Betriebswahlvorstands, Fristen

(1) Für die Größe und Zusammensetzung des Betriebswahlvorstands gilt § 2 Abs. 2 bis 5.

(2) Dem Betriebswahlvorstand obliegen im Rahmen seiner Zuständigkeiten nach § 25 Abs. 2 insbeson-
dere die Aufstellung und die Bekanntmachung der Wählerliste (§ 4) sowie die Entscheidung über
Einsprüche gegen die Wählerliste (§ 6) und die Bekanntmachung der Wahlvorschläge (§ 12).

(3) Bekanntmachungen erfolgen durch die Betriebswahlvorstände spätestens an dem vom zuständigen
Wahlvorstand hierfür festgesetzten Tag.

§ 28 Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem ersten Tag der Stimmabgabe erlässt der zuständige Wahlvorstand
ein Wahlausschreiben. Mit Erlass des Wahlausschreibens ist die Wahl eingeleitet. § 5 Abs. 2 gilt mit der
Maßgabe, dass

1. Wahlvorschläge gegenüber dem zuständigen Wahlvorstand abzugeben sind (Nummer 16) und

2. die Betriebsanschrift des zuständigen Wahlvorstands anzugeben ist (Nummer 17).

(2) Der zuständige Wahlvorstand übersendet das Wahlausschreiben den Betriebswahlvorständen und
fordert sie auf, die notwendigen Angaben nach Absatz 3 zu ergänzen. Er teilt ihnen schriftlich den
Zeitpunkt mit, von dem ab das Wahlausschreiben in den Betrieben bekannt zu machen ist.

(3) Der Betriebswahlvorstand ergänzt das Wahlausschreiben um die folgenden Angaben:
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1. wo und wie die Wahlberechtigten in die Wählerliste, das Gesetz und diese Verordnung Einsicht
nehmen können;

2. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe und der öffentlichen Stimmauszählung;

3. den Hinweis auf die Möglichkeit der schriftlichen Stimmabgabe sowie die Betriebsteile,
Kleinstbetriebe und Betriebe, für die schriftliche Stimmabgabe nach § 16 Abs. 3 beschlossen ist;

4. wo und wie die Wahlberechtigten von den Wahlvorschlägen bis zum Abschluss der Stimmabgabe
Kenntnis erlangen können;

5. die Namen der Mitglieder und die Betriebsanschrift des Betriebswahlvorstands.

(4) Die Bekanntmachung des Wahlausschreibens erfolgt durch den Betriebswahlvorstand spätestens
an dem vom zuständigen Wahlvorstand hierfür festgesetzten Tag bis zum Abschluss der Wahl der
Aufsichtsratsmitglieder.

§ 29 Wahlvorschläge

Die Wahlvorschläge der Betriebsräte und der Arbeitnehmer sind innerhalb von zwei Wochen seit
Erlass des Wahlausschreibens schriftlich beim zuständigen Wahlvorstand einzureichen, der sie unver-
züglich zu prüfen hat. Der zuständige Wahlvorstand übersendet die gültigen Wahlvorschläge den
Betriebswahlvorständen und teilt ihnen schriftlich den Zeitpunkt mit, von dem ab sie in den Betrieben
bekannt zu machen sind.

§ 30 Schriftliche Stimmabgabe

(1) Der zuständige Wahlvorstand übersendet den Betriebswahlvorständen auf Anforderung die für die
in den Betrieben durchzuführende schriftliche Stimmabgabe erforderlichen Unterlagen (§ 16 Abs. 1).

(2) Dem Betriebswahlvorstand obliegt die Durchführung der schriftlichen Stimmabgabe.

§ 31 Stimmauszählung, Niederschrift, Bekanntmachung

(1) Die öffentliche Stimmauszählung in den Betrieben obliegt dem Betriebswahlvorstand.

(2) Nachdem die Stimmen ausgezählt sind, erstellt der Betriebswahlvorstand eine Niederschrift (§ 20)
und übermittelt diese unverzüglich dem zuständigen Wahlvorstand eingeschrieben, fernschriftlich
oder durch Boten.

(3) Der zuständige Wahlvorstand ermittelt anhand der Niederschriften der Betriebswahlvorstände das
Wahlergebnis und stellt es in einer Niederschrift fest. § 20 gilt entsprechend.

(4) Der zuständige Wahlvorstand übermittelt das Wahlergebnis den Betriebswahlvorständen. Diese
machen das Wahlergebnis unverzüglich für die Dauer von zwei Wochen bekannt. Gleichzeitig benach-
richtigt der zuständige Wahlvorstand die Gewählten schriftlich von ihrer Wahl und übermittelt das
Wahlergebnis und die Namen der Gewählten dem Unternehmen.

(5) Die Wahlvorstände übergeben ihre Wahlakten dem Unternehmen, in dessen Aufsichtsrat die Auf-
sichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer gewählt worden sind. Das Unternehmen bewahrt die Wahl-
akten mindestens für die Dauer von fünf Jahren auf.
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Teil 2 
Abberufung

Kapitel 1 
Abberufung durch die Arbeitnehmer eines Betriebs

§ 32 Einleitung des Abberufungsverfahrens

(1) Ein Antrag auf Abberufung eines Aufsichtsratsmitglieds der Arbeitnehmer oder eines Ersatzmit-
glieds nach § 12 des Gesetzes ist schriftlich beim Betriebsrat einzureichen. Der Antrag eines Betriebs-
rats erfolgt auf Grund eines Beschlusses.

(2) Unverzüglich nach Eingang eines Antrags auf Abberufung oder eines entsprechenden Beschlusses
eines Betriebsrats wird der Betriebswahlvorstand gebildet, es sei denn, der Antrag entspricht offen-
sichtlich nicht den in § 12 Abs. 1 des Gesetzes bezeichneten Erfordernissen.

(3) Für die Aufgaben, die Bildung, die Zusammensetzung und die Geschäftsführung des Betriebswahl-
vorstands sind die §§ 2 und 3 entsprechend anzuwenden. Die Mitteilung nach § 2 Abs. 5 muss auch
den Inhalt des Antrags auf Abberufung enthalten.

(4) Das Unternehmen hat dem Betriebswahlvorstand die bei der Wahl des Aufsichtsratsmitglieds, des-
sen Abberufung beantragt wird, entstandenen Wahlakten zu übergeben.

§ 33 Liste der Abstimmungsberechtigten, Bekanntmachung

(1) Der Betriebswahlvorstand erstellt unverzüglich eine Liste der Abstimmungsberechtigten. Ab-
stimmungsberechtigt ist, wer wahlberechtigt ist. Die §§ 4 und 6 gelten entsprechend.

(2) Der Betriebswahlvorstand macht gleichzeitig mit der Ermöglichung der Einsichtnahme in die
Wählerliste bis zum Abschluss der Abstimmung die Namen seiner Mitglieder und seine Anschrift
bekannt, sowie

1. das Datum der Bekanntmachung;

2. wo und wie die Abstimmungsberechtigten in die Wählerliste, das Gesetz und diese Verordnung
Einsicht nehmen können;

3. dass Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste nur innerhalb einer Woche seit der
Bekanntmachung schriftlich beim Betriebswahlvorstand eingelegt werden können; der letzte Tag
der Frist ist anzugeben;

4. dass Einsprüche gegen Berichtigungen und Ergänzungen der Wählerliste nur innerhalb einer
Woche seit der Berichtigung oder der Ergänzung eingelegt werden können.

§ 34 Prüfung des Antrags auf Abberufung

(1) Der Betriebswahlvorstand prüft unverzüglich nach Ablauf der in §  33 Abs. 1 Satz 2, § 6 Abs. 1 be-
zeichneten Fristen die Gültigkeit des Antrags auf Abberufung (§ 12 des Gesetzes).

(2) Ist ein Antrag ungültig, so teilt der Betriebswahlvorstand dies dem Antragsvertreter oder, wenn ein
solcher nicht benannt ist, dem an erster Stelle Unterzeichnenden schriftlich mit. Der Betriebs-
wahlvorstand macht die Mitteilung für die Dauer von zwei Wochen bekannt.

§ 35 Abberufungsausschreiben

(1) Ist der Antrag gültig, erlässt der Betriebswahlvorstand unverzüglich ein Abberufungsausschreiben.
Mit Erlass des Abberufungsausschreibens ist das Abberufungsverfahren eingeleitet.
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(2) Das Abberufungsausschreiben muss folgende Angaben enthalten:

1. das Datum seines Erlasses;

2. den Inhalt des Antrags;

3. die Bezeichnung des Antragstellers;

4. die Zahl der Arbeitnehmer, die den Antrag unterzeichnet haben;

5. dass an der Abstimmung nur teilnehmen kann, wer in der Wählerliste eingetragen ist;

6. dass der Beschluss über die Abberufung einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen
Stimmen bedarf;

7. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe und der öffentlichen Stimmauszählung;

8. den Hinweis auf die Möglichkeit der schriftlichen Stimmabgabe sowie die Betriebsteile und
Kleinstbetriebe für die schriftliche Stimmabgabe nach § 36 Abs. 2 und § 16 Abs. 3 Nr. 1 beschlossen
ist und ob die schriftliche Stimmabgabe nach § 16 Abs. 3 Nr. 2 beschlossen worden ist;

9. dass Einsprüche und sonstige Erklärungen gegenüber dem Betriebswahlvorstand abzugeben sind.

(3) Für die Bekanntmachung des Abberufungsausschreibens gilt § 5 Abs. 3 entsprechend.

§ 36 Stimmzettel, Stimmabgabe

(1) Die Stimmzettel dürfen nur den Antrag und die Frage an den Abstimmungsberechtigten enthalten,
ob er für oder gegen den Antrag auf Abberufung stimmt. Gibt der Abstimmungsberechtigte seine
Stimme für den Antrag ab, so kreuzt er an der hierfür im Stimmzettel vorgesehenen Stelle das vorge-
druckte „Ja“, andernfalls das vorgedruckte „Nein“ an.

(2) Für die Stimmabgabe gelten im Übrigen § 13 Abs. 3 und die  §§ 14 bis 17 entsprechend.

§ 37 Öffentliche Stimmauszählung, Abstimmungsergebnis, Akten

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Stimmabgabe zählt der Betriebswahlvorstand öffentlich die
Stimmen aus. § 18 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Für die Niederschrift des Betriebswahlvorstands, die Bekanntmachung und die im Zusammenhang
mit einem Antrag auf Abberufung entstandenen Akten gelten die §§ 20 bis 22 entsprechend.

Kapitel 2
Abberufung durch die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe oder 
mehrerer Unternehmen

§ 38 Allgemeine Vorschriften

Nehmen die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe oder mehrerer Unternehmen an der Abstimmung über
die Abberufung eines Arbeitnehmervertreters im Aufsichtsrat teil, so gelten die Vorschriften des Teils 2
Kapitel 1 entsprechend, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Vorschriften Abweichungen ergeben.

§ 39 Antrag, Unternehmenswahlvorstand, Hauptwahlvorstand

(1) Der Antrag auf Abberufung nach § 12 des Gesetzes ist schriftlich einzureichen

1. beim Gesamtbetriebsrat, wenn das Aufsichtsratsmitglied, dessen Abberufung beantragt wird,
durch die Arbeitnehmer mehrerer Betriebe gewählt worden ist; besteht kein Gesamtbetriebsrat, ist
der Antrag beim Betriebsrat einzureichen;
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2. beim Konzernbetriebsrat, wenn das Aufsichtsratsmitglied, dessen Abberufung beantragt wird,
durch die Arbeitnehmer mehrerer Unternehmen gewählt worden ist; besteht kein Konzernbe-
triebsrat, ist der Antrag in dem nach der Zahl der Wahlberechtigten größten Unternehmen, in dem
eine Arbeitnehmervertretung nach dem Betriebsverfassungsgesetz besteht, einzureichen; Adressat
des Antrags ist der Gesamtbetriebsrat oder, wenn ein solcher nicht besteht, der Betriebsrat. § 32 Abs.
1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Unverzüglich nach Eingang eines Antrags auf Abberufung oder eines entsprechenden Beschlusses
eines Betriebsrats wird der nach § 25 Abs. 1 zuständige Wahlvorstand gebildet, es sei denn, der Antrag
entspricht offensichtlich nicht den in § 12 Abs. 1 des Gesetzes bezeichneten Erfordernissen. Für die
Größe und Zusammensetzung des zuständigen Wahlvorstands gilt § 26. 

§ 40 Betriebswahlvorstand

Für die Bildung, Größe, Zusammensetzung und Aufgaben des Betriebswahlvorstands gelten § 25 Abs.
2 und 3 und § 27.

§ 41 Abberufungsausschreiben

Der zuständige Wahlvorstand erlässt unverzüglich ein Abberufungsausschreiben.

Teil 3 
Besondere Vorschriften bei Teilnahme von Arbeitnehmern 
eines Seebetriebs

Kapitel 1 
Wahl

§ 42 Allgemeine Vorschriften

Für die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer bei Teilnahme von Arbeitnehmern eines
Seebetriebs gelten die Vorschriften des Teils 1 entsprechend, soweit sich nicht aus den nachfolgenden
Vorschriften Abweichungen ergeben.

§ 43 Einleitung der Wahl 

(1) Die in § 1 bezeichnete Frist wird auf 22 Wochen verlängert.

(2) Für den Seebetrieb wird ein Betriebswahlvorstand nicht gebildet. Der nach § 25 Abs. 1 zuständige
Wahlvorstand nimmt im Seebetrieb die sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben wahr.

(3) Mitteilungen, die im Seebetrieb bekannt zu machen sind, übersendet der zuständige Wahlvorstand
jedem zum Seebetrieb gehörigen Schiff und teilt dabei den Zeitpunkt mit, von dem ab sie auf dem
Schiff bekannt zu machen sind. Mitteilungen sind von der Bordvertretung oder, wenn eine solche
nicht besteht, vom Kapitän bekannt zu machen. Der erste und der letzte Tag der Bekanntmachung
sind auf der Mitteilung zu vermerken.

(4) Der zuständige Wahlvorstand übersendet jedem zum Seebetrieb gehörigen Schiff eine Kopie der
Wählerliste des Seebetriebs, das Gesetz und diese Verordnung. Ihre Einsichtnahme ist von der Bord-
vertretung oder, wenn eine solche nicht besteht, vom Kapitän zu ermöglichen. Die Einsichtnahme
kann durch Auslegung an geeigneter, den Wahlberechtigten zugänglicher Stelle an Bord und durch
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Einsatz der im Betrieb vorhandenen Informations- und Kommunikationsmittel ermöglicht werden.
Außerdem übersendet der zuständige Wahlvorstand die Wählerliste des Seebetriebs dem Betriebs-
wahlvorstand des Landbetriebs, der für die Heuerverhältnisse der Arbeitnehmer des Seebetriebs zu-
ständig ist. Dieser Betriebswahlvorstand ermöglicht die Einsichtnahme in die Wählerliste des See-
betriebs in gleicher Weise wie in die in § 4 bezeichnete Wählerliste.

§ 44 Bekanntmachung über die Einreichung von Wahlvorschlägen

(1) Das Wahlausschreiben muss im Seebetrieb auch folgende Angaben enthalten:

1. dass die Einsichtnahme in die Wählerliste des Seebetriebs, das Gesetz und diese Verordnung an
Bord ermöglicht wird;

2. dass die Einsichtnahme in die Wählerliste des Seebetriebs auch in dem Landbetrieb, der für die
Heuerverhältnisse der Arbeitnehmer des Seebetriebs zuständig ist, ermöglicht wird;

3. dass die Wahlvorschläge auf jedem Schiff des Seebetriebs von der Bordvertretung oder, wenn eine
solche nicht besteht, vom Kapitän bekannt gemacht werden;

4. dass die Arbeitnehmer des Seebetriebs in Briefwahl wählen;

5. den Zeitpunkt, bis zu dem die Wahlbriefe beim zuständigen Wahlvorstand eingehen müssen.

(2) Abweichend von § 6 Abs. 1 kann im Seebetrieb

1. ein Einspruch gegen die Richtigkeit der Wählerliste innerhalb von vier Wochen seit ihrer
Versendung an die Schiffe eingelegt werden;

2. ein Einspruch gegen eine Berichtigung oder Ergänzung der Wählerliste innerhalb von vier
Wochen seit der Berichtigung oder der Ergänzung eingelegt werden.

(3) Die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 7) wird auf fünf Wochen verlängert.

(4) Die Frist für die Bekanntmachung der Wahlvorschläge (§ 12) wird auf drei Wochen verlängert. Ist zu
besorgen, dass die in Satz 1 bezeichnete Mindestfrist zwischen dem für die Bekanntmachung der Wahl-
vorschläge an Bord bestimmten Zeitpunkt und dem Beginn der Stimmabgabe in den Landbetrieben
für eine fristgerechte Stimmabgabe der Arbeitnehmer des Seebetriebs nicht ausreicht, so kann der
zuständige Wahlvorstand diese Mindestfrist auf höchstens fünf Wochen verlängern. Für die Bekannt-
machung der Wahlvorschläge im Seebetrieb gilt § 43 Abs. 3.

(5) Für die Bekanntmachung des Wahlausschreibens im Seebetrieb gilt § 43 Abs. 3.

§ 45 Stimmabgabe

(1) Die Arbeitnehmer des Seebetriebs stimmen bei der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeit-
nehmer in Briefwahl ab.

(2) Gleichzeitig mit der Versendung der Wahlvorschläge an die Betriebswahlvorstände (§ 29) übersen-
det der zuständige Wahlvorstand 

1. jedem Schiff die zur Stimmabgabe erforderlichen Unterlagen in einer Anzahl, die die Zahl der
Regelbesatzung des Schiffes um mindestens 10 Prozent übersteigt;

2. allen Arbeitnehmern der Seebetriebe, von denen ihm bekannt ist, dass sie sich nicht an Bord eines
Schiffes befinden, die zur Stimmabgabe erforderlichen Unterlagen sowie eine Kopie des
Wahlausschreibens.

Die Bordvertretung oder, wenn eine solche nicht besteht, der Kapitän hat jedem Besatzungsmitglied
die zur Stimmabgabe erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. Die Wahlbriefe der Besatzungs-
mitglieder eines Schiffes sollen möglichst gleichzeitig an den zuständigen Wahlvorstand abgesandt
werden.
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Kapitel 2 
Abberufung

§ 46 Allgemeine Vorschriften

Für die Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer bei Teilnahme von Arbeitnehmern
von Seebetrieben gelten die Vorschriften des Teils 2 entsprechend, soweit sich nicht aus den nachfol-
genden Vorschriften Abweichungen ergeben.

§ 47 Einleitung des Abberufungsverfahrens

(1) Für den Seebetrieb wird ein Betriebswahlvorstand nicht gebildet. Der zuständige Wahlvorstand
nimmt im Seebetrieb die sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben des Betriebswahlvorstands
wahr.

(2) Für Mitteilungen, die im Seebetrieb bekannt zu machen sind, gilt § 43 Abs. 3.

§ 48 Abberufungsausschreiben für Seebetriebe, Wählerliste

Für das Abberufungsausschreiben nach § 41 und die Wählerliste gilt § 44 Abs. 1, 2 und 5.

§ 49 Stimmabgabe

Die Arbeitnehmer von Seebetrieben stimmen bei der Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern in
Briefwahl ab. Für die Stimmabgabe gilt § 45 Abs. 2 entsprechend.

Teil 4 
Schlussbestimmungen

§ 50 Berechnung der Fristen

Für die Berechnung der in dieser Verordnung festgelegten Fristen finden die §§ 186 bis 193 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.

§ 51 Übergangsregelung

Auf Wahlen oder Abberufungen, die vor dem 1. Juli 2004 eingeleitet worden sind, sind die Vorschriften
der Ersten Rechtsverordnung zur Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 801-1-1, veröffentlichten bereinigten Fassung auch nach ihrem
Außerkrafttreten nach Maßgabe des § 87a des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 801-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Juli 2001 (BGBl. I S. 1852) geändert worden ist, anzuwenden.

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Erste Rechtsver-
ordnung zur Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 801-1-1, veröffentlichten bereinigten Fassung außer Kraft.
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Gesetz über die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer

(Mitbestimmungsgesetz – MitbestG)

vom 4. Mai 1976 (BGBI. I S. 1153),

zuletzt geändert durch Gesetz vom   08. Juni 2005 (BGBl. I S. 1530)

Erster Teil
Geltungsbereich

§ 1 Erfasste Unternehmen

(1) In Unternehmen, die

1. in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft auf Aktien, einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung oder einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft betrieben
werden und

2. in der Regel mehr als 2.000 Arbeitnehmer beschäftigen,

haben die Arbeitnehmer ein Mitbestimmungsrecht nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(2) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf die Mitbestimmung in Organen von Unternehmen, in denen
die Arbeitnehmer nach

1. dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 (BGBl.
I S. 347) – Montan-Mitbestimmungsgesetz –, oder

2. dem Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf-
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden
Industrie vom 7. August 1956 (BGBl. I S. 707) – Mitbestimmungsergänzungsgesetz –,

ein Mitbestimmungsrecht haben.

(3) Die Vertretung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten von Unternehmen, in denen die Arbeitneh-
mer nicht nach Absatz 1 oder nach den in Absatz 2 bezeichneten Gesetzen ein Mitbestimmungsrecht
haben, bestimmt sich nach den Vorschriften des Drittelbeteiligungsgesetzes (BGBl. 2004 I S. 974). 

(4) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Unternehmen, die unmittelbar und überwiegend

1. politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen
oder künstlerischen Bestimmungen oder

2. Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des Grund-
gesetzes anzuwenden ist,

dienen. Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Religionsgemeinschaften und ihre karitativen und
erzieherischen Einrichtungen unbeschadet deren Rechtsform.

§ 2 Anteilseigner

Anteilseigner im Sinne dieses Gesetzes sind je nach der Rechtsform der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten
Unternehmen Aktionäre, Gesellschafter oder Genossen.

§ 3 Arbeitnehmer und Betrieb

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
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1. die in § 5 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten Personen mit Ausnahme der in § 5
Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten leitenden Angestellten,

2. die in § 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes bezeichneten leitenden Angestellten.

Keine Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind die in § 5 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes
bezeichneten Personen.

(2) Betriebe im Sinne dieses Gesetzes sind solche des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4 Abs. 2 des
Betriebsverfassungsgesetzes ist anzuwenden.

§ 4 Kommanditgesellschaft

(1) Ist ein in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichnetes Unternehmen persönlich haftender Gesellschafter eine Komman-
ditgesellschaft und hat die Mehrheit der Kommanditisten dieser Kommanditgesellschaft, berechnet
nach der Mehrheit der Anteile oder der Stimmen, die Mehrheit der Anteile oder der Stimmen in dem
Unternehmen des persönlich haftenden Gesellschafters inne, so gelten für die Anwendung dieses Ge-
setzes auf den persönlich haftenden Gesellschafter die Arbeitnehmer der Kommanditgesellschaft als
Arbeitnehmer des persönlich haftenden Gesellschafters, sofern nicht der persönlich haftende Gesell-
schafter einen eigenen Geschäftsbetrieb mit in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmern hat. Ist die Ko-
mmanditgesellschaft persönlich haftender Gesellschafter einer anderen Kommanditgesellschaft, so gel-
ten auch deren Arbeitnehmer als Arbeitnehmer des in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Unternehmens. Dies
gilt entsprechend, wenn sich die Verbindung von Kommanditgesellschaften in dieser Weise fortsetzt.

(2) Das Unternehmen kann von der Führung der Geschäfte der Kommanditgesellschaft nicht ausge-
schlossen werden.

§ 5 Konzern

(1) Ist ein in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichnetes Unternehmen herrschendes Unternehmen eines Konzerns
(§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes), so gelten für die Anwendung dieses Gesetzes auf das herrschende Un-
ternehmen die Arbeitnehmer der Konzernunternehmen als Arbeitnehmer des herrschenden Unter-
nehmens. Dies gilt auch für die Arbeitnehmer eines in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Unternehmens, das
persönlich haftender Gesellschafter eines abhängigen Unternehmens (§ 18 Abs. 1 des Aktiengesetzes)
in der Rechtsform einer Kommanditgesellschaft ist.

(2) Ist eine Kommanditgesellschaft, bei der für die Anwendung dieses Gesetzes auf den persönlich haf-
tenden Gesellschafter die Arbeitnehmer der Kommanditgesellschaft nach § 4 Abs. 1 als Arbeitnehmer
des persönlich haftenden Gesellschafters gelten, herrschendes Unternehmen eines Konzerns (§ 18
Abs. 1 des Aktiengesetzes), so gelten für die Anwendung dieses Gesetzes auf den persönlich haftenden
Gesellschafter der Kommanditgesellschaft die Arbeitnehmer der Konzernunternehmen als Arbeit-
nehmer des persönlich haftenden Gesellschafters. Absatz 1 Satz 2 sowie § 4 Abs. 2 sind entsprechend
anzuwenden.

(3) Stehen in einem Konzern die Konzernunternehmen unter der einheitlichen Leitung eines anderen
als eines in Absatz 1 oder 2 bezeichneten Unternehmens, beherrscht aber die Konzernleitung über ein
in Absatz 1 oder 2 bezeichnetes Unternehmen oder über mehrere solcher Unternehmen andere Kon-
zernunternehmen, so gelten die in Absatz 1 oder 2 bezeichneten und der Konzernleitung am nächsten
stehenden Unternehmen, über die die Konzernleitung andere Konzernunternehmen beherrscht, für
die Anwendung dieses Gesetzes als herrschende Unternehmen.
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Zweiter Teil
Aufsichtsrat

Erster Abschnitt
Bildung und Zusammensetzung

§ 6 Grundsatz

(1) Bei den in § 1 Abs. 1 bezeichneten Unternehmen ist ein Aufsichtsrat zu bilden, soweit sich dies nicht
schon aus anderen gesetzlichen Vorschriften ergibt.

(2) Die Bildung und die Zusammensetzung des Aufsichtsrats sowie die Bestellung und die Abberufung
seiner Mitglieder bestimmen sich nach den §§ 7 bis 24 dieses Gesetzes und, soweit sich dies nicht schon
aus anderen gesetzlichen Vorschriften ergibt, nach § 96 Abs. 2, den §§ 97 bis 101 Abs. 1 und 3 und den
§§ 102 bis 106 des Aktiengesetzes mit der Maßgabe, dass die Wählbarkeit eines Prokuristen als Auf-
sichtsratsmitglied der Arbeitnehmer nur ausgeschlossen ist, wenn dieser dem zur gesetzlichen Vertre-
tung des Unternehmens befugten Organ unmittelbar unterstellt und zur Ausübung der Prokura für
den gesamten Geschäftsbereich des Organs ermächtigt ist. Andere gesetzliche Vorschriften und
Bestimmungen der Satzung (des Gesellschaftsvertrags, des Status) über die Zusammensetzung des
Aufsichtsrats sowie über die Bestellung und die Abberufung seiner Mitglieder bleiben unberührt,
soweit Vorschriften dieses Gesetzes dem nicht entgegenstehen.

(3) Auf Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sind die §§ 100, 101 Abs. 1 und 3 und die §§ 103 und
106 des Aktiengesetzes nicht anzuwenden. Auf die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer ist § 9
Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nicht anzuwenden.

§ 7 Zusammensetzung des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat eines Unternehmens

1. mit in der Regel nicht mehr als 10.000 Arbeitnehmern setzt sich zusammen aus je sechs Aufsichts-
ratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer;

2. mit in der Regel mehr als 10.000, jedoch nicht mehr als 20.000 Arbeitnehmern setzt sich zusam-
men aus je acht Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer;

3. mit in der Regel mehr als 20.000 Arbeitnehmern setzt sich zusammen aus je zehn Aufsichtsratsmit-
gliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer.

Bei den in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Unternehmen kann die Satzung (der Gesellschaftsvertrag, das Statut)
bestimmen, dass Satz 1 Nr. 2 oder 3 anzuwenden ist. Bei den in Satz 1 Nr. 2 bezeichneten Unternehmen
kann die Satzung (der Gesellschaftsvertrag, das Statut) bestimmen, dass Satz 1 Nr. 3 anzuwenden ist.

(2) Unter den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer müssen sich befinden

1. in einem Aufsichtsrat, dem sechs Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer angehören, vier
Arbeitnehmer des Unternehmens und zwei Vertreter von Gewerkschaften;

2. in einem Aufsichtsrat, dem acht Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer angehören, sechs
Arbeitnehmer des Unternehmens und zwei Vertreter von Gewerkschaften;

3. in einem Aufsichtsrat, dem zehn Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer angehören, sieben
Arbeitnehmer des Unternehmens und drei Vertreter von Gewerkschaften.

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Arbeitnehmer des Unternehmens müssen das 18. Lebensjahr vollendet
haben und ein Jahr dem Unternehmen angehören. Auf die einjährige Unternehmensangehörigkeit
werden Zeiten der Angehörigkeit zu einem anderen Unternehmen, dessen Arbeitnehmer nach diesem
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Gesetz an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens teilnehmen, angerechnet. Die-
se Zeiten müssen unmittelbar vor dem Zeitpunkt liegen, ab dem die Arbeitnehmer zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens berechtigt sind. Die weiteren Wählbarkeitsvoraus-
setzungen des § 8 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes müssen erfüllt sein.

(4) Die in Absatz 2 bezeichneten Gewerkschaften müssen in dem Unternehmen selbst oder in einem
anderen Unternehmen vertreten sein, dessen Arbeitnehmer nach diesem Gesetz an der Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens teilnehmen.

Zweiter Abschnitt
Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder

Erster Unterabschnitt
Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner

§ 8

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner werden durch das nach Gesetz, Satzung, Gesell-
schaftsvertrag oder Statut zur Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrats befugte Organ (Wahlorgan)
und, soweit gesetzliche Vorschriften dem nicht entgegenstehen, nach Maßgabe der Satzung, des
Gesellschaftsvertrags oder des Statuts bestellt.

(2) § 101 Abs. 2 des Aktiengesetzes bleibt unberührt.

Zweiter Unterabschnitt
Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer, Grundsatz

§ 9

(1) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer (§ 7 Abs. 2) eines Unternehmens mit in der Regel
mehr als 8.000 Arbeitnehmern werden durch Delegierte gewählt, sofern nicht die wahlberechtig-
ten Arbeitnehmer die unmittelbare Wahl beschließen.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer (§ 7 Abs. 2) eines Unternehmens mit in der Regel
nicht mehr als 8.000 Arbeitnehmern werden in unmittelbarer Wahl gewählt, sofern nicht die wahl-
berechtigten Arbeitnehmer die Wahl durch Delegierte beschließen.

(3) Zur Abstimmung darüber, ob die Wahl durch Delegierte oder unmittelbar erfolgen soll, bedarf es
eines Antrags, der von einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Arbeitnehmer des Unternehmens
unterzeichnet sein muss. Die Abstimmung ist geheim. Ein Beschluss nach Absatz 1 oder 2 kann nur
unter Beteiligung von mindestens der Hälfte der wahlberechtigten Arbeitnehmer und nur mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst werden.

Dritter Unterabschnitt
Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte

§ 10 Wahl der Delegierten

(1) In jedem Betrieb des Unternehmens wählen die Arbeitnehmer in geheimer Wahl und nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl Delegierte.

(2) Wahlberechtigt für die Wahl von Delegierten sind die Arbeitnehmer des Unternehmens, die das
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18. Lebensjahr vollendet haben. § 7 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend.

(3) Zu Delegierten wählbar sind die in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Arbeitnehmer, die die weiteren
Wählbarkeitsvoraussetzungen des § 8 des Betriebsverfassungsgesetzes erfüllen.

(4) Wird für einen Wahlgang nur ein Wahlvorschlag gemacht, so gelten die darin aufgeführten
Arbeitnehmer in der angegebenen Reihenfolge als gewählt. § 11 Abs. 2 ist anzuwenden.

§ 11 Errechnung der Zahl der Delegierten

(1) In jedem Betrieb entfällt auf je 90 wahlberechtigte Arbeitnehmer ein Delegierter. Ergibt die
Errechnung nach Satz 1 in einem Betrieb mehr als

1. 25 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf die Hälfte; diese
Delegierten erhalten je zwei Stimmen;

2. 50 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Drittel; diese
Delegierten erhalten je drei Stimmen;

3. 75 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Viertel; diese
Delegierten erhalten je vier Stimmen;

4. 100 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Fünftel; diese
Delegierten erhalten je fünf Stimmen;

5. 125 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Sechstel, diese
Delegierten erhalten je sechs Stimmen;

6. 150 Delegierte, so vermindert sich die Zahl der zu wählenden Delegierten auf ein Siebtel; diese
Delegierten erhalten je sieben Stimmen.

Bei der Errechnung der Zahl der Delegierten werden Teilzahlen voll gezählt, wenn sie mindestens die
Hälfte der vollen Zahl betragen.

(2) Unter den Delegierten müssen in jedem Betrieb die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer
und die leitenden Angestellten entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein. Sind in
einem Betrieb mindestens neun Delegierte zu wählen, so entfällt auf die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten
Arbeitnehmer und die leitenden Angestellten mindestens je ein Delegierter; dies gilt nicht, soweit in
dem Betrieb nicht mehr als fünf in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichnete Arbeitnehmer oder leitende Angestellte
wahlberechtigt sind. Soweit auf die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer und die leitenden
Angestellten lediglich nach Satz 2 Delegierte entfallen, vermehrt sich die nach Absatz 1 errechnete
Zahl der Delegierten des Betriebs entsprechend.

(3) Soweit nach Absatz 2 auf die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer und die leitenden Ange-
stellten eines Betriebs nicht mindestens je ein Delegierter entfällt, gelten diese für die Wahl der Dele-
gierten als Arbeitnehmer des Betriebs der Hauptniederlassung des Unternehmens. Soweit nach Absatz
2 und nach Satz 1 auf die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer und die leitenden Angestellten
des Betriebs der Hauptniederlassung nicht mindestens je ein Delegierter entfällt, gelten diese für die
Wahl der Delegierten als Arbeitnehmer des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größ-
ten Betriebs des Unternehmens.

(4) Entfällt auf einen Betrieb oder auf ein Unternehmen, dessen Arbeitnehmer nach diesem Gesetz an
der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens teilnehmen, kein Delegierter, so ist Absatz
3 entsprechend anzuwenden.

(5) Die Eigenschaft eines Delegierten als Delegierter der Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder § 3
Abs. 1 Nr. 2 bleibt bei einem Wechsel der Eigenschaft als Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder § 3 Abs.
1 Nr. 2 erhalten.
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§ 12 Wahlvorschläge für Delegierte

(1) Zur Wahl der Delegierten können die wahlberechtigten Arbeitnehmer des Betriebs Wahlvorschläge
machen. Jeder Wahlvorschlag muss von einem Zehntel oder 100 der jeweils wahlberechtigten in § 3
Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer oder der leitenden Angestellten des Betriebs unterzeichnet sein.

(2) Jeder Wahlvorschlag soll mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie in dem Wahlgang
Delegierte zu wählen sind.

§ 13 Amtszeit der Delegierten

(1) Die Delegierten werden für eine Zeit gewählt, die der Amtszeit der von ihnen zu wählenden Auf-
sichtsratsmitglieder entspricht. Sie nehmen die ihnen nach den Vorschriften dieses Gesetzes zuste-
henden Aufgaben und Befugnisse bis zur Einleitung der Neuwahl der Aufsichtsratsmitglieder der
Arbeitnehmer wahr.

(2) In den Fällen des § 9 Abs. 1 endet die Amtszeit der Delegierten, wenn

1. die wahlberechtigten Arbeitnehmer nach § 9 Abs. 1 die unmittelbare Wahl beschließen;

2. das Unternehmen nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung des § 9 Abs. 1 erfüllt, es sei
denn, die wahlberechtigten Arbeitnehmer beschließen, dass die Amtszeit bis zu dem in Absatz 1
genannten Zeitpunkt fortdauern soll; § 9 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

(3) In den Fällen des § 9 Abs. 2 endet die Amtszeit der Delegierten, wenn die wahlberechtigten
Arbeitnehmer die unmittelbare Wahl beschließen; § 9 Abs. 3 ist anzuwenden.

(4) Abweichend von Absatz 1 endet die Amtszeit der Delegierten eines Betriebs, wenn nach Eintreten
aller Ersatzdelegierten des Wahlvorschlags, dem die zu ersetzenden Delegierten angehören, die
Gesamtzahl der Delegierten des Betriebs unter die im Zeitpunkt ihrer Wahl vorgeschriebene Zahl der
auf den Betrieb entfallenden Delegierten gesunken ist.

§ 14 Vorzeitige Beendigung der Amtszeit oder Verhinderung von Delegierten

(1) Die Amtszeit eines Delegierten endet vor dem in § 13 bezeichneten Zeitpunkt

1. durch Niederlegung des Amtes,

2. durch Beendigung der Beschäftigung des Delegierten in dem Betrieb, dessen Delegierter er ist,

3. durch Verlust der Wählbarkeit.

(2) Endet die Amtszeit eines Delegierten vorzeitig oder ist er verhindert, so tritt an seine Stelle ein
Ersatzdelegierter. Die Ersatzdelegierten werden der Reihe nach aus den nicht gewählten Arbeit-
nehmern derjenigen Wahlvorschläge entnommen, denen die zu ersetzenden Delegierten angehören.

§ 15 Wahl der unternehmensangehörigen Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer

(1) Die Delegierten wählen die Aufsichtsratsmitglieder, die nach § 7 Abs. 2 Arbeitnehmer des Unter-
nehmens sein müssen, geheim und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl für die Zeit, die im
Gesetz oder in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag, im Statut) für die durch das Wahlorgan der
Anteilseigner zu wählenden Mitglieder des Aufsichtsrats bestimmt ist. Dem Aufsichtsrat muss ein
leitender Angestellter angehören.

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen. Jeder Wahlvorschlag für

1. Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 muss von einem Fünftel oder 100 der
wahlberechtigten Arbeitnehmer des Unternehmens unterzeichnet sein;

2. das Aufsichtsratsmitglied der leitenden Angestellten wird auf Grund von Abstimmungsvorschlä-
gen durch Beschluss der wahlberechtigten leitenden Angestellten aufgestellt. Jeder Abstimmungs-
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vorschlag muss von einem Zwanzigstel oder 50 der wahlberechtigten leitenden Angestellten
unterzeichnet sein. Der Beschluss wird in geheimer Abstimmung gefasst. Jeder leitende Ange-
stellte hat so viele Stimmen, wie für den Wahlvorschlag nach Absatz 3 Satz 2 Bewerber zu benennen
sind. In den Wahlvorschlag ist die nach Absatz 3 Satz 2 vorgeschriebene Anzahl von Bewerbern in
der Reihenfolge der auf sie entfallenden Stimmenzahlen aufzunehmen.

(3) Abweichend von Absatz 1 findet Mehrheitswahl statt, soweit nur ein Wahlvorschlag gemacht wird.
In diesem Fall muss der Wahlvorschlag doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Aufsichtsratsmit-
glieder auf die Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und auf die leitenden Angestellten entfallen.

§ 16 Wahl der Vertreter von Gewerkschaften in den Aufsichtsrat

(1) Die Delegierten wählen die Aufsichtsratsmitglieder, die nach § 7 Abs. 2 Vertreter von Gewerkschaf-
ten sind, in geheimer Wahl und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl für die in § 15 Abs. 1 be-
stimmte Zeit.

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen der Gewerkschaften, die in dem Unternehmen
selbst oder in einem anderen Unternehmen vertreten sind, dessen Arbeitnehmer nach diesem Gesetz
an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern des Unternehmens teilnehmen. Wird nur ein Wahlvorschlag
gemacht, so findet abweichend von Satz 1 Mehrheitswahl statt. In diesem Fall muss der Wahlvorschlag
mindestens doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Vertreter von Gewerkschaften in den Aufsichtsrat
zu wählen sind.

§ 17 Ersatzmitglieder

(1) In jedem Wahlvorschlag kann zusammen mit jedem Bewerber für diesen ein Ersatzmitglied des
Aufsichtsrats vorgeschlagen werden. Für einen Bewerber, der Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 ist,
kann nur ein Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und für einen leitenden Angestellten nach § 3 Abs. 1 Nr.
2 nur ein leitender Angestellter als Ersatzmitglied vorgeschlagen werden. Ein Bewerber kann nicht
zugleich als Ersatzmitglied vorgeschlagen werden.

(2) Wird ein Bewerber als Aufsichtsratsmitglied gewählt, so ist auch das zusammen mit ihm vorge-
schlagene Ersatzmitglied gewählt.

Vierter Unterabschnitt
Unmittelbare Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer

§ 18

Sind nach § 9 die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer in unmittelbarer Wahl zu wählen, so sind
die Arbeitnehmer des Unternehmens, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, wahlberechtigt. § 7 Satz
2 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. Für die Wahl sind die §§ 15 bis 17 mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass an die Stelle der Delegierten die wahlberechtigten Arbeitnehmer des Unter-
nehmens treten.

Fünfter Unterabschnitt
Weitere Vorschriften über das Wahlverfahren sowie über die Bestellung und
Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern

§ 19 Bekanntmachung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ hat die Namen der Mitglieder und
der Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats unverzüglich nach ihrer Bestellung in den Betrieben des Unter-
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nehmens bekannt zu machen und im elektronischen Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Nehmen an
der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder des Unternehmens auch die Arbeitnehmer eines anderen Unter-
nehmens teil, so ist daneben das zur gesetzlichen Vertretung des anderen Unternehmens befugte
Organ zur Bekanntmachung in seinen Betrieben verpflichtet.

§ 20 Wahlschutz und Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahlen nach den §§ 10, 15, 16 und 18 behindern. Insbesondere darf niemand in
der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahlen durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewährung
oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahlen trägt das Unternehmen. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur Ausübung des
Wahlrechts oder der Betätigung im Wahlvorstand erforderlich ist, berechtigt den Arbeitgeber nicht
zur Minderung des Arbeitsentgelts.

§ 21 Anfechtung der Wahl von Delegierten

(1) Die Wahl der Delegierten eines Betriebs kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen
wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen wor-
den und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht
geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind

1. mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer des Betriebs,

2. der Betriebsrat,

3. der Sprecherausschuss,

4. das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ.

Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahl-
ergebnisses an gerechnet, zulässig.

§ 22 Anfechtung der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer

(1) Die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines Ersatzmitglieds der Arbeitnehmer kann beim Ar-
beitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die
Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei
denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind

1. mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer des Unternehmens,

2. der Gesamtbetriebsrat des Unternehmens oder, wenn in dem Unternehmen nur ein Betriebsrat
besteht, der Betriebsrat sowie, wenn das Unternehmen herrschendes Unternehmen eines Kon-
zerns ist, der Konzernbetriebsrat, soweit ein solcher besteht,

3. der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss des Unternehmens oder, wenn in dem Unter-
nehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss sowie, wenn das Unternehmen
herrschendes Unternehmen eines Konzerns ist, der Konzernsprecherausschuss, soweit ein solcher
besteht,

4. der Gesamtbetriebsrat eines anderen Unternehmens, dessen Arbeitnehmer nach diesem Gesetz an
der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder des Unternehmens teilnehmen, oder, wenn in dem anderen
Unternehmen nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat,
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5. der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss eines anderen Unternehmens, dessen Arbeit-
nehmer nach diesem Gesetz an der Wahl der Aufsichtsratsmitglieder des Unternehmens teilneh-
men, oder, wenn in dem anderen Unternehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecher-
ausschuss,

6. jede nach § 16 Abs. 2 vorschlagsberechtigte Gewerkschaft,

7. das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ.

Die Anfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Veröffentlichung im elektro-
nischen Bundesanzeiger an gerechnet, zulässig.

§ 23 Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer

(1) Ein Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer kann vor Ablauf der Amtszeit auf Antrag abberufen
werden. Antragsberechtigt sind für die Abberufung eines

1. Aufsichtsratsmitglieds der Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 drei Viertel der wahlberechtigten
Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1,

2. Aufsichtsratsmitglieds der leitenden Angestellten, drei Viertel der wahlberechtigten leitenden
Angestellten,

3. Aufsichtsratsmitglieds, das nach § 7 Abs. 2 Vertreter einer Gewerkschaft ist, die Gewerkschaft, die
das Mitglied vorgeschlagen hat.

(2) Ein durch Delegierte gewähltes Aufsichtsratsmitglied wird durch Beschluss der Delegierten abbe-
rufen. Dieser Beschluss wird in geheimer Abstimmung gefasst; er bedarf einer Mehrheit von drei
Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(3) Ein von den Arbeitnehmern unmittelbar gewähltes Aufsichtsratsmitglied wird durch Beschluss der
wahlberechtigten Arbeitnehmer abberufen. Dieser Beschluss wird in geheimer, unmittelbarer
Abstimmung gefasst; er bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind für die Abberufung von Ersatzmitgliedern entsprechend anzuwenden.

§ 24 Verlust der Wählbarkeit und Änderung der Zuordnung unternehmensangehöriger
Aufsichtsratsmitglieder

(1) Verliert ein Aufsichtsratsmitglied, das nach § 7 Abs. 2 Arbeitnehmer des Unternehmens sein muss,
die Wählbarkeit, so erlischt sein Amt.

(2) Die Änderung der Zuordnung eines Aufsichtsratsmitglieds zu den in § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder § 3 Abs. 1
Nr. 2 genannten Arbeitnehmern führt nicht zum Erlöschen seines Amtes.

Dritter Abschnitt
Innere Ordnung, Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats

§ 25 Grundsatz

(1) Die innere Ordnung, die Beschlussfassung sowie die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats bestim-
men sich nach den §§ 27 bis 29, den §§ 31 und 32 und, soweit diese Vorschriften dem nicht entgegen-
stehen,

1. für Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien nach dem Aktiengesetz,

2. für Gesellschaften mit beschränkter Haftung nach § 90 Abs. 3, 4 und 5 Satz 1 und 2, den §§ 107 bis
116, 118 Abs. 2, § 125 Abs. 3 und 4 und den §§ 170, 171 und 268 Abs. 2 des Aktiengesetzes,
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3. für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nach dem Gesetz betreffend die Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften.

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Überführung der Anteilsrechte an der Volkswagenwerk Gesellschaft
mit beschränkter Haftung in private Hand vom 21. Juli 1960 (BGBl. I S. 585), zuletzt geändert durch das
Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Überführung der Anteilsrechte an der Volkswagen-
werk Gesellschaft mit beschränkter Haftung in private Hand vom 31. Juli 1970 (BGBl. I S. 1149), bleibt
unberührt.

(2) Andere gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung (des Gesellschaftsvertrags, des
Statuts) oder der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats über die innere Ordnung, die Beschlussfassung
sowie die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats bleiben unberührt, soweit Absatz 1 dem nicht ent-
gegensteht.

§ 26 Schutz von Aufsichtsratsmitgliedern vor Benachteiligung

Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer dürfen in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht gestört oder
behindert werden. Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat eines Unternehmens, dessen Ar-
beitnehmer sie sind oder als dessen Arbeitnehmer sie nach § 4 oder § 5 gelten, nicht benachteiligt wer-
den. Dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung.

§ 27 Vorsitz im Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat wählt mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder, aus denen er insgesamt
zu bestehen hat, aus seiner Mitte einen Aufsichtsratsvorsitzenden und einen Stellvertreter.

(2) Wird bei der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden oder seines Stellvertreters die nach Absatz 1 erfor-
derliche Mehrheit nicht erreicht, so findet für die Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines Stell-
vertreters ein zweiter Wahlgang statt. In diesem Wahlgang wählen die Aufsichtsratsmitglieder der
Anteilseigner den Aufsichtsratsvorsitzenden und die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer den
Stellvertreter jeweils mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(3) Unmittelbar nach der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der Auf-
sichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Aufgabe einen Ausschuss, dem der
Aufsichtsratsvorsitzende, sein Stellvertreter sowie je ein von den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeit-
nehmer und von den Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gewähltes Mitglied angehören.

§ 28 Beschlussfähigkeit

Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insge-
samt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. § 108 Abs. 2 Satz 4 des Aktiengesetzes ist
anzuwenden.

§ 29 Abstimmungen

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht in
Absatz 2 und in den §§ 27, 31 und 32 etwas anderes bestimmt ist.

(2) Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung
über denselben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende
zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 des Aktiengesetzes ist auch auf die Abgabe der zweiten Stimme anzuwen-
den. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme nicht zu.
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Dritter Teil
Gesetzliches Vertretungsorgan

§ 30 Grundsatz

Die Zusammensetzung, die Rechte und Pflichten des zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens
befugten Organs sowie die Bestellung seiner Mitglieder bestimmen sich nach den für die Rechtsform
des Unternehmens geltenden Vorschriften, soweit sich aus den §§ 31 bis 33 nichts anderes ergibt.

§ 31 Bestellung und Widerruf

(1) Die Bestellung der Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugten Organs
und der Widerruf der Bestellung bestimmen sich nach den §§ 84 und 85 des Aktiengesetzes, soweit
sich nicht aus den Absätzen 2 bis 5 etwas anderes ergibt. Dies gilt nicht für Kommanditgesellschaften
auf Aktien.

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befug-
ten Organs mit einer Mehrheit, die mindestens zwei Drittel der Stimmen seiner Mitglieder umfasst.

(3) Kommt eine Bestellung nach Absatz 2 nicht zustande, so hat der in § 27 Abs. 3 bezeichnete Ausschuss
des Aufsichtsrats innerhalb eines Monats nach der Abstimmung, in der die in Absatz 2 vorgeschrie-
bene Mehrheit nicht erreicht worden ist, dem Aufsichtsrat einen Vorschlag für die Bestellung zu ma-
chen; dieser Vorschlag schließt andere Vorschläge nicht aus. Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des
zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugten Organs mit der Mehrheit der Stimmen sei-
ner Mitglieder.

(4) Kommt eine Bestellung nach Absatz 3 nicht zustande, so hat bei einer erneuten Abstimmung der
Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen; Absatz 3 Satz 2 ist anzuwenden. Auf die Abgabe der zweiten
Stimme ist § 108 Abs. 3 des Aktiengesetzes anzuwenden. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme
nicht zu.

(5) Die Absätze 2 bis 4 sind für den Widerruf der Bestellung eines Mitglieds des zur gesetzlichen Vertre-
tung des Unternehmens befugten Organs entsprechend anzuwenden.

§ 32 Ausübung von Beteiligungsrechten

(1) Die einem Unternehmen, in dem die Arbeitnehmer nach diesem Gesetz ein Mitbestimmungsrecht
haben, auf Grund von Beteiligungen an einem anderen Unternehmen, in dem die Arbeitnehmer nach
diesem Gesetz ein Mitbestimmungsrecht haben, zustehenden Rechte bei der Bestellung, dem Widerruf
der Bestellung oder der Entlastung von Verwaltungsträgern sowie bei der Beschlussfassung über die
Auflösung oder Umwandlung des anderen Unternehmens, den Abschluss von Unternehmensverträ-
gen (§§ 291, 292 des Aktiengesetzes) mit dem anderen Unternehmen, über dessen Fortsetzung nach sei-
ner Auflösung oder über die Übertragung seines Vermögens können durch das zur gesetzlichen Vertre-
tung des Unternehmens befugte Organ nur auf Grund von Beschlüssen des Aufsichtsrats ausgeübt wer-
den. Diese Beschlüsse bedürfen nur der Mehrheit der Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Anteils-
eigner; sie sind für das zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugte Organ verbindlich.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Beteiligung des Unternehmens an dem anderen Unter-
nehmen weniger als ein Viertel beträgt.

§ 33 Arbeitsdirektor

(1) Als gleichberechtigtes Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung des Unternehmens befugten
Organs wird ein Arbeitsdirektor bestellt. Dies gilt nicht für Kommanditgesellschaften auf Aktien.
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(2) Der Arbeitsdirektor hat wie die übrigen Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung des Unterneh-
mens befugten Organs seine Aufgaben im engsten Einvernehmen mit dem Gesamtorgan auszuüben.
Das Nähere bestimmt die Geschäftsordnung.

(3) Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften ist auf den Arbeitsdirektor § 9 Abs. 2 des Gesetzes
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nicht anzuwenden.

Vierter Teil
Seeschifffahrt

§ 34

(1) Die Gesamtheit der Schiffe eines Unternehmens gilt für die Anwendung dieses Gesetzes als ein Betrieb.

(2) Schiffe im Sinne dieses Gesetzes sind Kauffahrteischiffe, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die
Bundesflagge führen. Schiffe, die in der Regel binnen 48 Stunden nach dem Auslaufen an den Sitz eines
Landbetriebs zurückkehren, gelten als Teil dieses Landbetriebs.

(3) Leitende Angestellte im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes sind in einem in Absatz 1 bezeichne-
ten Betrieb nur die Kapitäne.

(4) Die Arbeitnehmer eines in Absatz 1 bezeichneten Betriebs nehmen an einer Abstimmung nach § 9
nicht teil und bleiben für die Errechnung der für die Antragstellung und für die Beschlussfassung erfor-
derlichen Zahl von Arbeitnehmern außer Betracht.

(5) Werden die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte gewählt, so werden abwei-
chend von § 10 in einem in Absatz 1 bezeichneten Betrieb keine Delegierten gewählt. Abweichend von
§ 15 Abs. 1 nehmen die Arbeitnehmer dieses Betriebs unmittelbar an der Wahl der Aufsichtsratsmitglie-
der der Arbeitnehmer teil mit der Maßgabe, dass die Stimme eines dieser Arbeitnehmer als ein Neun-
zigstel der Stimme eines Delegierten zu zählen ist; § 11 Abs. 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.

Fünfter Teil
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 35

(aufgehoben)

§ 36 Verweisungen

(1) Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 über die Ver-
tretung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten von Unternehmen verwiesen wird, gelten diese
Verweisungen für die in § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes bezeichneten Unternehmen als Verweisungen auf
dieses Gesetz. 

(2) Soweit in anderen Vorschriften für das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden
Industrie vom 21. Mai 1951 (BGBl. I S. 347) die Bezeichnung „Mitbestimmungsgesetz“ verwendet wird,
tritt an ihre Stelle die Bezeichnung „Montan-Mitbestimmungsgesetz“.
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§ 37 Erstmalige Anwendung des Gesetzes auf ein Unternehmen

(1) Andere als die in § 97 Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes bezeichneten Bestimmungen der Satzung (des
Gesellschaftsvertrags, des Statuts), die mit den Vorschriften dieses Gesetzes nicht vereinbar sind, tre-
ten mit dem in § 97 Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes bezeichneten Zeitpunkt oder, im Fall einer
gerichtlichen Entscheidung, mit dem in § 98 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes bezeichneten Zeitpunkt
außer Kraft. Eine Hauptversammlung (Gesellschafterversammlung, Generalversammlung), die bis zu
diesem Zeitpunkt stattfindet, kann an Stelle der außer Kraft tretenden Satzungsbestimmungen mit
einfacher Mehrheit neue Satzungsbestimmungen beschließen.

(2) Die §§ 25 bis 29, 31 bis 33 sind erstmalig anzuwenden, wenn der Aufsichtsrat nach den Vorschriften
dieses Gesetzes zusammengesetzt ist.

(3) Die Bestellung eines vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestellten Mitglieds des zur gesetzlichen
Vertretung befugten Organs eines Unternehmens, auf das dieses Gesetz bereits bei seinem Inkraft-
treten anzuwenden ist, kann, sofern die Amtszeit dieses Mitglieds nicht aus anderen Gründen früher
endet, nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes von dem nach diesem Gesetz
gebildeten Aufsichtsrat jederzeit widerrufen werden. Für den Widerruf bedarf es der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder, aller Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der
Anteilseigner oder aller Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer. Für die Ansprüche
aus dem Anstellungsvertrag gelten die allgemeinen Vorschriften. Bis zum Widerruf bleiben für diese
Mitglieder Satzungsbestimmungen über die Amtszeit abweichend von Absatz 1 Satz 1 in Kraft. Diese
Vorschriften sind entsprechend anzuwenden, wenn dieses Gesetz auf ein Unternehmen erst nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes erstmalig anzuwenden ist.

(4) Absatz 3 gilt nicht für persönlich haftende Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien.

§ 38

(aufgehoben)

§ 39 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren für
die Wahl und die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu erlassen, insbeson-
dere über

1. die Vorbereitung der Wahl oder Abstimmung, die Bestellung der Wahlvorstände und
Abstimmungsvorstände sowie die Aufstellung der Wählerlisten,

2. die Abstimmungen darüber, ob die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder in unmittelbarer Wahl oder
durch Delegierte erfolgen soll,

3. die Frist für die Einsichtnahme in die Wählerlisten und die Erhebung von Einsprüchen,

4. die Errechnung der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer sowie ihre Verteilung auf
die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Arbeitnehmer, die leitenden Angestellten und die Gewerkschafts-
vertreter,

5. die Errechnung der Zahl der Delegierten,

6. die Wahlvorschläge und die Frist für ihre Einreichung,

7. die Ausschreibung der Wahl oder der Abstimmung und die Fristen für die Bekanntmachung des
Ausschreibens,

8. die Teilnahme von Arbeitnehmern eines in § 34 Abs. 1 bezeichneten Betriebs an Wahlen und
Abstimmungen,

9. die Stimmabgabe,
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10. die Feststellung des Ergebnisses der Wahl oder der Abstimmung und die Fristen für seine Bekannt-
machung,

11. die Aufbewahrung der Wahlakten und der Abstimmungsakten.

§ 40 Übergangsregelung

(1) Auf Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, die nach dem
28. Juli 2001 bis zum 26. März 2002 eingeleitet wurden, ist das Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 1976
(BGBl. I S. 1153) in der durch Artikel 12 des Betriebsverfassungs-Reformgesetzes vom 23. Juli 2001 (BGBl. I
S. 1852) geänderten Fassung anzuwenden. Abweichend von Satz 1 findet § 11 des Mitbestimmungs-
gesetzes vom 4. Mai 1976 (BGBl. I S. 1153) in der durch Artikel 1 des Gesetzes zur Vereinfachung der Wahl
der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat vom 23. März 2002 (BGBl. I S. 1130) geänderten Fassung
Anwendung, wenn fest steht, dass die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer durch Delegierte zu
wählen sind und bis zum 26. März 2002 die Errechnung der Zahl der Delegierten noch nicht erfolgt ist.

(2) Auf Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer, die nach dem
28. Juli 2001 eingeleitet wurden, finden die Erste Wahlordnung zum Mitbestimmungsgesetz vom
23. Juni 1977 (BGBl. I S. 861), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. November 1990 (BGBl. I S.
2487), die Zweite Wahlordnung zum Mitbestimmungsgesetz vom 23. Juni 1977 (BGBl. I S. 893), geän-
dert durch Artikel 2 der Verordnung vom 9. November 1990 (BGBl. I S. 2487) und die Dritte Wahlord-
nung zum Mitbestimmungsgesetz vom 23. Juni 1977 (BGBl. I S. 934), geändert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 9. November 1990 (BGBl. I S. 2487) bis zu deren Änderung entsprechende Anwen-
dung. Für die entsprechende Anwendung ist für Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmit-
gliedern der Arbeitnehmer, die in dem Zeitraum nach dem 28. Juli 2001 bis zum 26. März 2002 einge-
leitet wurden, das Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 1976 (BGBl. I S. 1153) in der nach Absatz 1 anzu-
wendenden Fassung maßgeblich; für Wahlen oder Abberufungen von Aufsichtsratsmitgliedern der
Arbeitnehmer, die nach dem 26. März 2002 eingeleitet werden, ist das Mitbestimmungsgesetz vom
4. Mai 1976 (BGBl. I S. 1153) in der durch Artikel 1 des Gesetzes zur Vereinfachung der Wahl der Arbeit-
nehmervertreter in den Aufsichtsrat vom 23. März 2002 (BGBl. I S. 1130) geänderten Fassung maßgeb-
lich.

§ 41 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1976 in Kraft.
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Gesetz über Europäische Betriebsräte 

(Europäische Betriebsräte-Gesetz – EBRG)*)

vom 28. Oktober 1996 (BGBl. I S. 1548, 2022)

zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1983)

Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung

(1) Zur Stärkung des Rechts auf grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in
gemeinschaftsweit tätigen Unternehmen und Unternehmensgruppen werden Europäische Betriebs-
räte oder Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer vereinbart. Kommt es nicht zu
einer Vereinbarung, wird ein Europäischer Betriebsrat kraft Gesetzes errichtet.

(2) Die grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer erstreckt sich in einem
Unternehmen auf alle in einem Mitgliedstaat liegenden Betriebe sowie in einer Unternehmensgruppe
auf alle Unternehmen, die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat haben, so weit kein größerer Geltungs-
bereich vereinbart wird.

(3) Zentrale Leitung im Sinne dieses Gesetzes ist ein gemeinschaftsweit tätiges Unternehmen oder das
herrschende Unternehmen einer gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe.

(4) Anhörung im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet den Meinungsaustausch und die Einrichtung eines
Dialogs zwischen den Arbeitnehmervertretern und der zentralen Leitung oder einer anderen geeigne-
ten Leitungsebene.

§ 2 Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für gemeinschaftsweit tätige Unternehmen mit Sitz im Inland und für gemein-
schaftsweit tätige Unternehmensgruppen mit Sitz des herrschenden Unternehmens im Inland.

(2) Liegt die zentrale Leitung nicht in einem Mitgliedstaat, besteht jedoch eine nachgeordnete Leitung
für in Mitgliedstaaten liegende Betriebe oder Unternehmen, findet dieses Gesetz Anwendung, wenn
die nachgeordnete Leitung im Inland liegt. Gibt es keine nachgeordnete Leitung, findet das Gesetz
Anwendung, wenn die zentrale Leitung einen Betrieb oder ein Unternehmen im Inland als ihren Ver-
treter benennt. Wird kein Vertreter benannt, findet das Gesetz Anwendung, wenn der Betrieb oder das
Unternehmen im Inland liegt, in dem verglichen mit anderen in den Mitgliedstaaten liegenden Betrie-
ben des Unternehmens oder Unternehmen der Unternehmensgruppe die meisten Arbeitnehmer be-
schäftigt sind. Die vorgenannten Stellen gelten als zentrale Leitung.

(3) Mitgliedstaaten im Sinne dieses Gesetzes sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum.

(4) Für die Berechnung der Anzahl der im Inland beschäftigten Arbeitnehmer (§ 4), den Auskunfts-

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die
Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und
Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen
(ABI. EG Nr. L 254 S. 64).
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anspruch (§ 5 Abs. 2), die Bestimmung des herrschenden Unternehmens (§ 6), die Weiterleitung des
Antrags (§ 9 Abs. 2 Satz 3), die gesamtschuldnerische Haftung des Arbeitgebers (§ 16 Abs. 2), die Be-
stellung der auf das Inland entfallenden Arbeitnehmervertreter (§§ 11, 23 Abs. 1 bis 5 und § 18 Abs. 2 in
Verbindung mit § 23) und die für sie geltenden Schutzbestimmungen (§ 40) sowie für den Bericht
gegenüber den örtlichen Arbeitnehmervertretungen im Inland (§ 35 Abs. 2) gilt dieses Gesetz auch
dann, wenn die zentrale Leitung nicht im Inland liegt.

§ 3 Gemeinschaftsweite Tätigkeit

(1) Ein Unternehmen ist gemeinschaftsweit tätig, wenn es mindestens 1000 Arbeitnehmer in den Mit-
gliedstaaten und davon jeweils mindestens 150 Arbeitnehmer in mindestens zwei Mitgliedstaaten
beschäftigt.

(2) Eine Unternehmensgruppe ist gemeinschaftsweit tätig, wenn sie mindestens 1000 Arbeitnehmer in
den Mitgliedstaaten beschäftigt und ihr mindestens zwei Unternehmen mit Sitz in verschiedenen Mit-
gliedstaaten angehören, die jeweils mindestens je 150 Arbeitnehmer in verschiedenen Mitgliedstaaten
beschäftigen.

§ 4 Berechnung der Arbeitnehmerzahlen

In Betrieben und Unternehmen des Inlands errechnen sich die im Rahmen des § 3 zu berücksichtigen-
den Arbeitnehmerzahlen nach der Anzahl der im Durchschnitt während der letzten zwei Jahre be-
schäftigten Arbeitnehmer im Sinne des § 5 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes. Maßgebend für den
Beginn der Frist nach Satz 1 ist der Zeitpunkt, in dem die zentrale Leitung die Initiative zur Bildung des
besonderen Verhandlungsgremiums ergreift oder der zentralen Leitung ein den Voraussetzungen des
§ 9 Abs. 2 entsprechender Antrag der Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter zugeht.

§ 5 Auskunftsanspruch

(1) Die zentrale Leitung hat einer Arbeitnehmervertretung auf Verlangen Auskünfte über die durch-
schnittliche Gesamtzahl der Arbeitnehmer und ihre Verteilung auf die Mitgliedstaaten, die Unter-
nehmen und Betriebe sowie über die Struktur des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe zu
erteilen.

(2) Ein Betriebsrat oder ein Gesamtbetriebsrat kann den Anspruch nach Absatz 1 gegenüber der örtli-
chen Betriebs- oder Unternehmensleitung geltend machen; diese ist verpflichtet, die für die Auskünfte
erforderlichen Informationen und Unterlagen bei der zentralen Leitung einzuholen.

§ 6 Herrschendes Unternehmen

(1) Ein Unternehmen, das zu einer gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe gehört, ist herr-
schendes Unternehmen, wenn es unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss auf ein
anderes Unternehmen derselben Gruppe (abhängiges Unternehmen) ausüben kann.

(2) Ein beherrschender Einfluss wird vermutet, wenn ein Unternehmen in Bezug auf ein anderes
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar

1. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des anderen
Unternehmens bestellen kann oder

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen am anderen Unternehmen verbundenen Stimmrechte
verfügt oder

3. die Mehrheit des gezeichneten Kapitals dieses Unternehmens besitzt.
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Erfüllen mehrere Unternehmen eines der in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Kriterien, bestimmt sich das
herrschende Unternehmen nach Maßgabe der dort bestimmten Rangfolge.

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 2 müssen den Stimm- und Ernennungsrechten eines Unterneh-
mens die Rechte aller von ihm abhängigen Unternehmen sowie aller natürlichen oder juristischen
Personen, die zwar im eigenen Namen, aber für Rechnung des Unternehmens oder eines von ihm
abhängigen Unternehmens handeln, hinzugerechnet werden.

(4) Investment- und Beteiligungsgesellschaften im Sinne des Artikels 3 Abs. 5 Buchstabe a oder c der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Kontrolle von Unterneh-
menszusammenschlüssen (ABI. EG Nr. L 395 S. 1) gelten nicht als herrschendes Unternehmen gegenü-
ber einem anderen Unternehmen, an dem sie Anteile halten, an dessen Leitung sie jedoch nicht be-
teiligt sind.

§ 7 Europäischer Betriebsrat in Unternehmensgruppen

Gehören einer gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe ein oder mehrere gemeinschaftsweit
tätige Unternehmen an, wird ein Europäischer Betriebsrat nur bei dem herrschenden Unternehmen
errichtet, sofern nichts anderes vereinbart wird.

Zweiter Teil
Besonderes Verhandlungsgremium

§ 8 Aufgabe

(1) Das besondere Verhandlungsgremium hat die Aufgabe, mit der zentralen Leitung eine Vereinba-
rung über eine grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer abzuschließen.

(2) Die zentrale Leitung hat dem besonderen Verhandlungsgremium rechtzeitig alle zur Durchfüh-
rung seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zur
Verfügung zu stellen.

(3) Die zentrale Leitung und das besondere Verhandlungsgremium arbeiten vertrauensvoll zusam-
men. Zeitpunkt, Häufigkeit und Ort der Verhandlungen werden zwischen der zentralen Leitung und
dem besonderen Verhandlungsgremium einvernehmlich festgelegt.

§ 9 Bildung

(1) Die Bildung des besonderen Verhandlungsgremiums ist von den Arbeitnehmern oder ihren Ver-
tretern schriftlich bei der zentralen Leitung zu beantragen oder erfolgt auf Initiative der zentralen
Leitung.

(2) Der Antrag ist wirksam gestellt, wenn er von mindestens 100 Arbeitnehmern oder ihren Vertretern
aus mindestens zwei Betrieben oder Unternehmen, die in verschiedenen Mitgliedstaaten liegen,
unterzeichnet ist und der zentralen Leitung zugeht. Werden mehrere Anträge gestellt, sind die Unter-
schriften zusammenzuzählen. Wird ein Antrag bei einer im Inland liegenden Betriebs- oder Unter-
nehmensleitung eingereicht, hat diese den Antrag unverzüglich an die zentrale Leitung weiterzulei-
ten und die Antragsteller darüber zu unterrichten.

(3) Die zentrale Leitung hat die Antragsteller, die örtlichen Betriebs- oder Unternehmensleitungen, die
dort bestehenden Arbeitnehmervertretungen sowie die in inländischen Betrieben vertretenen Gewerk-
schaften über die Bildung eines besonderen Verhandlungsgremiums und seine Zusammensetzung zu
unterrichten.
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§ 10 Zusammensetzung

(1) Aus jedem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe einen Betrieb
hat, wird ein Arbeitnehmervertreter in das besondere Verhandlungsgremium entsandt.

(2) Aus Mitgliedstaaten, in denen mindestens 25 vom Hundert der Arbeitnehmer des Unternehmens
oder der Unternehmensgruppe beschäftigt sind, wird ein zusätzlicher Vertreter entsandt. Aus Mit-
gliedstaaten, in denen mindestens 50 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden zwei
zusätzliche Vertreter, aus einem Mitgliedstaat, in dem mindestens 75 vom Hundert der Arbeitnehmer
beschäftigt sind, werden drei zusätzliche Vertreter entsandt.

(3) Es können Ersatzmitglieder bestellt werden.

§ 11 Bestellung inländischer Arbeitnehmervertreter

(1) Die nach diesem Gesetz oder dem Gesetz eines anderen Mitgliedstaates auf die im Inland beschäf-
tigten Arbeitnehmer entfallenden Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums werden in
gemeinschaftsweit tätigen Unternehmen vom Gesamtbetriebsrat (§ 47 des Betriebsverfassungs-
gesetzes) bestellt. Besteht nur ein Betriebsrat, so bestellt dieser die Mitglieder des besonderen Ver-
handlungsgremiums.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums werden in
gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppen vom Konzernbetriebsrat (§ 54 des Betriebsver-
fassungsgesetzes) bestellt. Besteht neben dem Konzernbetriebsrat noch ein in ihm nicht vertretener
Gesamtbetriebsrat oder Betriebsrat, ist der Konzernbetriebsrat um deren Vorsitzende und um deren
Stellvertreter zu erweitern; die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter gelten insoweit als Konzern-
betriebsratsmitglieder.

(3) Besteht kein Konzernbetriebsrat, werden die in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitglieder des besonde-
ren Verhandlungsgremiums wie folgt bestellt:

a) Bestehen mehrere Gesamtbetriebsräte, werden die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgre-
miums auf einer gemeinsamen Sitzung der Gesamtbetriebsräte bestellt, zu welcher der Gesamt-
betriebsratsvorsitzende des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten inländi-
schen Unternehmens einzuladen hat. Besteht daneben noch mindestens ein in den Gesamt-
betriebsräten nicht vertretener Betriebsrat, sind der Betriebsratsvorsitzende und dessen Stellver-
treter zu dieser Sitzung einzuladen; sie gelten insoweit als Gesamtbetriebsratsmitglieder.

b) Besteht neben einem Gesamtbetriebsrat noch mindestens ein in ihm nicht vertretener Betriebsrat,
ist der Gesamtbetriebsrat um den Vorsitzenden des Betriebsrats und dessen Stellvertreter zu erwei-
tern; der Betriebsratsvorsitzende und sein Stellvertreter gelten insoweit als Gesamtbetriebsrats-
mitglieder. Der Gesamtbetriebsrat bestellt die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgre-
miums. Besteht nur ein Gesamtbetriebsrat, so hat dieser die Mitglieder des besonderen Verhand-
lungsgremiums zu bestellen.

c) Bestehen mehrere Betriebsräte, werden die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
auf einer gemeinsamen Sitzung bestellt, zu welcher der Betriebsratsvorsitzende des nach der Zahl
der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten inländischen Betriebs einzuladen hat. Zur Teilnahme
an dieser Sitzung sind die Betriebsratsvorsitzenden und deren Stellvertreter berechtigt; § 47 Abs. 7
des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend.

d) Besteht nur ein Betriebsrat, so hat dieser die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
zu bestellen.

(4) Zu Mitgliedern des besonderen Verhandlungsgremiums können auch die in § 5 Abs. 3 des
Betriebsverfassungsgesetzes genannten Angestellten bestellt werden.

(5) Frauen und Männer sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis bestellt werden.
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§ 12 Unterrichtung über die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums

Der zentralen Leitung sind unverzüglich die Namen der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgre-
miums, ihre Anschriften sowie die jeweilige Betriebszugehörigkeit mitzuteilen. Die zentrale Leitung
hat die örtlichen Betriebs- oder Unternehmensleitungen, die dort bestehenden Arbeitnehmervertre-
tungen sowie die in inländischen Betrieben vertretenen Gewerkschaften über diese Angaben zu
unterrichten.

§ 13 Sitzungen, Geschäftsordnung, Sachverständige

(1) Die zentrale Leitung lädt unverzüglich nach Benennung der Mitglieder zur konstituierenden
Sitzung des besonderen Verhandlungsgremiums ein und unterrichtet die örtlichen Betriebs- oder
Unternehmensleitungen. Das besondere Verhandlungsgremium wählt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und kann sich eine Geschäftsordnung geben.

(2) Vor jeder Verhandlung mit der zentralen Leitung hat das besondere Verhandlungsgremium das
Recht, eine Sitzung durchzuführen und zu dieser einzuladen; § 8 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Beschlüsse des besonderen Verhandlungsgremiums werden, so weit in diesem Gesetz nichts ande-
res bestimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder gefasst.

(4) Das besondere Verhandlungsgremium kann sich durch Sachverständige seiner Wahl unterstützen
lassen, so weit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. Sachverständige
können auch Beauftragte von Gewerkschaften sein.

§ 14 Einbeziehung von Arbeitnehmervertretern aus Drittstaaten

Kommen die zentrale Leitung und das besondere Verhandlungsgremium überein, die nach § 17 aus-
zuhandelnde Vereinbarung auf nicht in einem Mitgliedstaat (Drittstaat) liegende Betriebe oder Un-
ternehmen zu erstrecken, können sie vereinbaren, Arbeitnehmervertreter aus diesen Staaten in das
besondere Verhandlungsgremium einzubeziehen und die Anzahl der auf den jeweiligen Drittstaat
entfallenden Mitglieder sowie deren Rechtsstellung festlegen.

§ 15 Beschluss über Beendigung der Verhandlungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium kann mit mindestens zwei Dritteln der Stimmen seiner Mit-
glieder beschließen, keine Verhandlungen aufzunehmen oder diese zu beenden. Der Beschluss und das
Abstimmungsergebnis sind in eine Niederschrift aufzunehmen, die vom Vorsitzenden und einem weite-
ren Mitglied zu unterzeichnen ist. Eine Abschrift der Niederschrift ist der zentralen Leitung zuzuleiten.

(2) Ein neuer Antrag auf Bildung eines besonderen Verhandlungsgremiums (§ 9) kann frühestens zwei
Jahre nach dem Beschluss gemäß Absatz 1 gestellt werden, sofern das besondere Verhandlungsgre-
mium und die zentrale Leitung nicht schriftlich eine kürzere Frist festlegen.

§ 16 Kosten und Sachaufwand

(1) Die durch die Bildung und Tätigkeit des besonderen Verhandlungsgremiums entstehenden Kosten
trägt die zentrale Leitung. Werden Sachverständige nach § 13 Abs. 4 hinzugezogen, beschränkt sich die
Kostentragungspflicht auf einen Sachverständigen. Die zentrale Leitung hat für die Sitzungen in erfor-
derlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, Dolmetscher und Büropersonal zur Verfügung zu stellen
sowie die erforderlichen Reise- und Aufenthaltskosten der Mitglieder des besonderen Verhandlungs-
gremiums zu tragen.

(2) Der Arbeitgeber eines aus dem Inland entsandten Mitglieds des besonderen Verhandlungsgre-
miums haftet neben der zentralen Leitung für dessen Anspruch auf Kostenerstattung als Gesamt-
schuldner.
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Dritter Teil
Vereinbarungen über grenzübergreifende Unterrichtung und
Anhörung

§ 17 Gestaltungsfreiheit

Die zentrale Leitung und das besondere Verhandlungsgremium können frei vereinbaren, wie die
grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer ausgestaltet wird; sie sind nicht
an die Bestimmungen des Vierten Teils dieses Gesetzes gebunden. Die Vereinbarung muss sich auf alle
in den Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer erstrecken, in denen das Unternehmen oder die
Unternehmensgruppe einen Betrieb hat. Die Parteien verständigen sich darauf, ob die grenzübergrei-
fende Unterrichtung und Anhörung durch die Errichtung eines Europäischen Betriebsrats oder meh-
rerer Europäischer Betriebsräte nach § 18 oder durch ein Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung
der Arbeitnehmer nach § 19 erfolgen soll.

§ 18 Europäischer Betriebsrat kraft Vereinbarung

(1) Soll ein Europäischer Betriebsrat errichtet werden, ist schriftlich zu vereinbaren, wie dieser ausge-
staltet werden soll. Dabei soll insbesondere Folgendes geregelt werden:

1. Bezeichnung der erfassten Betriebe und Unternehmen, einschließlich der außerhalb des
Hoheitsgebietes der Mitgliedstaaten liegenden Niederlassungen, sofern diese in den
Geltungsbereich einbezogen werden,

2. Zusammensetzung des Europäischen Betriebsrats, Anzahl der Mitglieder, Ersatzmitglieder,
Sitzverteilung und Mandatsdauer,

3. Zuständigkeit und Aufgaben des Europäischen Betriebsrats sowie das Verfahren zu seiner
Unterrichtung und Anhörung,

4. Ort, Häufigkeit und Dauer der Sitzungen,

5. die für den Europäischen Betriebsrat zur Verfügung zu stellenden finanziellen und sachlichen
Mittel,

6. Klausel zur Anpassung der Vereinbarung an Strukturänderungen, die Geltungsdauer der
Vereinbarung und das bei ihrer Neuverhandlung anzuwendende Verfahren, einschließlich einer
Übergangsregelung.

(2) § 23 gilt entsprechend.

§ 19 Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung

Soll ein Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer eingeführt werden, ist schriftlich
zu vereinbaren, unter welchen Voraussetzungen die Arbeitnehmervertreter das Recht haben, die ihnen
übermittelten Informationen gemeinsam zu beraten und wie sie ihre Vorschläge oder Bedenken mit der
zentralen Leitung oder einer anderen geeigneten Leitungsebene erörtern können. Die Unterrichtung
muss sich insbesondere auf grenzübergreifende Angelegenheiten erstrecken, die erhebliche Auswirkun-
gen auf die Interessen der Arbeitnehmer haben.

§ 20 Übergangsbestimmung

Eine nach § 18 oder 19 bestehende Vereinbarung gilt fort, wenn vor ihrer Beendigung das Antrags- oder
Initiativrecht nach § 9 Abs. 1 ausgeübt worden ist. Das Antragsrecht kann auch ein aufgrund einer Ver-
einbarung bestehendes Arbeitnehmervertretungsgremium ausüben. Die Fortgeltung endet, wenn die
Vereinbarung durch eine neue Vereinbarung ersetzt oder ein Europäischer Betriebsrat kraft Gesetzes
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errichtet worden ist. Die Fortgeltung endet auch dann, wenn das besondere Verhandlungsgremium
einen Beschluss nach § 15 Abs. 1 fasst; § 15 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Sätze 1 bis 4 finden keine
Anwendung, wenn in der bestehenden Vereinbarung eine Übergangsregelung enthalten ist.

Vierter Teil 
Europäischer Betriebsrat kraft Gesetzes

Erster Abschnitt 
Errichtung des Europäischen Betriebsrats 

§ 21 Voraussetzungen

(1) Verweigert die zentrale Leitung die Aufnahme von Verhandlungen innerhalb von sechs Monaten
nach Antragstellung (§ 9), ist ein Europäischer Betriebsrat gemäß den §§ 22 und 23 zu errichten. Das
gleiche gilt, wenn innerhalb von drei Jahren nach Antragstellung keine Vereinbarung nach § 18 oder
§ 19 zustande kommt oder die zentrale Leitung und das besondere Verhandlungsgremium das vorzei-
tige Scheitern der Verhandlungen erklären. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Bildung
des besonderen Verhandlungsgremiums auf Initiative der zentralen Leitung erfolgt.

(2) Ein Europäischer Betriebsrat ist nicht zu errichten, wenn das besondere Verhandlungsgremium vor
Ablauf der in Absatz 1 genannten Fristen einen Beschluss nach § 15 Abs. 1 fasst.

§ 22 Zusammensetzung des Europäischen Betriebsrats

(1) Der Europäische Betriebsrat setzt sich aus Arbeitnehmern des gemeinschaftsweit tätigen
Unternehmens oder der gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe zusammen. Es können
Ersatzmitglieder bestellt werden.

(2) Aus jedem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe einen Betrieb
hat, wird ein Arbeitnehmervertreter in den Europäischen Betriebsrat entsandt.

(3) Hat das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe insgesamt bis zu 10000 Arbeitnehmer inner-
halb der Mitgliedstaaten, wird aus Mitgliedstaaten, in denen mindestens 20 vom Hundert der Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, ein zusätzlicher Vertreter entsandt. Aus Mitgliedstaaten, in denen mindestens
30 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden zwei zusätzliche Vertreter, mindestens 40
vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden drei zusätzliche Vertreter, mindestens 50 vom
Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden vier zusätzliche Vertreter entsandt. Aus einem
Mitgliedstaat, in dem mindestens 60 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden fünf
zusätzliche Vertreter, mindestens 70 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden sechs
zusätzliche Vertreter, mindestens 80 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden sieben
zusätzliche Vertreter entsandt.

(4) Hat das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe insgesamt mehr als 10000 Arbeitnehmer inner-
halb der Mitgliedstaaten, wird aus Mitgliedstaaten, in denen mindestens 20 vom Hundert der Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, ein zusätzlicher Vertreter entsandt. Aus Mitgliedstaaten, in denen mindestens
30 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden drei zusätzliche Vertreter, mindestens 40
vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden fünf zusätzliche Vertreter, mindestens 50 vom
Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden sieben zusätzliche Vertreter entsandt. Aus einem
Mitgliedstaat, in dem mindestens 60 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden neun
zusätzliche Vertreter, mindestens 70 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden elf zusätz-
liche Vertreter, mindestens 80 vom Hundert der Arbeitnehmer beschäftigt sind, werden dreizehn zu-
sätzliche Vertreter entsandt.
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§ 23 Bestellung inländischer Arbeitnehmervertreter

(1) Die nach diesem Gesetz oder dem Gesetz eines anderen Mitgliedstaates auf die im Inland beschäf-
tigten Arbeitnehmer entfallenden Mitglieder des Europäischen Betriebsrats werden in gemeinschafts-
weit tätigen Unternehmen vom Gesamtbetriebsrat (§ 47 des Betriebsverfassungsgesetzes) bestellt.
Besteht nur ein Betriebsrat, so bestellt dieser die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats.

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitglieder des Europäischen Betriebsrats werden in gemeinschafts-
weit tätigen Unternehmensgruppen vom Konzernbetriebsrat (§ 54 des Betriebsverfassungsgesetzes)
bestellt. Besteht neben dem Konzernbetriebsrat noch ein in ihm nicht vertretener Gesamtbetriebsrat
oder Betriebsrat, ist der Konzernbetriebsrat um deren Vorsitzende und um deren Stellvertreter zu
erweitern, die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter gelten insoweit als Konzernbetriebsratsmitglieder.

(3) Besteht kein Konzernbetriebsrat, werden die in Absatz 1 Satz 1 genannten Mitglieder des Europäi-
schen Betriebsrats wie folgt bestellt:

a) Bestehen mehrere Gesamtbetriebsräte, werden die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats auf
einer gemeinsamen Sitzung der Gesamtbetriebsräte bestellt, zu welcher der Gesamtbetriebsrats-
vorsitzende des nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer größten inländischen Unter-
nehmens einzuladen hat. Besteht daneben noch mindestens ein in den Gesamtbetriebsräten nicht
vertretener Betriebsrat, sind der Betriebsratsvorsitzende und dessen Stellvertreter zu dieser
Sitzung einzuladen; sie gelten insoweit als Gesamtbetriebsratsmitglieder.

b) Besteht neben einem Gesamtbetriebsrat noch mindestens ein in ihm nicht vertretener Betriebsrat,
ist der Gesamtbetriebsrat um den Vorsitzenden des Betriebsrats und dessen Stellvertreter zu erwei-
tern; der Betriebsratsvorsitzende und sein Stellvertreter gelten insoweit als Gesamtbetriebsrats-
mitglieder. Der Gesamtbetriebsrat bestellt die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats. Besteht
nur ein Gesamtbetriebsrat, so hat dieser die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats zu bestellen.

c) Bestehen mehrere Betriebsräte, werden die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats auf einer
gemeinsamen Sitzung bestellt, zu welcher der Betriebsratsvorsitzende des nach der Zahl der wahl-
berechtigten Arbeitnehmer größten inländischen Betriebs einzuladen hat. Zur Teilnahme an die-
ser Sitzung sind die Betriebsratsvorsitzenden und deren Stellvertreter berechtigt; § 47 Abs. 7 des
Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend.

d) Besteht nur ein Betriebsrat, so hat dieser die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats zu bestellen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Abberufung.

(5) Frauen und Männer sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis bestellt werden.

(6) Das zuständige Sprecherausschussgremium eines gemeinschaftsweit tätigen Unternehmens oder
einer gemeinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe mit Sitz der zentralen Leitung im Inland kann
einen der in § 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes genannten Angestellten bestimmen, der mit
Rederecht an den Sitzungen zur Unterrichtung und Anhörung des Europäischen Betriebsrats teil-
nimmt, sofern nach § 22 Abs. 2 bis 4 mindestens fünf inländische Vertreter entsandt werden. Die §§ 30
und 39 Abs. 2 gelten entsprechend.

§ 24 Unterrichtung über die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats

Der zentralen Leitung sind unverzüglich die Namen der Mitglieder des Europäischen Betriebsrats, ihre
Anschriften sowie die jeweilige Betriebszugehörigkeit mitzuteilen. Die zentrale Leitung hat die örtli-
chen Betriebs- oder Unternehmensleitungen, die dort bestehenden Arbeitnehmervertretungen sowie
die in inländischen Betrieben vertretenen Gewerkschaften über diese Angaben zu unterrichten.
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Zweiter Abschnitt 
Geschäftsführung des Europäischen Betriebsrats 

§ 25 Konstituierende Sitzung, Vorsitzender

(1) Die zentrale Leitung lädt unverzüglich nach Benennung der Mitglieder zur konstituierenden
Sitzung des Europäischen Betriebsrats ein. Der Europäische Betriebsrat wählt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

(2) Der Vorsitzende des Europäischen Betriebsrats oder im Falle seiner Verhinderung der Stellvertreter
vertritt den Europäischen Betriebsrat im Rahmen der von ihm gefassten Beschlüsse. Zur Entgegennah-
me von Erklärungen, die dem Europäischen Betriebsrat gegenüber abzugeben sind, ist der Vorsitzen-
de oder im Falle seiner Verhinderung der Stellvertreter berechtigt.

§ 26 Ausschuss

(1) Besteht der Europäische Betriebsrat aus neun oder mehr Mitgliedern, bildet er aus seiner Mitte
einen Ausschuss von drei Mitgliedern, dem neben dem Vorsitzenden zwei weitere zu wählende Mit-
glieder angehören. Die Mitglieder des Ausschusses sollen in verschiedenen Mitgliedstaaten beschäf-
tigt sein. Der Ausschuss führt die laufenden Geschäfte des Europäischen Betriebsrats.

(2) Ein Europäischer Betriebsrat mit weniger als neun Mitgliedern kann die Führung der laufenden
Geschäfte auf den Vorsitzenden oder ein anderes Mitglied des Europäischen Betriebsrats übertragen.

§ 27 Sitzungen

(1) Der Europäische Betriebsrat hat das Recht, im Zusammenhang mit der Unterrichtung durch die zent-
rale Leitung nach § 32 eine Sitzung durchzuführen und zu dieser einzuladen. Das Gleiche gilt bei einer
Unterrichtung über außergewöhnliche Umstände nach § 33. Der Zeitpunkt und der Ort der Sitzungen
sind mit der zentralen Leitung abzustimmen. Mit Einverständnis der zentralen Leitung kann der Euro-
päische Betriebsrat weitere Sitzungen durchführen. Die Sitzungen des Europäischen Betriebsrats sind
nicht öffentlich.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Wahrnehmung der Mitwirkungsrechte des Europäischen Be-
triebsrats durch den Ausschuss nach § 26 Abs. 1.

§ 28 Beschlüsse, Geschäftsordnung

Die Beschlüsse des Europäischen Betriebsrats werden, so weit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist, mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Sonstige Bestimmun-
gen über die Geschäftsführung sollen in einer schriftlichen Geschäftsordnung getroffen werden, die
der Europäische Betriebsrat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt.

§ 29 Sachverständige

Der Europäische Betriebsrat und der Ausschuss können sich durch Sachverständige ihrer Wahl unter-
stützen lassen, so weit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Sachver-
ständige können auch Beauftragte von Gewerkschaften sein.

§ 30 Kosten und Sachaufwand

Die durch die Bildung und Tätigkeit des Europäischen Betriebsrats und des Ausschusses  (§ 26 Abs. 1) ent-
stehenden Kosten trägt die zentrale Leitung. Werden Sachverständige nach § 29 hinzugezogen, be-
schränkt sich die Kostentragungspflicht auf einen Sachverständigen. Die zentrale Leitung hat insbeson-
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dere für die Sitzungen und die laufende Geschäftsführung in erforderlichem Umfang Räume, sachliche
Mittel und Büropersonal, für die Sitzungen außerdem Dolmetscher zur Verfügung zu stellen. Sie trägt
die erforderlichen Reise- und Aufenthaltskosten der Mitglieder des Europäischen Betriebsrats und des
Ausschusses. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

Dritter Abschnitt
Zuständigkeit und Mitwirkungsrechte

§ 31 Grenzübergreifende Angelegenheiten

(1) Der Europäische Betriebsrat ist zuständig in Angelegenheiten der §§ 32 und 33, die mindestens zwei
Betriebe oder zwei Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten betreffen.

(2) Bei Unternehmen und Unternehmensgruppen nach § 2 Abs. 2 ist der Europäische Betriebsrat nur in
solchen Angelegenheiten zuständig, die sich auf das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten erstrecken
und mindestens zwei Betriebe oder zwei Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten betreffen.

§ 32 Jährliche Unterrichtung und Anhörung

(1) Die zentrale Leitung hat den Europäischen Betriebsrat einmal im Kalenderjahr über die Entwicklung
der Geschäftslage und die Perspektiven des gemeinschaftsweit tätigen Unternehmens oder der ge-
meinschaftsweit tätigen Unternehmensgruppe unter rechtzeitiger Vorlage der erforderlichen
Unterlagen zu unterrichten und ihn anzuhören.

(2) Zu der Entwicklung der Geschäftslage und den Perspektiven im Sinne des Absatzes 1 gehören
insbesondere

1. Struktur des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe sowie die wirtschaftliche und
finanzielle Lage,

2. die voraussichtliche Entwicklung der Geschäfts-, Produktions- und Absatzlage,

3. die Beschäftigungslage und ihre voraussichtliche Entwicklung,

4. Investitionen (Investitionsprogramme),

5. grundlegende Änderungen der Organisation,

6. die Einführung neuer Arbeits- und Fertigungsverfahren,

7. die Verlegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen sowie Verlagerun-
gen der Produktion,

8. Zusammenschlüsse oder Spaltungen von Unternehmen oder Betrieben,

9. die Einschränkung oder Stilllegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen,

10. Massenentlassungen.

§ 33 Unterrichtung und Anhörung

(1) Über außergewöhnliche Umstände, die erhebliche Auswirkungen auf die Interessen der Arbeitneh-
mer haben, hat die zentrale Leitung den Europäischen Betriebsrat rechtzeitig unter Vorlage der erfor-
derlichen Unterlagen zu unterrichten und auf Verlangen anzuhören. Als außergewöhnliche Umstände
gelten insbesondere

1. die Verlegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen, 

2. die Stilllegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen,

3. Massenentlassungen.
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(2) Besteht ein Ausschuss nach § 26 Abs. 1, so ist dieser anstelle des Europäischen Betriebsrats nach
Absatz 1 Satz 1 zu beteiligen. § 27 Abs 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Zu den Sitzungen des Ausschusses
sind auch diejenigen Mitglieder des Europäischen Betriebsrats zu laden, die für die Betriebe oder
Unternehmen bestellt worden sind, die unmittelbar von den geplanten Maßnahmen betroffen sind;
sie gelten insoweit als Ausschussmitglieder.

§ 34 Tendenzunternehmen

Auf Unternehmen und herrschende Unternehmen von Unternehmensgruppen, die unmittelbar und
überwiegend den in § 118 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Betriebsverfassungsgesetzes genannten Bestim-
mungen oder Zwecken dienen, finden nur § 32 Abs. 2 Nr. 5 bis 10 und § 33 Anwendung mit der Maß-
gabe, dass eine Unterrichtung und Anhörung nur über den Ausgleich oder die Milderung der wirt-
schaftlichen Nachteile erfolgen muss, die den Arbeitnehmern infolge der Unternehmens- oder
Betriebsänderungen entstehen.

§ 35 Unterrichtung der örtlichen Arbeitnehmervertreter

(1) Der Europäische Betriebsrat oder der Ausschuss (§ 33 Abs. 2) berichtet den örtlichen Arbeitnehmer-
vertretern oder, wenn es diese nicht gibt, den Arbeitnehmern der Betriebe oder Unternehmen über
die Unterrichtung und Anhörung.

(2) Das Mitglied des Europäischen Betriebsrats oder des Ausschusses, das den örtlichen Arbeitnehmer-
vertretungen im Inland berichtet, hat den Bericht in Betrieben und Unternehmen, in denen Sprecher-
ausschüsse der leitenden Angestellten bestehen, auf einer gemeinsamen Sitzung im Sinne des § 2 Abs. 2
des Sprecherausschussgesetzes zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn ein nach § 23 Abs. 6 bestimmter
Angestellter an der Sitzung zur Unterrichtung und Anhörung des Europäischen Betriebsrats teilge-
nommen hat. Wird der Bericht nach Absatz 1 nur schriftlich erstattet, ist er auch dem zuständigen
Sprecherausschuss zuzuleiten.

Vierter Abschnitt 
Änderung der Zusammensetzung, Übergang zu einer Vereinbarung

§ 36 Dauer der Mitgliedschaft, Neubestellung von Mitgliedern

(1) Die Dauer der Mitgliedschaft im Europäischen Betriebsrat beträgt vier Jahre, wenn sie nicht durch
Abberufung oder aus anderen Gründen vorzeitig endet. Die Mitgliedschaft beginnt mit der Bestellung.

(2) Alle zwei Jahre, vom Tage der konstituierenden Sitzung des Europäischen Betriebsrats (§ 25 Abs. 1)
an gerechnet, hat die zentrale Leitung zu prüfen, ob sich die Arbeitnehmerzahlen in den einzelnen
Mitgliedstaaten derart geändert haben, dass sich eine andere Zusammensetzung des Europäischen
Betriebsrats nach § 22 Abs. 2 bis 4 errechnet. Sie hat das Ergebnis dem Europäischen Betriebsrat mitzu-
teilen. Ist danach eine andere Zusammensetzung des Europäischen Betriebsrats erforderlich, veran-
lasst dieser bei den zuständigen Stellen, dass die Mitglieder des Europäischen Betriebsrats in den Mit-
gliedstaaten neu bestellt werden, in denen sich eine gegenüber dem vorhergehenden Zeitraum ab-
weichende Anzahl der Arbeitnehmervertreter ergibt; mit der Neubestellung endet die Mitgliedschaft
der bisher aus diesen Mitgliedstaaten stammenden Arbeitnehmervertreter im Europäischen Betriebs-
rat. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei Berücksichtigung eines bisher im Europäischen
Betriebsrat nicht vertretenen Mitgliedstaats.
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§ 37 Aufnahme von Verhandlungen

Vier Jahre nach der konstituierenden Sitzung (§ 25 Abs. 1) hat der Europäische Betriebsrat mit der
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder einen Beschluss darüber zu fassen, ob mit der zentralen Lei-
tung eine Vereinbarung nach § 17 ausgehandelt werden soll. Beschließt der Europäische Betriebsrat
die Aufnahme von Verhandlungen, hat er die Rechte und Pflichten des besonderen Verhandlungs-
gremiums; die §§ 8, 13, 14 und 15 Abs. 1 sowie die §§ 16 bis 19 gelten entsprechend. Das Amt des Euro-
päischen Betriebsrats endet, wenn eine Vereinbarung nach § 17 geschlossen worden ist.

Fünfter Teil
Grundsätze der Zusammenarbeit und Schutzbestimmungen

§ 38 Vertrauensvolle Zusammenarbeit

Zentrale Leitung und Europäischer Betriebsrat arbeiten vertrauensvoll zum Wohl der Arbeitnehmer
und des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe zusammen. Satz 1 gilt entsprechend für die
Zusammenarbeit zwischen zentraler Leitung und Arbeitnehmervertretern im Rahmen eines Verfah-
rens zur Unterrichtung und Anhörung.

§ 39 Geheimhaltung, Vertraulichkeit

(1) Die Pflicht der zentralen Leitung, über die im Rahmen der §§ 18 und 19 vereinbarten oder die sich
aus den §§ 32 und 33 Abs. 1 ergebenden Angelegenheiten zu unterrichten, besteht nur, so weit da-
durch nicht Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe
gefährdet werden.

(2) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder eines Europäischen Betriebsrats sind verpflichtet, Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Europäischen Betriebsrat be-
kannt geworden und von der zentralen Leitung ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeich-
net worden sind, nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten. Dies gilt auch nach dem Ausscheiden
aus dem Europäischen Betriebsrat. Die Verpflichtung gilt nicht gegenüber Mitgliedern eines Euro-
päischen Betriebsrats. Sie gilt ferner nicht gegenüber den örtlichen Arbeitnehmervertretern der Be-
triebe oder Unternehmen, wenn diese auf Grund einer Vereinbarung nach § 18 oder nach § 35 über
den Inhalt der Unterrichtungen und die Ergebnisse der Anhörungen zu unterrichten sind, den Arbeit-
nehmervertretern im Aufsichtsrat sowie gegenüber Dolmetschern und Sachverständigen, die zur
Unterstützung herangezogen werden.

(3) Die Pflicht zur Vertraulichkeit nach Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für 

1. die Mitglieder und Ersatzmitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums,

2. die Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung (§ 19),

3. die Sachverständigen und Dolmetscher sowie

4. die örtlichen Arbeitnehmervertreter.

(4) Die Ausnahmen von der Pflicht zur Vertraulichkeit nach Absatz 2 Satz 3 und 4 gelten entsprechend
für

1. das besondere Verhandlungsgremium gegenüber Sachverständigen und Dolmetschern, 

2. die Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung gegen-
über Dolmetschern und Sachverständigen, die vereinbarungsgemäß zur Unterstützung herange-
zogen werden und gegenüber örtlichen Arbeitnehmervertretern, sofern diese nach der Verein-
barung (§ 19) über die Inhalte der Unterrichtungen und die Ergebnisse der Anhörungen zu unter-
richten sind.
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§ 40 Schutz inländischer Arbeitnehmervertreter

(1) Für die Mitglieder eines Europäischen Betriebsrats, die im Inland beschäftigt sind, gelten § 37 Abs. 1
bis 5 und die §§ 78 und 103 des Betriebsverfassungsgesetzes sowie § 15 Abs. 1 und 3 bis 5 des Kündi-
gungsschutzgesetzes entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums und die
Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung.

Sechster Teil
Bestehende Vereinbarungen 

§ 41 Fortgeltung

(1) Auf die in den §§ 2 und 3 genannten Unternehmen und Unternehmensgruppen, in denen vor dem
22. September 1996 eine Vereinbarung über grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung besteht,
sind die Bestimmungen dieses Gesetzes nicht anwendbar, solange die Vereinbarung wirksam ist. Die
Vereinbarung muss sich auf alle in den Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer erstrecken und
den Arbeitnehmern aus denjenigen Mitgliedstaaten eine angemessene Beteiligung an der Unterrich-
tung und Anhörung ermöglichen, in denen das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe einen
Betrieb hat.

(2) Der Anwendung des Absatzes 1 steht nicht entgegen, dass die Vereinbarung auf Seiten der Arbeit-
nehmer nur von einer im Betriebsverfassungsgesetz vorgesehenen Arbeitnehmervertretung geschlos-
sen worden ist. Das Gleiche gilt, wenn für ein Unternehmen oder eine Unternehmensgruppe anstelle
einer Vereinbarung mehrere Vereinbarungen geschlossen worden sind.

(3) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 deshalb nicht erfüllt, weil die an dem in Absatz 1 Satz 1
genannten Stichtag bestehende Vereinbarung nicht alle Arbeitnehmer erfasst, können die Parteien
deren Einbeziehung innerhalb einer Frist von sechs Monaten nachholen.

(4) Bestehende Vereinbarungen können auch nach dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Stichtag an Ände-
rungen der Struktur des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe sowie der Zahl der beschäf-
tigten Arbeitnehmer angepasst werden.

(5) Ist eine Vereinbarung befristet geschlossen worden, können die Parteien ihre Fortgeltung unter
Berücksichtigung der Absätze 1, 3 und 4 beschließen.

(6) Eine Vereinbarung gilt fort, wenn vor ihrer Beendigung das Antrags- oder Initiativrecht nach § 9
Abs. 1 ausgeübt worden ist. Das Antragsrecht kann auch ein auf Grund der Vereinbarung bestehendes
Arbeitnehmervertretungsgremium ausüben. Die Fortgeltung endet, wenn die Vereinbarung durch
eine grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung nach § 18 oder 19 ersetzt oder ein Europäischer
Betriebsrat kraft Gesetzes errichtet worden ist. Die Fortgeltung endet auch dann, wenn das besondere
Verhandlungsgremium einen Beschluss nach § 15 Abs. 1 fasst; § 15 Abs. 2 gilt entsprechend.

(7) Auf Unternehmen und Unternehmensgruppen, die auf Grund der Berücksichtigung von im Ver-
einigten Königreich Großbritannien und Nordirland liegenden Betrieben und Unternehmen erstma-
lig die in den §§ 2 und 3 genannten Voraussetzungen erfüllen, sind die Bestimmungen dieses Gesetzes
nicht anwendbar, wenn in diesen Unternehmen und Unternehmensgruppen vor dem 15. Dezember
1999 eine Vereinbarung über grenzübergreifende Unterrichtung und Anhörung besteht. Die Absätze
1 bis 6 gelten entsprechend.
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Siebter Teil
Besondere Vorschriften; Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 42 Errichtungs- und Tätigkeitsschutz 

Niemand darf

1. die Bildung des besonderen Verhandlungsgremiums (§ 9) oder die Errichtung eines Europäischen
Betriebsrats (§§ 18, 21 Abs 1) oder die Einführung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhö-
rung (§ 19) behindern oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewäh-
rung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen,

2. die Tätigkeit des besonderen Verhandlungsgremiums, eines Europäischen Betriebsrats oder der
Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung behindern
oder stören oder

3. ein Mitglied oder Ersatzmitglied des besonderen Verhandlungsgremiums oder eines Europäischen
Betriebsrats oder einen Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung
und Anhörung um seiner Tätigkeit willen benachteiligen oder begünstigen.

§ 43 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 39 Abs 2 Satz
1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 3, ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis verwertet.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 44 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 39 Abs. 2 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 3, ein Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnis offenbart oder

2. einer Vorschrift des § 42 über die Errichtung der dort genannten Gremien oder die Einführung des
dort genannten Verfahrens, die Tätigkeit der dort genannten Gremien oder der Arbeitnehmer-
vertreter oder über die Benachteiligung oder Begünstigung eines Mitglieds oder Ersatzmitglieds
der dort genannten Gremien oder eines Arbeitnehmervertreters zuwiderhandelt.

(2) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren oder Geldstrafe.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 sind das besondere Verhand-
lungsgremium, der Europäische Betriebsrat, die Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im Rahmen
eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung, die zentrale Leitung oder eine im Betrieb vertre-
tene Gewerkschaft antragsberechtigt.

§ 45 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 5 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erteilt oder

2. entgegen § 32 Abs. 1 oder § 33 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 den Europäischen Betriebsrat oder den
Ausschuss nach § 26 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig unterrichtet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausend Euro geahndet werden.
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Gesetz zur Einführung der Europäischen
Gesellschaft (SEEG)* 

vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3675)

Artikel 1
Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001
über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) – (SE-Ausführungsgesetz – SEAG)
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Gründung einer SE
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Bekanntmachung 5
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Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anzuwendende Vorschriften

Soweit nicht die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Euro-
päischen Gesellschaft (SE) (ABl. EG Nr. L 294 S. 1) (Verordnung) gilt, sind auf eine Europäische Gesell-
schaft (SE) mit Sitz im Inland und auf die an der Gründung einer Europäischen Gesellschaft beteiligten
Gesellschaften mit Sitz im Inland die folgenden Vorschriften anzuwenden.

§ 2 Sitz

Die Satzung der SE hat als Sitz den Ort zu bestimmen, wo die Hauptverwaltung geführt wird.

§ 3 Eintragung

Die SE wird gemäß den für Aktiengesellschaften geltenden Vorschriften im Handelsregister eingetragen.

§ 4 Zuständigkeiten

Für die Eintragung der SE und für die in Artikel 8 Abs. 8, Artikel 25 Abs. 2 sowie den Artikeln 26 und 64
Abs. 4 der Verordnung bezeichneten Aufgaben ist das nach § 125 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bestimmte Gericht zuständig. Das zuständige Gericht
im Sinne des Artikels 55 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung bestimmt sich nach § 145 Abs. 1 des Gesetzes über
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

Abschnitt 2
Gründung einer SE

Unterabschnitt 1 Verschmelzung

§ 5 Bekanntmachung 
Die nach Artikel 21 der Verordnung bekannt zu machenden Angaben sind dem Register bei Einrei-
chung des Verschmelzungsplanes mitzuteilen. Das Gericht hat diese Angaben zusammen mit dem
nach § 61 Satz 2 des Umwandlungsgesetzes vorgeschriebenen Hinweis bekannt zu machen.

§ 6 Verbesserung des Umtauschverhältnisses

(1) Unter den Voraussetzungen des Artikels 25 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung kann eine Klage gegen den
Verschmelzungsbeschluss einer übertragenden Gesellschaft nicht darauf gestützt werden, dass das
Umtauschverhältnis der Anteile nicht angemessen ist.

(2) Ist bei der Gründung einer SE durch Verschmelzung nach dem Verfahren der Verordnung das Um-
tauschverhältnis der Anteile nicht angemessen, so kann jeder Aktionär einer übertragenden Gesell-
schaft, dessen Recht, gegen die Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses Klage zu erheben, nach
Absatz 1 ausgeschlossen ist, von der SE einen Ausgleich durch bare Zuzahlung verlangen. 

(3) Die bare Zuzahlung ist nach Ablauf des Tages, an dem die Verschmelzung im Sitzstaat der SE nach
den dort geltenden Vorschriften eingetragen und bekannt gemacht worden ist, mit jährlich 2 Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht
ausgeschlossen.
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(4) Macht ein Aktionär einer übertragenden Gesellschaft unter den Voraussetzungen des Artikels 25
Abs. 3 Satz 1 der Verordnung geltend, dass das Umtauschverhältnis der Anteile nicht angemessen sei, so
hat auf seinen Antrag das Gericht nach dem Spruchverfahrensgesetz vom 12. Juni 2003 (BGBl. I S. 838)
eine angemessene bare Zuzahlung zu bestimmen. Satz 1 findet auch auf  Aktionäre einer übertragen-
den Gesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung, sofern nach
dem Recht dieses Staates ein Verfahren zur Kontrolle und Änderung des Umtauschverhältnisses der
Aktien vorgesehen ist und deutsche Gerichte für die Durchführung eines solchen Verfahrens interna-
tional zuständig sind.

§ 7 Abfindungsangebot im Verschmelzungsplan

(1) Bei der Gründung einer SE, die ihren Sitz im Ausland haben soll, durch Verschmelzung nach dem
Verfahren der Verordnung hat eine übertragende Gesellschaft im Verschmelzungsplan oder in sei-
nem Entwurf jedem Aktionär, der gegen den Verschmelzungsbeschluss der Gesellschaft Widerspruch
zur Niederschrift erklärt, den Erwerb seiner Aktien gegen eine angemessene Barabfindung anzubie-
ten. Die Vorschriften des Aktiengesetzes über den Erwerb eigener Aktien gelten entsprechend, jedoch
ist § 71 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes insoweit nicht anzuwenden. Die Bekanntmachung des Ver-
schmelzungsplans als Gegenstand der Beschlussfassung muss den Wortlaut dieses Angebots enthal-
ten. Die Gesellschaft hat die Kosten für eine Übertragung zu tragen. § 29 Abs. 2 des Umwandlungs-
gesetzes findet entsprechende Anwendung. 

(2) Die Barabfindung muss die Verhältnisse der Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschlussfassung über
die Verschmelzung berücksichtigen. Die Barabfindung ist nach Ablauf des Tages, an dem die Ver-
schmelzung im Sitzstaat der SE nach den dort geltenden Vorschriften eingetragen und bekannt ge-
macht worden ist, mit jährlich 2 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. Die Geltend-
machung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.

(3) Die Angemessenheit einer anzubietenden Barabfindung ist stets durch Verschmelzungsprüfer zu
prüfen. Die §§ 10 bis 12 des Umwandlungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. Die Berechtigten
können auf die Prüfung oder den Prüfungsbericht verzichten; die Verzichtserklärungen sind notariell
zu beurkunden.

(4) Das Angebot nach Absatz 1 kann nur binnen zwei Monaten nach dem Tage angenommen werden,
an dem die Verschmelzung im Sitzstaat der SE nach den dort geltenden Vorschriften eingetragen und
bekannt gemacht worden ist. Ist nach Absatz 7 dieser Vorschrift ein Antrag auf Bestimmung der Barab-
findung durch das Gericht gestellt worden, so kann das Angebot binnen zwei Monaten nach dem Tage
angenommen werden, an dem die Entscheidung im Bundesanzeiger bekannt gemacht worden ist.

(5) Unter den Voraussetzungen des Artikels 25 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung kann eine Klage gegen die
Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses einer übertragenden Gesellschaft nicht darauf gestützt
werden, dass das Angebot nach Absatz 1 zu niedrig bemessen oder dass die Barabfindung im Verschmel-
zungsplan nicht oder nicht ordnungsgemäß angeboten worden ist.

(6) Einer anderweitigen Veräußerung des Anteils durch den Aktionär stehen nach Fassung des Ver-
schmelzungsbeschlusses bis zum Ablauf der in Absatz 4 bestimmten Frist Verfügungsbeschränkungen
bei den beteiligten Rechtsträgern nicht entgegen.

(7) Macht ein Aktionär einer übertragenden Gesellschaft unter den Voraussetzungen des Artikels 25
Abs. 3 Satz 1 der Verordnung geltend, dass eine im Verschmelzungsplan bestimmte Barabfindung, die
ihm nach Absatz 1 anzubieten war, zu niedrig bemessen sei, so hat auf seinen Antrag das Gericht nach
dem Spruchverfahrensgesetz vom 12. Juni 2003 (BGBl. I S. 838) die angemessene Barabfindung zu be-
stimmen. Das Gleiche gilt, wenn die Barabfindung nicht oder nicht ordnungsgemäß angeboten wor-
den ist. Die Sätze 1 und 2 finden auch auf  Aktionäre einer übertragenden Gesellschaft mit Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
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über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung, sofern nach dem Recht dieses Staates ein Ver-
fahren zur Abfindung von Minderheitsaktionären vorgesehen ist und deutsche Gerichte für die Durch-
führung eines solchen Verfahrens international zuständig sind.

§ 8 Gläubigerschutz

Liegt der künftige Sitz der SE im Ausland, ist § 13 Abs. 1 und 2 entsprechend anzuwenden. Das zustän-
dige Gericht stellt die Bescheinigung nach Artikel 25 Abs. 2 der Verordnung nur aus, wenn die Vor-
standsmitglieder einer übertragenden Gesellschaft die Versicherung abgeben, dass allen Gläubigern,
die nach Satz 1 einen Anspruch auf Sicherheitsleistung haben, eine angemessene Sicherheit geleistet
wurde.

Unterabschnitt 2 Gründung einer Holding-SE

§ 9 Abfindungsangebot im Gründungsplan

(1) Bei der Gründung einer Holding-SE nach dem Verfahren der Verordnung, die ihren Sitz im Ausland
haben soll oder die ihrerseits abhängig im Sinne des § 17 des Aktiengesetzes ist, hat eine die Gründung
anstrebende Aktiengesellschaft im Gründungsplan jedem Anteilsinhaber, der gegen den Zustimmungs-
beschluss dieser Gesellschaft zum Gründungsplan Widerspruch zur Niederschrift erklärt, den Erwerb
seiner Anteile gegen eine angemessene Barabfindung anzubieten. Die Vorschriften des Aktiengesetzes
über den Erwerb eigener Aktien gelten entsprechend, jedoch ist § 71 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes
insoweit nicht anzuwenden. Die Bekanntmachung des Gründungsplans als Gegenstand der Beschluss-
fassung muss den Wortlaut dieses Angebots enthalten. Die Gesellschaft hat die Kosten für eine Übertra-
gung zu tragen. § 29 Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes findet entsprechende Anwendung.

(2) § 7 Abs. 2 bis 7 findet entsprechende Anwendung, wobei an die Stelle der Eintragung und Bekannt-
machung der Verschmelzung die Eintragung und Bekanntmachung der neu gegründeten Holding-SE
tritt.

§ 10 Zustimmungsbeschluss; Negativerklärung

(1) Der Zustimmungsbeschluss gemäß Artikel 32 Abs. 6 der Verordnung  bedarf einer Mehrheit, die bei
einer Aktiengesellschaft mindestens drei Viertel des bei der Beschlussfassung vertretenen Grund-
kapitals und bei einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mindestens drei Viertel der abgegebe-
nen Stimmen umfasst.

(2) Bei der Anmeldung der Holding-SE haben ihre Vertretungsorgane zu erklären, dass eine Klage ge-
gen die Wirksamkeit der Zustimmungsbeschlüsse gemäß Artikel 32 Abs. 6 der Verordnung nicht oder
nicht fristgemäß erhoben oder eine solche Klage rechtskräftig abgewiesen oder zurückgenommen
worden ist.

§ 11 Verbesserung des Umtauschverhältnisses

(1) Ist bei der Gründung einer Holding-SE nach dem Verfahren der Verordnung das Umtauschverhältnis
der Anteile nicht angemessen, so kann jeder Anteilsinhaber der die Gründung anstrebenden Gesell-
schaft von der Holding-SE einen Ausgleich durch bare Zuzahlung verlangen.

(2) § 6 Abs. 1, 3 und 4 findet entsprechende Anwendung, wobei an die Stelle der Eintragung und Bekannt-
machung der Verschmelzung die Eintragung und Bekanntmachung der Gründung der Holding-SE
tritt.
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Abschnitt 3 
Sitzverlegung

§ 12 Abfindungsangebot im Verlegungsplan

(1) Verlegt eine SE nach Maßgabe von Artikel 8 der Verordnung ihren Sitz, hat sie jedem Aktionär, der
gegen den Verlegungsbeschluss Widerspruch zur Niederschrift erklärt, den Erwerb seiner Aktien ge-
gen eine angemessene Barabfindung anzubieten. Die Vorschriften des Aktiengesetzes über den Erwerb
eigener Aktien gelten entsprechend, jedoch ist § 71 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes insoweit nicht
anzuwenden. Die Bekanntmachung des Verlegungsplans als Gegenstand der Beschlussfassung muss
den Wortlaut dieses Angebots enthalten. Die Gesellschaft hat die Kosten für eine Übertragung zu tra-
gen. § 29 Abs. 2 des Umwandlungsgesetzes findet entsprechende Anwendung.

(2) § 7 Abs. 2 bis 7 findet entsprechende Anwendung, wobei an die Stelle der Eintragung und Bekannt-
machung der Verschmelzung die Eintragung und Bekanntmachung der SE im neuen Sitzstaat tritt.

§ 13 Gläubigerschutz

(1) Verlegt eine SE nach Maßgabe von Artikel 8 der Verordnung ihren Sitz, ist den Gläubigern der
Gesellschaft, wenn sie binnen zwei Monaten nach dem Tag, an dem der Verlegungsplan offen gelegt
worden ist, ihren Anspruch nach Grund und Höhe schriftlich anmelden, Sicherheit zu leisten, soweit
sie nicht Befriedigung verlangen können. Dieses Recht steht den Gläubigern jedoch nur zu, wenn sie
glaubhaft machen, dass durch die Sitzverlegung die Erfüllung ihrer Forderungen gefährdet wird. Die
Gläubiger sind im Verlegungsplan auf dieses Recht hinzuweisen. 

(2) Das Recht auf Sicherheitsleistung nach Absatz 1 steht Gläubigern nur im Hinblick auf solche Forde-
rungen zu, die vor oder bis zu fünfzehn Tage nach Offenlegung des Verlegungsplans entstanden sind.

(3) Das zuständige Gericht stellt die Bescheinigung nach Artikel 8 Abs. 8 der Verordnung nur aus,
wenn bei einer SE mit dualistischem System die Mitglieder des Leitungsorgans und bei einer SE mit
monistischem System die geschäftsführenden Direktoren die Versicherung abgeben, dass allen
Gläubigern, die nach den Absätzen 1 und 2 einen Anspruch auf Sicherheitsleistung haben, eine ange-
messene Sicherheit geleistet wurde.

§ 14 Negativerklärung

Das zuständige Gericht stellt die Bescheinigung nach Artikel 8 Abs. 8 der Verordnung nur aus, wenn
die Vertretungsorgane einer SE, die nach Maßgabe des Artikels 8 der Verordnung ihren Sitz verlegt,
erklären, dass eine Klage gegen die Wirksamkeit des Verlegungsbeschlusses nicht oder nicht fristge-
mäß erhoben oder eine solche Klage rechtskräftig abgewiesen oder zurückgenommen worden ist.

Abschnitt 4
Aufbau der SE

Unterabschnitt 1 Dualistisches System

§ 15 Wahrnehmung der Geschäftsleitung durch Mitglieder des Aufsichtsorgans 

Die Abstellung eines Mitglieds des Aufsichtsorgans zur Wahrnehmung der Aufgaben eines Mitglieds
des Leitungsorgans nach Artikel 39 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung ist nur für einen im Voraus begrenz-
ten Zeitraum, höchstens für ein Jahr, zulässig. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der
Amtszeit ist zulässig, wenn dadurch die Amtszeit insgesamt ein Jahr nicht übersteigt.
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§ 16 Zahl der Mitglieder des Leitungsorgans

Bei Gesellschaften mit einem Grundkapital von mehr als drei Millionen Euro hat das Leitungsorgan aus
mindestens zwei Personen zu bestehen, es sei denn, die Satzung bestimmt, dass es aus einer Person
bestehen soll. § 38 Abs. 2 des SE-Beteiligungsgesetzes bleibt unberührt.

§ 17 Zahl der Mitglieder und Zusammensetzung des Aufsichtsorgans

(1) Das Aufsichtsorgan besteht aus drei Mitgliedern.  Die Satzung kann eine bestimmte höhere Zahl
festsetzen. Die Zahl muss durch drei teilbar sein. Die Höchstzahl beträgt bei Gesellschaften mit einem
Grundkapital 

bis zu 1 500 000 Euro neun, 

von mehr als 1 500 000 Euro fünfzehn,

von mehr als 10 000 000 Euro einundzwanzig.

(2) Die Beteiligung der Arbeitnehmer nach dem SE-Beteiligungsgesetz bleibt unberührt.

(3) Für Verfahren entsprechend den §§ 98, 99 oder 104 des Aktiengesetzes ist auch der SE-Betriebsrat
antragsberechtigt. Für Klagen entsprechend § 250 des Aktiengesetzes ist auch der SE-Betriebsrat par-
teifähig; § 252 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

(4) § 251 des Aktiengesetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, dass das gesetzeswidrige Zustande-
kommen von Wahlvorschlägen für die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsorgan nur nach den Vor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Besetzung der ihnen zugewiesenen Sitze geltend gemacht wer-
den kann. Für die Arbeitnehmervertreter aus dem Inland gilt § 37 Abs. 2 des SE-Beteiligungsgesetzes.

§ 18 Informationsverlangen einzelner Mitglieder des Aufsichtsorgans

Jedes einzelne Mitglied des Aufsichtsorgans kann vom Leitungsorgan jegliche Information nach Artikel
41 Abs. 3 Satz 1 der Verordnung, jedoch nur an das Aufsichtsorgan, verlangen. 

§ 19 Festlegung zustimmungsbedürftiger Geschäfte durch das Aufsichtsorgan

Das Aufsichtsorgan kann selbst bestimmte Arten von Geschäften von seiner Zustimmung abhängig
machen. 

Unterabschnitt 2 Monistisches System

§ 20 Anzuwendende Vorschriften

Wählt eine SE gemäß Artikel 38 Buchstabe b der Verordnung in ihrer Satzung das monistische System
mit einem Verwaltungsorgan (Verwaltungsrat), so gelten anstelle der §§ 76 bis 116 des Aktiengesetzes
die nachfolgenden Vorschriften. 

§ 21 Anmeldung und Eintragung

(1) Die SE ist bei Gericht von allen Gründern, Mitgliedern des Verwaltungsrats und geschäftsführenden
Direktoren zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

(2) In der Anmeldung haben die geschäftsführenden Direktoren zu versichern, dass keine Umstände
vorliegen, die ihrer Bestellung nach § 40 Abs. 1 Satz 4 entgegenstehen und dass sie über ihre unbe-
schränkte Auskunftspflicht gegenüber dem Gericht belehrt worden sind. In der Anmeldung ist anzu-
geben, welche Vertretungsbefugnis die geschäftsführenden Direktoren haben. Der Anmeldung sind
die Urkunden über die Bestellung des Verwaltungsrats und der geschäftsführenden Direktoren sowie
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die Prüfungsberichte der Mitglieder des Verwaltungsrats beizufügen. Die geschäftsführenden Direk-
toren haben ihre Namensunterschrift zur Aufbewahrung beim Gericht zu zeichnen.

(3) Das Gericht kann die Anmeldung ablehnen, wenn für den Prüfungsbericht der Mitglieder des Verwal-
tungsrats die Voraussetzungen des § 38 Abs. 2 des Aktiengesetzes gegeben sind.

(4) Bei der Eintragung sind die geschäftsführenden Direktoren sowie deren Vertretungsbefugnis anzu-
geben.

(5) In die Bekanntmachung der Eintragung sind die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats und der
geschäftsführenden Direktoren oder die Regeln, nach denen diese Zahl festgesetzt wird, sowie Name,
Beruf und Wohnort der Mitglieder des ersten Verwaltungsrats aufzunehmen.

§ 22 Aufgaben und Rechte des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat leitet die Gesellschaft, bestimmt die Grundlinien ihrer Tätigkeit und überwacht
deren Umsetzung.

(2) Der Verwaltungsrat hat eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es
fordert. Für den Beschluss genügt die einfache Mehrheit. Für die Vorbereitung und Ausführung von
Hauptversammlungsbeschlüssen gilt § 83 des Aktiengesetzes entsprechend; der Verwaltungsrat kann
einzelne damit verbundene Aufgaben auf die geschäftsführenden Direktoren übertragen.

(3) Der Verwaltungsrat hat dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Handelsbücher geführt werden.
Der Verwaltungsrat hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Überwachungssystem
einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Entwicklungen früh erkannt wer-
den.

(4) Der Verwaltungsrat kann die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände,
namentlich die Gesellschaftskasse und die Bestände an Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen.
Er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben besondere Sachverständige
beauftragen. Er erteilt dem Abschlussprüfer den Prüfungsauftrag für den Jahres- und Konzernabschluss
gemäß § 290 des Handelsgesetzbuchs.

(5) Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz oder ist bei pflichtmäßigem
Ermessen anzunehmen, dass ein Verlust in der Hälfte des Grundkapitals besteht, so hat der Verwaltungs-
rat unverzüglich die Hauptversammlung einzuberufen und ihr dies anzuzeigen. Bei Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung der Gesellschaft gilt § 92 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes entsprechend.

(6) Rechtsvorschriften, die außerhalb dieses Gesetzes dem Vorstand oder dem Aufsichtsrat einer
Aktiengesellschaft Rechte oder Pflichten zuweisen, gelten sinngemäß für den Verwaltungsrat, soweit
nicht in diesem Gesetz für den Verwaltungsrat und für geschäftsführende Direktoren besondere
Regelungen enthalten sind.

§ 23 Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus drei Mitgliedern. Die Satzung kann etwas anderes bestimmen; bei
Gesellschaften mit einem Grundkapital von mehr als drei Millionen Euro hat der Verwaltungsrat
jedoch aus mindestens drei Personen zu bestehen. Die Höchstzahl der Mitglieder des Verwaltungsrats
beträgt bei Gesellschaften mit einem Grundkapital 

bis zu 1 500 000 Euro neun, 

von mehr als 1 500 000 Euro fünfzehn,

von mehr als 10 000 000 Euro einundzwanzig.

(2) Die Beteiligung der Arbeitnehmer nach dem SE-Beteiligungsgesetz bleibt unberührt.



217

§ 24 Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus Verwaltungsratsmitgliedern der Aktionäre und, soweit
eine Vereinbarung nach § 21 oder die §§ 34 bis 38 des SE-Beteiligungsgesetzes dies vorsehen, auch aus
Verwaltungsratsmitgliedern der Arbeitnehmer. 

(2) Nach anderen als den zuletzt angewandten vertraglichen oder gesetzlichen Vorschriften kann der
Verwaltungsrat nur zusammengesetzt werden, wenn nach § 25 oder nach § 26 die in der Bekannt-
machung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats oder in der gerichtlichen Entscheidung angegebenen
vertraglichen oder gesetzlichen Vorschriften anzuwenden sind.

§ 25 Bekanntmachung über die Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Ist der Vorsitzende des Verwaltungsrats der Ansicht, dass der Verwaltungsrat nicht nach den maß-
geblichen vertraglichen oder gesetzlichen Vorschriften zusammengesetzt ist, so hat er dies unverzüg-
lich in den Gesellschaftsblättern und gleichzeitig durch Aushang in sämtlichen Betrieben der Gesell-
schaft und ihrer Konzernunternehmen bekannt zu machen. Der Aushang kann auch in elektronischer
Form erfolgen. In der Bekanntmachung sind die nach Ansicht des Vorsitzenden des Verwaltungsrats
maßgeblichen vertraglichen oder gesetzlichen Vorschriften anzugeben. Es ist darauf hinzuweisen, dass
der Verwaltungsrat nach diesen Vorschriften zusammengesetzt wird, wenn nicht Antragsberechtigte
nach § 26 Abs. 2 innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung im Bundesanzeiger das nach § 26
Abs. 1 zuständige Gericht anrufen. 

(2) Wird das nach § 26 Abs. 1 zuständige Gericht nicht innerhalb eines Monats nach der Bekanntma-
chung im Bundesanzeiger angerufen, so ist der neue Verwaltungsrat nach den in der Bekanntmachung
angegebenen Vorschriften zusammenzusetzen. Die Bestimmungen der Satzung über die Zusammen-
setzung des Verwaltungsrats, über die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats sowie über die Wahl,
Abberufung und Entsendung von Mitgliedern des Verwaltungsrats treten mit der Beendigung der
ersten Hauptversammlung, die nach Ablauf der Anrufungsfrist einberufen wird, spätestens sechs Mo-
nate nach Ablauf dieser Frist insoweit außer Kraft, als sie den nunmehr anzuwendenden Vorschriften
widersprechen. Mit demselben Zeitpunkt erlischt das Amt der bisherigen Mitglieder des Verwaltungs-
rats. Eine Hauptversammlung, die innerhalb der Frist von sechs Monaten stattfindet, kann an Stelle der
außer Kraft tretenden Satzungsbestimmungen mit einfacher Stimmenmehrheit neue Satzungsbe-
stimmungen beschließen.

(3) Solange ein gerichtliches Verfahren nach § 26 anhängig ist, kann eine Bekanntmachung über die
Zusammensetzung des Verwaltungsrats nicht erfolgen.

§ 26 Gerichtliche Entscheidung über die Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Ist streitig oder ungewiss, nach welchen Vorschriften der Verwaltungsrat zusammenzusetzen ist, so
entscheidet darüber auf Antrag ausschließlich das Landgericht (Zivilkammer), in dessen Bezirk die
Gesellschaft ihren Sitz hat. Die Landesregierung kann die Entscheidung durch Rechtsverordnung für die
Bezirke mehrerer Landgerichte einem der Landgerichte übertragen, wenn dies der Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung dient. Die Landesregierung kann die Ermächtigung auf die Landesjustiz-
verwaltung  übertragen.

(2) Antragsberechtigt sind

1. jedes Mitglied des Verwaltungsrats,

2. jeder Aktionär,

3. die nach § 98 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 bis 10 des Aktiengesetzes Antragsberechtigten,

4. der SE-Betriebsrat. 

(3) Entspricht die Zusammensetzung des Verwaltungsrats nicht der gerichtlichen Entscheidung, so ist
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der neue Verwaltungsrat nach den in der Entscheidung angegebenen Vorschriften zusammenzuset-
zen. § 25 Abs. 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Frist von sechs Monaten mit dem Eintritt
der Rechtskraft beginnt.

(4) Für das Verfahren gilt § 99 des Aktiengesetzes entsprechend mit der Maßgabe, dass die nach Absatz 5
der Vorschrift vorgesehene Einreichung der rechtskräftigen Entscheidung durch den Vorsitzenden
des Verwaltungsrats erfolgt. 

§ 27 Persönliche Voraussetzungen der Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Mitglied des Verwaltungsrats kann nicht sein, wer 

1. bereits in zehn Handelsgesellschaften, die gesetzlich einen Aufsichtsrat oder einen Verwaltungsrat
zu bilden haben, Mitglied des Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats ist, 

2. gesetzlicher Vertreter eines von der Gesellschaft abhängigen Unternehmens ist oder

3. gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapitalgesellschaft ist, deren Aufsichtsrat oder Verwaltungs-
rat ein Vorstandsmitglied oder ein geschäftsführender Direktor der Gesellschaft angehört.

Auf die Höchstzahl nach Satz 1 Nr. 1 sind bis zu fünf Sitze in Aufsichts- oder Verwaltungsräten nicht an-
zurechnen, die ein gesetzlicher Vertreter (beim Einzelkaufmann der Inhaber) des herrschenden Un-
ternehmens eines Konzerns in zum Konzern gehörenden Handelsgesellschaften, die gesetzlich einen
Aufsichtsrat oder einen Verwaltungsrat zu bilden haben, inne hat. Auf die Höchstzahl nach Satz 1 Nr. 1
sind Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsämter im Sinne der Nummer 1 doppelt anzurechnen, für die
das Mitglied zum Vorsitzenden gewählt worden ist.

(2) § 36 Abs. 3 Satz 2  in Verbindung mit  § 6 Abs. 2 bis 4 des SE - Beteiligungsgesetzes oder eine
Vereinbarung nach § 21 des SE-Beteiligungsgesetzes über weitere persönliche Voraussetzungen der
Mitglieder der Arbeitnehmer bleibt unberührt.

(3) Eine juristische Person kann nicht Mitglied des Verwaltungsrats sein.

§ 28 Bestellung der Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Die Bestellung der Mitglieder des Verwaltungsrats richtet sich nach der Verordnung.

(2) § 101 Abs. 2 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

(3) Stellvertreter von Mitgliedern des Verwaltungsrats können nicht bestellt werden. Jedoch kann für
jedes Mitglied ein Ersatzmitglied bestellt werden, das Mitglied des Verwaltungsrats wird, wenn das
Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit wegfällt. Das Ersatzmitglied kann nur gleichzeitig mit dem Mit-
glied bestellt werden. Auf seine Bestellung sowie die Nichtigkeit und Anfechtung seiner Bestellung
sind die für das Mitglied geltenden Vorschriften anzuwenden. Das Amt des Ersatzmitglieds erlischt
spätestens mit Ablauf der Amtszeit des weggefallenen Mitglieds.

§ 29 Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Mitglieder des Verwaltungsrats, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvor-
schlag gewählt worden sind, können von ihr vor Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Der Beschluss
bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst. Die Satzung
kann eine andere Mehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen.

(2) Ein Mitglied des Verwaltungsrats, das auf Grund der Satzung in den Verwaltungsrat entsandt ist,
kann von dem Entsendungsberechtigten jederzeit abberufen und durch ein anderes ersetzt werden.
Sind die in der Satzung bestimmten Voraussetzungen des Entsendungsrechts weggefallen, so kann
die Hauptversammlung das entsandte Mitglied mit einfacher Stimmenmehrheit abberufen.

(3) Das Gericht hat auf Antrag des Verwaltungsrats ein Mitglied abzuberufen, wenn in dessen Person
ein wichtiger Grund vorliegt. Der Verwaltungsrat beschließt über die Antragstellung mit einfacher
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Mehrheit. Ist das Mitglied auf Grund der Satzung in den Verwaltungsrat entsandt worden, so können
auch Aktionäre, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen
Betrag von einer Million Euro erreichen, den Antrag stellen. Gegen die Entscheidung ist die sofortige
Beschwerde zulässig.

(4) Für die Abberufung eines Ersatzmitglieds gelten die Vorschriften über die Abberufung des
Mitglieds, für das es bestellt ist.

§ 30 Bestellung durch das Gericht 

(1) Gehört dem Verwaltungsrat die zur Beschlussfähigkeit nötige Zahl von Mitgliedern nicht an, so hat
ihn das Gericht auf Antrag eines Mitglieds des Verwaltungsrats oder eines Aktionärs auf diese Zahl zu
ergänzen. Mitglieder des Verwaltungsrats sind verpflichtet, den Antrag unverzüglich zu stellen, es sei
denn, dass die rechtzeitige Ergänzung vor der nächsten Sitzung des Verwaltungsrats zu erwarten ist.
Hat der Verwaltungsrat auch aus Mitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so können auch den
Antrag stellen

1. die nach § 104 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes Antragsberechtigten,

2. der SE-Betriebsrat.

Gegen die Entscheidung ist die sofortige Beschwerde zulässig.

(2) Gehören dem Verwaltungsrat länger als drei Monate weniger Mitglieder als die durch Vereinba-
rung, Gesetz oder Satzung festgelegte Zahl an, so hat ihn das Gericht auf Antrag auf diese Zahl zu
ergänzen. In dringenden Fällen hat das Gericht auf Antrag den Verwaltungsrat auch vor Ablauf der
Frist zu ergänzen. Das Antragsrecht bestimmt sich nach Absatz 1. Gegen die Entscheidung ist die sofor-
tige Beschwerde zulässig.

(3) Das Amt des gerichtlich bestellten Mitglieds erlischt in jedem Fall, sobald der Mangel behoben ist.

(4) Das gerichtlich bestellte Mitglied hat Anspruch auf Ersatz angemessener barer Auslagen und, wenn
den Mitgliedern der Gesellschaft eine Vergütung gewährt wird, auf Vergütung für seine Tätigkeit. Auf
Antrag des Mitglieds setzt das Gericht die Vergütung und die Auslagen fest. Gegen die Entscheidung
ist die sofortige Beschwerde zulässig. Die weitere Beschwerde ist ausgeschlossen. Aus der rechtskräfti-
gen Entscheidung findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivilprozessordnung statt.

§ 31 Nichtigkeit der Wahl von Verwaltungsratsmitgliedern

(1) Die Wahl eines Verwaltungsratsmitglieds durch die Hauptversammlung ist außer im Fall des § 241
Nr. 1, 2 und 5 des Aktiengesetzes nur dann nichtig, wenn

1. der Verwaltungsrat unter Verstoß gegen § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 2 Satz 1 oder § 26 Abs. 3 zusammen-
gesetzt wird;

2. durch die Wahl die gesetzliche Höchstzahl der Verwaltungsratsmitglieder überschritten wird
(§ 23);

3. die gewählte Person nach Artikel 47 Abs. 2 der Verordnung bei Beginn ihrer Amtszeit nicht
Verwaltungsratsmitglied sein kann.

(2) Für die Parteifähigkeit für die Klage auf Feststellung, dass die Wahl eines Verwaltungsratsmitglieds
nichtig ist, gilt § 250 Abs. 2 des Aktiengesetzes entsprechend. Parteifähig ist auch der SE-Betriebsrat.

(3) Erhebt ein Aktionär, ein Mitglied des Verwaltungsrats oder ein nach Absatz 2 Parteifähiger gegen
die Gesellschaft Klage auf Feststellung, dass die Wahl eines Verwaltungsratsmitglieds nichtig ist, so
gelten § 246 Abs. 2, 3 Satz 1, Abs. 4, die §§ 247, 248 Abs. 1 Satz 2 und § 249 Abs. 2 des Aktiengesetzes ent-
sprechend. Es ist nicht ausgeschlossen, die Nichtigkeit auf andere Weise als durch Erhebung der Klage
geltend zu machen.
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§ 32 Anfechtung der Wahl von Verwaltungsratsmitgliedern

Für die Anfechtung der Wahl von Verwaltungsratsmitgliedern findet § 251 des Aktiengesetzes mit
der Maßgabe Anwendung, dass das gesetzwidrige Zustandekommen von Wahlvorschlägen für die
Arbeitnehmervertreter im Verwaltungsrat nur nach den Vorschriften der Mitgliedstaaten über die
Besetzung der ihnen zugewiesenen Sitze geltend gemacht werden kann. Für die Arbeitnehmerver-
treter aus dem Inland gilt § 37 Abs. 2 des SE-Beteiligungsgesetzes.

§ 33 Wirkung des Urteils

Für die Urteilswirkung gilt § 252 des Aktiengesetzes entsprechend.

§ 34 Innere Ordnung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat hat neben dem Vorsitzenden nach näherer Bestimmung der Satzung aus seiner
Mitte mindestens einen Stellvertreter zu wählen. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflich-
ten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. Besteht der Verwaltungsrat nur aus einer Person,
nimmt diese die dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats gesetzlich zugewiesenen Aufgaben wahr.

(2) Der Verwaltungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. Die Satzung kann Einzelfragen der
Geschäftsordnung bindend regeln.

(3) Über die Sitzungen des Verwaltungsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende zu
unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Ge-
genstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des
Verwaltungsrats anzugeben. Ein Verstoß gegen Satz 1 oder Satz 2 macht einen Beschluss nicht unwirk-
sam. Jedem Mitglied des Verwaltungsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sitzungsniederschrift
auszuhändigen. Die Sätze 1 bis 4 finden auf einen Verwaltungsrat, der nur aus einer Person besteht,
keine Anwendung.

(4) Der Verwaltungsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich,
um seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzubereiten oder die Ausführung seiner Beschlüsse zu
überwachen. Die Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 und nach § 22 Abs. 1 und 3, § 40 Abs. 1 Satz 1 und § 47
Abs. 3 dieses Gesetzes sowie nach § 68 Abs. 2 Satz 2, § 203 Abs. 2, § 204 Abs. 1 Satz 1, § 205 Abs. 2 Satz 1
und § 314 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes können einem Ausschuss nicht an Stelle des Verwaltungsrats
zur Beschlussfassung überwiesen werden. Dem Verwaltungsrat ist regelmäßig über die Arbeit der
Ausschüsse zu berichten.

§ 35 Beschlussfassung

(1) Abwesende Mitglieder können dadurch an der Beschlussfassung des Verwaltungsrats und seiner
Ausschüsse teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Die schriftlichen
Stimmabgaben können durch andere Mitglieder überreicht werden. Sie können auch durch Personen,
die nicht dem Verwaltungsrat angehören, übergeben werden, wenn diese nach § 109 Abs. 3 des
Aktiengesetzes zur Teilnahme an der Sitzung berechtigt sind.

(2) Schriftliche, fernmündliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung des Verwal-
tungsrats und seiner Ausschüsse sind vorbehaltlich einer näheren Regelung durch die Satzung oder
eine Geschäftsordnung des Verwaltungsrats nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren
widerspricht. 

(3) Ist ein geschäftsführender Direktor, der zugleich Mitglied des Verwaltungsrats ist, aus rechtlichen
Gründen gehindert, an der Beschlussfassung im Verwaltungsrat teilzunehmen, hat insoweit der Vor-
sitzende des Verwaltungsrats eine zusätzliche Stimme.
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§ 36 Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsrats und seiner Ausschüsse

(1) An den Sitzungen des Verwaltungsrats und seiner Ausschüsse sollen Personen, die dem Verwal-
tungsrat nicht angehören, nicht teilnehmen. Sachverständige und Auskunftspersonen können zur
Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen werden. 

(2) Mitglieder des Verwaltungsrats, die dem Ausschuss nicht angehören, können an den Ausschuss-
sitzungen teilnehmen, wenn der Vorsitzende des Verwaltungsrats nichts anderes bestimmt.

(3) Die Satzung kann zulassen, dass an den Sitzungen des Verwaltungsrats und seiner Ausschüsse
Personen, die dem Verwaltungsrat nicht angehören, an Stelle von verhinderten Mitgliedern teilneh-
men können, wenn diese sie in Textform ermächtigt haben.

(4) Abweichende gesetzliche Bestimmungen bleiben unberührt.

§ 37 Einberufung des Verwaltungsrats

(1) Jedes Verwaltungsratsmitglied kann unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass der
Vorsitzende des Verwaltungsrats unverzüglich den Verwaltungsrat einberuft. Die Sitzung muss bin-
nen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden.

(2) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Verwaltungsratsmitglied unter Mitteilung
des Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst den Verwaltungsrat einberufen.

§ 38 Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Verwaltungsrats

(1) Für die Vergütung der Mitglieder des Verwaltungsrats gilt § 113 des Aktiengesetzes entsprechend.

(2) Für die Gewährung von Krediten an Mitglieder des Verwaltungsrats und für sonstige Verträge mit
Mitgliedern des Verwaltungsrats gelten die §§ 114 und 115 des Aktiengesetzes entsprechend.

§ 39 Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Verwaltungsratsmitglieder

Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Verwaltungsratsmitglieder gilt § 93 des
Aktiengesetzes entsprechend.

§ 40 Geschäftsführende Direktoren

(1) Der Verwaltungsrat bestellt einen oder mehrere geschäftsführende Direktoren. Mitglieder des
Verwaltungsrats können zu geschäftsführenden Direktoren bestellt werden, sofern die Mehrheit des
Verwaltungsrats weiterhin aus nicht geschäftsführenden Mitgliedern besteht. Die Bestellung ist zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Werden Dritte zu geschäftsführenden Direktoren
bestellt, gilt für sie § 76 Abs. 3 des Aktiengesetzes entsprechend. Die Satzung kann Regelungen über
die Bestellung eines oder mehrerer geschäftsführender Direktoren treffen. § 38 Abs. 2 des SE-Beteili-
gungsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft. Sind mehrere geschäfts-
führende Direktoren bestellt, so sind sie nur gemeinschaftlich zur Geschäftsführung befugt; die
Satzung oder eine vom Verwaltungsrat erlassene Geschäftsordnung kann Abweichendes bestimmen.
Gesetzlich dem Verwaltungsrat zugewiesene Aufgaben können nicht auf die geschäftsführenden
Direktoren übertragen werden. Soweit nach den für Aktiengesellschaften geltenden Rechtsvorschrif-
ten der Vorstand Anmeldungen und die Einreichung von Unterlagen zum Handelsregister vorzuneh-
men hat, treten an die Stelle des Vorstands die geschäftsführenden Direktoren.

(3) Ergibt sich bei der Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz oder ist bei pflichtgemä-
ßem Ermessen anzunehmen, dass ein Verlust in der Hälfte des Grundkapitals besteht, so haben die
geschäftsführenden Direktoren dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats unverzüglich darüber zu
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berichten. Dasselbe gilt, wenn die Gesellschaft zahlungsunfähig wird oder sich eine Überschuldung
der Gesellschaft ergibt.

(4) Sind mehrere geschäftsführende Direktoren bestellt, können sie sich eine Geschäftsordnung geben,
wenn nicht die Satzung den Erlass einer Geschäftsordnung dem Verwaltungsrat übertragen hat oder
der Verwaltungsrat eine Geschäftsordnung erlässt. Die Satzung kann Einzelfragen der Geschäftsord-
nung bindend regeln. Beschlüsse der geschäftsführenden Direktoren über die Geschäftsordnung müs-
sen einstimmig gefasst werden.

(5) Geschäftsführende Direktoren können jederzeit durch Beschluss des Verwaltungsrats abberufen
werden, sofern die Satzung nichts anderes regelt. Für die Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag gel-
ten die allgemeinen Vorschriften.

(6) Geschäftsführende Direktoren berichten dem Verwaltungsrat entsprechend § 90 des Aktienge-
setzes, sofern die Satzung oder die Geschäftsordnung nichts anderes vorsieht.

(7) Die §§ 87 bis 89 des Aktiengesetzes gelten entsprechend.

(8) Für Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der geschäftsführenden Direktoren gilt § 93 des
Aktiengesetzes entsprechend. 

(9) Die Vorschriften über die geschäftsführenden Direktoren gelten auch für ihre Stellvertreter.

§ 41 Vertretung

(1) Die geschäftsführenden Direktoren vertreten die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich.

(2) Mehrere geschäftsführende Direktoren sind, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, nur ge-
meinschaftlich zur Vertretung der Gesellschaft befugt. Ist eine Willenserklärung gegenüber der
Gesellschaft abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem geschäftsführenden Direktor.

(3) Die Satzung kann auch bestimmen, dass einzelne geschäftsführende Direktoren allein oder in
Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind. Absatz 2 Satz 2 gilt
in diesen Fällen entsprechend. 

(4) Zur Gesamtvertretung befugte geschäftsführende Direktoren können einzelne von ihnen zur
Vornahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. Dies gilt ent-
sprechend, wenn ein einzelner geschäftsführender Direktor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen
zur Vertretung der Gesellschaft befugt ist.

(5) Den geschäftsführenden Direktoren gegenüber vertritt der Verwaltungsrat die Gesellschaft
gerichtlich und außergerichtlich.

§ 42 Zeichnung durch geschäftsführende Direktoren

Die geschäftsführenden Direktoren zeichnen für die Gesellschaft, indem sie der Firma der Gesellschaft
ihre Namensunterschrift mit dem Zusatz „Geschäftsführender Direktor“ hinzufügen.

§ 43 Angaben auf Geschäftsbriefen

(1) Auf allen Geschäftsbriefen, die an einen bestimmten Empfänger gerichtet werden, müssen die
Rechtsform und der Sitz der Gesellschaft, das Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die
Nummer, unter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, sowie alle geschäftsführen-
den Direktoren und der Vorsitzende des Verwaltungsrats mit dem Familiennamen und mindestens
einem ausgeschriebenen Vornamen angegeben werden. § 80 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes gilt ent-
sprechend.

(2) § 80 Abs. 2 bis 4 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.
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§ 44 Beschränkungen der Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis

(1) Die Vertretungsbefugnis der geschäftsführenden Direktoren kann nicht beschränkt werden.

(2) Im Verhältnis zur Gesellschaft sind die geschäftsführenden Direktoren verpflichtet, die Anweisun-
gen und Beschränkungen zu beachten, die im Rahmen der für die SE geltenden Vorschriften die
Satzung, der Verwaltungsrat, die Hauptversammlung und die Geschäftsordnungen des Verwaltungs-
rats und der geschäftsführenden Direktoren für die Geschäftsführungsbefugnis getroffen haben.

§ 45 Bestellung durch das Gericht

Fehlt ein erforderlicher geschäftsführender Direktor, so hat in dringenden Fällen das Gericht auf
Antrag eines Beteiligten das Mitglied zu bestellen. § 85 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes
gilt entsprechend.

§ 46 Anmeldung von Änderungen

(1) Die geschäftsführenden Direktoren haben jeden Wechsel der Verwaltungsratsmitglieder unver-
züglich in den Gesellschaftsblättern bekannt zu machen und die Bekanntmachung zum Handelsre-
gister einzureichen. Sie haben jede Änderung der geschäftsführenden Direktoren oder der Vertre-
tungsbefugnis eines geschäftsführenden Direktors zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
Sie haben weiterhin die Wahl des Verwaltungsratsvorsitzenden und seines Stellvertreters sowie jede
Änderung in der Person des Verwaltungsratsvorsitzenden oder seines Stellvertreters zum Handelsre-
gister anzumelden.

(2) Die neuen geschäftsführenden Direktoren haben in der Anmeldung zu versichern, dass keine Um-
stände vorliegen, die ihrer Bestellung nach § 40 Abs. 1 Satz 4 entgegenstehen und dass sie über ihre unbe-
schränkte Auskunftspflicht gegenüber dem Gericht belehrt worden sind. § 37 Abs. 2 Satz 2 des Aktien-
gesetzes ist anzuwenden.

(3) § 81 Abs. 2 und 4 des Aktiengesetzes gilt für die geschäftsführenden Direktoren entsprechend.

§ 47 Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses

(1) Die geschäftsführenden Direktoren haben den Jahresabschluss und den Lagebericht unverzüglich
nach ihrer Aufstellung dem Verwaltungsrat vorzulegen. Zugleich haben die geschäftsführenden
Direktoren einen Vorschlag vorzulegen, den der Verwaltungsrat der Hauptversammlung für die Ver-
wendung des Bilanzgewinns machen soll; § 170 Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes gilt entsprechend.

(2) Jedes Verwaltungsratsmitglied hat das Recht, von den Vorlagen und Prüfungsberichten Kenntnis
zu nehmen. Die Vorlagen und Prüfungsberichte sind auch jedem Verwaltungsratsmitglied oder,
soweit der Verwaltungsrat dies beschlossen hat und ein Bilanzausschuss besteht, den Mitgliedern des
Ausschusses auszuhändigen.

(3) Für die Prüfung durch den Verwaltungsrat gilt § 171 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes entsprechend.

(4) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 gelten entsprechend für einen Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a Satz 1
des Handelsgesetzbuchs sowie bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) für
den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht. Der Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a Satz 1 des
Handelsgesetzbuchs darf erst nach Billigung durch den Verwaltungsrat offen gelegt werden.

(5) Billigt der Verwaltungsrat den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht der Verwal-
tungsrat beschließt, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen. Die
Beschlüsse des Verwaltungsrats sind in den Bericht des Verwaltungsrats an die Hauptversammlung
aufzunehmen.

(6) Hat der Verwaltungsrat beschlossen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung
zu überlassen, oder hat der Verwaltungsrat den Jahresabschluss nicht gebilligt, so stellt die Haupt-
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versammlung den Jahresabschluss fest. Hat der Verwaltungsrat eines Mutterunternehmens (§ 290
Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) den Konzernabschluss nicht gebilligt, so entscheidet die Haupt-
versammlung über die Billigung. Für die Feststellung des Jahresabschlusses oder die Billigung des
Konzernabschlusses durch die Hauptversammlung gilt § 173 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes entspre-
chend.

§ 48 Ordentliche Hauptversammlung

(1) Unverzüglich nach der Zuleitung des Berichts an die geschäftsführenden Direktoren hat der Ver-
waltungsrat die Hauptversammlung zur Entgegennahme des festgestellten Jahresabschlusses und des
Lageberichts, eines vom Verwaltungsrat gebilligten Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2a Satz 1 des
Handelsgesetzbuchs sowie zur Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns, bei einem
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) auch zur Entgegennahme des vom
Verwaltungsrat gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts, einzuberufen. 

(2) Die Vorschriften des § 175 Abs. 2 bis 4 und des § 176 Abs. 2 des Aktiengesetzes gelten entsprechend.
Der Verwaltungsrat hat der Hauptversammlung die in § 175 Abs. 2 des Aktiengesetzes angegebenen
Vorlagen vorzulegen. Zu Beginn der Verhandlung soll der Verwaltungsrat seine Vorlagen erläutern.
Er soll dabei auch zu einem Jahresfehlbetrag oder einem Verlust Stellung nehmen, der das Jahres-
ergebnis wesentlich beeinträchtigt hat. Satz 4 ist auf Kreditinstitute nicht anzuwenden. 

§ 49 Leitungsmacht und Verantwortlichkeit bei Abhängigkeit von Unternehmen

(1) Für die Anwendung der Vorschriften der §§ 308 bis 318 des Aktiengesetzes treten an die Stelle des
Vorstandes der Gesellschaft die geschäftsführenden Direktoren.

(2) Für die Anwendung der Vorschriften der §§ 319 bis 327 des Aktiengesetzes treten an die Stelle des
Vorstandes der eingegliederten Gesellschaft die geschäftsführenden Direktoren.

Unterabschnitt 3 Hauptversammlung

§ 50 Einberufung und Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit

(1) Die Einberufung der Hauptversammlung und die Aufstellung ihrer Tagesordnung nach Artikel 55
der Verordnung kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein oder ihr
Anteil am Grundkapital mindestens 5 Prozent beträgt.

(2) Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder mehrere Punkte
kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein oder ihr Anteil 5 Prozent
des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreicht.

§ 51 Satzungsänderungen

Die Satzung kann bestimmen, dass für einen Beschluss der Hauptversammlung über die Änderung
der Satzung die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht, sofern mindestens die Hälfte
des Grundkapitals vertreten ist. Dies gilt nicht für die Änderung des Gegenstands des Unternehmens,
für einen Beschluss gemäß Artikel 8 Abs. 6 der Verordnung sowie für Fälle, für die eine höhere Kapital-
mehrheit gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.
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Abschnitt 5
Auflösung

§ 52 Auflösung der SE bei Auseinanderfallen von Sitz und Hauptverwaltung

(1) Erfüllt eine SE nicht mehr die Verpflichtung nach Artikel 7 der Verordnung, so gilt dies als Mangel
der Satzung im Sinne des § 262 Abs. 1 Nr. 5 des Aktiengesetzes. Das Registergericht fordert die SE auf,
innerhalb einer bestimmten Frist den vorschriftswidrigen Zustand zu beenden, indem sie 

1. entweder ihre Hauptverwaltung wieder im Sitzstaat errichtet oder

2. ihren Sitz nach dem Verfahren des Artikels 8 der Verordnung verlegt.

(2) Wird innerhalb der nach Absatz 1 bestimmten Frist der Aufforderung nicht genügt, so hat das
Gericht den Mangel der Satzung festzustellen. 

(3) Gegen Verfügungen, durch welche eine Feststellung nach Absatz 2 getroffen wird, findet die sofor-
tige Beschwerde statt.

Abschnitt 6
Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 53 Straf- und Bußgeldvorschriften 

(1) Die Strafvorschriften des § 399 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und Abs. 2, des § 400 und der §§ 402 bis 404 des
Aktiengesetzes, der §§ 331 bis 333 des Handelsgesetzbuchs und der §§ 313 bis 315 des Umwandlungs-
gesetzes sowie die Bußgeldvorschriften der §§ 405 und 406 des Aktiengesetzes und des § 334 des
Handelsgesetzbuchs gelten auch für die SE im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe
ii der Verordnung. Soweit sie

1. Mitglieder des Vorstands,

2. Mitglieder des Aufsichtsrats oder

3. Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft

betreffen, gelten sie bei der SE mit dualistischem System in den Fällen der Nummern 1 und 3 für die
Mitglieder des Leitungsorgans und in den Fällen der Nummer 2 für die Mitglieder des Aufsichtsorgans.
Bei der SE mit monistischem System gelten sie in den Fällen der Nummern 1 und 3 für die geschäftsfüh-
renden Direktoren und in den Fällen der Nummer 2 für die Mitglieder des Verwaltungsrats.

(2) Die Strafvorschriften des § 399 Abs. 1 Nr. 6 und des § 401 des Aktiengesetzes gelten im Sinne des
Artikels 9 Abs. 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe ii der Verordnung auch für die SE mit dualistischem
System. Soweit sie Mitglieder des Vorstands betreffen, gelten sie für die Mitglieder des Leitungsorgans.

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. als Vorstandsmitglied entgegen § 8 Satz 2, 

2. als Mitglied des Leitungsorgans einer SE mit dualistischem System oder als geschäftsführender
Direktor einer SE mit monistischem System entgegen § 13 Abs. 3, 

3. als geschäftsführender Direktor einer SE mit monistischem System entgegen § 21 Abs. 2 Satz 1 oder
§ 46 Abs. 2 Satz 1 oder

4. als Abwickler einer SE mit monistischem System entgegen Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c Doppelbuch-
stabe ii der Verordnung in Verbindung mit § 266 Abs. 3 Satz 1 des Aktiengesetzes

eine Versicherung nicht richtig abgibt.
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(4) Ebenso wird bestraft, wer bei einer SE mit monistischem System

1. als Mitglied des Verwaltungsrats entgegen § 22 Abs. 5 Satz 1 die Hauptversammlung nicht oder
nicht rechtzeitig einberuft oder ihr den Verlust nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig anzeigt oder

2. a) als Mitglied des Verwaltungsrats entgegen § 22 Abs. 5 Satz 2 in Verbindung mit § 92 Abs. 2 des
Aktiengesetzes oder

2. b) als Abwickler entgegen Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe ii der Verordnung in Ver-
bindung mit § 268 Abs. 2 Satz 1, dieser in Verbindung mit § 92 Abs. 2 des Aktiengesetzes,

die Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht oder nicht rechtzeitig beantragt.

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder Geldstrafe.
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Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zielsetzung des Gesetzes

(1) Das Gesetz regelt die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäischen Gesellschaft (SE), die
Gegenstand der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Euro-
päischen Gesellschaft (ABl. EG Nr. L 294 S. 1) ist. Ziel des Gesetzes ist, in einer SE die erworbenen Rechte
der Arbeitnehmer (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) auf Beteiligung an Unternehmensent-
scheidungen zu sichern. Maßgeblich für die Ausgestaltung der Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer
in der SE sind die bestehenden Beteiligungsrechte in den Gesellschaften, die die SE gründen.

(2) Zur Sicherung des Rechts auf grenzüberschreitende Unterrichtung, Anhörung, Mitbestimmung
und sonstige Beteiligung der Arbeitnehmer wird eine Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeit-
nehmer in der SE getroffen. Kommt es nicht zu einer Vereinbarung, wird eine Beteiligung der Arbeit-
nehmer in der SE kraft Gesetzes sichergestellt.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes sowie die nach Absatz 2 zu treffende Vereinbarung sind so auszule-
gen, dass die Ziele der Europäischen Gemeinschaft, die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE sicher-
zustellen, gefördert werden.

(4) Die Grundsätze der Absätze 1 bis 3 gelten auch für strukturelle Änderungen einer gegründeten SE
sowie für deren Auswirkungen auf die betroffenen Gesellschaften und ihre Arbeitnehmer. 

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Der Begriff des Arbeitnehmers richtet sich nach den Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten der
jeweiligen Mitgliedstaaten. Arbeitnehmer eines inländischen Unternehmens oder Betriebs sind Ar-
beiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten und der in § 5 Abs. 3
Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes genannten leitenden Angestellten, unabhängig davon, ob sie
im Betrieb, im Außendienst oder mit Telearbeit beschäftigt werden. Als Arbeitnehmer gelten auch die
in Heimarbeit Beschäftigten, die in der Hauptsache für das Unternehmen oder den Betrieb arbeiten.

(2) Beteiligte Gesellschaften sind die Gesellschaften, die unmittelbar an der Gründung einer SE betei-
ligt sind.

(3) Tochtergesellschaften sind rechtlich selbstständige Unternehmen, auf die eine andere Gesellschaft
einen beherrschenden Einfluss im Sinne von Artikel 3 Abs. 2 bis 7 der Richtlinie 94/45/EG des Rates vom
22. September 1994 über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines
Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden
Unternehmen und Unternehmensgruppen (ABl. EG Nr. L 254 S. 64) ausüben kann. § 6 Abs. 2 bis 4 des
Europäische Betriebsräte-Gesetzes vom 28. Oktober 1996 (BGBl. I S. 1548, 2022) ist anzuwenden.

(4) Betroffene Tochtergesellschaften oder betroffene Betriebe sind Tochtergesellschaften oder Betriebe
einer beteiligten Gesellschaft, die zu Tochtergesellschaften oder Betrieben der SE werden sollen.

(5) Leitung bezeichnet das Organ der unmittelbar an der Gründung der SE beteiligten Gesellschaften
oder der SE selbst, das die Geschäfte der Gesellschaft führt und zu ihrer Vertretung berechtigt ist. Bei
den beteiligten Gesellschaften ist dies das Leitungs- oder Verwaltungsorgan, bei der SE das Leitungs-
organ oder die geschäftsführenden Direktoren.

(6) Arbeitnehmervertretung bezeichnet jede Vertretung der Arbeitnehmer nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz (Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, Konzernbetriebsrat oder eine nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
des Betriebsverfassungsgesetzes gebildete Vertretung).

(7) SE-Betriebsrat bezeichnet das Vertretungsorgan der Arbeitnehmer der SE, das durch eine Verein-
barung nach § 21 oder kraft Gesetzes nach den §§ 22 bis 33 eingesetzt wird, um die Rechte auf Unter-
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richtung und Anhörung der Arbeitnehmer der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe und, wenn
vereinbart, Mitbestimmungsrechte und sonstige Beteiligungsrechte in Bezug auf die SE wahrzunehmen. 

(8) Beteiligung der Arbeitnehmer bezeichnet jedes Verfahren – einschließlich der Unterrichtung, An-
hörung und Mitbestimmung –, durch das die Vertreter der Arbeitnehmer auf die Beschlussfassung in
der Gesellschaft Einfluss nehmen können. 

(9) Beteiligungsrechte sind Rechte, die den Arbeitnehmern und ihren Vertretern im Bereich der Unter-
richtung, Anhörung, Mitbestimmung und der sonstigen Beteiligung zustehen. Hierzu kann auch die
Wahrnehmung dieser Rechte in den Konzernunternehmen der SE gehören.

(10) Unterrichtung bezeichnet die Unterrichtung des SE-Betriebsrats oder anderer Arbeitnehmerver-
treter durch die Leitung der SE über Angelegenheiten, welche die SE selbst oder eine ihrer Tochter-
gesellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem anderen Mitgliedstaat betreffen oder die über die Be-
fugnisse der zuständigen Organe auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hinausgehen. Zeitpunkt,
Form und Inhalt der Unterrichtung sind so zu wählen, dass es den Arbeitnehmervertretern möglich ist,
zu erwartende Auswirkungen eingehend zu prüfen und gegebenenfalls eine Anhörung mit der
Leitung der SE vorzubereiten.

(11) Anhörung bezeichnet die Einrichtung eines Dialogs und eines Meinungsaustauschs zwischen dem
SE-Betriebsrat oder anderer Arbeitnehmervertreter und der Leitung der SE oder einer anderen zustän-
digen mit eigenen Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten Leitungsebene. Zeitpunkt, Form und
Inhalt der Anhörung müssen dem SE-Betriebsrat auf der Grundlage der erfolgten Unterrichtung eine
Stellungnahme zu den geplanten Maßnahmen der Leitung der SE ermöglichen, die im Rahmen des
Entscheidungsprozesses innerhalb der SE berücksichtigt werden kann. 

(12) Mitbestimmung bedeutet die Einflussnahme der Arbeitnehmer auf die Angelegenheiten einer
Gesellschaft durch

1. die Wahrnehmung des Rechts, einen Teil der Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsorgans
der Gesellschaft zu wählen oder zu bestellen, oder

2. die Wahrnehmung des Rechts, die Bestellung eines Teils oder aller Mitglieder des Aufsichts- oder
Verwaltungsorgans der Gesellschaft zu empfehlen oder abzulehnen.

§ 3 Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für eine SE mit Sitz im Inland. Es gilt unabhängig vom Sitz der SE auch für Arbeit-
nehmer der SE, die im Inland beschäftigt sind sowie für beteiligte Gesellschaften, betroffene Tochter-
gesellschaften und betroffene Betriebe mit Sitz im Inland. 

(2) Mitgliedstaaten im Sinne dieses Gesetzes sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 
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Teil 2
Besonderes Verhandlungsgremium

Kapitel 1
Bildung und Zusammensetzung

§ 4 Information der Leitungen 

(1) Das besondere Verhandlungsgremium ist auf Grund einer schriftlichen Aufforderung der Leitun-
gen zu bilden. Es hat die Aufgabe, mit den Leitungen eine schriftliche Vereinbarung über die Beteili-
gung der Arbeitnehmer in der SE abzuschließen.

(2) Wenn die Leitungen die Gründung einer SE planen, informieren sie die Arbeitnehmervertretungen
und Sprecherausschüsse in den beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und
betroffenen Betrieben über das Gründungsvorhaben. Besteht keine Arbeitnehmervertretung, erfolgt
die Information gegenüber den Arbeitnehmern. Die Information erfolgt unaufgefordert und unverzüg-
lich nach Offenlegung des Verschmelzungsplans, des Gründungsplans für eine Holdinggesellschaft,
des Umwandlungsplans oder nach Abschluss der Vereinbarung eines Plans zur Gründung einer
Tochtergesellschaft. 

(3) Die Information erstreckt sich insbesondere auf 

1. die Identität und Struktur der beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und
betroffenen Betriebe und deren Verteilung auf die Mitgliedstaaten;

2. die in diesen Gesellschaften und Betrieben bestehenden Arbeitnehmervertretungen;

3. die Zahl der in diesen Gesellschaften und Betrieben jeweils beschäftigten Arbeitnehmer sowie die
daraus zu errechnende Gesamtzahl der in einem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer;

4. die Zahl der Arbeitnehmer, denen Mitbestimmungsrechte in den Organen dieser Gesellschaften
zustehen.

(4) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Ermittlung der Zahl der Arbeitnehmer ist der Zeitpunkt der Infor-
mation nach Absatz 2.

§ 5 Zusammensetzung des besonderen Verhandlungsgremiums

(1) Für die in jedem Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften, betroffe-
nen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe werden Mitglieder für das besondere Verhand-
lungsgremium gewählt oder bestellt. Für jeden Anteil der in einem Mitgliedstaat beschäftigten Ar-
beitnehmer, der 10 Prozent der Gesamtzahl der in allen Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer
der beteiligten Gesellschaften und der betroffenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe
oder einen Bruchteil davon beträgt, ist ein Mitglied aus diesem Mitgliedstaat in das besondere Verhand-
lungsgremium zu wählen oder zu bestellen.

(2) Wird die SE durch Verschmelzung gegründet, sind so viele zusätzliche Mitglieder in das besondere
Verhandlungsgremium zu wählen oder zu bestellen, wie erforderlich sind, um zu gewährleisten, dass
jede beteiligte Gesellschaft, die eingetragen ist und Arbeitnehmer in dem betreffenden Mitgliedstaat
beschäftigt und die als Folge der geplanten Eintragung der SE als eigene Rechtspersönlichkeit erlö-
schen wird, in dem besonderen Verhandlungsgremium durch mindestens ein Mitglied vertreten ist.
Dies darf nicht zu einer Doppelvertretung der betroffenen Arbeitnehmer führen. 

(3) Die Zahl der zusätzlichen Mitglieder darf 20 Prozent der sich aus Absatz 1 ergebenden Mitglieder-
zahl nicht überschreiten. Kann danach nicht jede nach Absatz 2 besonders zu berücksichtigende
Gesellschaft durch ein zusätzliches Mitglied im besonderen Verhandlungsgremium vertreten werden,
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so werden diese Gesellschaften in absteigender Reihenfolge der Zahl der bei ihnen beschäftigten
Arbeitnehmer berücksichtigt. Dabei ist zu gewährleisten, dass ein Mitgliedstaat nicht mehrere zusätz-
liche Sitze erhält, solange nicht alle anderen Mitgliedstaaten, aus denen die nach Absatz 2 besonders
zu berücksichtigenden Gesellschaften stammen, einen Sitz erhalten haben.

(4) Treten während der Tätigkeitsdauer des besonderen Verhandlungsgremiums solche Änderungen
in der Struktur oder Arbeitnehmerzahl der beteiligten Gesellschaften, der betroffenen Tochtergesell-
schaften oder der betroffenen Betriebe ein, dass sich die konkrete Zusammensetzung des besonderen
Verhandlungsgremiums ändern würde, so ist das besondere Verhandlungsgremium entsprechend
neu zusammenzusetzen. Über solche Änderungen haben die zuständigen Leitungen unverzüglich das
besondere Verhandlungsgremium zu informieren. § 4 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 6 Persönliche Voraussetzungen der auf das Inland entfallenden Mitglieder des besonderen
Verhandlungsgremiums

(1) Die persönlichen Voraussetzungen der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums richten
sich nach den jeweiligen Bestimmungen der Mitgliedstaaten, in denen sie gewählt oder bestellt werden.

(2) Zu Mitgliedern des besonderen Verhandlungsgremiums wählbar sind im Inland Arbeitnehmer der
Gesellschaften und Betriebe sowie Gewerkschaftsvertreter. Frauen und Männer sollen entsprechend
ihrem zahlenmäßigen Verhältnis gewählt werden. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. 

(3) Gehören dem besonderen Verhandlungsgremium mehr als zwei Mitglieder aus dem Inland an, ist
jedes dritte Mitglied ein Vertreter einer Gewerkschaft, die in einem an der Gründung der SE beteilig-
ten Unternehmen vertreten ist. 

(4) Gehören dem besonderen Verhandlungsgremium mehr als sechs Mitglieder aus dem Inland an, ist
mindestens jedes siebte Mitglied ein leitender Angestellter.

§ 7 Verteilung der auf das Inland entfallenden Sitze des besonderen Verhandlungsgremiums

(1) Die Wahl oder Bestellung der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums nach § 5 erfolgt
nach den jeweiligen Bestimmungen der Mitgliedstaaten.

(2) Bei der Wahl der auf das Inland entfallenden Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
sollen alle an der Gründung der SE beteiligten Gesellschaften mit Sitz im Inland, die Arbeitnehmer im
Inland beschäftigen, durch mindestens ein Mitglied im besonderen Verhandlungsgremium vertreten
sein.

(3) Ist die Anzahl der auf das Inland entfallenden Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
geringer als die Anzahl der an der Gründung der SE beteiligten Gesellschaften mit Sitz im Inland, die
Arbeitnehmer im Inland beschäftigen, so erhalten die Gesellschaften in absteigender Reihenfolge der
Zahl der Arbeitnehmer jeweils einen Sitz.

(4) Ist die Anzahl der auf das Inland entfallenden Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
höher als die Anzahl der an der Gründung der SE beteiligten Gesellschaften mit Sitz im Inland, die Ar-
beitnehmer im Inland beschäftigen, so sind die nach erfolgter Verteilung nach Absatz 2 verbleibenden
Sitze nach dem d’Hondtschen Höchstzahlenverfahren auf die beteiligten Gesellschaften zu verteilen.

(5) Sind keine Gesellschaften mit Sitz im Inland an der Gründung der SE beteiligt, sondern von ihr nur
Betriebe ausländischer Gesellschaften betroffen, gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend.
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Kapitel 2
Wahlgremium

§ 8 Zusammensetzung des Wahlgremiums; Urwahl

(1) Die nach diesem Gesetz oder dem Gesetz eines anderen Mitgliedstaats auf die im Inland beschäftig-
ten Arbeitnehmer der an der Gründung der SE beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesell-
schaften und betroffenen Betriebe entfallenden Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums
werden von einem Wahlgremium in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt. Im Fall des § 6 Abs. 3
ist jedes dritte Mitglied auf Vorschlag einer Gewerkschaft zu wählen, die in einem an der Gründung
der SE beteiligten Unternehmen vertreten ist. Wird nur ein Wahlvorschlag gemacht, muss dieser min-
destens doppelt so viele Bewerber enthalten wie Vertreter von Gewerkschaften zu wählen sind. Jeder
Wahlvorschlag einer Gewerkschaft muss von einem Vertreter der Gewerkschaft unterzeichnet sein.
Im Fall des § 6 Abs. 4 ist jedes siebte Mitglied auf Vorschlag der Sprecherausschüsse zu wählen; Satz 3
gilt entsprechend. Besteht in einem beteiligten Unternehmen oder in einer beteiligten Unternehmens-
gruppe kein Sprecherausschuss, können die leitenden Angestellten Wahlvorschläge machen; ein
Wahlvorschlag muss von einem Zwanzigstel oder 50 der wahlberechtigten leitenden Angestellten
unterzeichnet sein.

(2) Ist aus dem Inland nur eine Unternehmensgruppe an der SE-Gründung beteiligt, besteht das Wahl-
gremium aus den Mitgliedern des Konzernbetriebsrats oder, sofern ein solcher nicht besteht, aus den
Mitgliedern der Gesamtbetriebsräte, oder, sofern ein solcher in einem Unternehmen nicht besteht, aus
den Mitgliedern des Betriebsrats. Betriebsratslose Betriebe und Unternehmen einer Unternehmens-
gruppe werden vom Konzernbetriebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Betriebsrat mit vertreten.

(3) Ist aus dem Inland nur ein Unternehmen an der Gründung einer SE beteiligt, besteht das Wahlgre-
mium aus den Mitgliedern des Gesamtbetriebsrats, oder, sofern ein solcher nicht besteht, aus den
Mitgliedern des Betriebsrats. Betriebsratslose Betriebe eines Unternehmens werden vom Gesamtbe-
triebsrat oder Betriebsrat mit vertreten.

(4) Ist aus dem Inland nur ein Betrieb von der Gründung einer SE betroffen, besteht das Wahlgremium
aus den Mitgliedern des Betriebsrats. 

(5) Sind an der Gründung der SE eine oder mehrere Unternehmensgruppen oder nicht verbundene Un-
ternehmen beteiligt oder sind von der Gründung unternehmensunabhängige Betriebe betroffen, setzt
sich das Wahlgremium aus den jeweiligen Arbeitnehmervertretungen auf Konzernebene, Unterneh-
mensebene oder Betriebsebene zusammen. Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend. Ist in den Fällen
des Satzes 1 eine entsprechende Arbeitnehmervertretung nicht vorhanden, werden diese Mitglieder
des Wahlgremiums von den Arbeitnehmern in Urwahl gewählt. Die Wahl wird von einem Wahlvor-
stand eingeleitet und durchgeführt, der in einer Versammlung der Arbeitnehmer gewählt wird, zu der
die inländische Konzernleitung, Unternehmensleitung oder Betriebsleitung einlädt. Es sind so viele
Mitglieder des Wahlgremiums zu wählen, wie eine bestehende Arbeitnehmervertretung in den Fällen
der Absätze 2 bis 4 an gesetzlichen Mitgliedern hätte; für das Wahlverfahren gilt Absatz 7 Satz 3 bis 5
entsprechend.

(6) Das Wahlgremium besteht aus höchstens 40 Mitgliedern. Würde diese Höchstzahl überschritten,
ist die Anzahl der Mitglieder in dem Wahlgremium entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis
nach dem d‘Hondtschen Höchstzahlverfahren zu verringern.

(7) Besteht in den Fällen der Absätze 2 bis 5 keine Arbeitnehmervertretung, wählen die Arbeitnehmer
die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums in geheimer und unmittelbarer Wahl. Die
Wahl wird von einem Wahlvorstand eingeleitet und durchgeführt, der in einer Versammlung der Ar-
beitnehmer gewählt wird, zu der die inländische Konzernleitung, Unternehmensleitung oder Betriebs-
leitung einlädt. Die Wahl der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums erfolgt nach den
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Grundsätzen der Verhältniswahl. Sie erfolgt nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl, wenn nur ein
Wahlvorschlag eingereicht wird. Jeder Wahlvorschlag der Arbeitnehmer muss von mindestens einem
Zwanzigstel der wahlberechtigten Arbeitnehmer, mindestens jedoch von drei Wahlberechtigten,
höchstens aber von 50 Wahlberechtigten unterzeichnet sein; in Betrieben mit in der Regel bis zu 20
wahlberechtigten Arbeitnehmern genügt die Unterzeichnung durch zwei Wahlberechtigte. § 8 Abs. 1
Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.

§ 9 Einberufung des Wahlgremiums

(1) Auf der Grundlage der von den Leitungen erhaltenen Informationen hat der Vorsitzende der Arbeit-
nehmervertretung auf Konzernebene oder, sofern eine solche nicht besteht, auf Unternehmensebene
oder, sofern eine solche nicht besteht, auf Betriebsebene

1. Ort, Tag und Zeit der Versammlung des Wahlgremiums festzulegen;

2. die Anzahl der Mitglieder aus den jeweiligen Arbeitnehmervertretungen nach § 8 Abs. 6
festzulegen;

3. zur Versammlung des Wahlgremiums einzuladen.

(2) Bestehen auf einer Ebene mehrere Arbeitnehmervertretungen, treffen die Verpflichtungen nach
Absatz 1 den Vorsitzenden der Arbeitnehmervertretung, die die meisten Arbeitnehmer vertritt.

§ 10 Wahl der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums

(1) Bei der Wahl müssen mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Wahlgremiums, die mindestens
zwei Drittel der Arbeitnehmer vertreten, anwesend sein. Die Mitglieder des Wahlgremiums haben
jeweils so viele Stimmen, wie sie Arbeitnehmer vertreten. Die Wahl erfolgt mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen.

(2) Im Wahlgremium vertreten die Arbeitnehmervertretungen und die in Urwahl gewählten Mitglie-
der jeweils alle Arbeitnehmer der organisatorischen Einheit, für die sie nach § 8 Abs. 2 bis 5 zuständig
sind. Nicht nach Satz 1 vertretene Arbeitnehmer werden den Arbeitnehmervertretungen innerhalb
der jeweiligen Unternehmensgruppe zu gleichen Teilen zugerechnet.

(3) Sind für eine Arbeitnehmervertretung mehrere Mitglieder im Wahlgremium vertreten, werden die
entsprechend der von ihnen vertretenen Arbeitnehmer bestehenden Stimmenanteile gleichmäßig
aufgeteilt. Dies gilt auch für die nach § 8 Abs. 5 Satz 3 gewählten Mitglieder des Wahlgremiums.

Kapitel 3
Verhandlungsverfahren

§ 11 Information über die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums

(1) Die Wahl oder Bestellung der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums soll innerhalb von
zehn Wochen nach der in § 4 Abs. 2 und 3 vorgeschriebenen Information erfolgen. Den Leitungen sind
unverzüglich die Namen der Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums, ihre Anschriften
sowie die jeweilige Betriebszugehörigkeit mitzuteilen. Die Leitungen haben die örtlichen Betriebs- und
Unternehmensleitungen, die dort bestehenden Arbeitnehmervertretungen und Sprecherausschüsse
sowie die in inländischen Betrieben vertretenen Gewerkschaften über diese Angaben zu informieren.

(2) Das Verhandlungsverfahren nach den §§ 12 bis 17 findet auch dann statt, wenn die in Absatz 1 Satz 1
genannte Frist aus Gründen, die die Arbeitnehmer zu vertreten haben, überschritten wird. Nach Ab-
lauf der Frist gewählte oder bestellte Mitglieder können sich jederzeit an dem Verhandlungsverfahren
beteiligen.
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§ 12 Sitzungen, Geschäftsordnung

(1) Die Leitungen laden unverzüglich nach Benennung der Mitglieder oder im Fall des § 11 nach Ablauf
der in § 11 Abs. 1 Satz 1 genannten Frist zur konstituierenden Sitzung des besonderen Verhandlungs-
gremiums ein und informieren die örtlichen Betriebs- und Unternehmensleitungen. Das besondere
Verhandlungsgremium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter.
Es kann sich eine schriftliche Geschäftsordnung geben.

(2) Der Vorsitzende kann weitere Sitzungen einberufen.

§ 13 Zusammenarbeit zwischen besonderem Verhandlungsgremium und Leitungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium schließt mit den Leitungen eine schriftliche Vereinbarung
über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE ab. Zur Erfüllung dieser Aufgabe arbeiten sie vertrau-
ensvoll zusammen.

(2) Die Leitungen haben dem besonderen Verhandlungsgremium rechtzeitig alle erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Das besondere Ver-
handlungsgremium ist insbesondere über das Gründungsvorhaben und den Verlauf des Verfahrens
bis zur Eintragung der SE zu unterrichten. Zeitpunkt, Häufigkeit und Ort der Verhandlungen werden
zwischen den Leitungen und dem besonderen Verhandlungsgremium einvernehmlich festgelegt.

§ 14 Sachverständige und Vertreter von geeigneten außenstehenden Organisationen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium kann bei den Verhandlungen Sachverständige seiner Wahl,
zu denen auch Vertreter von einschlägigen Gewerkschaftsorganisationen auf Gemeinschaftsebene
zählen können, hinzuziehen, um sich von ihnen bei seiner Arbeit unterstützen zu lassen. Diese Sach-
verständigen können, wenn das besondere Verhandlungsgremium es wünscht, an den Verhandlun-
gen in beratender Funktion teilnehmen.

(2) Das besondere Verhandlungsgremium kann beschließen, die Vertreter von geeigneten außenste-
henden Organisationen vom Beginn der Verhandlungen zu unterrichten.

§ 15 Beschlussfassung im besonderen Verhandlungsgremium

(1) Die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums, die in einem Mitgliedstaat gewählt oder
bestellt werden, vertreten alle in dem jeweiligen Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer. Solange
aus einem Mitgliedstaat keine Mitglieder in das besondere Verhandlungsgremium gewählt oder be-
stellt sind (§ 11 Abs. 2), gelten die betroffenen Arbeitnehmer als nicht vertreten. 

(2) Das besondere Verhandlungsgremium beschließt vorbehaltlich des Absatzes 3 und § 16 Abs. 1 mit
der Mehrheit seiner Mitglieder, in der zugleich die Mehrheit der vertretenen Arbeitnehmer enthalten
sein muss. Jedes auf das Inland entfallende Mitglied vertritt gleich viele Arbeitnehmer. 

(3) Hätten die Verhandlungen eine Minderung der Mitbestimmungsrechte zur Folge, so ist für einen
Beschluss zur Billigung einer solchen Vereinbarung eine Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder
des besonderen Verhandlungsgremiums erforderlich, die mindestens zwei Drittel der Arbeitnehmer
in mindestens zwei Mitgliedstaaten vertreten. Dies gilt

1. im Fall einer SE, die durch Verschmelzung gegründet werden soll, sofern sich die Mitbestimmung
auf mindestens 25 Prozent der Gesamtzahl der Arbeitnehmer der beteiligten Gesellschaften und
der betroffenen Tochtergesellschaften erstreckt oder

2. im Fall einer SE, die als Holding-Gesellschaft oder als Tochtergesellschaft gegründet werden soll,
sofern sich die Mitbestimmung auf mindestens 50 Prozent der Gesamtzahl der Arbeitnehmer der
beteiligten Gesellschaften und der betroffenen Tochtergesellschaften erstreckt.
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(4) Minderung der Mitbestimmungsrechte bedeutet, dass

1. der Anteil der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der SE geringer ist als
der höchste in den beteiligten Gesellschaften bestehende Anteil oder 

2. das Recht, Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsorgans der Gesellschaft zu wählen, zu be-
stellen, zu empfehlen oder abzulehnen, beseitigt oder eingeschränkt wird.

(5) Wird eine SE durch Umwandlung gegründet, kann ein Beschluss nach Absatz 3 nicht gefasst werden.

§ 16 Nichtaufnahme oder Abbruch der Verhandlungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium kann beschließen, keine Verhandlungen aufzunehmen
oder bereits aufgenommene Verhandlungen abzubrechen. Für diesen Beschluss ist eine Mehrheit von
zwei Dritteln der Mitglieder erforderlich, die mindestens zwei Drittel der Arbeitnehmer in mindestens
zwei Mitgliedstaaten vertreten. Die Vorschriften für die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitneh-
mer, die in den Mitgliedstaaten gelten, in denen die SE Arbeitnehmer beschäftigt, finden Anwendung. 

(2) Ein Beschluss nach Absatz 1 beendet das Verfahren zum Abschluss der Vereinbarung nach § 21. Ist
ein solcher Beschluss gefasst worden, finden die Regelungen der §§ 22 bis 33 über den SE-Betriebsrat
kraft Gesetzes und der §§ 34 bis 38 über die Mitbestimmung kraft Gesetzes keine Anwendung. 

(3) Wird eine SE durch Umwandlung gegründet, kann ein Beschluss nach Absatz 1 nicht gefasst wer-
den, wenn den Arbeitnehmern der umzuwandelnden Gesellschaft Mitbestimmungsrechte zustehen.

§ 17 Niederschrift

In eine Niederschrift, die vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des besonderen
Verhandlungsgremiums zu unterzeichnen ist, ist aufzunehmen

1. ein Beschluss über den Abschluss einer Vereinbarung nach § 13 Abs. 1, 

2. ein Beschluss über die Nichtaufnahme oder den Abbruch der Verhandlungen nach § 16 Abs. 1 und 

3. die jeweiligen Mehrheiten, mit denen die Beschlüsse gefasst worden sind.

Eine Abschrift der Niederschrift ist den Leitungen zu übermitteln.

§ 18 Wiederaufnahme der Verhandlungen

(1) Frühestens zwei Jahre nach dem Beschluss nach § 16 Abs. 1 wird auf schriftlichen Antrag von min-
destens 10 Prozent der Arbeitnehmer der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe oder von deren
Vertretern ein besonderes Verhandlungsgremium erneut gebildet, mit der Maßgabe, dass an die Stelle
der beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe die SE,
ihre Tochtergesellschaften und Betriebe treten. Die Parteien können eine frühere Wiederaufnahme
der Verhandlungen vereinbaren. 

(2) Wenn das besondere Verhandlungsgremium die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit der Lei-
tung der SE nach Absatz 1 beschließt, in diesen Verhandlungen jedoch keine Einigung erzielt wird, fin-
den die §§ 22 bis 33 über den SE-Betriebsrat kraft Gesetzes und die §§ 34 bis 38 über die Mitbestimmung
kraft Gesetzes keine Anwendung.

(3) Sind strukturelle Änderungen der SE geplant, die geeignet sind, Beteiligungsrechte der Arbeitneh-
mer zu mindern, finden auf Veranlassung der Leitung der SE oder des SE-Betriebsrats Verhandlungen
über die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer der SE statt. Anstelle des neu zu bildenden besonderen
Verhandlungsgremiums können die Verhandlungen mit der Leitung der SE einvernehmlich von dem
SE-Betriebsrat gemeinsam mit Vertretern der von der geplanten strukturellen Änderung betroffenen
Arbeitnehmer, die bisher nicht von dem SE-Betriebsrat vertreten werden, geführt werden. Wird in die-
sen Verhandlungen keine Einigung erzielt, sind die §§ 22 bis 33 über den SE-Betriebsrat kraft Gesetzes
und die §§ 34 bis 38 über die Mitbestimmung kraft Gesetzes anzuwenden. 
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(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gelten die Vorschriften des Teils 2 mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der Leitungen die Leitung der SE tritt.

§ 19 Kosten des besonderen Verhandlungsgremiums

Die durch die Bildung und Tätigkeit des besonderen Verhandlungsgremiums entstehenden erforderli-
chen Kosten tragen die beteiligten Gesellschaften und nach ihrer Gründung die SE als Gesamtschuldner.
Insbesondere sind für die Sitzungen in erforderlichem Umfang Räume, sachliche Mittel, Dolmetscher
und Büropersonal zur Verfügung zu stellen sowie die erforderlichen Reise- und Aufenthaltskosten der
Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums zu tragen.

§ 20 Dauer der Verhandlungen

(1) Die Verhandlungen beginnen mit der Einsetzung des besonderen Verhandlungsgremiums und
können bis zu sechs Monate dauern. Einsetzung bezeichnet den Tag, zu dem die Leitungen zur kon-
stituierenden Sitzung des besonderen Verhandlungsgremiums eingeladen haben. 

(2) Die Parteien können einvernehmlich beschließen, die Verhandlungen über den in Absatz 1 genann-
ten Zeitraum hinaus bis zu insgesamt einem Jahr ab der Einsetzung des besonderen Verhandlungs-
gremiums fortzusetzen.

Teil 3
Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE

Kapitel 1
Beteiligung der Arbeitnehmer kraft Vereinbarung

§ 21 Inhalt der Vereinbarung

(1) In der schriftlichen Vereinbarung zwischen den Leitungen und dem besonderen Verhandlungsgre-
mium wird, unbeschadet der Autonomie der Parteien im Übrigen und vorbehaltlich des Absatzes 6,
festgelegt:

1. der Geltungsbereich der Vereinbarung, einschließlich der außerhalb des Hoheitsgebietes der
Mitgliedstaaten liegenden Unternehmen und Betriebe, sofern diese in den Geltungsbereich einbe-
zogen werden;

2. die Zusammensetzung des SE-Betriebsrats, die Anzahl seiner Mitglieder und die Sitzverteilung,
einschließlich der Auswirkungen wesentlicher Änderungen der Zahl der in der SE beschäftigten
Arbeitnehmer;

3. die Befugnisse und das Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung des SE-Betriebsrats;

4 die Häufigkeit der Sitzungen des SE-Betriebsrats;

5. die für den SE-Betriebsrat bereitzustellenden finanziellen und materiellen Mittel;

6. der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung und ihre Laufzeit; ferner die Fälle, in denen die
Vereinbarung neu ausgehandelt werden soll und das dabei anzuwendende Verfahren.

(2) Wenn kein SE-Betriebsrat gebildet wird, haben die Parteien die Durchführungsmodalitäten des Ver-
fahrens oder der Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung festzulegen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Für den Fall, dass die Parteien eine Vereinbarung über die Mitbestimmung treffen, ist deren Inhalt
festzulegen. Insbesondere soll Folgendes vereinbart werden:



Gesetz zur Einführung der Europäischen Gesellschaft (SEEG) 238

1. die Zahl der Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsorgans der SE, welche die Arbeitnehmer
wählen oder bestellen können oder deren Bestellung sie empfehlen oder ablehnen können; 

2. das Verfahren, nach dem die Arbeitnehmer diese Mitglieder wählen oder bestellen oder deren
Bestellung empfehlen oder ablehnen können und 

3. die Rechte dieser Mitglieder.

(4) In der Vereinbarung soll festgelegt werden, dass auch vor strukturellen Änderungen der SE Ver-
handlungen über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE aufgenommen werden. Die Parteien
können das dabei anzuwendende Verfahren regeln.

(5) Die Vereinbarung kann bestimmen, dass die Regelungen der §§ 22 bis 33 über den SE-Betriebsrat
kraft Gesetzes und der §§ 34 bis 38 über die Mitbestimmung kraft Gesetzes ganz oder in Teilen gelten. 

(6) Unbeschadet des Verhältnisses dieses Gesetzes zu anderen Regelungen der Mitbestimmung der
Arbeitnehmer im Unternehmen muss in der Vereinbarung im Fall einer durch Umwandlung gegrün-
deten SE in Bezug auf alle Komponenten der Arbeitnehmerbeteiligung zumindest das gleiche Ausmaß
gewährleistet werden, das in der Gesellschaft besteht, die in eine SE umgewandelt werden soll. Dies
gilt auch bei einem Wechsel der Gesellschaft von einer dualistischen zu einer monistischen Organisa-
tionsstruktur und umgekehrt.

Kapitel 2
Beteiligung der Arbeitnehmer kraft Gesetzes

Abschnitt 1
SE-Betriebsrat kraft Gesetzes

Unterabschnitt 1 Bildung und Geschäftsführung

§ 22 Voraussetzung

(1) Die Regelungen der §§ 23 bis 33 über den SE-Betriebsrat kraft Gesetzes finden ab dem Zeitpunkt der
Eintragung der SE Anwendung, wenn

1. die Parteien dies vereinbaren oder

2. bis zum Ende des in § 20 angegebenen Zeitraums keine Vereinbarung zustande gekommen ist
und das besondere Verhandlungsgremium keinen Beschluss nach § 16 gefasst hat.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend im Fall des § 18 Abs. 3.

§ 23 Errichtung des SE-Betriebsrats 

(1) Zur Sicherung des Rechts auf Unterrichtung und Anhörung in der SE ist ein SE-Betriebsrat zu errich-
ten. Dieser setzt sich aus Arbeitnehmern der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe zusammen.
Für die Errichtung des SE-Betriebsrats gelten § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1 und 2 Satz 2 und 3, die §§ 7 bis 10 und 11
Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der beteiligten Gesellschaften,
betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe die SE, ihre Tochtergesellschaften und
Betriebe treten. Im Fall des § 22 Abs. 1 Nr. 2 ist für die Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitneh-
mer das Ende des in § 20 angegebenen Zeitraums maßgeblich. Die Mitgliedschaft im SE-Betriebsrat
beginnt mit der Wahl oder Bestellung. Die Dauer der Mitgliedschaft der aus dem Inland kommenden
Mitglieder beträgt vier Jahre, wenn sie nicht durch Abberufung oder aus anderen Gründen vorzeitig
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endet. Für die Abberufung gelten die §§ 8 bis 10 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle der
beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe die SE, ihre
Tochtergesellschaften und Betriebe treten.

(2) Die Leitung der SE lädt unverzüglich nach Benennung der Mitglieder zur konstituierenden Sitzung
des SE-Betriebsrats ein. Der SE-Betriebsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter. 

(3) Der Vorsitzende oder im Fall seiner Verhinderung der Stellvertreter vertritt den SE-Betriebsrat im
Rahmen der von ihm gefassten Beschlüsse. Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem SE-Betriebs-
rat gegenüber abzugeben sind, ist der Vorsitzende oder im Fall seiner Verhinderung der Stellvertreter
berechtigt.

(4) Der SE-Betriebsrat bildet aus seiner Mitte einen Ausschuss von drei Mitgliedern, dem neben dem
Vorsitzenden zwei weitere zu wählende Mitglieder angehören. Der Ausschuss führt die laufenden
Geschäfte des SE-Betriebsrats (geschäftsführender Ausschuss).

§ 24 Sitzungen und Beschlüsse

(1) Der SE-Betriebsrat soll sich eine schriftliche Geschäftsordnung geben, die er mit der Mehrheit seiner
Mitglieder beschließt.

(2) Vor Sitzungen mit der Leitung der SE ist der SE-Betriebsrat oder der geschäftsführende Ausschuss
– gegebenenfalls in der nach § 29 Abs. 3 erweiterten Zusammensetzung – berechtigt, in Abwesenheit
der Vertreter der Leitung der SE zu tagen. Mit Einverständnis der Leitung der SE kann der SE-Betriebs-
rat weitere Sitzungen durchführen. Die Sitzungen des SE-Betriebsrats sind nicht öffentlich.

(3) Der SE-Betriebsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.
Die Beschlüsse des SE-Betriebsrats werden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit
der Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst.

§ 25 Prüfung der Zusammensetzung des SE-Betriebsrats

Alle zwei Jahre, vom Tage der konstituierenden Sitzung des SE-Betriebsrats an gerechnet, hat die Leitung
der SE zu prüfen, ob Änderungen der SE und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe, insbesondere bei
den Arbeitnehmerzahlen in den einzelnen Mitgliedstaaten eingetreten sind. Sie hat das Ergebnis dem
SE-Betriebsrat mitzuteilen. Ist danach eine andere Zusammensetzung des SE-Betriebsrats erforderlich,
veranlasst dieser bei den in den jeweiligen Mitgliedstaaten zuständigen Stellen, dass die Mitglieder des
SE-Betriebsrats in diesen Mitgliedstaaten neu gewählt oder bestellt werden. Mit der neuen Wahl oder
Bestellung endet die Mitgliedschaft der bisherigen Arbeitnehmervertreter aus diesen Mitgliedstaaten.

§ 26 Beschluss zur Aufnahme von Neuverhandlungen

(1) Vier Jahre nach seiner Einsetzung hat der SE-Betriebsrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen
Beschluss darüber zu fassen, ob über eine Vereinbarung nach § 21 verhandelt werden oder die bishe-
rige Regelung weiter gelten soll.

(2) Wird der Beschluss gefasst, über eine Vereinbarung nach § 21 zu verhandeln, so gelten die §§ 13 bis
15, 17, 20 und 21 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des besonderen Verhandlungsgre-
miums der SE-Betriebsrat tritt. Kommt keine Vereinbarung zustande, findet die bisherige Regelung
weiter Anwendung.
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Unterabschnitt 2 Aufgaben

§ 27 Zuständigkeiten des SE-Betriebsrats

Der SE-Betriebsrat ist zuständig für die Angelegenheiten, die die SE selbst, eine ihrer Tochtergesell-
schaften oder einen ihrer Betriebe in einem anderen Mitgliedstaat betreffen oder die über die Befug-
nisse der zuständigen Organe auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hinausgehen.

§ 28 Jährliche Unterrichtung und Anhörung

(1) Die Leitung der SE hat den SE-Betriebsrat mindestens einmal im Kalenderjahr in einer gemeinsa-
men Sitzung über die Entwicklung der Geschäftslage und die Perspektiven der SE unter rechtzeitiger
Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten und ihn anzuhören. Zu den erforderlichen
Unterlagen gehören insbesondere 

1. die Geschäftsberichte,

2. die Tagesordnung aller Sitzungen des Leitungsorgans und des Aufsichts- oder Verwaltungsorgans,

3. die Kopien aller Unterlagen, die der Hauptversammlung der Aktionäre vorgelegt werden.

(2) Zu der Entwicklung der Geschäftslage und den Perspektiven im Sinne von Absatz 1 gehören insbe-
sondere

1. die Struktur der SE sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage;

2. die voraussichtliche Entwicklung der Geschäfts-, Produktions- und Absatzlage;

3. die Beschäftigungslage und ihre voraussichtliche Entwicklung;

4. Investitionen (Investitionsprogramme);

5. grundlegende Änderungen der Organisation;

6. die Einführung neuer Arbeits- und Fertigungsverfahren;

7. die Verlegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen sowie
Verlagerungen der Produktion;

8. Zusammenschlüsse oder Spaltungen von Unternehmen oder Betrieben;

9. die Einschränkung oder Stilllegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen;

10. Massenentlassungen.

(3) Die Leitung der SE informiert die Leitungen über Ort und Tag der Sitzung.

§ 29 Unterrichtung und Anhörung über außergewöhnliche Umstände

(1) Über außergewöhnliche Umstände, die erhebliche Auswirkungen auf die Interessen der Arbeit-
nehmer haben, hat die Leitung der SE den SE-Betriebsrat rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen
Unterlagen zu unterrichten. Als außergewöhnliche Umstände gelten insbesondere

1. die Verlegung oder Verlagerung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen;

2. die Stilllegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebsteilen;

3. Massenentlassungen.

(2) Der SE-Betriebsrat hat das Recht, auf Antrag mit der Leitung der SE oder den Vertretern einer ande-
ren zuständigen, mit eigenen Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten Leitungsebene innerhalb der
SE zusammenzutreffen, um zu den außergewöhnlichen Umständen angehört zu werden.

(3) Auf Beschluss des SE-Betriebsrats stehen die Rechte nach Absatz 2 dem geschäftsführenden Aus-
schuss (§ 23 Abs. 4) zu. Findet eine Sitzung mit dem geschäftsführenden Ausschuss statt, so haben auch
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die Mitglieder des SE-Betriebsrats, die von diesen Maßnahmen unmittelbar betroffene Arbeitnehmer
vertreten, das Recht, daran teilzunehmen.

(4) Wenn die Leitung der SE beschließt, nicht entsprechend der von dem SE-Betriebsrat oder dem ge-
schäftsführenden Ausschuss abgegebenen Stellungnahme zu handeln, hat der SE-Betriebsrat das
Recht, ein weiteres Mal mit der Leitung der SE zusammenzutreffen, um eine Einigung herbeizuführen. 

§ 30 Information durch den SE-Betriebsrat

Der SE-Betriebsrat informiert die Arbeitnehmervertreter der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betrie-
be über den Inhalt und die Ergebnisse der Unterrichtungs- und Anhörungsverfahren. Sind keine Arbeit-
nehmervertreter vorhanden, sind die Arbeitnehmer zu informieren. 

Unterabschnitt 3 Freistellung und Kosten

§ 31 Fortbildung 

Der SE-Betriebsrat kann Mitglieder zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen be-
stimmen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des SE-Betriebsrats erforderlich sind.
Der SE-Betriebsrat hat die Teilnahme und die zeitliche Lage rechtzeitig der Leitung der SE mitzuteilen.
Bei der Festlegung der zeitlichen Lage sind die betrieblichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. 

§ 32 Sachverständige

Der SE-Betriebsrat oder der geschäftsführende Ausschuss können sich durch Sachverständige ihrer
Wahl unterstützen lassen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich
ist. Sachverständige können auch Vertreter von Gewerkschaften sein.

§ 33 Kosten und Sachaufwand

Die durch die Bildung und Tätigkeit des SE-Betriebsrats und des geschäftsführenden Ausschusses ent-
stehenden erforderlichen Kosten trägt die SE. Im Übrigen gilt § 19 Satz 2 entsprechend. 

Abschnitt 2
Mitbestimmung kraft Gesetzes

§ 34 Besondere Voraussetzungen 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 22 vor, finden die Regelungen über die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer kraft Gesetzes nach den §§ 35 bis 38 Anwendung

1. im Fall einer durch Umwandlung gegründeten SE, wenn in der Gesellschaft vor der Umwandlung
Bestimmungen über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan
galten;

2. im Fall einer durch Verschmelzung gegründeten SE, wenn

a) vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder meh-
rere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf mindestens 25 Prozent der Gesamtzahl
der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften und betroffenen Tochtergesellschaften erstreck-
ten oder

b) vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder meh-
rere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf weniger als 25 Prozent der Gesamtzahl
der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften und betroffenen Tochtergesellschaften er-
streckten und das besondere Verhandlungsgremium einen entsprechenden Beschluss fasst;
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3. im Fall einer durch Errichtung einer Holding-Gesellschaft oder einer Tochtergesellschaft gegründe-
ten SE, wenn

a) vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder mehrere
Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf mindestens 50 Prozent der Gesamtzahl der Ar-
beitnehmer aller beteiligten Gesellschaften und betroffenen Tochtergesellschaften erstreckten
oder

b) vor der Eintragung der SE in einer oder mehreren der beteiligten Gesellschaften eine oder meh-
rere Formen der Mitbestimmung bestanden und sich auf weniger als 50 Prozent der Gesamtzahl
der Arbeitnehmer aller beteiligten Gesellschaften und betroffenen Tochtergesellschaften
erstreckten und das besondere Verhandlungsgremium einen entsprechenden Beschluss fasst.

(2) Bestanden in den Fällen von Absatz 1 Nr. 2 und 3 mehr als eine Form der Mitbestimmung im Sinne
des § 2 Abs. 12 in den verschiedenen beteiligten Gesellschaften, so entscheidet das besondere Verhand-
lungsgremium, welche von ihnen in der SE eingeführt wird. Wenn das besondere Verhandlungsgre-
mium keinen solchen Beschluss fasst und eine inländische Gesellschaft, deren Arbeitnehmern Mit-
bestimmungsrechte zustehen, an der Gründung der SE beteiligt ist, ist die Mitbestimmung nach § 2
Abs. 12 Nr. 1 maßgeblich. Ist keine inländische Gesellschaft, deren Arbeitnehmern Mitbestimmungs-
rechte zustehen, beteiligt, findet die Form der Mitbestimmung nach § 2 Abs. 12 Anwendung, die sich
auf die höchste Zahl der in den beteiligten Gesellschaften beschäftigten Arbeitnehmer erstreckt. 

(3) Das besondere Verhandlungsgremium unterrichtet die Leitungen über die Beschlüsse, die es nach
Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b und Nr. 3 Buchstabe b und Absatz 2 Satz 1 gefasst hat.

§ 35 Umfang der Mitbestimmung

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Nr. 1 (Gründung einer SE durch Umwandlung) vor, bleibt
die Regelung zur Mitbestimmung erhalten, die in der Gesellschaft vor der Umwandlung bestanden hat.

(2) Liegen die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Nr. 2 (Gründung einer SE durch Verschmelzung) oder des
§ 34 Abs. 1 Nr. 3 (Gründung einer Holding-SE oder Tochter-SE) vor, haben die Arbeitnehmer der SE, ihrer
Tochtergesellschaften und Betriebe oder ihr Vertretungsorgan das Recht, einen Teil der Mitglieder des
Aufsichts- oder Verwaltungsorgans der SE zu wählen oder zu bestellen oder deren Bestellung zu emp-
fehlen oder abzulehnen. Die Zahl dieser Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan
der SE bemisst sich nach dem höchsten Anteil an Arbeitnehmervertretern, der in den Organen der
beteiligten Gesellschaften vor der Eintragung der SE bestanden hat.

§ 36 Sitzverteilung und Bestellung

(1) Der SE-Betriebsrat verteilt die Zahl der Sitze im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan auf die Mitgliedstaa-
ten, in denen Mitglieder zu wählen oder zu bestellen sind. Die Verteilung richtet sich nach dem jeweiligen
Anteil der in den einzelnen Mitgliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer der SE, ihrer Tochtergesellschaf-
ten und Betriebe. Können bei dieser anteiligen Verteilung die Arbeitnehmer aus einem oder mehreren
Mitgliedstaaten keinen Sitz erhalten, so hat der SE-Betriebsrat den letzten zu verteilenden Sitz einem bis-
her unberücksichtigten Mitgliedstaat zuzuweisen. Dieser Sitz soll, soweit angemessen, dem Mitgliedstaat
zugewiesen werden, in dem die SE ihren Sitz haben wird. Dieses Verteilungsverfahren gilt auch in dem
Fall, in dem die Arbeitnehmer der SE Mitglieder dieser Organe empfehlen oder ablehnen können.

(2) Soweit die Mitgliedstaaten über die Besetzung der ihnen zugewiesenen Sitze keine eigenen Rege-
lungen treffen, bestimmt der SE-Betriebsrat die Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgan der SE. 

(3) Die Ermittlung der auf das Inland entfallenden Arbeitnehmervertreter des Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgans der SE erfolgt durch ein Wahlgremium, das sich aus den Arbeitnehmervertretungen der
SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe zusammensetzt. Für das Wahlverfahren gelten § 6 Abs. 2
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bis 4, § 8 Abs. 1 Satz 2 bis 5, Abs. 2 bis 7 und die §§ 9 und 10 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die
Stelle der beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe die
SE, ihre Tochtergesellschaften und Betriebe treten. Das Wahlergebnis ist der Leitung der SE, dem SE-
Betriebsrat, den Gewählten, den Sprecherausschüssen und Gewerkschaften mitzuteilen.

(4) Die nach den Absätzen 2 und 3 ermittelten Arbeitnehmervertreter werden der Hauptversammlung
der SE zur Bestellung vorgeschlagen. Die Hauptversammlung ist an diese Vorschläge gebunden.

§ 37 Abberufung und Anfechtung

(1) Ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied der Arbeitnehmer aus dem Inland im Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgan kann vor Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Antragsberechtigt sind 

1. die Arbeitnehmervertretungen, die das Wahlgremium gebildet haben; 

2. in den Fällen der Urwahl mindestens drei wahlberechtigte Arbeitnehmer;

3. für ein Mitglied nach § 6 Abs. 3 nur die Gewerkschaft, die das Mitglied vorgeschlagen hat; 

4 für ein Mitglied nach § 6 Abs. 4 nur der Sprecherausschuss, der das Mitglied vorgeschlagen hat. 

Für das Abberufungsverfahren gelten die §§ 8 bis 10 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle
der beteiligten Gesellschaften, betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen Betriebe die SE,
ihre Tochtergesellschaften und Betriebe treten; abweichend von § 8 Abs. 5 und § 10 Abs. 1 Satz 3 bedarf
der Beschluss einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. Die Arbeitnehmervertreter
sind von der Hauptversammlung der SE abzuberufen.

(2) Die Wahl eines Mitglieds oder eines Ersatzmitglieds der Arbeitnehmer aus dem Inland im Aufsichts-
oder Verwaltungsorgan kann angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht
erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst wer-
den konnte. Zur Anfechtung berechtigt sind die in Absatz 1 Satz 2 Genannten, der SE-Betriebsrat und
die Leitung der SE. Die Klage muss innerhalb eines Monats nach dem Bestellungsbeschluss der Haupt-
versammlung erhoben werden.

§ 38 Rechtsstellung; Innere Ordnung

(1) Die Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der SE haben die gleichen Rechte
und Pflichten wie die Mitglieder, die die Anteilseigner vertreten.

(2) Die Zahl der Mitglieder des Leitungsorgans (§ 16 des SE-Ausführungsgesetzes) oder der geschäfts-
führenden Direktoren (§ 40 des SE-Ausführungsgesetzes) beträgt mindestens zwei. Einer von ihnen ist
für den Bereich Arbeit und Soziales zuständig.

(3) Besteht in einer der beteiligten Gesellschaften das Aufsichtsorgan aus derselben Zahl von Anteils-
eigner- und Arbeitnehmervertretern sowie einem weiteren Mitglied, so ist auch im Aufsichts- oder
Verwaltungsorgan der SE ein weiteres Mitglied auf gemeinsamen Vorschlag der Anteilseigner- und
der Arbeitnehmervertreter zu wählen. 

Abschnitt 3
Tendenzschutz

§ 39 Tendenzunternehmen

(1) Auf eine SE, die unmittelbar und überwiegend 

1. politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen
oder künstlerischen Bestimmungen oder
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2. Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Artikel 5 Abs. 1 Satz 2 des Grund-
gesetzes anzuwenden ist,

dient, findet Abschnitt 2 keine Anwendung. 

(2) Eine Unterrichtung und Anhörung beschränkt sich auf die Gegenstände des § 28 Abs. 2 Nr. 5 bis 10
und des § 29 und erfolgt nur über den Ausgleich oder die Milderung der wirtschaftlichen Nachteile,
die den Arbeitnehmern infolge der Unternehmens- oder Betriebsänderung entstehen.

Teil 4
Grundsätze der Zusammenarbeit und Schutzbestimmungen

§ 40 Vertrauensvolle Zusammenarbeit

Die Leitung der SE und der SE-Betriebsrat oder die Arbeitnehmervertreter im Rahmen eines Verfah-
rens zur Unterrichtung und Anhörung arbeiten zum Wohl der Arbeitnehmer und des Unternehmens
oder der Unternehmensgruppe vertrauensvoll zusammen. 

§ 41 Geheimhaltung; Vertraulichkeit

(1) Informationspflichten der Leitungen und der Leitung der SE nach diesem Gesetz bestehen nur,
soweit bei Zugrundelegung objektiver Kriterien dadurch nicht Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse
der an der Gründung beteiligten Gesellschaften, der SE oder deren jeweiliger Tochtergesellschaften
und Betriebe gefährdet werden.

(2) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder eines SE-Betriebsrats sind unabhängig von ihrem Aufenthalts-
ort verpflichtet, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum SE-
Betriebsrat bekannt geworden und von der Leitung der SE ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig
bezeichnet worden sind, nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten. Dies gilt auch nach dem
Ausscheiden aus dem SE-Betriebsrat. 

(3) Die Pflicht zur Vertraulichkeit des SE-Betriebsrats nach Absatz 2 gilt nicht gegenüber den

1. Mitgliedern des SE-Betriebsrats;

2. Arbeitnehmervertretern der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe, wenn diese auf Grund
einer Vereinbarung nach § 21 oder nach § 30 über den Inhalt der Unterrichtung und die Ergebnisse
der Anhörung zu informieren sind; 

3. Arbeitnehmervertretern im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der SE sowie

4. Dolmetschern und Sachverständigen, die zur Unterstützung herangezogen werden. 

(4) Die Pflicht zur Vertraulichkeit nach Absatz 2 gilt entsprechend für

1. die Mitglieder und Ersatzmitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums;

2. die Arbeitnehmervertreter der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe;

3. die Arbeitnehmervertreter, die in sonstiger Weise an einem Verfahren zur Unterrichtung und
Anhörung teilnehmen;

4. die Sachverständigen und Dolmetscher.

(5) Die Ausnahme von der Pflicht zur Vertraulichkeit nach Absatz 3 Nr. 1 gilt für den Personenkreis
nach Absatz 4 Nr. 1 bis 3 entsprechend. Die Pflicht zur Vertraulichkeit gilt ferner nicht für

1. die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums gegenüber Dolmetschern und Sach-
verständigen;
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2. die Arbeitnehmervertreter nach Absatz 4 Nr. 3 gegenüber Arbeitnehmervertretern im Aufsichts-
oder Verwaltungsorgan der SE, gegenüber Dolmetschern und Sachverständigen, die vereinba-
rungsgemäß zur Unterstützung herangezogen werden und gegenüber Arbeitnehmervertretern
der SE, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe, sofern diese nach der Vereinbarung (§ 21) über
den Inhalt der Unterrichtungen und die Ergebnisse der Anhörung zu unterrichten sind.

§ 42 Schutz der Arbeitnehmervertreter

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben genießen die

1. Mitglieder des besonderen Verhandlungsgremiums; 

2. Mitglieder des SE-Betriebsrats; 

3. Arbeitnehmervertreter, die in sonstiger Weise bei einem Verfahren zur Unterrichtung und
Anhörung mitwirken; 

4. Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der SE; 

die Beschäftigte der SE, ihrer Tochtergesellschaften oder Betriebe oder einer der beteiligten Gesell-
schaften, betroffenen Tochtergesellschaften oder betroffenen Betriebe sind, den gleichen Schutz und
die gleichen Sicherheiten wie die Arbeitnehmervertreter nach den Gesetzen und Gepflogenheiten des
Mitgliedstaats, in dem sie beschäftigt sind. Dies gilt insbesondere für 

1. den Kündigungsschutz, 

2. die Teilnahme an den Sitzungen der jeweiligen in Satz 1 genannten Gremien und

3. die Entgeltfortzahlung.

§ 43 Missbrauchsverbot

Eine SE darf nicht dazu missbraucht werden, den Arbeitnehmern Beteiligungsrechte zu entziehen oder
vorzuenthalten. Missbrauch wird vermutet, wenn ohne Durchführung eines Verfahrens nach § 18 Abs.
3 innerhalb eines Jahres nach Gründung der SE strukturelle Änderungen stattfinden, die bewirken, dass
den Arbeitnehmern Beteiligungsrechte vorenthalten oder entzogen werden.

§ 44 Errichtungs- und Tätigkeitsschutz

Niemand darf

1. die Bildung des besonderen Verhandlungsgremiums, die Errichtung eines SE-Betriebsrats oder
die Einführung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung nach § 21 Abs. 2 oder die Wahl,
Bestellung, Empfehlung oder Ablehnung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwal-
tungsorgan behindern oder durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder durch Gewäh-
rung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen;

2. die Tätigkeit des besonderen Verhandlungsgremiums, des SE-Betriebsrats oder der Arbeitneh-
mervertreter nach § 21 Abs. 2 oder die Tätigkeit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder
Verwaltungsorgan behindern oder stören oder

3. ein Mitglied oder Ersatzmitglied des besonderen Verhandlungsgremiums, des SE-Betriebsrats oder
einen Arbeitnehmervertreter nach § 21 Abs. 2 oder einen Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
oder Verwaltungsorgan wegen seiner Tätigkeit  benachteiligen oder begünstigen.
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Teil 5
Straf- und Bußgeldvorschriften; Schlussbestimmung

§ 45 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 41 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 4, ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis ver-
wertet oder

2. entgegen § 43 Satz 1 eine SE dazu missbraucht, Arbeitnehmern Beteiligungsrechte zu entziehen
oder vorzuenthalten.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 41 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 4, ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offen-
bart,

2. entgegen § 44 Nr. 1 oder 2 eine dort genannte Tätigkeit behindert, beeinflusst oder stört oder

3. entgegen § 44 Nr. 3 eine dort genannte Person benachteiligt oder begünstigt.

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder Geldstrafe.

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und des Absatzes 2 Nr. 2 und 3
sind das besondere Verhandlungsgremium, der SE-Betriebsrat, die Mehrheit der Arbeitnehmervertre-
ter im Rahmen eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung, jedes Mitglied des Aufsichts- oder
Verwaltungsorgans, eine im Unternehmen vertretene Gewerkschaft sowie die Leitungen antragsbe-
rechtigt. 

§ 46 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 4 Abs. 2 oder § 5 Abs. 4 Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit § 18 Abs. 4, eine Informa-
tion nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gibt oder

2. entgegen § 28 Abs. 1 Satz 1 oder § 29 Abs. 1 Satz 1 den SE-Betriebsrat nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig unterrichtet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro geahndet werden.

§ 47 Geltung nationalen Rechts

(1) Dieses Gesetz berührt nicht die den Arbeitnehmern nach inländischen Rechtsvorschriften und
Regelungen zustehenden Beteiligungsrechte, mit Ausnahme

1. der Mitbestimmung in den Organen der SE;

2. der Regelung des Europäische Betriebsräte-Gesetzes, es sei denn, das besondere Verhandlungs-
gremium hat einen Beschluss nach § 16 gefasst.

(2) Regelungen und Strukturen über die Arbeitnehmervertretungen einer beteiligten Gesellschaft mit
Sitz im Inland, die durch die Gründung der SE als eigenständige juristische Person erlischt, bestehen
nach Eintragung der SE fort. Die Leitung der SE stellt sicher, dass diese Arbeitnehmervertretungen ihre
Aufgaben weiterhin wahrnehmen können.
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Artikel 3 bis 8

Folgeänderungen

Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Sie fragen, wir antworten!

Von Montag bis Donnerstag von 8:00 bis 20:00 Uhr bzw. Freitag von 8:00 bis
12:00 Uhr steht Ihnen unser Bürgertelefon zu den Themen Mittelstand/Exis-
tenzgründung, Arbeitsmarktpolitik, Arbeitsrecht und Teilzeit/Altersteilzeit/
Minijobs/Ausbildung zur Verfügung (0,12 EUR/Min. aus dem Festnetz).

Infotelefon zum Mittelstand/Existenzgründung: 
0 18 05 / 615 - 001

Infotelefon zur Arbeitsmarktpolitik und -förderung: 
0 18 05 / 615 - 002

Infotelefon zum Arbeitsrecht: 
0 18 05 / 615 - 003

Infotelefon zur Teilzeit/Altersteilzeit/Minijobs: 
0 18 05 / 615 - 004 

Infotelefon zur Ausbildung
0 18 05 / 615 - 007

Bürgertelefon
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